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Clusterförderung ist ein Standard in der regionalwirtschaftlichen Struktur- und Innovations-
förderung. Gleichzeitig dauert die wissenschaftliche Debatte zur institutionellen Ausgestaltung 
von Clusterförderung an, insbesondere hinsichtlich der Nachhaltigkeit von Clustermanagement 
mit öffentlicher Anschubfinanzierung. Die Untersuchung verbindet zwei Kernaspekte der De-
batte: Clustermanagement an sich und die Rolle des Staates bei der Unterstützung von Clustern. 
Der in der Literatur gängigen Gleichsetzung nachhaltigen Clustermanagements mit rein privat 
finanzierten Clusterinstitutionen wird im Ergebnis widersprochen. Zur fortwährenden Gene-
rierung positiver Externalitäten im Cluster ist stets auch eine Bereitstellung von öffentlichen 
Gütern vonnöten. Eine Umwandlung öffentlicher Güter in private und Klubgüter bleibt in der 
Praxis ungenügend. Der Staat wird so langfristig stets in eine Förderrolle gezwungen, sollte die 
Unterstützung der Clustergenese wirtschaftspolitische Zielstellung bleiben und somit eine Ge-
nerierung regionaler Spillovereffekte gewollt sein. Diese Arbeit leistet diesbezüglich einen ana-
lytischen Beitrag zur clusterpolitischen Theoriedebatte und formuliert umsetzungsorientierte 
Empfehlungen für Praktiker in Politik und Clustermanagement.
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1.  Einleitung 
In der Wirtschaftspolitik hat sich in den vergangenen zwei Jahrzehnten ein Paradigmenwechsel 
ereignet. Die traditionelle Strukturpolitik ist vielerorts von clusterpolitischen Ansätzen ergänzt oder 
gar verdrängt worden (Vgl. Rehfeld 2005). Ausschlaggebend für diese Entwicklung war die durch 
Michael Porter 1990 und 1998 einer breiteren Öffentlichkeit ins Bewusstsein gerufene Rolle der 
regionalspezifischen Umfeldfaktoren für die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und damit auch 
für ganze regionale und nationale Wirtschaftsstandorte. Erfolgreiche regionale Cluster stehen damit 
sinnbildlich für den Erfolg ganzer Nationen im internationalen Wettbewerb. Regionalen Clustern 
werden in Theorie und Praxis eigendynamische und sich selbst verstärkende positive 
Entwicklungspfade zugeschrieben, welche die Innovations- und Ertragskraft und damit die 
Produktivität sowie das Wirtschaftswachstum der jeweils betroffenen Regionen signifikant steigern 
können. Im Zentrum dieser Dynamik stehen dabei lokal auftretende Externalitäten wie 
Wissensspillover, Zugang zu spezialisierten Arbeitsmärkten, hochsynergetischem Zugang zu 
gemeinsamen Infrastrukturen, einer erhöhten Gründungsdynamik u.a., die zusammengenommen als 
sogenannte Clustereffekte die Dynamik des Standortes antreiben. Die Nutzung wirtschaftlicher 
Agglomerationstendenzen im Interesse wirtschaftspolitischer Ziele wie Wachstum und Beschäftigung 
erscheint im Auge wirtschaftspolitischer Entscheidungsträger daher lohnend und folgerichtig (Benner 
2012: XIII).  
Die Entwicklungsdynamik und damit das Wachstum von Clustern resultiert maßgeblich aus den oben 
genannten Clustereffekten, deren zielgerichtete Mobilisierung der Ausgangspunkt jeder Clusterpolitik 
sein muss (Vgl. Ketels 2007). Allerdings sind die zugrundeliegenden Interaktionen im Cluster politisch 
kaum zu gestalten (Vgl. Rehfeld 2005), wodurch aus förderpolitischer Sicht die Einrichtung einer 
strategisch-operativen Zwischenebene zur kontinuierlichen Verwaltung und Steuerung von Clustern, 
dem sogenannten Clustermanagement, notwendig wird. Clustermanagement1 bezieht sich dabei auf 
regionale und lokale Aktivitäten, die darauf ausgerichtet sind, durch das Zusammenwirken öffentlicher 
und privater Akteure eines Clusters vor Ort sowie die aktive Vernetzung von Wissenschaft und 
Wirtschaft die Wettbewerbsfähigkeit der einzelnen Unternehmen im Cluster und damit des Standorts 
insgesamt zu fördern (Vgl. Terstriep 2007). Die einzelnen Maßnahmen eines Clustermanagements 
reichen dabei von bloßer Informationsbereitstellung über die Durchführung von 
Netzwerkveranstaltungen bis hin zu Qualifizierungsmaßnahmen und internationaler 
Standortpromotion.  
Die Clusterdynamik ist vornehmlich sozialer Natur, schlägt sich allerdings ökonomisch nieder. Einem 
erfolgreichen Clustermanagement gelingt es, das lokale Sozialkapital2 so weit zu steigern, dass das 
endogene Potential der Region zur Generierung von technologischen und Wissensspillovern 
mobilisiert wird und eine lebendige, selbsttragende Innovations- und Wachstumsdynamik entsteht 
(Vgl. Fritsch 2004). Entscheidend in diesem Prozess ist die Erkenntnis der Clusterakteure am Standort, 
dass Interaktion und Kooperation in komplementären Bereichen ihres jeweiligen Leistungsspektrums 
leistungssteigernd wirken können. Auf der Basis erfolgreicher Kooperationen kann damit über die Zeit 
Vertrauen im Cluster entstehen und Kooperationen werden vertieft (Vgl. Smith/Brown 2009; 
                                                          
1
 In der Literatur werden Körperschaften zum Management von Clustern auch als network administration offices bezeichnet. 
2
 Der Aufbau von Sozialkapital und Vertrauen sind zentrale Determinanten in der Bildung und Wirkung von 
Clusteragglomerationen (Lublinski 2003: 456). Sozialkapital bezieht sich auf diejenigen Ressourcen, die über soziale 
Beziehungen der individuellen lokalen Akteure untereinander mobilisiert werden können. Im Fokus stehen dabei 






Jungwirth/Müller 2014b). Gelingt es, auf dieser Grundlage ein gemeinsames Selbstverständnis zu 
schaffen und eine Clusterkultur zu etablieren, steigt die Bereitschaft der Akteure, über konkrete 
Projekte hinaus dauerhaft sowohl Zeit als auch Geld in Aktivitäten zum weiteren Ausbau des Clusters 
und seiner Institutionen zu investieren (Vgl. Beer/Terstriep 2010).  
Die Mobilisierung bzw. Schaffung von Clustern ist ein sehr langwieriger Prozess, ganz zu schweigen 
von der gegebenen Möglichkeit des Scheiterns (Ketels 2003: 15). Daraus resultiert mitunter eine 
langfristige Abhängigkeit einzelner Clusterfördermaßnahmen von öffentlichen Geldern. Es stellt sich 
damit die Frage, ob einzelne Cluster und deren Clustermanagementorganisationen überlebensfähig 
sein werden, sollte die öffentliche Förderung eines Tages auslaufen. Von der langfristigen 
Überlebensfähigkeit der Clustermanagementorganisationen sowie der von ihnen geschaffenen bzw. 
unterstützten Netzwerken hängt es jedoch ab, ob Maßnahmen zur Clusterbildung und 
Clusterentwicklung Erfolg haben werden oder nicht (Vgl. Müller 2009; Müller/Jungwirth 2016). Zudem 
besteht im Falle nur bedingt oder unzureichend gegebener regionaler Clusterbildungspotentiale 
möglicherweise das Problem einer ausbleibenden Interaktionsdynamik, die zu sichtbaren Mehrwerten 
und damit zu erhöhter Zahlungsbereitschaft für vom Clustermanagement bereitgestellte 
Dienstleistungen führen könnte. Nach Auslaufen etwaiger öffentlicher finanzieller Förderprogramme 
und dem damit einhergehenden Ausfall des Clustermanagements als führender Instanz droht damit in 
bestimmten Fällen ein Zusammenbruch mühsam aufgebauter Netzwerkstrukturen.   
1.1 Problemstellung und Ziel der Arbeit  
Für Wissenschaft und Praxis besteht ein großes Interesse, hinreichende Erfolgsfaktoren für die 
Umsetzung effektiven Clustermanagements vor dem politischen Hintergrund der öffentlichen 
Clusterpolitik zu erarbeiten. Mit einem analytischen Fokus auf die Clusterpolitik in Deutschland soll im 
Rahmen der vorliegenden Arbeit das Zusammenspiel zwischen Clusterpolitik und Clustermanagement 
auf die Effektivität staatlicher Clusterförderung im Allgemeinen und nachhaltigen 
Clustermanagements im Besonderen hin untersucht werden. Besonderes Augenmerk soll dabei auf 
die Frage der Berücksichtigung von wesentlichen clusterspezifischen Mechanismen bzw. 
Clustereffekten in Clusterpolitik und Clustermanagement sowie die operative und strategische 
Ausgestaltung des letzteren gelegt werden3. Eine wichtige Rolle spielt in diesem Zusammenhang die 
begleitende Entwicklung eines klar umrissenen Nachhaltigkeitsbegriffs in Bezug auf 
Clustermanagement. Erkenntnisleitend soll dabei die Frage sein, ob die öffentliche Hand vor dem 
Hintergrund des Problems ausbleibender lokaler Externalitäten ein Clustermanagement dauerhaft 
fördern sollte. 
Die wissenschaftliche Debatte zur Formulierung einer adäquaten Clustertheorie sowie einer ihren 
Grundsätzen gerecht werdenden Theorie der Clusterpolitik zur fundierten Anleitung von politischen 
Akteuren ist in vollem Gange, jedoch aufgrund der Komplexität des betrachteten Gegenstands noch 
nicht gänzlich abgeschlossen (Vgl. Häfner 2016: 427). Die theoretischen Ansätze zur Definition einer 
normativen Clusterpolitik (z.B. Benner 2012) sind noch unvollständig. Nach einer regen und auch 
kritischen Theoriebildungsdynamik im Bereich der regionalökonomischen Cluster- und 
Innovationsforschung in den 1990er und 2000er Jahren zeichnen sich derzeit keine neuen Theorien 
und Modelle ab, vielmehr erfolgt eine graduelle Weiterentwicklung auf konzeptioneller Ebene 
einzelner Teilaspekte im Hinblick auf die Evaluation und Weiterentwicklung des Clusterkonzepts in der 
praktischen Umsetzung (Vgl. Koschatzky 2012; siehe u.a. Jappe-Heinze et al. 2008; Benner 2012; Kiese 
2012; Häfner 2014). Ausgehend von der in der Wissenschaft häufig kritisierten konzeptionellen 
                                                          
3
 Fragen der Identifikation oder des Nachweises von Clusterstrukturen sollen dabei jedoch explizit ausgeklammert bleiben. 





Schwäche der Clustertheorie gibt es einen großen Interpretationsspielraum für wirtschaftspolitische 
Entscheidungsträger in der Umsetzung des Clusterkonzeptes in der Regionalförderung ((siehe 
Martin/Sunley 2003; Floeting 2008; Heimpold 2011; Graffenberger et al. 2011). In der Folge kommt es 
zu Diskrepanzen zwischen der normativen theoretischen Ebene der Clusterpolitik und der positiven 
praktischen Realität. In diesem Zusammenhang sind Kieses (2008) Arbeit zur Untersuchung des 
Einflusses politischer und bürokratischer Rationalitäten auf die Konzeption von Clusterpolitik in der 
Praxis sowie sein Beitrag zum oftmals beklagten Theoriedefizit der praktischen Clusterpolitik 
hervorzuheben, wonach die Clusterförderung in der Praxis zwar von der klassischen Clusterdefinition 
nach Porter ausginge, jedoch die jeweiligen Clusterinitiativen häufig an den zugrundeliegenden 
wirtschaftstheoretischen Grundlagen einer Clusterbildung vorbeistrukturiert seien (Vgl. 
Heidenreich/Miljak 2005; Wrobel/Kiese 2009; Heimpold 2011; Jungwirth et al. 2011a). 
Ähnlich verhält es sich im Hinblick auf die Konzeption und Umsetzung von 
Clustermanagementprogrammen, welche als operative Wirkungsebenen regionaler Clusterpolitiken 
häufig Gegenstand – ebenfalls meist positiver – netzwerktheoretischer Untersuchungen sind (z.B. 
Payer 2002; Kaminski 2009; Lerch 2009; Müller 2009). Ebenso findet Clustermanagement in der 
Literatur zur Ergründung der theoretischen und praktischen Erfolgsgrundlagen von Clustern per se 
Widerhall (siehe Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005; Hamm/Göbel 2010; Müller/Jungwirth 2011, 2016), 
die sich teils speziell mit den langfristigen Auswirkungen unterschiedlicher Führungsmodi von Clustern 
beschäftigen (z.B. Müller 2009; Sydow et al. 2011). Es existieren zudem allgemeine fallstudienbasierte 
Untersuchungen zur optimalen Gestaltung regionalspezifisch ausgerichteter bzw. integrierter 
Clustermanagementkonzepte (z.B. Beckord 2007) sowie eine Reihe von Handlungsanweisungen zur 
vermeintlich optimalen Umsetzung von Clustermanagementmaßnahmen aus dem Bereich der 
Beratungsliteratur (z.B. Schretlen et al. 2011; Christensen et al. 2012). Die Frage der Nachhaltigkeit 
findet sich stets in Teilaspekten wie Finanzierung (z.B. Beer/Terstriep 2010) oder – etwas umfassender 
– in Bezug auf nachhaltigkeitsorientiertes Netzwerkmanagement (z.B. Buhl 2010) wieder. Es fehlt 
jedoch an einer umfassenden grundsätzlichen Betrachtung des Wesens der Nachhaltigkeit von 
Clustermanagement im Kontext einer langfristig effektiven Standortentwicklung sowie der Frage, ob 
der bestehende Nachhaltigkeitsbegriff vor dem Hintergrund des scheinbar unauflösbaren 
Spannungsverhältnisses zwischen öffentlichen und privaten Zielstellungen einer Clusterförderung 
gegebenenfalls erweitert werden muss.  
Damit Cluster langfristig Vorteile für ihre Mitglieder generieren können, ist ein nachhaltiger und 
langfristiger Aufbau von Clusterstrukturen notwendig. Dazu gehören ein stabiles Netzwerk und der 
Aufbau von kontinuierlichen Organisationsstrukturen und Prozessabläufen (Koschatzky 2011: 11). 
Clustermanagement ist nicht zufällig besonders dort erfolgreich, wo es durch eigens hierfür zuständige 
Managementstrukturen bzw. -organisationen erfolgt (Vgl. Rehfeld 2005). Diese werden von den 
beteiligten Unternehmen und Instituten getragen und bedürfen eines geeigneten 
wirtschaftspolitischen Umfelds, das das Clustermanagement ab einem gewissen Punkt in der 
Clustergenese weitgehend unterstützt (Vgl. Rehfeld 2005). Die vorliegende Arbeit versucht nun analog 
zu den o.g. Beiträgen, einen positiven Beitrag zur clusterpolitischen Theoriedebatte zu leisten, indem 
sie ganzheitlich die Möglichkeiten zur Gestaltung eines nachhaltigen Clustermanagements vor dem 
Hintergrund öffentlicher (Anschub-)Förderung und Finanzierung untersucht und in 
umsetzungsorientierte Empfehlungen für clusterpolitische Praktiker in Politik und Clustermanagement 
überführt. Erkenntnisleitend soll dabei die Frage sein, ob der Staat zur fortwährenden Generierung 
von Spillovereffekten durch die Bereitstellung öffentlicher und Klubgüter dauerhaft finanziell in der 
Clusterförderung involviert bleiben muss.  
Ausgangspunkt der vorliegenden Arbeit ist die Frage nach den allgemeinen clusterpolitischen 





es dabei um die Frage, was einen Cluster langfristig erfolgreich macht und wie bzw. zu welchem Grad 
diese Bedingungen durch clusterpolitische Eingriffe geschaffen werden können. Darauf aufbauend 
erfolgt eine normative Charakterisierung effektiven Clustermanagements auf Basis gängiger 
Clustermanagementansätze, deren Strukturen, Zielen und Maßnahmen sowie der Formulierung 
clustermanagementorientierter Nachhaltigkeitsgrundsätze. Clustermanagement operiert in einem 
Spannungsfeld unterschiedlicher Erwartungshorizonte, Interessenlagen und Legitimations- sowie 
Sachzwänge im Umfeld der jeweiligen Stakeholder. In diesem Spannungsfeld unterschiedlicher 
regionaler Ausgangslagen versuchen Clustermanager, ihre jeweiligen Ziele zu verfolgen. Es wird daher 
untersucht, wie Clustermanager und Clusterpolitiker dabei mit den bekannten Hemmnissen für eine 
Verstetigung von Clustermanagement umgehen, welche Umstände, Anreize und Zwänge ihre 
letztendliche Praxis bestimmen und welche realistischen Gestaltungsmöglichkeiten gesehen werden. 
Das theoretische Hauptziel dieser Arbeit ist die Erforschung der Möglichkeiten zur Gestaltung eines 
nachhaltigen Clustermanagements vor dem Hintergrund staatlicher Anschubförderung. Es soll 
bestimmt werden, was die Nachhaltigkeit von Clustermanagement ausmacht und wie ein nachhaltiges 
Clustermanagement etabliert werden kann. Die wechselseitigen Erwartungshaltungen der beiden 
Akteursgruppen der Clusterpolitiker als zentrale Stakeholder eines Clustermanagements und dem 
Clustermanagement selbst sollen hierbei zusätzlichen Aufschluss geben. Zentral geht es dabei um die 
Frage, wie die einzelnen Akteursgruppen, deren Interaktion miteinander und der Clustererfolg 
zusammenhängen. Der erste Teil der Forschungsfragen – Block A – beschäftigt sich dabei mit den 
theoretischen und praktischen Grundlagen der Clusterförderung durch Politik und 
Clustermanagement. Der zweite Teil – Block B – konzentriert sich auf die praktische Umsetzung von 
nachhaltigkeitsorientiertem Clustermanagement vor dem Hintergrund der bekannten Hemmnisse auf 
dem Weg zu einer mitgliederfinanzierten Verstetigung. Hier soll die Berücksichtigung des jeweiligen 
Erwartungs- und Erfahrungskontexts der beteiligten Akteure helfen, zu einem besseren Verständnis 
des möglichen Umgangs mit den bekannten Hemmnissen und Unzulänglichkeiten einer Verstetigung 
von Clustermanagementstrukturen zu gelangen.  
Die Forschungsfragen lassen sich daher wie folgt spezifizieren: 
A.1:  Wie hängen staatliche Einflussnahme, Clustermanagement und Clustererfolg zusammen? 
A.2: Wie sieht nachhaltiges Clustermanagement aus? 
A.3:  Wie kann nachhaltiges Clustermanagement grundsätzlich gestaltet werden? 
A.4:  Welche Rolle kann und sollte der Staat beim Aufbau nachhaltiger 
 Clustermanagementstrukturen spielen?  
Die erste Forschungsfrage berührt die grundlegenden normativen und empirischen Zusammenhänge 
zwischen der erfolgreichen Entwicklung von Clustern und deren Förderbarkeit durch clusterpolitische 
Eingriffe. Die Beantwortung dieser Frage soll Aufschluss darüber geben, in welchem Bezug 
clusterpolitische Eingriffe seitens der öffentlichen Hand zur Entfaltung von regionalen 
Clusterpotentialen stehen und welche Rolle ein institutionelles Clustermanagement dabei spielt. Des 
Weiteren werden in diesem Zusammenhang bekannte Hemmnisse einer langfristig selbsttragenden 
Clusterdynamik in Bezug zur Möglichkeit der Einrichtung eines langfristig privatwirtschaftlich 
selbstfinanzierten Clustermanagements gesetzt. Die Erarbeitung dieses Themenkomplexes erfolgt 
zunächst auf Grundlage einschlägiger Literatur zur Clustertheorie, Clusterpolitik und zum 
Clustermanagement.   Aus den aus der Literatur abgeleiteten Grundlagen sollen in einem nächsten 
Schritt entlang der Forschungsfragen A.2 bis A.4 konkrete Vorüberlegungen zur Ausgestaltung eines 
nachhaltigen Clustermanagements angestellt werden.  
Zur Bestimmung und zum besseren Verständnis der unterschiedlichen Handlungskontexte in Bezug 





Fragenblock B den jeweiligen Erfahrungswelten der involvierten Stakeholder aus Politik und 
Clustermanagement: 
B.1:  Was bestimmt und beeinflusst die letztendliche Praxis der Akteure aus Clusterpolitik und 
 Clustermanagement in der Umsetzung eines (nachhaltigkeitsorientierten) 
 Clustermanagements? 
 B.1.1  Was tun die Akteure und warum (Handlungsmaximen)? 
 B.1.2 Welche konkreten Anreize, Hemmnisse, Routinen und Konflikte bestimmen ihre  
 Arbeit? 
 B.1.3  Orientieren sich die Akteure in ihrer Arbeit an den tatsächlich maßgeblichen  
  Determinanten  und zugrundeliegenden Mechanismen einer effektiven   
  Clusterdynamik? 
Die Beantwortung dieses Fragenabschnitts soll auf Basis einer Interviewstudie erfolgen. Dazu werden 
jeweils mehrere Vertreter deutscher Clustermanagements sowie mit Clusterpolitik befasster 
wirtschaftspolitischer Einrichtungen der Länder befragt. Die Umsetzung von Clusterpolitik erfolgt in 
einem institutionellen und interpersonellen Rahmen, der von jeweils unterschiedlichen Erwartungs- 
und Anspruchshaltungen, Interessenlagen und Sachzwängen geprägt ist. Block B der Forschungsfragen 
dient daher dazu, zu ermitteln, inwieweit die Grundlagen der theoretisch konzipierten 
Clustermechaniken in der Förderpraxis Berücksichtigung finden und zu welchem Grade ein Umgang 
mit den bekannten Hindernissen bei der (privatwirtschaftlichen) Verstetigung von Clustermanagement 
möglich ist. Hinzu kommt eine Ermittlung des jeweiligen Fremd- und Selbstbilds in der 
Zusammenarbeit zwischen Clusterpolitik und Clustermanagement. Des Weiteren sollen die in 
Fragenabschnitt A abgeleiteten Schlussfolgerungen anhand der praktischen Erfahrungen der 
Interviewteilnehmer geprüft und gegebenenfalls ergänzt werden.   
Für die anschließende Formulierung von Handlungsempfehlungen für die Planung und Umsetzung 
einer effektiven Clusterförderung im Hinblick auf nachhaltiges Clustermanagement soll die Frage 
erkenntnisleitend sein, ob und unter welchen Voraussetzungen es gelingen kann, ein am Erfolg des 
Clusters ausgerichtetes und effektives Clustermanagement privatwirtschaftlich zu verstetigen. Im 
Ergebnis soll die vorliegende Arbeit die bestehende Literatur um einen Beitrag erweitern, der auf 
Grundlage der Verbindung der Netzwerkmanagement- mit der Principal-Agent-Perspektive die Frage 
nach der Nachhaltigkeit von Clustermanagement vor dem Hintergrund des bekannten Problems der 
öffentlichen Güter zu beantworten sucht. Aufgrund der bisher vergleichsweise geringen 
Publikationsdichte in diesem Bereich empfiehlt sich ein exploratives Vorgehen auf Basis einer 
Interviewstudie zur Ergründung weiterer wesentlicher Forschungsschwerpunkte für eine spätere 







Abbildung 1: Forschungsdesign der vorliegenden Arbeit 
1.2 Aufbau und Methodik  
Den Kern des ersten Teils dieser Arbeit bildet eine theoriegeleitete Literaturanalyse in den Kapiteln 2, 
3 und 4, deren Ziel es ist, ausgehend von der existierenden Clusterliteratur sowie einschlägigen 
empirischen Betrachtungen zu weltweiten Clusterinitiativen, allgemeingültige Grundsätze eines 
langfristig erfolgversprechenden und damit wirtschaftlich nachhaltigen Clustermanagements zu 
formulieren. Es erfolgt dazu eine Auswertung einschlägiger wissenschaftlicher Texte und öffentlich 
zugänglicher Dokumente und Daten der öffentlichen Hand. Hierbei soll ein spezieller Fokus auf den für 
die spezielle Fragestellung ausschlaggebenden Elementen der Clustertheorie liegen. 
Dementsprechend wird im Rahmen dieser Arbeit kein Anspruch auf Vollständigkeit bei der Darstellung 
des Clusterkonzeptes per se erhoben, sondern vielmehr auf relevante Aspekte bzgl. des 
Clustermanagements und der Clusterpolitik geachtet. Das Vorgehen dieser Literaturanalyse ist damit 
iterativer Natur, die Literatursuche folgt dem Schneeballprinzip, ausgehend von den passgenauesten 
Treffern einer ersten stichwortbasierten Literatursuche. Zur Erarbeitung eines Ausgangspunktes bzgl. 
der gelebten Clusterpraxis, sowohl in Clustermanagement als auch Clusterpolitik, soll punktuell ebenso 
auf die öffentlich zur Verfügung stehenden Dokumente der jeweiligen 
Clustermanagementkörperschaften sowie der relevanten Einrichtungen der öffentlichen Hand auf 
Ebene des Bundes, der Länder und der Kommunen zurückgegriffen werden. Aus den in dieser Phase 
erarbeiteten Erkenntnissen zum Stand der Clusterforschung und Clusterpraxis in Deutschland werden 
erste Ansätze zur Erklärung sowie bestehende Lücken in Bezug auf die Fragestellung abgeleitet.  
Methodisch bedient sich die Arbeit ferner einer in Kapitel 5 beschriebenen interviewbasierten 
qualitativen Erhebungs- und Auswertungsmethode nach Mayring (2010), um auf Basis der 
vorangegangenen Literaturanalyse in Kapitel 6 den Forschungsgegenstand im Lichte praktischer 
Erfahrungen der beteiligten Akteure zusätzlich explorativ zu ergründen und möglichst umfassend 
konzeptualisieren zu können. Inhaltliches Ziel der Interviewstudie ist es dabei, die aus der 
Literaturanalyse theoretisch abgeleiteten Schlussfolgerungen und Erwartungen bzw. 
Arbeitshypothesen bzgl. der normativen Grundzüge einer nachhaltigen Ausgestaltung sowie des 
institutionellen Umfelds von Clustermanagement anhand der praktischen Erfahrungen der 





Beziehungen zwischen den betrachteten Akteursgruppen aus Clustermanagement und Clusterpolitik 
und die daraus resultierenden Folgen für die Clusterförderung im Allgemeinen und das 
Clustermanagement im Besonderen.  
Den Ausgangspunkt der Forschungsarbeit bildet Kapitel 2 mit einer einleitenden Betrachtung des 
zugrundeliegenden Clusterbegriffes und dessen Werdegangs im Laufe der Geschichte 
wirtschaftstheoretischer Betrachtungen regionaler Unternehmensagglomerationen. Die dem 
wissenschaftlichen Clusterbegriff anhaftende Unschärfe wird erläutert und vor dem Hintergrund 
seiner nichtsdestotrotz stetig zunehmenden Prominenz die daraus erwachsenden 
umsetzungsrelevanten Herausforderungen vorgestellt. Darüber hinaus erfolgt eine Einführung in 
Wesen und Wirken von Clustern als regionalen Agglomerationsphänomenen, deren Entstehung, 
typischer Funktionsweise und Entwicklung im Zeitverlauf. An dieser Stelle wird durch eine Betrachtung 
der Voraussetzungen zur Bildung von Clustern, der Identifikation bereits bestehender Cluster sowie 
den wesentlichen und für die Generierung relevanter Clustereffekte verantwortlichen 
Clustermechanismen bereits der Boden für die spätere Diskussion einer gezielten Clusterpolitik 
bereitet.  
Kapitel 3 betrachtet die Möglichkeiten einer öffentlichen Clusterförderung. Hier werden normative 
Grundsätze einer effektiven Clusterpolitik herausgearbeitet sowie die Rechtfertigung staatlicher 
Eingriffe in die Clusterentwicklung diskutiert. Es folgt die Ergründung der Konflikte, die sich aus den 
unterschiedlichen Zielstellungen der einzelnen Akteure ergeben. Diese Konflikte haben Konsequenzen 
für die praktische Clusterförderung und stellen vor Allem vor dem Hintergrund der vielfach zu 
beobachtenden Problematik einer Bereitstellung öffentlicher Güter im Hinblick auf die ausbleibende 
Zahlungsbereitschaft seitens der Clusterakteure  teils persistente Herausforderungen im Hinblick auf 
eine privatwirtschaftliche Verstetigung von Clustermanagement dar.4 Abschließend erfolgt eine 
kritische Würdigung der politischen Praxis mit Verweis auf die vielfach beobachtete Diskrepanz 
zwischen theoretischem Anspruch und praktischer Wirklichkeit in der Umsetzung von Clusterpolitik. 
In Kapitel 4 erfolgt die Erörterung der herausgehobenen Rolle und Funktion des Clustermanagements 
im Zusammenhang mit der nachhaltigen Entwicklung von Clustern sowie möglicher Komplikationen in 
einem von divergierenden Rationalitäten geprägten politökonomischen Stakeholderumfeld. Um die 
letztendliche Effektivität der inhaltlichen und strukturellen Ausrichtung von Clustermanagement 
bewerten zu können, soll in diesem Zusammenhang auf Basis der entsprechend zugrundeliegenden 
theoretischen Systematik sowie verfügbarer empirischer Belege ein adäquater Nachhaltigkeitsbegriff 
für ein Clustermanagement entwickelt werden. Es erfolgt eine Erörterung relevanter 
Nachhaltigkeitsfaktoren für die Konzeption und Etablierung nachhaltiger 
Clustermanagementstrukturen. Darauf aufbauend werden die institutionelle und organisatorische 
Struktur sowie die strategisch- operative Ausrichtung eines wirtschaftlich nachhaltigen 
Clustermanagements skizziert und eine Arbeitshypothese zur grundsätzlichen Möglichkeit einer 
privatwirtschaftlichen Verstetigung von Clustermanagement formuliert. 
Kapitel 5 widmet sich ganz der Beschreibung der qualitativen Erhebungs- und Auswertungsmethodik 
im empirischen Teil dieser Forschungsarbeit. Dazu werden die konkreten Ausgangsfragen zur weiteren 
Bearbeitung der Forschungsfragen in diesem Arbeitsschritt erläutert und in den Kontext des 
übergeordneten Forschungsziels gesetzt. Es erfolgt eine Herleitung des für die Datenerhebung 
genutzten Interviewleitfadens und die Beschreibung der Durchführung der Datensammlung sowie der 
Auswertung der gesammelten Daten.  
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In Kapitel 6 erfolgt die sachlogisch-zusammenfassende Auswertung der durchgeführten 
Einzelinterviews anhand der erkenntnisleitenden und auf Basis der übergeordneten Forschungsfragen 
abgeleiteten Fragestellungen.  
In Kapitel 7 erfolgt eine Zusammenfassung und Diskussion der empirischen Ergebnisse vor dem 
Hintergrund des Theorierahmens sowie der Zielstellung der Arbeit. Die Analyse und Auswertung 
erfolgt sachlogisch auf Basis der eingangs erarbeiteten theoretischen Grundlagen. Den Abschluss 












2.  Grundzüge des Clusterkonzepts 
Cluster oder gemeinhin Agglomerationen wirtschaftlicher Aktivitäten an einem bestimmten Ort sind 
natürliche ökonomische und soziale Phänomene. Dies trifft nicht nur auf unsere heutige Wirtschaft, 
sondern auch auf historische Wirtschaftsstrukturen zu (Ketels et.al. 2008: 3). Die gestiegene 
Popularität des Clusteransatzes in der Wirtschaftsförderung manifestiert sich auf sämtlichen 
administrativen Ebenen sowohl in fortschrittlichen Industrie- als auch Entwicklungsländern weltweit 
sowie Organisationen wie der OECD, der Weltbank und der EU. Diese Popularität wird in der Literatur 
darauf zurückgeführt, dass die mit Clustern assoziierte Dynamik als mögliche Basis neuen regionalen 
Wachstums gesehen wird. (Vgl. Graffenberger et.al. 2011; Martin/Sunley 2003). Bislang ist es jedoch 
weder in der Theorie noch in der Praxis gelungen, eine allgemeingültige und präzise Definition für 
Cluster darzulegen, vielmehr bleibt das Clusterkonzept fragmentarischer Natur (Vgl. Kaminski 2009: 9; 
Vgl. Benner 2012: 69; Häfner 2014: 2).  
In Ermangelung eines eng umrissenen präzisen Theorierahmens ist es in der wirtschaftspolitischen 
Praxis daher weit verbreitet, normative Gestaltungsgrundsätze einer Clusterförderung aus 
exemplarischen Fallstudien bzw. Best-Practice-Modellen abzuleiten (Kiese/Wrobel 2011: 1701).   
Überaus einflussreich war in diesem Zusammenhang vor Allem die Arbeit von Michael Porter, der, 
aufbauend auf Beobachtungen zum Zusammenhang zwischen geografischer Lage und 
Leistungsfähigkeit von Firmen, Anfang der 1990er Jahre mit seiner fallstudienbasierten 
„Clustertheorie“ nicht nur den Begriff des „Clusters“ wesentlich geprägt, sondern auch die 
konzeptionelle Basis für die heute weitverbreitete Förderung von solchen Clustern geliefert hat 
(Martin/Sunley 2003: 1).  
Für Cluster bietet Porter (1998: 197-198) folgende Definition:  
„Clusters are geographic concentrations of interconnected companies, specialized suppliers, service 
providers, firms in related industries and associated institutions (for example, universities, standards 
agencies, and trade associations) in particular fields that compete but also cooperate.“  
Delgado et al. (2016: 2) ergänzen: 
“Clusters contain a mix of industries related by knowledge, skills, input, demand, and other linkages. 
Within regional clusters, firms, associated organizations (such as universities and local governments) can 
operate more efficiently and can share technologies, infrastructure, pools of knowledge, supply and 
demand.”  
Krugman (1991) fügt dieser Beschreibung in seiner Neuen Ökonomischen Geographie die Feststellung 
von eigendynamischen Pfadabhängigkeiten in der Entwicklung solcher Clusterstandorte hinzu. Dass es 
einen Zusammenhang zwischen geografischer Konzentration und industrieller Leistungsfähigkeit gibt, 
wurde bereits von Marshall im Jahre 1890 konstatiert und analysiert (siehe Marshall 1890). In der 
wissenschaftlichen Disziplin der ökonomischen Geographie, spielen lokalisierte Industrieansiedlungen, 
räumliche Agglomeration wirtschaftlicher Aktivitäten und die wachsende Bedeutung von Regionen in 
der globalisierten Wirtschaft seit geraumer Zeit eine zentrale Rolle (siehe Martin/Sunley 2003). 
Allgemein lässt sich in Bezug auf die weltweite Wirtschaft beobachten, dass sich miteinander 
verwandte wirtschaftliche, unternehmerische und technologische Aktivitäten tendenziell in 
bestimmten Räumen konzentrieren, wodurch Muster nationaler und regionaler Spezialisierung 
entstehen5. Zudem scheinen Entwicklung und Leistungsfähigkeit von Firmen maßgeblich von den 
Bedingungen an ihrem Standort und dessen unmittelbarer Umgebung abzuhängen und der 
Agglomerationsprozess kumulativ zu sein. Eine zentrale Rolle für die Wettbewerbsfähigkeit der 
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ansässigen Firmen spielt dabei die regionale Fähigkeit zur Anhäufung von Wissen (siehe Malmberg 
et.al. 1996).  
Die Entwicklung solcher Agglomerationen basiert auf einer Reihe interner und externer Skaleneffekte, 
die durch Verflechtungen der Firmen am Standort untereinander entstehen und das Erreichen 
höherer Effizienzniveaus sowie die Abdeckung eines größeren Teils der Wertschöpfungskette am 
Standort ermöglichen. Statische Erklärungsansätze solcher Agglomerationen betonen vornehmlich die 
Möglichkeit von Effizienzsteigerungen für die Unternehmen am Standort zur jeweils gegebenen Zeit, 
die sich aufgrund der unmittelbaren geografischen Nähe einzelner Firmen zueinander in niedrigeren 
Transaktionskosten und höheren Ertragswerten für die einzelnen miteinander verflochtenen Firmen 
niederschlagen. Hinzu kommen lokalisierte Arbeitsmärkte für allgemeine und spezialisierte 
Fertigkeiten, gemeinsam genutzte Infrastrukturen und andere lokalisierte Externalitäten, die eine 
Ansiedlung in einem bestimmten Umfeld für Firmen gewinnbringend erscheinen lassen6.  
Dynamische Erklärungsansätze, wie beispielsweise Krugman (1991), wiederum legen das 
Hauptaugenmerk auf die Veränderung von Standorten im Zeitverlauf und betonen die Rolle der 
einzelnen Phasen des Lebenszyklus der am Standort vornehmlich hergestellten Produkte in der 
Veränderung von Standortanforderungen einzelner Unternehmen (Vgl. Graffenberger et al. 2011). 
Dynamische Ansätze berücksichtigen damit explizit die Rolle stetigen Innovationsdrucks im 
unternehmerischen Wettbewerb und die damit einhergehenden Erneuerungsprozesse bei Produkten 
und Prozessen. So verschieben sich beispielsweise die Standortanforderungen hinsichtlich der 
Verfügbarkeit von qualifizierten Arbeitskräften, hochwertiger Infrastruktur und relativer Nähe zu 
spezialisierten Dienstleistern und Märkten in der Innovations- bzw. Entwicklungsphase eines Produkts 
hin zu kostengünstigen Arbeitskräften und allgemeinen Kostenreduktionspotentialen in den späteren 
Reife- und Standardisierungsphasen (Bathelt/Glückler 2002: 230ff.). Dynamische Erklärungsansätze 
deuten durch die explizite Berücksichtigung des Innovationsdrucks bereits auf die Rolle von 
lokalisierten Wissensflüssen und technologischen Spillovern für die Entwicklung räumlicher Cluster 
und liefern erste Anknüpfungspunkte für eine Betrachtung einzelner Lebenszyklen von Clustern7.  
Systemische Erklärungsansätze, zu denen Marshalls (1890) und Porters (1990) Arbeiten gezählt 
werden (Vgl. Graffenberger et al. 2011) greifen nun zusätzlich unternehmensinterne Merkmale, wie 
z.B. Organisationsform und interne Unternehmensstruktur in Abhängigkeit von externen 
Netzwerkverflechtungen in globalen Märkten und Produktionssystemen auf. Hierbei spielen räumliche 
Nähe von Zulieferern und Kunden, materielle und immaterielle Verflechtungen sowie 
Netzwerkbeziehungen zu anderen Unternehmen und die damit verbundene Arbeitsteilung zwischen 
etwaigen Kooperationspartnern eine zentrale Rolle in der Generierung von Skalenerträgen und somit 
Einsparungsvorteilen an den betreffenden Standorten (Graffenberger et al. 2011: 5). Im Ergebnis steht 
eine entsprechend über den eigenen Standort hinausgehende Anziehungskraft, die zum Wachstum 
des Standorts durch hinzuziehende Unternehmen führt8. Porter (1990) stellt in diesem 
Zusammenhang einen expliziten Bezug zwischen der Innovationsfähigkeit eines Unternehmens und 
seinem wirtschaftlichen Erfolg her. Ein dynamisches System sich wechselseitig beeinflussender 
Faktoren hat ihm zufolge entscheidenden Einfluss auf diese Fähigkeit. Faktor- und 
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 Zur Diskussion früher Überlegungen zu landwirtschaftlichen Nutzungsstrukturen in Abhängigkeit von Transportkosten und 
Produktverderblichkeit siehe Thünen (1826). Für grundlegende modelltheoretische Überlegungen zur industriellen 
Standortwahl in Abhängigkeit von kostenoptimalen Transportwegen siehe Weber (1909). Eine Erweiterung von Webers 
Modell u.a. im Hinblick auf branchenspezifische Orientierungsmuster findet sich in Smith (1971). 
7
 Für eine detaillierte Betrachtung der Dynamik von Clusterlebenszyklen siehe Tichy (2001), Maskell/Kebir (2005), Beckord 
(2007) und Bergman (2008). Für eine tiefergehende Diskussion des Konzepts des Produktlebenszyklus siehe Vernon (1966) 
und Hirsch (1967). 
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Nachfragebedingungen, verwandte und unterstützende Branchen, Unternehmensstrategie sowie 
Unternehmensstruktur und Konkurrenz, ferner die Rollen des Staates und des Zufalls werden im 
Porter’schen Diamanten als wesentliche Bestimmungsfaktoren der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit eines Clusters genannt (Porter 1990/1998/2003). Ausgehend von seinen 
Betrachtungen nationaler Wettbewerbsvorteile im National Diamond, wonach die Wirkung eines 
solchen Diamanten sich bei geografischer Nähe der Akteure zueinander noch verstärkt und in 
Verbindung mit der Feststellung, dass die erfolgreichsten Industrien einzelner Länder eher lokal 
konzentriert auftreten, wird der Porter’sche Diamant (siehe Abb. 2) zu einer räumlichen Metapher für 
Cluster als geografisch lokalisierter Gruppen miteinander verflochtener Unternehmen (Martin/Sunley 
2003: 7). 
 
Einordnung Konzeptioneller Ausgangspunkt Modelle/Vertreter 
Statisch In regionalen Firmenansammlungen ansässige 
Unternehmen genießen zu jeder Zeit und nach 
Bedarf Effizienzsteigerungspotentiale im Hinblick 
auf Transaktionskosten 
 
Thünen‘sche Ringe (Thünen 1826) 
Industrielle Standortwahl (Weber 
1909, Smith 1971) 
Branchenspezifische Orientierungsmuster 
(Smith 1971) 
Dynamisch Regionale Firmenansammlungen durchlaufen eine 
Art Lebenszyklus analog der Produktlebenszyklen 
ihrer Produkte 
Standortentwicklung analog zum 
Produktlebenszyklus (Vernon 1966, 
Hirsch 1967) 
Krugman (1991) 
Systemisch Externe Verflechtungen am Standort wirken auf 
interne Unternehmensmerkmale wie z.B. 
Organisationsform und arbeitsteilige 
Spezialisierungsmuster zurück und steigern somit 
potentiell das Wettbewerbsprofil der Clusterfirmen 
in globalen Produktionssystemen und Märkten 
 
Industriedistrikte (Marshall 1890) 
Wachstumspole (Perroux 1950, 
Boudeville 1966, Lasouén 1969) 
Regionale Cluster (Porter 1990) 
Tabelle 1: Agglomerationsmodelle (eigene Darstellung in Anlehnung an Graffenberger et al. 2011: 6) 
Über die Arbeit der ökonomischen Geografen hinausgehend, verbindet Porter in seinem 
Clusterkonzept traditionelle Erklärungsansätze regionaler Agglomerationen mit moderner 
politökonomischer Terminologie und somit der aktuellen nationalen wirtschaftspolitischen Agenden. 
Porter will die Lücke zwischen Theorie und Praxis schließen und zu diesem Zwecke ein Rahmenmodell 
für das Verständnis von Wettbewerbsfähigkeit liefern (Porter 1998: 2). Für viele Autoren in der 
Fachliteratur liefert er damit nicht nur den Ausgangspunkt für die andauernde Clusterdiskussion, 
sondern auch eine vermeintliche Blaupause für viele wirtschaftspolitische Entscheidungsträger9 (Vgl. 
Hospers/Beugelsdijk 2002; Graffenberger et.al. 2011).  
2.1 Die Genese des Clusterbegriffes in der Wissenschaft  
Der Clusterbegriff hat sich sukzessive im Zuge verschiedener Erklärungsansätze für das Auftreten 
wirtschaftlicher Agglomerationsräume entwickelt. Die unterschiedlichen Erklärungsansätze bauen 
dabei zuweilen aufeinander auf oder beleuchten unterschiedliche, durch die jeweilige fachliche 
Ausrichtung geprägte, Lokalisierungsmechanismen. 
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2.1.1 Die Vorteile räumlicher Nähe – Marshalls Triade und Industriedistrikte 
Die erste dedizierte Beschreibung von lokal konzentrierten Industrieclustern wird Alfred Marshall 
(1890) zugeschrieben. Er gilt darüber hinaus als Pionier der Untersuchung grundlegender 
Lokalisationsmechanismen durch externe Effekte (Vgl. Cortright 2006). Bereits 1890 nimmt Marshall 
die lokale Konzentration von spezialisierten Industrien Englands zum Anlass, nach den Gründen für 
eine solche Agglomeration zu suchen. In seinen Principles of Economics (1890) illustriert er die 
„Wirkung moderner Kräfte auf die geographische Verteilung von Industrien“ (Marshall 1890: 230) und 
findet vor Allem in sozialen Effekten an konzentrierten Standorten einen dynamischen Treiber für 
technologische Fortschritte und Wachstum:  
„When an industry has thus chosen a locality for itself, it is likely to stay there long: so great are the 
advantages which people following the same skilled trade get from near neighbourhood to one another. 
The mysteries of the trade become no mysteries; but are as it were in the air […] inventions and 
improvements in machinery, in processes and the general organization of the business have their merits 
promptly discussed: if one man starts a new idea, it is taken up by others and combined with suggestions 
of their own; and thus it becomes the source of further ideas. And presently subsidiary trades grow up in 
the neighbourhood, supplying it with implements and materials […].” (Marshall 1890: 225) 
Der Austausch und Diskurs zwischen den Akteuren schlägt sich demnach in technologischen und 
Wissenstransfers innerhalb eines Industriestandortes nieder, die Produktivität wird erhöht und 
Wertschöpfungsketten am Standort durch Neugründungen und Zuwanderung von Zulieferern vertieft. 
Hervorzuheben ist an dieser Stelle, dass Marshall seine Betrachtungen hier explizit auf Ansammlungen 
von Gruppen fachkundiger bzw. qualifizierter Arbeiter innerhalb der engen Begrenzungen von 
Industriestädten und dicht besiedelten Industriedistrikten bzw. Nachbarschaften bezieht. Er impliziert 
damit die überaus wichtige Rolle der Standortdichte und nimmt das für die Clusterentwicklung 
wichtige Maß der kritischen Masse voraus10.  
In Bezug auf die vorgelagerten Wertschöpfungskettenstufen der subsidiary trades (der 
Zulieferindustrien – Übersetzung d. Verf.), erkennt Marshall die Rolle externer Skaleneffekte durch 
industrielle Arbeitsteilung und damit einhergehender Spezialisierung und Produktivitätssteigerung. 
Gerade die Fokussierung auf einzelne Produktionsschritte ermögliche eine sehr hohe Auslastung 
kapitalintensiver Produktionsschritte und verbessere somit die Voraussetzungen für ein gutes 
Investitionsklima am Standort.  
Als weiteren zentralen Faktor für die hohe Attraktivität konzentrierter Standorte erkennt Marshall die 
Herausbildung lokaler spezialisierter Arbeitsmärkte. Diese böten sowohl den Firmen als auch den 
Arbeitnehmern die nötige Flexibilität und Sicherheit, um ihren wechselnden geplanten und 
ungeplanten Bedarf an Arbeitskräften respektive Anstellungen zu decken. Dies entfalte eine 
zusätzliche Sogwirkung für neue Firmen und Arbeiter.  
Die von Marshall identifizierten Gründe für die erhöhte Produktivität von geografisch konzentrierten 
vornehmlich kleinteiligen Firmen komplementärer Branchen wird heute unter Marshalls Triade 
zusammengefasst: Zugang zu einem gemeinsamen spezialisierten Arbeitsmarkt, Spezialisierung bzw. 
Arbeitsteilung entlang der Zulieferketten und Wissensspillover (Cortright 2006: 9). Im Zusammenhang 
mit den von Marshall beschriebenen sozialen Effekten innerhalb dieser lokalen Konzentrationen und 
nicht zuletzt durch deren über die standörtliche Konzentration hinausreichende Anziehungskraft 
entsteht eine starke interne Wachstums- und Erneuerungsdynamik. Marshalls Ansatz der lokalen 
Industriedistrikte wird daher neben den Betrachtungen zu regionalen Wachstumspolen von Perroux 
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(1950) und Porters (1990) regionalen Clustern ebenfalls zu den systemischen Ansätzen der 
Agglomerationstheorien gezählt (Vgl. Graffenberger 2011). 
Marshall nimmt jedoch auch weitere Faktoren der Clusterentstehung und Clustergenese vorweg. So 
beschreibt er klar die Rolle von regionalen Rohstoffvorkommen in der Standortentscheidung 
besonders rohstoffintensiver Branchen, die Rolle von Schlüsselindividuen wie z.B. von Pfalz zu Pfalz 
reisender Könige in der Entstehung von lokalen Branchenschwerpunkten und weist auf die starke Rolle 
des Zufalls in der Entstehung von Industrieschwerpunkten hin. Marshall verweist dabei gleichfalls 
bereits auf die immanenten Risiken allzu spezifisch fokussierter Standorte. Gerade bei einseitig 
ausgerichteten regionalen Branchenschwerpunkten sieht Marshall in Bezug auf Nachfrageschocks 
Gefahren des Lock-ins und betont die stabilisierende Wirkung lokaler Diversifikation der 
Branchenstruktur (Marshall 1890: 222ff). 
2.1.2 Neue Ökonomische Geographie – Krugmans Lokalisierung der Weltwirtschaft 
Mit der Entwicklung mathematischer Modelle zur Abbildung von steigenden Skalenerträgen in den 
1980er Jahren und deren erfolgreichen Anwendung in der theoretischen Betrachtung internationalen 
Handels durch Krugman u.a., bot sich für neoklassische Ökonomen eine Möglichkeit, Marshalls 
ursprüngliches Anliegen zur Erklärung der Gründe für räumliche Firmenagglomerationen einer 
mathematisch differenzierten modelltheoretischen Untersuchung zu unterziehen11. Krugman selbst 
propagierte die Anwendung jener analytischen Methoden auf die Geographie und nimmt so z.B. in 
Geography and Trade (1991) eine modelltheoretische Formalisierung und Ergänzung von Marshalls 
Lokalisierungsmechanismen vor. Die Modelle dieser „Neuen Ökonomischen Geographie“ setzen, 
anders als die klassischen Modelle zuvor, neben positiven Transportkosten steigende interne und 
externe Skalenerträge und monopolistischen Wettbewerb voraus.  
Krugman demonstriert, dass es erst das Zusammenwirken von Unsicherheit in Bezug auf die Nachfrage 
nach Arbeitskräften sowie steigender Skalenerträge ist, das aus geteilten Arbeitsmärkten einen Vorteil 
räumlich konzentrierter Produktion macht. In von einzelnen Arbeitgebern einseitig dominierten 
Regionen besteht unter der Annahme flexibler Löhne stets die Gefahr des Marktmissbrauchs durch 
den dominanten Akteur. Aufgrund des Mangels an Anstellungsalternativen kann dieser niedrigere 
Löhne zahlen als ansonsten im Wettbewerb mit einem ebenbürtigen alternativen Arbeitgeber in der 
Region nötig wären, um Arbeitnehmer anzuziehen und zu halten. Entsprechend gering ist der zu 
erwartende Zuzugssaldo qualifizierter Arbeitskräfte in eine solche Region. Krugman weist nach, dass 
allein schon die Unwahrscheinlichkeit eines solchen nachfragemonopolistischen Marktmissbrauchs in 
einem diversifizierten Agglomerationsraum mit zahlreichen alternativen Arbeitgebern sowohl für 
Unternehmen als auch Arbeitnehmer eine Ansiedlung an einem solchen Standort vorteilhaft ist (siehe 
Krugman 1991: 38ff.).  
Eine ebenso zentrale Rolle spielen steigende Skalenerträge bei der Betrachtung von spezialisierten 
Zuliefererstrukturen. Ohne jene steigenden Erträge wäre eine Massierung der Produktion per se an 
einem Standort nicht weiter interessant. Die allseits fallenden Transportkosten, sei es für Information 
oder Produkte und Rohstoffe aller Art, führen, wie Krugman zeigt, in einem Umfeld steigender 
Skalenerträge ihrerseits ebenfalls eher zu einer Lokalisierung als einer Dezentralisierung der 
Produktion (siehe Krugman 1991: 49ff.).  
Die obigen Betrachtungen implizieren eine sich selbst verstärkende Agglomerationsdynamik12. 
Weniger überzeugt zeigt sich Krugman dagegen bei der Wirkung bzw. überhaupt der nachweislichen 
Existenz von technologischen Spillovern. Ihnen schreibt er eine weniger entscheidende Rolle zu, seien 
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doch die anderen zwei Marshall’schen Externalitäten eines gemeinsamen Arbeitsmarkts sowie einer 
zwischenbetrieblichen Arbeitsteilung bereits grundlegend genug für Agglomerationseffekte. Zudem 
seien technologische Spillover ihm zufolge zwar sicherlich existent und mitunter einflussreich, doch 
lassen diese sich nicht empirisch messen und verfolgen und damit auch nicht modellieren (Vgl. 
Alecke/Untiedt 2005). Vielmehr betont Krugman die Rolle von historischen Zufällen in der Entstehung 
von Agglomerationen13. Hernach kämen kumulative Prozesse auf Basis von geteilten Arbeitsmärkten 
und spezialisierten Lieferketten zum Tragen. Allein schon das lokale Wachstum fungiere demnach als 
weiterer Zuzugsanreiz für Akteure von außen. Krugman suggeriert damit die zentrale Rolle dedizierter 
Pfadabhängigkeiten in der Entwicklung von Wirtschaftsstandorten. Zudem durchliefen alle regionalen 
Firmenansammlungen eine Art Lebenszyklus analog denen ihrer Produkte (Krugman 1991: 52ff.). 
Krugmans Kernthese, wie auch die zentrale Aussage anderer Wirtschaftsgeographen, ist die 
Feststellung, dass sich geografische Cluster am ehesten dann bilden, wenn besonders stark 
ansteigende Skalenerträge bestehen, Firmen die Preissetzung kontrollieren, Transportkosten niedrig 
sind14 und Kunden, Lieferanten sowie Arbeiter geografisch mobil sind (Vgl. Ottaviano 2003). Cortright 
(2006: 11) gibt vor diesem Hintergrund zu bedenken, dass die Modelle der neuen 
Wirtschaftsgeographie keine eindeutige deterministische Lösung hätten und demnach selbst kleine 
zufällige Ereignisse langanhaltende und umfassende langfristige Veränderungen zur Folge haben 
können.  
Vor dem Hintergrund zunehmender globaler wirtschaftlicher Integration und der damit 
einhergehenden Verringerung der Transportkosten aufgrund des Abbaus von Handelsschranken 
postuliert die Neue Wirtschaftsgeographie die Zunahme der Zahl und Bedeutung regionaler und 
lokaler Wirtschaftszentren. Firmen seien dadurch einfach eher in der Lage, die Vorteile externer 
Skaleneffekte durch Ansiedlung in entsprechenden Agglomerationsräumen zu nutzen (Vgl. 
Martin/Sunley 2003). Oft ist in diesem Zusammenhang von einem Aufstieg der Regionen zu den 
ausschlaggebenden Bezugsebenen für wirtschaftlichen Mehrwert und weltweiten Handel die Rede 
(siehe u.a. Krugman 1997; Sabel 1989; Scott 1998). 
2.1.3 Industriecluster und regionale Wettbewerbsfähigkeit – Porters Clusterdiamant 
Michael Porters Arbeiten zu Clustern wird in der Fachliteratur als konzeptioneller Ausgangspunkt der 
heutigen in Fachkreisen intensiv diskutierten Clustertheorie betrachtet und liegt den modernen 
wirtschaftspolitischen Clusterförderungsstrategien zahlreicher Länder und Institutionen zugrunde. 
(Vgl. Hospers/Beugelsdijk 2002; Graffenberger et.al. 2006; Lerch 2009). Porter konzentriert sich darin 
auf die mikroökonomischen Grundlagen von Wohlstand und Wachstum eines Landes und hebt die 
Rolle der Firmen dabei hervor. Die Fähigkeit zur Erhöhung der Produktivität und damit der 
Innovationskraft einer Firma oder auch einer ganzen Industrie sind für ihn Hauptausdruck ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit und somit Grundlage nationalen Wohlstands (Porter 1990: xi). 
In The Competitive Advantage of Nations (1990) führt er die Wurzeln dieser Produktivität auf das 
nationale und regionale Wettbewerbsumfeld zurück und betrachtet den Kern nationaler 
Wettbewerbsfähigkeit auf Grundlage der die jeweiligen Nationen konstituierenden regional 
konzentrierten Wirtschaftsräume, der sogenannten regionalen und Industrie-Cluster. Er betont in On 
Competition (1998), dass vor Allem regionale Cluster miteinander auf mannigfaltige Weise 
verflochtener Firmen wichtigster Ausgangspunkt für die Wettbewerbsfähigkeit eben jener Firmen und 
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 Krugman bezieht sich hierbei auf die vergleichsweise Höhe der allgemeinen Transportkosten für unfertige und fertige 
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damit auch von Ländern seien. Die Wettbewerbsvorteile einer jeden Firma ergäben sich demnach aus 
standortspezifischen „äußeren“ Faktoren, nicht jedoch aus firmeninternen oder industriespezifischen 
Gründen (Porter 1998: 198).  
Zur Veranschaulichung und Analyse der wesentlichen Bestimmungsfaktoren der Innovationskraft und 
damit Wettbewerbsfähigkeit von Firmen zeichnet Porter (1990: 69ff.) ein Rahmenmodell von vier sich 
wechselseitig bestimmenden Facetten bzw. Faktoren, welches unter dem Namen „Nationaler 
Diamant“ oder „Porter’scher Diamant“ sinnbildlich einen etablierten Namen fand (siehe Abb. 2). Die 
vier Facetten des Porter’schen Diamanten sind die Faktorbedingungen vor Ort, die nationalen 
Nachfragebedingungen, die Existenz und Art verwandter und unterstützender Branchen sowie 
landestypische Unternehmensstrategie, -struktur und Konkurrenzsituation. Zusätzlich spielen in 
diesem dynamischen System sowohl der Staat als wirtschaftspolitischer Entscheidungsträger als auch 
der Zufall eine richtungsweisende Rolle. Zusammen formen diese sechs Einflussgrößen das Umfeld in 
welchem lokale Firmen interagieren bzw. konkurrieren. Sie können sowohl förderlich als auch 
hemmend auf die Entfaltung von Wettbewerbsvorteilen wirken15. 
Porter betont insbesondere die Rolle der Konkurrenz zwischen den lokalen Akteuren. Eine lebendige 
Konkurrenzsituation mit vielen mehr oder weniger differenzierten Wettbewerbern im Land erhöht für 
alle Unternehmen einer Branche den Innovationsdruck, sie treiben sich gewissermaßen zu immer 
weiteren und schnelleren Verbesserungen in Produkten, Prozessen und Dienstleistungen an und 
gewinnen somit auch international an Differenzierungspotential und Wettbewerbskraft. Eine 
verstärkende Rolle spielt hierbei erneut die räumliche Nähe der Firmen zueinander. Informationsflüsse 
werden dadurch beschleunigt und latentes industriespezifisches Wissen schneller und effektiver 
ausgetauscht. Eine starke Gründungsdynamik kann zudem zum einen die Rivalität innerhalb der 
Industrie verstärken, zum anderen jedoch bahnen sich mit ihr auch neue Produkte und Prozesse ihren 
Weg in neu entstandene oder zuvor nicht oder nur unzureichend abgedeckte Bedarfssegmente 
(Porter 1990: 107ff.).  
Die oben genannten Bestimmungsfaktoren nationaler Wettbewerbsvorteile formen das Umfeld für 
Wettbewerb in den einzelnen Ländern und Industrien und bestimmen, in welchen Regionen und 
Branchen sich Unternehmertum und Erfindergeist am ehesten wiederfinden – für Porter das Herz 
nationaler Wettbewerbsvorteile (Porter 1990: 124ff.). Was vor diesem Hintergrund eine nicht minder 
große Rolle spielt und von Porter daher explizit als Einflussvariable berücksichtigt wird, ist der Zufall. 
Ähnlich wie Krugman, beschreibt ihn Porter als unvorhergesehenes Vorkommnis außerhalb der Macht 
von Staaten und Firmen. Hierzu gehören u.a. sogenannte reine Erfindungen, technologische 
Diskontinuitäten wie z. B. Mikroelektronik und Biotechnologie, Rohstoffpreis- und Nachfrageschocks, 
Verschiebungen auf den Finanz- und Währungsmärkten, außenpolitische Einflüsse und Kriege. 
Zufällige Diskontinuitäten gleich welcher Art können die vorherrschenden Wettbewerbsvorteile 
aushebeln und für Verwerfungen innerhalb ganzer Industriezweige sorgen. Schocks können jedoch 
auch zu neuer Blüte führen, wenn neue Vermarktungsmöglichkeiten zügig und effektiv aufgegriffen 
werden. Gleichfalls betont Porter jedoch auch den endogenen Charakter positiver zufälliger 
Entwicklungen und stellt einen systematischen Zusammenhang zu eben jenem förderlichen 
Marktumfeld her, Erfindungen und Unternehmertum würden nicht losgelöst vom Marktumfeld 
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existieren (Porter 1990: 126). Der Zufall spielt sprichwörtlich demnach vielmehr demjenigen in die 
Hände, der ihn zu nutzen weiß und dies auch aufgrund entsprechender adaptiver bzw. absorptiver 
Kapazitäten kann. 
Analog zur Rolle des Zufalls wirkt der Staat als Kontextvariable auf die vier Determinanten der 
Wettbewerbsfähigkeit ein und kann diese im Guten wie im Schlechten beeinflussen. Der Staat hat 
mannigfaltige Eingriffsmöglichkeiten und kann so z.B. über Subventionen und Regulierung auf die 
Faktorbedingungen und das Wettbewerbsumfeld einwirken, er kann die Inlandsnachfrage durch 
öffentliche Aufträge erhöhen und über technische Standards in Produktentwicklung und 
Käuferverhalten eingreifen sowie steuer- und kartellrechtlich Firmenstruktur, Strategie und Rivalität 
beeinflussen. Umgekehrt beeinflussen die Determinanten der Wettbewerbsfähigkeit wiederum die 
staatliche Politik. Das Bildungssystem wird entsprechend den nationalen Anforderungen gestaltet und 
eine besonders stark ausgeprägte Produktlandschaft bedingt zum Teil die Einführung dedizierter 
technischer und Sicherheitsstandards, die andernorts eventuell gar keine Rolle spielen würden16.  
Konkret beeinflusse somit ein Cluster die Wettbewerbsfähigkeit der ansässigen Firmen auf drei 
verschiedene Arten (Porter 1998: 213f.): Erstens, die Erhöhung der Produktivität durch besseren 
Zugang zu notwendigen spezialisierten Vorleistungen, Arbeitskräften und Informationen, quasi-
öffentlichen Gütern und Infrastruktur sowie durch Synergien aufgrund von Produkt-, Vertriebs- und 
kundenbezogenen Komplementaritäten; zweitens, durch die Erhöhung der Innovationskapazität sowie 
Produktivitätswachstum der ansässigen Firmen auf Grundlage derselben Mechanismen sowie des 
fortwährenden technologischen Wissenstransfers innerhalb der Clusterstrukturen. Nähe zum Kunden 
und spezialisiertes Käuferwissen am Standort fördern durch entsprechende Nachfrageeffekte die 
Identifikation erfolgversprechender Entwicklungsprojekte für Produkte und Prozesse. Nicht zuletzt 
sorgen die mögliche Anwesenheit mehrerer Wettbewerber im selben Marktsegment und der 
kontinuierliche Vergleich untereinander für einen erhöhten Differenzierungsdruck jenseits von rein 
pekuniären Parametern. Der dritte Einflussfaktor auf die Wettbewerbsfähigkeit von Firmen im Cluster 
ergibt sich aus dem förderlichen Umfeld für Firmenneugründungen. Zudem sorge räumliche 
Konzentration von rivalisierenden Firmen einer Branche für eine Intensivierung der 
Wechselbeziehungen im Wettbewerbsdiamanten und sei weltweit nahezu überall die Regel (Porter 
1990: 120). Hier offenbart sich der systemische Charakter des Porter`schen Diamanten, der zuerst 
räumliche Konzentration begünstigt, welche dann selbst wiederum die Kräfte innerhalb des 
Diamanten bzw. Clusters verstärkt. Nicht zuletzt seien daher gerade diejenigen Industrien eines 
Landes international besonders erfolgreich, die geographisch stark konzentriert auftreten.  
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Abbildung 2: Porters Diamant als "komplettes System" inklusive Staats- und Zufallseinflüssen (Porter 1990: 127) 
2.2 Bestimmungskriterien und Vorteile von Clustern  
Abgeleitet aus den einzelnen theoretischen Grundkonzepten lassen sich aus der vorliegenden 
Literatur zu Clustern einige stilisierte Grundsätze zur Erscheinungsform, zur Wirkungsweise und zur 
Entwicklung von Clustern darlegen. Ausgehend von der konzeptionellen Nähe von Clustern zu 
Netzwerken17, lässt sich über die Beziehung von Netzwerken und Clustern systematisch eine 
operationalisierbare Grundstruktur von Clustereffekten und deren Bedeutung für die 
Wettbewerbsfähigkeit von Firmen und Regionen sowie deren Innovationspotential erarbeiten. 
Darüber hinaus eröffnet die Betrachtung der Clustergenese und der ihr zugrundeliegenden 
Mechanismen die Möglichkeit einer Identifikation von Voraussetzungen für die Entstehung von 
Clustern. Letzteres schafft die Grundlage für eine kritische Auseinandersetzung mit den Möglichkeiten 
und Bedingungen einer Förderung von Clustern, insbesondere durch die öffentliche Hand. 
Malmberg et.al. (1996: 87ff) fassen die Phänomene der regionalen Konzentration wirtschaftlicher 
Aktivität, der räumlichen Clusterbildung verwandter Industrien und der Pfadabhängigkeit solcher 
Agglomerationen in einer meta-theoretischen Betrachtung der Literatur zur Clustertheorie 
systematisiert zusammen (siehe Tab. 2). Es bieten sich demzufolge zwei grundlegende 
Agglomerationstypen. Zum einen regionale und urbane Ansammlungen allgemeiner wirtschaftlicher 
Aktivitäten, in denen ansässige Firmen und Branchen von Kostenersparnissen aufgrund externer 
örtlicher Skaleneffekte innerhalb des unmittelbaren Agglomerationsumfeldes profitieren. Beispiele 
dafür sind industrielle Kernregionen wie die sogenannten „manufacturing-belts“ (engl.: industriell 
geprägte Fertigungsgürtel – Übersetzung d. Verf.), große Metropolen und städtische Ballungsgebiete. 
Zum anderen Ansammlungen spezifischer wirtschaftlicher Aktivitäten, in denen sich miteinander 
verflochtene Unternehmen derselben oder technologisch ähnlicher Branchen konzentrieren. Hier 
spricht man von räumlichen Clustern verwandter Firmen oder u.a. auch von „neuen 
Industriedistrikten“ und „innovativen Milieus“ (Malmberg et al. 1996: 89). 
                                                          





Die zugrundeliegenden Agglomerationskräfte sind für beide Agglomerationstypen in erster Linie 
dieselben und führen analog zu Marshalls Triade sowie Krugman (1991) und Porter (1990; 1998) 
letztendlich zu pekuniären Vorteilen im Sinne von Kosteneinsparungen und/oder Ertragssteigerungen 
infolge eines bevorzugten Zugriffs auf lokale spezialisierte Arbeitsmärkte, Zulieferverflechtungen, 
Infrastruktursynergien, räumlicher Nähe zueinander und dadurch begünstigter schneller und 
unkomplizierter Kommunikation zwischen den Akteuren. Zudem ist die räumliche Zentrierung von 
Industrien besonders dort intensiv, wo Austauschbeziehungen gleich welcher Art vorwiegend in 
niedrigem Umfang, unstet und unvorhersehbar und somit im Bedarfsfall teuer sind (Vgl. Scott 1983; 
1988). Malmberg et.al. (1996) unterscheiden die Agglomerationskräfte jedoch zusätzlich auf zweierlei 
Weise. Zum einen, wie schon über die Agglomerationstypen oben angedeutet, wird zwischen 
Agglomerationskräften auf allgemeiner Ebene und auf der Ebene verwandter Firmen unterschieden. 
Zum anderen bestehe ein Unterschied zwischen den traditionellen Erklärungsansätzen auf Basis rein 
statischer Effizienzeffekte und der Verbesserung dynamischer Entwicklungspotentiale innerhalb eines 
Standortes. Besonders letzterem wird in der neueren Clusterliteratur, u.a. von Porter (1990/1998) 
eine entscheidende Rolle in der nachhaltigen Entwicklung von räumlichen Clustern eingeräumt. So 
weisen Malmberg et al. (1996) im Falle von spezialisierten Lokalisationen auf nicht-pekuniäre Effekte 
in Form von lokaler Wissensgenerierung und Wissensakkumulation hin und betonen die sozialen 
Aspekte einer räumlichen Konzentration. Wechselseitiges „commitment“ (engl.: Bekenntnis, 
Verpflichtung – Übersetzung d. Verf.) würde in räumlichen Konzentrationen verwandter Branchen 
verstärkt und gegenseitiges Vertrauen zu einem nicht handelbaren spezifisch lokalen Wirtschaftsgut, 
mit dem wiederum ein gewisser lokaler kooperativer Opportunismus einherginge. Das regionale 
Sozialkapital als Gesamtheit aller sozialen Interaktionen und Interdependenzen wird erhöht (Vgl. 
Lublinski 2003). Auf diese Weise beschleunigen sich laterale Wissenstransfers innerhalb lokal 
konzentrierter verwandter Industrien und ein Grundstein an spezifisch lokalem latentem Wissen 
entsteht. Cluster könnten demnach auch als dynamische Arrangements auf Basis von 
Wissensgenerierung betrachtet werden (Vgl. Patchell 1993). Sie beruhen nicht nur auf dem Austausch 
von Waren und Dienstleistungen, sondern auch von Informationen, technischem Know-how und 
Expertise (Vgl. Scott 1995) und beinhalten transaktionsbezogene Formen sozialer Solidarität in einer 
„Marshall’schen Atmosphäre“ (Malmberg et al. 1996: 88). Bezogen auf ihre Kategorisierung regionaler 
Agglomerationstypen (siehe Tab. 2) sind Cluster für Malmberg et al. (1996) somit „regionale 
Anhäufungen verwandter Firmen, die in lokale Milieus mit besonders stark ausgeprägter Fähigkeit zur 
Akkumulation von Wissen eingebettet sind“. 
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2.2.1 Clusterdimensionen  
Cluster werden je nach Blickwinkel und Interessenlage des Betrachters entweder durch die räumliche 
Nähe ihrer Akteure zueinander oder deren interaktive Verflechtungen miteinander definiert18. 
Abhängig davon, welcher dieser beiden Faktoren, räumliche Nähe/Konzentration oder 
Beziehungen/Verflechtung, als maßgeblich für die Existenz eines Clusters betrachtet wird, variiert die 
mögliche räumliche Ausdehnung bei der Betrachtung einzelner Cluster (Vgl. Beckord 2007).  
Porter (1998) betont beispielsweise besonders die Austauschbeziehungen der Akteure untereinander 
als maßgebliche Komponente und gelangt damit zu einer Ausdehnung von Clustern über einzelne 
Städte, Bundesstaaten (Bundesstaaten der USA – Anm. d. Verf.), ganze Länder und sogar Netzwerke 
benachbarter Staaten. Alles was zählt, sind die Verflechtungen, die Komplementarität der einzelnen 
Akteure und die dadurch entstehenden Vorteile für alle Beteiligten, um einem Cluster eine Gestalt zu 
geben. Der Faktor der räumlichen Nähe wirkt dabei quasi nebenbei im Kontext lokaler Sub-Netzwerke 
auf die Entstehung sozialer Interaktionen ein. Beschränkt man sich bei der Definition von Clustern 
jedoch auf räumliche Nähe und lokale Unternehmenskonzentrationen, so wie in der amtlichen Praxis 
üblich19, verengt sich der Ausdehnungsbereich eines Clusters geografisch auf die lokale bzw. regionale 
Ebene, auf der laut amtlicher Statistik bestimmte sogenannte Wirtschaftsabteilungen des 
verarbeitenden Gewerbes gehäuft auftreten (Vgl. Krätke/Scheuplein 2001). Häufig bleibt dabei der 
Blick auf Cluster an administrativen Grenzen haften (Vgl. Heidenreich/Miljak 2005; Heimpold 2011).  
Ausgehend vom fachlichen Minimalkonsens, dass Cluster eine räumliche Ballung miteinander 
verbundener Industrien bzw. Akteuren bedingen (Vgl. Titze et al. 2011) bzw. durch eine solche 
gekennzeichnet sind, bietet sich bei der Bestimmung der Dimensionen von Clustern20 eine 
Qualifizierung eben jener inneren Verflechtungen eines Standortes an. So suchen Titze et al. (2011) 
z.B. nach Netzwerken stark voneinander abhängiger Firmen – inklusive spezialisierter Zulieferer – die 
entlang einer Wertschöpfungskette miteinander verbunden sind. Darüber hinaus versuchen sie, 
räumliche Konzentrationen bzw. Ballungen dieser Wertschöpfungsketten auf regionaler Ebene zu 
identifizieren. Rosenfeld et.al. (2007: 76) sehen analog dazu das gleichzeitige Auftreten dreier 
Elemente in diesem Zusammenhang als besonders relevant:  
1)  Die Existenz einer räumlich konzentrierten Industrie mit entsprechend räumlicher 
Nähe der Akteure zueinander.  
2)  Wechselseitige Verflechtung zwischen Firmen untereinander und zwischen Firmen 
und Forschungseinrichtungen, dargestellt durch entsprechende Netzwerke.  
3)  Die Existenz räumlich konzentrierter Innovationskompetenzen.   
Eine erschöpfende Konzeption zentraler Bestimmungskriterien von Clustern sollte versuchen, 
sämtliche relevante Beziehungen sowie Einflussfaktoren abzubilden und diese in das wirtschaftliche 
und institutionelle Umfeld des Clusters zu integrieren (Beckord 2007: 97f.). Entsprechend bietet sich 
eine insgesamt fünfgliedrige Kategorisierung in horizontale, vertikale, institutionelle und externe 
Clusterdimensionen sowie eine laterale Clusterdimension an (Vgl. Beckord 2007; Malmberg/Maskell 
2002; Bathelt/Glückler 2002; Bathelt et al. 2004; Benner 2012).  
Die horizontale Dimension eines Clusters bezieht sich dabei auf die gemeinsame Nutzung spezifischer 
lokaler technologischer, Wissens- und Rohstoffressourcen durch die Unternehmen innerhalb eines 
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 In der statistischen Feststellung regionaler Cluster verbirgt sich ein wesentlicher Aspekt der unter Abschnitt 2.3 
beschriebenen „Unschärfe“ des Clusterkonzepts. 
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 Eine Erläuterung des Praxisbegriffes findet sich in Abschnitt 3.1 Der Clusterbegriff in der Praxis dieser Arbeit 
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Clusters. Dieser kongruente Zugriff auf eine universelle lokale „Plattform“21 (Titze et al. 2009: 274), 
ohne dass die betreffenden Unternehmen dabei miteinander explizit und formell in Kontakt stehen 
müssen, illustriert die bereits von Marshall (1890) beschriebenen Lern- und Verbesserungsprozesse 
sowie die gegenseitige Befruchtung, welche aufgrund unmittelbarer räumlicher Nähe einer kritischen 
Anzahl teilweise oder ganz im Wettbewerb zueinanderstehender Unternehmen auftreten. Der 
konkrete Vorteil der räumlichen Nähe ergibt sich hierbei aus der parallelen Durchführung gleicher 
Tätigkeiten mit jeweils unterschiedlichen Ergebnissen (Vgl. Maskell 2001), sprich unterschiedlichen 
Produkten auf Basis derselben lokal verankerten Technologien (Vgl. Blum 2008). Durch die „soziale“ 
Nähe zueinander in diesem Kontext, werden diese Lernprozesse und kontinuierlichen 
Produktverbesserungen ganz im Sinne von Marshall (1890) durch gegenseitige Beobachtung, die 
Diskussion miteinander und den Vergleich unterschiedlicher Lösungen angeregt (Vgl. Titze et al. 2009). 
Die horizontalen Verflechtungen von Clusterakteuren finden greifbaren Ausdruck u.a. in gemeinsam 
unterhaltenen Verbandsstrukturen, Fachveranstaltungen und lokalen Produktmessen. Titze et al. 
(2009) geben jedoch zu bedenken, dass die Wirkung der horizontalen Dimension eines Clusters 
unabhängig vom Grad der internen Interaktion im Cluster ist, da hier allein die räumliche Nähe 
ursächlich sei. Informelle Kontakte zwischen einzelnen Mitarbeitern der unterschiedlichen Akteure 
unabhängig von expliziten Kooperationsvereinbarungen innerhalb eines Clusters werden in diesem 
Zusammenhang ein konkreter, durch räumliche Nähe begünstigter Ausgangspunkt für 
informationellen Austausch zwischen etwaigen Konkurrenten (Vgl. von Hippel 1987).  
Die vertikale Dimension eines Clusters bezieht sich auf die, wiederum ebenfalls bereits von Marshall 
(1890) als spezifisch für industrielle Agglomerationsräume ausgemachte, arbeitsteilige regionale 
Konzentration von Unternehmen, welche entlang einer Wertschöpfungskette betrieblich miteinander 
verbunden sind. Die wechselseitigen betrieblichen Verflechtungen von Zulieferern und Abnehmern 
und die damit einhergehende Spezialisierung von Arbeitsabläufen und Ansammlung von speziellem 
Wissen auf den jeweils ineinandergreifenden Stufen der Produktionskette sorgen für die 
Herausbildung standortspezifischer wertschöpfungskettenbezogener Kompetenzen. In dem Maße, in 
dem jene Ketten an einem Standort wachsen, in dem die Zahl der Akteure sowie deren 
Spezialisierungsgrad steigen, nimmt auch das standortspezifische Wissen zu. In Verbindung mit den 
internen Märkten für Leistungen und Produkte entlang jener Ketten (bzw. jener vertikalen Cluster) 
wird die Bildung eines zirkulär kumulativen Prozesses ermöglicht (Titze et al. 2009: 274), der die 
besondere Innovationsdynamik eines solchen Standortes ausmacht.  
Als institutionelle Dimension und damit sichtbarer Ausdruck einer erfolgreichen Clustergenese wird 
gemeinhin die schriftliche Übereinkunft der Akteure eines Standorts zu einer engeren Kooperation 
und Koordination sowie zur gemeinschaftlichen Entwicklung des Standorts gesehen (Vgl. 
Atherton/Johnston 2008; Smith/Brown 2009). Diese formellen Regelungen, u.a. zu 
Forschungsagenden, Wachstumsstrategien, Standortmarketing oder auch dem allgemeinen 
Netzwerkmanagement, verleihen der gewachsenen Selbstwahrnehmung als Gemeinschaft sichtbar 
Ausdruck und können zu weiterführender organisatorischer Institutionalisierung in Form von eigens 
gewidmeten Geschäftsstellen zur Verwaltung und Koordinierung des Clusters führen (Vgl. Rehfeld 
2005). Dieses sogenannte Clustermanagement übernimmt als organisatorische Institution bzw. 
Körperschaft zur Vertiefung horizontaler Verflechtungen eine Reihe wesentlicher Aufgaben von der 
Führung über die Repräsentanz bis hin zur aktiven Vernetzung des Clusters22. Teil der institutionellen 
Dimension eines Clusters sind jedoch auch die informellen Normen und Regeln, die sich in einem 
geteilten Wertesystem, Konventionen oder Vertrauen in die gegenseitige Leistungsfähigkeit und 
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Zuverlässigkeit widerspiegeln (Bathelt/Glückler 2002: 213). In der Praxis wird häufig erst dann offiziell 
von einem institutionalisierten Cluster gesprochen, wenn eine entsprechende Clusterinitiative zur 
Netzwerkorganisation gegründet worden ist, die den Aufbau und die Koordination des Clusters zur 
Aufgabe hat. 
Die externe Clusterdimension betrifft die Herstellung und Pflege von konkreten und gezielten 
Kontakten über die eigenen regionalen Grenzen hinweg, um einen Austausch mit externen Partnern, 
u.a. mit anderen Clustern, sowie die aktive Nutzung sogenannter globaler (Wissens-)Pipelines  zu 
betreiben (Vgl. Bathelt/Glückler 2002: 213; Bathelt et al. 2004: 40ff.; Broekel/Meder 2008: 22). Durch 
die systematische Integration externer Impulse wird verhindert, dass eine zu starke Ausrichtung des 
Clusters nach innen erfolgt und durch den damit verbundenen lock-in-Effekt23 wichtige Impulse für die 
Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit sowie der Anschluss an internationale Märkte und Technologien 
verloren gehen.  
Die fünfte – laterale – Dimension bezieht sich auf das unmittelbare wirtschaftliche Umfeld des 
eigentlichen Produktionssystems eines Clusters. Dieses Umfeld besteht aus unternehmensorientierten 
Dienstleistern, Finanzdienstleistern, Bildungs- und Forschungseinrichtungen, dem 
Arbeitskräftepotential, den Kammern und Verbänden, Gewerkschaften und Netzwerkorganisationen 
(Beckord 2007: 98) und kann als Teil der regionalen Faktorbedingungen sowie der verwandten und 
unterstützenden Branchen in Porters Nationalem Diamanten (Vgl. Porter 1990) betrachtet werden.   
Eine Clusterzugehörigkeit wird statistisch gemeinhin über die mittelbar messbaren vertikalen und 
horizontalen Beziehungen bestimmt. Diese Beziehungen können formell und sichtbar aber auch 
informell und unsichtbar, sowohl betriebswirtschaftlicher als auch sozialer Natur sein. Es existiert kein 
eindeutiger Grenzpunkt dieser Beziehungen, da der Grad ihrer jeweiligen Ausprägungen einem 
Kontinuum gleicht (Ketels 2003: 9). Es besteht damit auch ex ante keine klare und verallgemeinerbare 
Antwort darauf, wer noch zu einem Cluster gehört, wer nur mit diesem peripher assoziiert ist oder 
wer ganz und gar nicht dazugezählt werden kann. In der Folge ist es auch schwerlich zu benennen, 
welche geografische Ausdehnung ein Cluster typischerweise hat24. Ketels (2003: 9) schlägt folgende 
Heuristik vor: Wenn sich potentielle Clusterpartner den gleichen Barrieren in ihrem Marktumfeld 
gegenübersehen und diese Barrieren nur gemeinsam überwunden werden können, dann gehören sie 
zum Cluster. Aussagen zur geographischen Ausdehnung bleiben daher Einzelfallbetrachtungen und 
sind abhängig von der jeweiligen räumlichen Maßstabsebene, regional, lokal oder länderübergreifend, 
auf der die jeweils spezifisch relevanten konstituierenden Clusterkräfte innerhalb eines Clusters 
wirken bzw. nachweisbar sind. 
2.2.2. Cluster als Netzwerke  
Mit Ausnahme der vor Ort gegebenen Faktorbedingungen, wie z.B. individuellen Kapitalressourcen, 
beruhen die mit einer räumlichen Agglomeration verbundenen Vorteile auf zwischenbetrieblichen 
Verflechtungen und Interaktionen und enthalten damit stets Beziehungskomponenten (Kaminski 
2009: 27). In diesem Kontext steht auch die Betrachtung der Ausbildung von Sozialkapital als Ergebnis 
wechselseitiger Beziehungen auf der individuellen Akteursebene im Cluster (Vgl. Lin 1999; Lublinski 
2003). Cluster sind damit nicht nur ein räumlicher Bezugsraum für inter-institutionelle Netzwerke, 
sondern werden auch selbst als besondere Form von Netzwerken betrachtet, deren 
Kooperationsmuster – durch örtliche Nähe befördert – von informellen und nicht hierarchischen 
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 Durch eine starke nach innen gerichtete institutionelle Einbindung ökonomischer Beziehungen besteht jedoch eben genau 
diese Gefahr der Abschottung gegen externe Einflüsse (Beckord 2007: 98). Bemühungen zur zielgerichteten 
Internationalisierung von Clustern sind daher häufig Bestandteil gezielter Maßnahmen zur Clusterentwicklung (siehe Kapitel 3 
und 4 dieser Arbeit).  
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 Erläuterungen zu Methoden der Identifikation von Clustern siehe Abschnitt 2.2.2 Identifizierungsmethoden und die damit 





Bindungen geprägt sind (Vgl. Porter 1998). Rosenfeld (1997: 7) definiert Netzwerke als von 
unabhängigen, gewöhnlicherweise kleinen Firmen durchgeführte kollaborative unternehmerische 
Aktivitäten, die darauf abzielen, Umsatz und Gewinn durch Zusammenarbeit in Export, Produktion, 
Forschung und Entwicklung, Produktentwicklung oder gemeinsamer Problemlösung zu steigern. So 
lassen sich unter dem Begriff des Netzwerks auch „all jene Austauschbeziehungen zusammenfassen, in 
denen mehr als zwei Parteien enger als im marktförmigen Tausch und lockerer als in hierarchischen 
Transaktionen miteinander verbunden sind“ (Semlinger 2006: 67). Aus der Netzwerkperspektive 
stellen sich Cluster entsprechend als eine Form der Vernetzung dar, in der unabhängig von etwaigen 
vertraglich fixierten manifesten Austausch- bzw. „Netzwerk“-beziehungen allein aufgrund der 
räumlichen Nähe der Akteure zueinander Gemeinsamkeiten im Hinblick auf geteilte Interessen und 
Synergiepotentiale erzeugt sowie Wirkung und Häufigkeit der zufälligen oder auch geplanten 
Interaktion erhöht werden (Vgl. Kaminski 2009: 29). In Solchen Clusternetzwerken konzentrieren sich 
entsprechend vielzählige autonome Körperschaften und Akteure aus unterschiedlichen 
Tätigkeitsbereichen und Branchenbezügen, welche auf Grundlage einer zwischenbetrieblichen 
Kooperation bei gleichzeitigen Wettbewerb im Markt (Vgl. Porter 1990) gemeinschaftlich in Summe 
aller direkten und indirekten Austauschbeziehungen miteinander einen wirtschaftlichen Mehrwert 
generieren und dabei die Bedürfnisse und Interessen der jeweiligen Stakeholder erfüllen (Vgl. Knop 
2015: 106).  
Payer (2002: 62) führt in diesem Zusammenhang den Unterschied zwischen statistischen und 
institutionalisierten Clustern ins Feld. Erstere seien lediglich aus analytischer Sicht anhand 
quantitativer Methoden hergeleitete Konstruktionen der Wirklichkeit, ohne jedoch von einer geteilten 
Selbstwahrnehmung aller Akteure als zusammengehöriger Cluster geprägt zu sein. Mit der Einführung 
dedizierter Netzwerkadministrationen, wie bspw. einem Clustermanagement, erfolgt wiederum eine 
Institutionalisierung des Clusters. Diese kann – wenn sie förderpolitisch motiviert sein sollte – auf 
Grundlage statistischer Vorarbeiten erfolgen und an bestehende Unternehmensnetzwerke vor Ort 
anknüpfen und verleiht dem Cluster ein administratives Gesicht. In der Praxis finden sich in diesem 
Zusammenhang zahlreiche öffentlich-private Kooperationsprojekte zur Steuerung von 
Clusternetzwerken (Vgl. Jungwirth et al. 2011b). Mit diesem Schritt werden Cluster schließlich zu 
interorganisationalen regionalen Netzwerken, die einem bestimmten Zweck – der Stärkung regionaler 
Wettbewerbskraft – dienen (Payer 2002: 65; Kaminski 2009: 32-38). Die entsprechende 
Clusterinitiative bzw. das Clustermanagement übernehmen die Führung und Fürsprache des Clusters 
und stehen damit sinnbildlich für dessen Existenz. Interorganisationale regionale Netzwerke, 
repräsentiert vom jeweiligen Clustermanagement oder der Clusterinitiative, sind dynamische, 
dezentrale, heterarchisch geprägte, regionale Netzwerke, die die den Cluster konstituierenden 
Akteure aus Wirtschaft und Wissenschaft, sowie Organisationen und Institutionen aus verwandten 
gesellschaftlichen Bereichen wie bspw. der beruflichen Weiterbildung, der unternehmensnahen 
Dienstleistung aber auch der regionalen Verwaltung und Wirtschaftsförderung, integrieren (Vgl. Payer 
2002: 65). Institutionalisierte Cluster bieten einen strukturellen Bezugsraum für eine formalisierte 
Zusammenarbeit der Clusterakteure zu überbetrieblichen Themen wie Standortmarketing, 
Ausbildung, Forschung und Kommerzialisierung von Forschungsergebnissen. So kann die Konzeption 
einer regionalen Clustermarke als Ausprägung einer bewussten strategischen Zusammenarbeit der 
einzelnen disparaten Akteure im Cluster zum kollektiven Aufbau strategischer Wettbewerbsvorteile 
gesehen werden (Kaminski 2009: 51).  
Cluster heben sich konzeptionell damit nichtsdestotrotz von reinen, vertraglich formalisierten 
Unternehmens- und Branchenetzwerken ab. Analog zu institutionalisierten Clusterverbünden 
verfolgen letztere zwar ähnliche Ziele im Hinblick auf synergetische Kosteneinsparungs- und 





bestimmten Branche oder aber über verschiedene miteinander verflochtene Branchen hinweg. 
Allerdings fehlt ihnen, anders als es bei Clustern der Fall ist, eine räumliche Komponente, d.h. sie sind 
in ihren Ausprägungen nicht lokalisiert und daher in der räumlichen Dimension nicht begrenzt (Vgl. 
Kaminski 2009: 30ff.). Strategische Netzwerke als besondere Form von Unternehmensnetzwerken 
verfolgen zudem konkrete marktgestalterische Ansinnen im Rahmen technologisch spezifischer 
Entwicklungs- und Vermarktungsziele, denen die zwischenbetriebliche Zusammenarbeit der 
Netzwerkmitglieder untergeordnet ist. Entsprechend werden strategische Netzwerke meist von einer 
begrenzten Zahl von Leitfirmen geführt, die neben der Auswahl des jeweiligen Zielmarktes, der 
Formulierung entsprechender Strategien sowie bevorzugter Technologien zur Zielerreichung ebenso 
über die Frage einer etwaigen Mitgliedschaft weiterer Firmen entscheiden. Der Fokus liegt dabei ganz 
explizit auf Kooperation, nicht auf Wettbewerb (Vgl. Kaminski 2009: 31f.; Müller 2009: 3ff.). Beispiele 
für strategische Netzwerke sind in der Automobilindustrie zu finden. So können große 
Automobilhersteller als fokale Unternehmen ihr jeweiliges strategisches Netzwerk bestehend aus 
Zulieferfirmen zentral führen und die strategische Zielausrichtung des gemeinsamen FuE-Ergebnisses 
forcieren (Kaminski 2009: 32). Clusterverbünde hingegen zeichnen sich, abgesehen bspw. von einer 
gemeinsamen Standortvermarktungsstrategie, neben der räumlichen Konzentration vor allem durch 
die Möglichkeit zur flexiblen und vorübergehenden, technologie- und ergebnisoffenen bi- oder 
multilateralen Kooperation zwischen einzelnen Akteuren aus, welche zudem vor dem Hintergrund der 
Gleichzeitigkeit von Kooperation und Wettbewerb besteht. Darüber hinaus beziehen sie sich in ihrem 
Geltungsbereich auf weit mehr als nur Unternehmensakteure. „Der Kern regionaler Cluster wird in 
den Potentialen der Kooperation, d.h. in der Zusammenarbeit von regional und funktional 
benachbarten Clusterakteuren gesehen“ (Kaminski 2009: 27). So können sich im Geltungsbereich 
eines Clusters jederzeit Kooperationen in Form von Unternehmensnetzwerken bilden, die jeweils 
spezifische strategische Zielstellungen verfolgen. Der Cluster selbst hingegen, geht über die 
Konzeption strategischer Unternehmens- und Branchennetzwerkformationen hinaus.      
2.2.3 Wirkung und Chancen von Clustern  
Innerhalb eines Clusters spielen Wechselwirkungen zwischen den betrieblichen Tätigkeiten der 
einzelnen Clustermitglieder – sogenannte lokale Externalitäten – eine ursächliche Rolle bei der 
Entfaltung regionaler Dynamiken und führen damit letztendlich überhaupt zur Existenz von Clustern. 
Lokale Externalitäten beruhen auf selbstverstärkenden Mechanismen, bei denen sich das 
Vorhandensein von Firmen in einer Region positiv auf weitere Firmen derselben Branche in dieser 
Region auswirkt (Vgl. Brenner/Fornahl 2003). Die räumliche Nähe im Cluster begünstigt die 
Entstehung institutioneller, sozialer, organisationaler und kognitiver Nähe (Vgl. Boschma, 2005) und 
ermöglicht damit die Schaffung von lokalem Sozialkapital25 (Vgl. Lin 1999; Lublinski 2003). In der Folge 
entstehen positive Externalitäten in der Form von Innovations- und Produktivitätseffekten, 
Motivationseffekten, sowie Transport- und Transaktionskosteneffekten (Jungwirth et al. 2010: 43). Ein 
wesentliches Element der innovations- und produktivitätssteigernden Effekte spielen dabei die 
sogenannten Wissensspillover.  
Auf betrieblicher Ebene kommen vor allem die ergebnissteigernden Auswirkungen des 
wirtschaftlichen Mikrokosmos im Cluster zum Tragen. Durch die möglichen Clustereffekte sowie eine 
arbeitsteilige Produktion kann eine Reihe kostensenkender synergetischer Potentiale gehoben, die 
einzelbetriebliche Wettbewerbsfähigkeit durch stärkeren Informationsaustauch und erhöhtes 
Innovationspotential gesteigert sowie die Auslastung im Produktionsbereich erhöht werden (Krugman 
1991: 36ff.; Graffenberger et al. 2011: 17; Vgl. Foray et al. 2011). Kleine Unternehmen profitieren 
dabei grundsätzlich mehr als größere, da sie vergleichsweise stärker von externen Skaleneffekten 
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profitieren und damit höhere Kooperationsgewinne erzielen können. So können größere Projekte, die 
für einzelne kleine Unternehmen sonst zu umfangreich wären, gemeinsam akquiriert und abgewickelt 
werden (Graffenberger et al. 2011: 19). Die Clustervorteile beschränken sich dabei jedoch nicht nur 
auf die jeweils im Cluster integrierten Firmen, sondern wirken auch indirekt über die mit der 
Clusterentwicklung verbundene Zunahme der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage auf die nicht 
integrierten Firmen, z. B. aus dem Handwerks- und allgemeinen Dienstleistungsbereich. Als Grundlage 
für jedwede formale Austauschbeziehung wird ein entsprechendes Vertragswerk formuliert. Die im 
Cluster entstehenden gemeinsamen Regeln und das gegenseitige Vertrauen erleichtern die 
Vertragsbildung und reduzieren die damit verbundenen Transaktionskosten (Fritsch et al. 1999: 11ff.; 
Vgl. Müller/Jungwirth 2011, 2016). Der soziale Kontext im Cluster stärkt grundsätzlich die 
Rahmenbedingungen des gemeinsamen Wirtschaftens im Cluster und führt zu einer Disziplinierung 
der einzelnen Akteure im Umgang miteinander (Vgl. Broekel/Meder 2008).  
Auf der regionalen Ebene können die lokal wirkenden Clustereffekte zu einer erhöhten 
Gründungsdynamik26 führen und der regionalen Wirtschaft damit ermöglichen, nicht nur durch Zuzug 
von Unternehmen, sondern auch aus sich selbst heraus zu wachsen. Die Nutzbarmachung von nicht-
dokumentiertem Wissen innerhalb von Clustern (Graffenberger et al. 2011: 19) ermöglicht darüber 
hinaus gewissermaßen die Mobilisierung des in der Region ansässigen „endogenen“ 
Innovationspotentials (Fritsch et al. 2004: 385) zur Stärkung des jeweiligen regionalen Profils im 
nationalen und internationalen Standortwettbewerb. Aus wirtschaftspolitischer Sicht bietet die 
Clusterentwicklung somit eine Möglichkeit zur Stärkung der regionalen Unternehmensstruktur und 
damit zur sozioökonomischen Aufwertung der Region. Cluster sind ein Standortfaktor im 
interregionalen Wettbewerb um Investitions- und Humankapital und stehen nicht umsonst im 
Zentrum moderner strukturpolitischer Wachstumsstrategien (Rehfeld 2005).    
Im Vordergrund der positiven Auswirkungen von Clustern stehen, auch aus förderpolitischer Sicht27, 
die positiven Clustereffekte aufgrund der Übertragung von Wissen. Cluster bieten durch die 
unmittelbare physische Nähe der einzelnen Clustermitglieder zueinander ein besonders förderliches 
Umfeld für die Generierung von sogenannten Wissensspillovern. Dabei wird Wissen über Produktions- 
und Marktzusammenhänge zwischen einzelnen Clusterteilnehmern auf nicht-kodifiziertem Wege, d.h. 
vornehmlich durch persönlichen Kontakt innerhalb sozialer Austausch- und Interaktionsstrukturen, 
übertragen und kann folglich auch von Akteuren genutzt werden, die bei der Entstehung jenen 
Wissens nicht beteiligt gewesen sind (Günther/Meissner 2017: 508). Auf diese weisen können 
Innovationen im Clusterumfeld leichter diffundieren als außerhalb eines Clusterverbunds. Die 
Voraussetzung für einen solchen Austausch latenten Wissens über soziale Kanäle ist der Aufbau von 
Vertrauen zwischen den einzelnen Akteuren. Cluster bieten aufgrund der mannigfaltigen 
Möglichkeiten für Interaktion, bspw. im Rahmen einer Zusammenarbeit in gemeinsamen Projekten 
oder auch bei Treffen auf Konferenzen und Messen, einen besonders geeigneten Raum für das 
Wachstum positiver Interaktionserfahrungen, was wiederum die Bildung von Vertrauen zueinander 
befördert (Vgl. Smith/Brown 2009; Jungwirth/Müller 2014b). Spillover treten dabei auf allen Ebenen 
der Interaktion im Cluster auf. Sie können horizontal zwischen Akteuren desselben Tätigkeitsbereichs 
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Zudem zeigt sich, dass insbesondere Start-up Unternehmen von Wissensspillovern in Clustern profitieren können (Vgl. 
Audretsch/Lehmann 2005). Andersherum betrachtet führt gerade die gesteigerte Innovationsstärke und 
Kommerzialisierungsrate innerhalb von Clustern zu einer erhöhten Ausgründungstätigkeit ansässiger Akteure. In einer von 
stetigem und starkem Wissens(-über-)fluss gekennzeichneten Region mit entsprechend sensibilisierten Akteuren und 
Investoren, steigt bei entsprechend günstigen Nachfragebedingungen dementsprechend die Anzahl der Unternehmen stetig 
an. 
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– möglicherweise also auch zwischen Konkurrenten – oder vertikal entlang der Wertschöpfungskette 
im Innovationsprozess, sei es in FuE-Kooperationen oder im Rahmen von Zuliefer- und 
Abnehmerbeziehungen, erfolgen. Darüber hinaus können sie direkt oder indirekt erfolgen, d.h. 
Emittent und letztendlicher Nutzer einer Idee müssen sich nicht kennen, sondern lediglich demselben 
sozialen Interaktionsumfeld angehören. Wissensspillover erhöhen Innovationskraft und Produktivität 
innerhalb des Clusters, weil sie über die mit ihnen verbundene Diffusion von Wissen ein Überspringen 
von Entwicklungsprozessen bzw. deren Verkürzung erlauben. Insbesondere für KMU, deren FuE-
Kapazitäten aufgrund vergleichsweise geringerer Kapital- und Personalausstattungen begrenzt sind, 
können daher von einer Anwesenheit im Cluster profitieren (Vgl. Günther/Meissner 2017: 506ff.).  
2.3 Theoretische und terminologische Unschärfe des Clusterkonzepts 
Der Popularität des Clusterkonzeptes zum Trotz herrschte in weiten Teilen der Fachwelt lange Zeit 
alles andere als Einigkeit darüber, was Cluster eigentlich sind oder wie diese identifiziert werden sollen 
(Vgl. Perry 1999; Terstriep 2007; Kiese 2009). Auf der Grundlage von Porters konzeptionellen Ideen 
wurden in den letzten zwei Jahrzehnten zwar zahllose Versuche zur Konkretisierung der 
definitorischen Abgrenzung von Clustern unternommen, jedoch führten diese aufgrund der nun 
zusätzlichen Anzahl verschiedenster Beschreibungen nicht unbedingt zu einer Auflösung der häufig 
kritisierten „konzeptionellen Unschärfe“ des Konzepts (Graffenberger et.al. 2011: 10). Während aus 
Porters eigenem Umfeld in diesem Zusammenhang lediglich von einer neuen Phase der 
datengestützten Theorieentwicklung gesprochen wird (siehe Ketels 2003; Delgado et al. 2016), 
nahmen Kritiker wie Martin und Sunley (2003: 2) in der Vergangenheit aufgrund der fehlenden 
theoretischen Basis vor Allem in Bezug auf die Anwendung auf wirtschaftspolitische Fragen eine 
vorsichtige Distanz zu Porters Clusterkonzept ein und versahen es zu diesem Zwecke illustrativ mit 
einer „public policy health warning“ (engl.: Gesundheitswarnung bezüglich staatlicher Tätigkeit - 
Übersetzung d. Verf.). Porter selbst verweist auf die besondere Schwierigkeit der eindeutigen 
Identifikation von regionalen Clustern. Ausschlaggebend hierfür sei die aufwendige und teils sogar 
unmögliche Nachweisbarkeit der einen Cluster konstituierenden Wissensspillover und anderer 
positiver Externalitäten (2003: 562). Bis heute ist daher teilweise von einer Abwesenheit einer 
umfassenden Clustertheorie die Rede (Häfner 2016: 427). 
Eine mögliche Ursache der ausgeprägten „Eklektik“ (Lerch 2009: 10) des Clusterkonzeptes mag darin 
begründet liegen, dass sich in den vergangenen Jahren Vertreter unterschiedlichster 
Fachausprägungen aus Regionalökonomik, Wirtschaftsgeographie sowie den Sozial- und 
Politikwissenschaften mit dem Thema beschäftigt und ihm jeweils einen eigenen fachtypischen 
Anstrich gegeben haben (siehe Graffenberger 2011). So ist eine Vielzahl an Definitionen, 
Klassifikationen und Typologien hinzugekommen28. Abgesehen von definitorischen Fragen heben Perry 
(1999) sowie Delgado et al. (2016) zudem die bestehende Uneinigkeit über die wesentlichen 
Wirkungsmechanismen und die damit verbundenen eigentlichen Vorteile von Clustern für Firmen und 
ganze Wirtschaftsregionen hervor. So betrachten Vertreter ökonomischer Fachrichtungen wie z.B. 
Porter selbst und Krugman die Verstärkung wettbewerblicher Prozesse, angeregt durch Rivalität und 
Innovation und verstärkt durch räumliche Nähe sowie den Zugang zu spezialisierten Zulieferern und 
industriespezifischen Arbeitsmärkten als ausschlaggebend. Auf der anderen Seite stehen für 
Geographen und Soziologen eher Vertrauen und Kooperation als Triebkräfte für arbeitsteilige 
Spezialisierung, Flexibilisierung und Innovation im Vordergrund (Perry 1999: 150f.). Aufgrund der 
Anwendungsbreite des Konzeptes in Wissenschaft und Praxis sowie der Vielzahl an Möglichkeiten zur 
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Identifikation von Clustern29 ist es zweifelhaft, ob eine Einigung auf eine universelle Definition von 
Clustern überhaupt gelingen kann (Vgl. Cortright 2006; Delgado et al. 2016)30.  
Ursprünglich aus fallstudienbasierten Betrachtungen hervorgegangen, bietet Porters Clusterkonzept 
kaum Raum für eine theoretische Überprüfung und Evaluation (Vgl. Martin/Sunley 2003) und ist 
dadurch nur begrenzt operationalisierbar (Titze et al. 2009: 273; Vgl. Alecke/Untiedt 2005). Als 
Sammelsurium bestehender Ideen und Konzepte zum Thema räumliche Nähe und Diffusion von 
Wissen, Netzwerkexternalitäten, gemeinsam genutzten Infrastrukturen und FuE-Kooperationen 
mangelte es ihm zudem an einer spezifischen Theorie regionaler Wirtschaftsentwicklung 
(Alecke/Untiedt 2005: 4). Vielmehr komme das Clusterkonzept einer wirtschaftsgeographisch 
geprägten „Denkschule“ der Wirtschaftsförderung gleich (Vgl. Alecke/Untiedt 2002; Martin/Sunley 
2003), in dem es sich der Frage der regionalen Wettbewerbsfähigkeit innerhalb einer 
Wirtschaftsnation durch einen spezifischen analytischen Fokus auf die Rolle regionaler 
Agglomerationen – eben jener Porter‘schen „Cluster“ –  unterschiedlicher Typologisierung nähert 
(siehe Porter 2003).  
2.3.1 Herausforderungen bei der räumlichen Abgrenzung von Clustern  
Porter bezieht die Grenzen von Clustern auf die Existenz von inter-industriellen und institutionellen 
Verflechtungen sowie Komplementaritäten. Die Stärke solcher „Spillover“ und ihr Einfluss auf 
Produktivität und Innovation am Standort bestimmten demnach die äußersten Grenzen eines Clusters. 
So warnt er selbst davor, einzelne Industrien per se als Cluster zu bezeichnen, da damit eben jene 
Determinanten der Wettbewerbsfähigkeit außer Acht gelassen würden (Porter 1998: 202). Wie die 
Stärke jener Verflechtungen und Spillover jedoch gemessen werden soll und ab wann jene als 
hinreichend für eine Clusterbeziehung gelten, wird nicht genauer erläutert (Martin/Sunley 2003: 
11ff.). Auch was die genaue räumliche Abgrenzung von einzelnen Clustern, die sektoralen und 
funktionalen Dimensionen der ökonomischen Aktivitäten darin sowie die einbezogenen Akteure und 
Institutionen angeht, bleibt Porter äußerst vage:  
 „The appropriate definition of a cluster can differ in different locations, depending on the 
 segments in which the member companies compete and the strategies they employ.“ (Porter 1998: 205)  
Diese „Dehnbarkeit“ der Clusterdefinition führt letztendlich dazu, dass bei entsprechend großzügiger 
Auslegung der regionalen und sektoralen Abgrenzung sowie der Art und Tiefe des Vernetzungsgrades 
der ansässigen Akteure praktisch immer und überall Cluster aufgespürt werden können 
(Alecke/Untiedt 2005: 3ff.), ihre Existenz sprichwörtlich im Auge des Betrachters liegt (Martin/Sunley 
2003: 12) und eben jene Nichtberücksichtigung der wettbewerbsbefähigenden Determinanten, vor 
der Porter warnt, zustande kommen kann. Porter stelle damit den Autoren (und damit 
selbstverständlich auch den wirtschaftspolitischen Entscheidungsträgern – Anm. d. Verf.) „eine 
geographische Lizenz für einen unbegrenzten Geltungsbereich ihrer Definition und Anwendung des 
Konzeptes aus“ (Martin/Sunley 2003: 12).  
Die oben beschriebenen Clusterdimensionen spielen eine entscheidende Rolle beim statistischen 
Nachweise regionaler Cluster. Eine bloße Betrachtung sichtbarer Netzwerke zur Bestimmung von 
Clusterstrukturen übergeht jedoch informelle Parameter der horizontalen Verflechtungen innerhalb 
eines Clusters und läuft daher Gefahr, am jeweiligen Standort tatsächlich wirksame Clustereffekte, wie 
z.B. den informellen Austausch latenten Wissens, zu übersehen. Im Unterschied zu den nicht immer 
dinghaft greifbaren horizontalen Dimensionsparametern eines Clusters, beinhalten vertikale 
Verflechtungen in der Regel konkret messbare Transaktionen bzw. konkrete Güterflüsse, seien es 
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Zwischen- oder Endprodukte oder Dienstleistungen. Clustereffekte beruhen jedoch maßgeblich auf 
den nicht oder nur schwer nachzuweisenden Wissensspillovern. Eine Clusteridentifikation anhand 
bestehender institutioneller Facetten gestaltet sich ebenfalls als schwierig. So liefert unabhängig vom 
in der Literatur vielbetonten Nutzen eines Clustermanagements (siehe u.a. Rehfeld 2005; Müller 2009; 
Terstriep 2007) die bloße Existenz einer entsprechenden Geschäftsstelle oder anderweitig 
existierender schriftlicher Erklärungen keinen hinreichenden Beleg für die tatsächliche Existenz eines 
Clusters, denn nicht immer repräsentieren Clustermanagements auch tatsächliche Clusterstrukturen 
(Vgl. Kirchgeorg/Wurpts 2011). Gemeinsame Erklärungen auf horizontaler Ebene ersetzen nicht die 
vertikalen wechselseitigen Zulieferverflechtungen, die eine arbeitsteilige Interaktionsdynamik im 
Cluster erst ermöglichen. Umgekehrt können Cluster per se auch gänzlich ohne Clustermanagement 
entstehen und bestehen31. 
2.3.2 Identifizierungsmethoden und die damit assoziierten Probleme  
Aufgrund der fehlenden begrifflichen Übereinstimmung in der Wissenschaft gibt es 
konsequenterweise auch keine allumfassende Klarheit was den empirischen Nachweis von Clustern 
angeht (Vgl. Titze et al. 2009). Abgesehen von einigen unbestrittenen stilisierten Fakten zur Wirkung 
von regionalen Clustern existiert keine etablierte „common practice“ bzw. allgemein anerkannte und 
praktizierte empirische Nachweismethode für die objektive Abbildung von Clustern (Vgl. Rosenfeld 
et.al. 2007). Die unterschiedlichen Identifizierungsmethoden konzentrieren sich jeweils auf die 
horizontalen oder vertikalen Dimensionen von Clustern und reichen von regionalen Fallstudien über 
Cluster-Mapping und Input-Output-Methoden sowie diversen Konzentrationsmaßen bis hin zur 
Erfassung regionaler Wissensflüsse (Vgl. Titze et al. 2009).  
Cluster sind ein multidimensionales Phänomen und können daher schwerlich nur von einem einzelnen 
Indikator erfasst werden (Rosenfeld et.al. 2007: 76). Es bietet sich daher eine Vielzahl indikativer und 
relationaler Kennzahlen, die sich an den jeweiligen horizontalen und vertikalen Dimensionen von 
Clusterstrukturen orientieren sowie die Frage nach der Existenz von Kompetenzfeldern u.ä. anhand 
der relativen Wichtigkeit und Dynamik eines Sektors beantworten (Hamm/Goebel 2010: 86).  
2.3.2.1 Räumliche industrielle Konzentration und relative Wichtigkeit regionaler Branchen  
Aufgrund der amtlich gewährleisteten Sammlung und Verfügbarkeit gerade der Beschäftigungszahlen 
auf den jeweiligen regionalen Aggregationsebenen in Deutschland, aber auch in den USA und anderen 
Industriestaaten, hat sich vor Allem die Identifizierung und Analyse von Clustern anhand der absoluten 
und relativen Beschäftigungszahlen je Industrie und Lokalität als wissenschaftlicher Ansatz etabliert 
(Rosenfeld et.al. 2007: 76f.). Hierbei wird insbesondere der horizontalen Dimension von Clustern 
nachgespürt.  
Die Standorte räumlich konzentrierter Industrien mit überdurchschnittlichem Gewicht auf regionaler 
Ebene lassen sich ganz allgemein zum einen über den Grad der absoluten Konzentration und zum 
anderen anhand der räumlichen Verteilung wirtschaftlicher Aktivität, der relativen Konzentration, 
ermitteln (Vgl. Rosenfeld et.al. 2007: 76). Die absolute Konzentration einer Industrie wird ermittelt 
anhand des Anteils der Aktivität dieser Industrie in einer individuellen Subregion an der gesamten 
Aktivität jener Industrie in der übergeordneten bzw. aggregierten Gesamtregion. Regionen mit einer 
überdurchschnittlichen Anzahl von Beschäftigten innerhalb einer bestimmten Industrie – und damit 
einer entsprechend hohen Wichtigkeit aus Sicht eines auf Beschäftigungszahlen ausgerichteten 
politökonomischen Entscheidungsträgers wie der öffentlichen Hand –  lassen sich somit 
vergleichsweise leicht und zügig ermitteln. Die für eine qualifizierte Einschätzung der tatsächlichen 
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Relevanz jener wichtigen Standorte bedarf es jedoch der Ergänzung durch die relative Konzentration. 
Die relative räumliche Verteilung einer Industrie über die jeweils einzelnen Unterregionen lässt sich 
anhand des Gini-Koeffizienten ergänzen und gibt einen Eindruck davon, wie stark eine Industrie 
räumlich tatsächlich verteilt ist und wo ihre stärksten Standorte liegen32 (Rosenfeld et.al. 2007: 77).   
2.3.2.2 Vertikale Verflechtungen und wissensbasierte Interaktionen entlang der Wertschöpfungskette 
Zur Darstellung spezifischer vertikaler und interregionaler Verflechtungsstrukturen zwischen 
verschiedenen Wirtschaftszweigen und der Interaktionen entlang der Wertschöpfungskette einer 
Region werden in der Praxis qualitative Input-Output-Methoden angewandt (Vgl. Titze et al. 2009)33. 
Grundlegend für diesen Ansatz ist die Analyse der absoluten sowie relativen Stärke der 
Vorleistungsverflechtungen innerhalb von und zwischen einzelnen Industrien und Regionen. Diese 
Daten sind über die nationalen Statistischen Institute Innerhalb der EU und den USA bis auf 
unterschiedliche regionale Aggregationsebenen heruntergebrochen verfügbar. Cluster bestehen 
letztlich nicht nur aus einzelnen räumlich konzentrierten „Kernindustrien“, sondern beinhalten auch 
wichtige Lieferanten von Zwischenprodukten (Hamm/Goebel 2010: 87). Zusätzlich werden bei dieser 
Methode „wichtige“ von „unwichtigen“ Transaktionen bzw. Güterflüssen aus Einkauf und Vertrieb 
entlang der Verflechtungsvektoren zwischen oder innerhalb von Industrien und Regionen voneinander 
getrennt. Gleiches gilt für direkte und indirekte Verflechtungen. Als potentiell auf Clusterbildung 
hinweisende Verflechtungen gelten somit, je nach methodischer Variante, Transaktionsmuster mit im 
Vergleich zum Durchschnitt besonders stark ausgeprägten absoluten spezifischen Güterflüssen, 
auffällig ähnlichen Güterflüssen bzw. Einkaufs- und Verkaufsmustern zwischen unterschiedlichen 
Industrien oder aber einem überdurchschnittlich hohen Anteil von Zwischenprodukten am Warenein- 
und Warenausgang. Sinngebend ist in diesem Zusammenhang die Prämisse, dass Unternehmen 
innerhalb eines Clusters teilspezifische Aufgaben entlang der Wertschöpfungskette einer 
Produktklasse wahrnehmen und so durch besonders stark ausgeprägte Vorleistungsverflechtungen 
miteinander verbunden sind. Zwei oder mehrere verschiedene Industrien, die ein solches 
Verflechtungsmuster aufweisen, geben daher Anlass zur Vermutung der Existenz von clustertypischen 
arbeitsteiligen Prozessen34.  
Die vertikale Komponente der Wissensbildung manifestiert sich u.a. als Austausch innovativen Wissens 
im Zuge der Güterverflechtungen entlang der Wertschöpfungskette. Input-Output-Tabellen liefern 
somit auch einen Hinweis auf Wissensflüsse in einem Cluster. Titze et al. (2011) weisen jedoch darauf 
hin, dass nicht alle Interaktionen entlang der Wertschöpfungskette durch den Austausch von 
innovativem Wissen gekennzeichnet sind und viele intersektorale Wissensströme daher nicht mit Hilfe 
der reinen Güterverflechtungen zu ermitteln bzw. abzuschätzen sind. So stellen auf spezielle Schritte 
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Weise versuchen sie, Industriesektoren und Regionen zu finden, die durch konzentrierte Auslieferung von 





der Wertschöpfungskette bezogene proprietäre Wissensbestände, die in Bezug auf die Gesamtheit 
des Produktionsablaufes komplementär, jedoch nicht Teil des Güteraustausches sind, eine zentrale 
Determinante Im Bereich der vertikalen Clusterdimension dar (Titze et al. 2009: 274). Um dieses 
komplementäre Wissen abzubilden, behelfen sich Titze et al. (2011) einer Analyse regionaler FuE-
Verbundprojekte und stellen diese in einer „Matrix innovativer Wissensflüsse“ dar. Im Falle des 
Freistaates Sachsen nutzen Titze et al. (2011) zur Erstellung dieser Matrizen amtlichen Statistiken zu 
durch den Freistaat geförderten FuE-Verbundprojekten und bereiten die jeweiligen 
Kooperationsprojekte entsprechend ihrer Struktur und Partnerkonstellation entsprechend der 
räumlichen und wertschöpfungskettenbezogenen Dimensionen auf.  
2.3.2.3 Räumliche Konzentrationen von Wissen und innovativen Kapazitäten 
Die Darstellung innovativen Wissenskapitals an einem Standort gestaltet sich nicht zuletzt aufgrund 
der kaum konkreten und empirisch nur schwer fassbaren Form von technologischen und 
Wissensspillovern als schwierig. Letztlich sagen auch die örtlich zu verzeichnenden Forschungs- und 
Entwicklungsausgaben sowie der lokale Arbeitsmarkt nichts unmittelbar Belastbares zur Güte der 
Wissens- und Innovationslandschaft bzw. deren Produktivität im Sinne von 
kommerzialisierungsfähigen Neuerungen aus. Rosenfeld et.al. (2007) verweisen daher auf 
ergebnisorientierte Indikatoren wie die Zahl neu entwickelter Produkte und Prozesse, Patente und 
verkaufter Lizenzen. Die Statistiken zur Anmeldung von Patenten dienen demnach als quantitativer 
Indikator für absolute und relative Entwicklungs- und Erfindungstätigkeiten ganz allgemein sowie den 
Grad der erwartungsgemäß erfolgreichen Kommerzialisierung von Innovationen an einzelnen 
Standorten35. Je mehr Patentanmeldungen an einem Standort absolut36 verzeichnet werden, 
besonders, wenn die Zahl der Anmeldungen über viele Jahre hinweg konsequent hoch bleibt, desto 
größer ist nach dieser Lesart der lokale und produktiv zur Verfügung stehende Wissensschatz.  
Eine Orientierung an Patenten als Indikator für clusterbezogene innovative Kompetenzen hat jedoch 
eine Reihe von Schwächen. So müssen Unternehmen in ihrer Patentierungstätigkeit nicht zwingend 
einheitliche Ziele verfolgen, geschweige denn lediglich zwecks Einführung neuer Produkte und 
Prozesse einen solchen Schritt vornehmen. Vielfach finden relevante inkrementelle Verbesserungen 
auch ohne jegliche Patentschrift statt, so dass ein nicht unwesentlicher Teil der Innovationstätigkeit 
und Innovationskompetenz an einem Standort unter dem Patentradar hindurchschlüpft. Dasselbe gilt 
für Industrien, die traditionell wenig patentieren. Rosenfeld et al. (2007) führen höchst selbst diverse 
Nachteile dieser Näherungsmethode an. So seien Patentanmeldungen noch lange kein Garant für 
technologischen und kommerziellen Erfolg mit den entsprechenden Auswirkungen auf Wachstum und 
Ertragssteigerung am Standort, noch fänden Patentanmeldungen immer an jenem Standort statt, an 
dem die zugrundeliegenden technologischen Entwicklungen ihren Ursprung nahmen. Ganz besonders 
im Falle der ostdeutschen Industrielandschaft sei dies spürbar, da die örtliche Produktionslandschaft 
aufgrund des Wendebruchs häufig keine Führungszentralen mit entsprechenden patentschreibenden 
FuE-Abteilungen vorzuweisen hat. Nichtsdestotrotz seien grundlegende produktionsseitige 
Innovationsimpulse ein ortsseitiges Phänomen.  
Letztlich sind Patente zwar ein konkret sichtbarer Indikator des zugrundeliegenden operationalisierten 
Wissens, bleiben jedoch aufgrund der oben angeführten Abhängigkeit von sekundären Faktoren ein 
nur unzureichender mittelbarer Indikator für die tatsächlich regional vorhandenen 
Wissenskapazitäten. Der clusterkonstituierende Austausch von Wissen auf horizontaler oder vertikaler 
Ebene – die sogenannten Wissensspillover – lässt sich dadurch nicht abbilden.  
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 Hier scheinen Rosenfeld et al. (2007) die Annahme zu treffen, dass Patentanmeldungen erst dann erfolgen, wenn die 
erfolgreiche Kommerzialisierung einer Neuentwicklung als ausreichend gesichert gilt.  
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 Hamm/Goebel (2007) nutzen die absolute Zahl der Anmeldungen für den Standortvergleich, nicht die Zahl der 





2.3.2.4 Die Existenz von Netzwerken und unterstützenden Institutionen 
Neben der räumlichen Konzentration einer kritischen Masse an Unternehmen dominanter 
Wertschöpfungsketten (Titze et al. 2009: 274f.) und dem Vorhandensein regionaler 
Innovationskompetenz sind für das Erlangen von „Clusterqualitäten“ eines Standortes ebenso 
Geschäftsnetzwerke und weitere netzwerkfördernde Institutionen bzw. Aktivitäten vonnöten (Vgl. 
Rosenfeld et.al. 2007: 85-86). Eine besondere Herausforderung in der Betrachtung des Wesens und 
der Wirkmechanismen von Clustern besteht jedoch in der konzeptionellen Abgrenzung zu 
unternehmerisch geprägten strategischen oder Branchennetzwerken. Aufgrund der kooperativen 
Aspekte gängiger Clusterdefinitionen wird der Unterschied zwischen den einzelnen Konstrukten häufig 
verwischt und bei oberflächlicher Betrachtung das eine mit dem anderen gleichgesetzt. So können 
Cluster zwar als Netzwerke konzeptualisiert werden. Es kann jedoch von der Existenz regionaler 
Unternehmer- und Forschungsnetzwerke nicht in jedem Fall unmittelbar auf die Gegenwart eines 
Clusters geschlossen werden. Cluster bilden einen räumlichen Bezugsraum für Netzwerke und werden 
daher – rein analytisch betrachtet – von einer Vielzahl einzelner formeller und auch informeller, sprich 
privater bzw. außerbetrieblicher sozialer, Netzwerke konstituiert. Umgekehrt allerdings ist ein 
Netzwerk an sich damit noch lange kein eigenständiger Cluster (Vgl. Kiese/Wrobel 2011). 
Nichtsdestotrotz stehen formelle Netzwerke als sichtbare und konkret greifbare Manifestationen von 
regionalen und fachlich-branchenbezogenen Kooperationen zwischen Firmen und wissenschaftlichen 
Institutionen oft sinnbildlich für die Existenz von Clustern. Cluster wiederum sind lokale 
Produktionssysteme, in denen eine Mitgliedschaft lediglich auf Interdependenzen und funktionalen 
Beiträgen zum System basieren. Netzwerke sind daher als Bestandteil und Resultat reifer und 
lebendiger Cluster zu betrachten, nicht als deren Ursprung (Rosenfeld 1997: 7). Cluster und Netzwerke 
stehen in einem symbiotischen Verhältnis zueinander und können, insbesondere im Hinblick auf eine 
gezielte Clusterförderung, nur bedingt unabhängig voneinander betrachtet werden. So ist das 
Management von Clustern immer auch Netzwerkmanagement (Vgl. Häfner 2016: 427-428) und 
Maßnahmen zur Förderung von Clustern bzw. deren Initiation beinhaltet stets Elemente zur Anregung 
aktiver intraregionaler Vernetzung. Neben Fragen der tatsächlichen Wirkzusammenhänge innerhalb 
und der Zugehörigkeit zu einem Cluster sowie der Art der Verflechtungen ergeben sich aus der reinen 
Netzwerkperspektive aber auch Probleme bei der genauen räumlichen Abgrenzung von Clustern (Vgl. 
Kiese/Wrobel 2011), da Clusterfirmen ohne Weiteres Mitglieder übergeordneter Branchennetzwerke 
und Industrieverbände sein können. Lokale Netzwerke mögen als sichtbarer Ausdruck einer 
gemeinsamen Clusteridentität und gezielter Kooperation an einem Standort dienen (siehe joint 
activities in Ketels 2003: 8). Netzwerke innerhalb bestehender Cluster sind ein formeller Ausdruck 
horizontaler und vertikaler Verflechtungen zwischen den einzelnen Akteuren am Standort. Neben 
intraregionalen Verflechtungen können auch interregionale Beziehungen zwischen verschiedenen 
Wirtschaftszweigen an unterschiedlich gelegenen Standorten bestehen, die zur externen oder 
lateralen Dimension gezählt werden können. Für eine Abbildung einzelner formeller 
Akteursbeziehungen mag eine Darstellung der Netzwerkstrukturen an einem Standort hilfreich sein. 
Die für Clusterstrukturen entscheidenden Wirkzusammenhänge gehen jedoch über reine 
Netzwerkverflechtungen hinaus und betreffen eine ganze Reihe informeller sozialer Austausch- und 
Anreizmomente.  
Die Messung von Netzwerken gestaltet sich insofern schwierig, als dass es nicht in jedem Fall möglich 
ist, bestehende Netzwerke zu identifizieren. Viele informelle Verflechtungen zwischen Unternehmen 
ergeben sich aufgrund persönlicher Kontakte zwischen Mitarbeitern einzelner Firmen. Latentes 
Wissen wird faktisch „im Freundeskreis“ übertragen. Allerdings ist es möglich, anhand von 
entsprechenden Veröffentlichungen, Webseiten und – falls vorhanden – Netzwerkdatenbanken – 
zumindest den Bestand an formellen Netzwerken zu quantifizieren und zu qualifizieren (Rosenfeld 





Kooperation über rein transaktionstechnische Belange hinaus. So sollten beispielsweise auch die 
Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der einzelnen Clusterakteure sowie die gemeinsame 
Standortvermarktung Teil der Netzwerkbelange sein. Darüber hinaus sollte die Qualität eines 
Clusternetzwerkes berücksichtigt werden. Ein Geschäftsnetzwerk zeichnet sich demnach durch einen 
erhöhten Grad an Wechselseitigkeit und Interdependenz sowie einen intensiveren Wissenstransfer als 
außerhalb des Netzwerkes gegeben aus37 (Rosenfeld et.al. 2007: 77). Netzwerkstrukturen bieten für 
die Identifikation und Analyse von Clustern folglich einen hilfreichen jedoch keineswegs hinreichenden 
Ansatzpunkt. Eine Identifizierung von Clustern sowie die Erfassung und Darstellung tatsächlicher 
Clusterstrukturen muss über weitere indikative Merkmale erfolgen und ist häufig lediglich 
näherungsweise möglich.  
2.4 Entstehung und fortgesetzte Entwicklung von Clustern 
Die Clusterbildung beruht branchenübergreifend auf annähernd denselben Mechanismen und 
Umgebungsbedingungen38. Im Vordergrund stehen dabei die Entwicklung von Sozialkapital und 
Vertrauen (Vgl. Lublinski 2003), die Akkumulation von Humankapital am Standort und eine positive 
Firmenneugründungs- oder Ansiedlungsdynamik (Vgl. Brenner/Fornahl 2003; Kaminski 2009). Diese 
Aspekte stehen in einem systemischen Zusammenhang mit der Attraktivität des Standorts für 
potentielle Arbeitnehmer und Forschungspersonal, sprich Talente. Talente, insbesondere im Falle von 
hochspezialisierten Tätigkeiten, migrieren zu oder bleiben gemeinhin an Standorten, die einen 
vielversprechenden Arbeitsmarkt mit langfristiger Entwicklungsperspektive bieten. So profitieren 
sowohl Arbeitnehmer als auch Arbeitgeber bzw. Forschungseinrichtungen in wissensintensiven 
Branchen, in denen eine große Abhängigkeit von spezialisiertem und teils nicht formalisiertem Wissen 
und damit ein Bedarf an entsprechend geschulten Mitarbeitern besteht, von einem etwaigen Zufluss 
neuer Bewerber. Ein positiver Firmenneugründungssaldo am Standort, beispielsweise durch stete 
Ausgründungen auf Basis von Produktneuentwicklungen (Vgl. Fritsch 2003), ist dabei zugleich 
auslösendes Moment und Symptom dieses Zuzugs.  
Ausgangspunkte für eine lokale Clusterbildung werden in der Literatur um ganz bestimmte 
Wachstumskerne herum gesehen, in denen die grundsätzlichen Kontextbedingungen nach Porter 
(1990) gegeben bzw. in der Entstehung begriffen sind. So können Städte und andere geballte 
Siedlungsräume sowie logistische Knotenpunkte wie z.B. Häfen oder Flughäfen aber auch lokale 
Rohstoffvorkommen und besondere Wissensstandorte den Anstoß für die Entstehung von Clustern 
geben. Ausschlaggebend ist die lokale Verfügbarkeit von Faktorinputs wie z.B. spezialisierter 
Arbeitskräfte sowie die Möglichkeiten für Handel und Kooperation, die mit großen Zentren 
wirtschaftlicher Aktivität wie Städten einhergehen (Vgl. Jacobs 1972, Atherton/Johnson 2008) und in 
denen Agglomerationseffekte durch die geografische Konzentration verwandter Firmen bzw. 
Branchen wirksam werden können39. Krugman (1991) weist in diesem Zusammenhang auf die 
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 Zur Identifikation weniger formeller Netzwerke und auch Qualifizierung bestehender Netzwerke gleich welcher Art an 
einem Standort kann es beispielsweise nötig sein, auf tiefergehende Befragungen der Akteure vor Ort zurückzugreifen. 
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 Die Neigung zur Clusterbildung ist nicht für jede Branche gleich. Wissensintensive, innovationsgetriebene Branchen neigen 
aufgrund ihrer Abhängigkeit von spezifischem informellem Wissen eher zu einer räumlichen Ballung als andere. Dasselbe gilt 
für Branchen, die stark von komplementären arbeitsteiligen Produktions- und Entwicklungsprozessen geprägt sind (Vgl. 
Brenner/Fornahl 2003). 
39
 In der praxisorientierten Clusterliteratur wird häufig zwischen top-down und bottom-up induzierten Clustern 
unterschieden (siehe Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005; Jungwirth/Müller 2010 u.a). So nennt Meier zu Köcker (2009: 11) drei 
grundsätzliche Entstehungstypen von Clustern: Bottom-up Netzwerke, extern initiierte top-down Netzwerke und intern 
initiierte top-down Netzwerke. Jeder der drei Typen unterliege ferner auch jeweils unterschiedlichen Triebkräften für die 
Entwicklung. Top-down Cluster bezeichnen in diesem Zusammenhang Cluster, die auf Initiative eines einzelnen zentralen 
Akteurs oder auch im Zuge gezielter wirtschaftspolitischer Maßnahmen im Rahmen dedizierter regionaler Clusterinitiativen 
entstanden sind. Bottom-up Cluster wiederum stehen hier für Ballungen industrieller und wissenschaftlicher Partner, die in 





Zufälligkeit der Pfadentwicklungen lokaler ökonomischer Entwicklungen hin. Räumliche Nähe allein ist 
jedoch noch lange kein Garant für die Entstehung bzw. Funktionsfähigkeit innovativer Cluster (Vgl. 
Fritsch 2004; Bergman 2008), da in der Praxis auch geografisch weit entfernte Unternehmen und 
Institute aufgrund ihres jeweiligen Leistungsspektrums und bei gegebener funktionaler Passung im 
Wertschöpfungskettengeflecht voll in die Transaktions- und Kommunikationsstrukturen eines Clusters 
integriert werden (Vgl. Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005; Müller/Jungwirth 2011, 2016).  
2.4.1 Allgemeine Entstehungsdynamiken 
Das zentrale Argument in Bezug auf die Clusterentstehung ist die Idee, dass effektive Cluster das 
Ergebnis von Eigenselektionsprozessen von Firmen sind, die Vorteile in der Ausnutzung von 
wechselseitigen Abhängigkeiten zum gegenseitigen Nutzen sehen (Vgl. Atherton/Johnson 2008). Eine 
Ansiedlung in unmittelbarer Nähe zu Firmen, mit denen auch sonst eine gewisse Interdependenz 
besteht, eröffnet ganz im Sinne von Marshalls Trinität Möglichkeiten zum informationellen Austausch 
und zur flexiblen Kooperation und Anpassung. Die Bedingungen, unter denen sich Cluster bilden, 
werden somit sowohl von räumlicher als auch relationaler40 Nähe beeinflusst und spiegeln neben der 
Rolle von Ort und Raum auch einen Fokus auf Transaktionen und Interaktionen – die transaktionelle 
Nähe – wider (Atherton/Johnson 2008: 94), ohne den die diversen Clustereffekte kaum zum Tragen 
kommen dürften. Diese Perspektive lenkt den Blick auf die tatsächliche Vernetzung und Verflechtung 
der Akteure an einem Standort untereinander. Räumliche Nähe ist hier lediglich eine förderliche, nicht 
jedoch eine hinreichende Rahmenbedingung für die Clusterbildung. Vielmehr bedürfe es eines 
konkreten Stimulus als auslösendes Moment für eine gesteigerte lokale Interaktion zwischen den 
jeweiligen Firmen, welche schließlich eine clusterbildende Dynamik entfacht. So ist das Ansteigen der 
transaktionellen Nähe mehrerer Akteure eines regionalen Standortes der eigentliche Kern der 
Entwicklung, an deren Ende Gruppen bzw. Netzwerke miteinander kooperierender Firmen in einer 
räumlichen Ballung einen sprichwörtlichen „Cluster“ bilden und sich letzten Endes auch als solchen 
wahrnehmen. 
Atherton/Johnson (2008: 99f.) beschreiben diesen Prozess als eine Abfolge sich verstetigender, 
verbreitender und vertiefender Kollaboration. Aus anfänglich vornehmlich bilateralen Kooperationen 
werden demnach im Laufe der Zeit formelle wie informelle multilaterale Interaktionen, in deren 
Rahmen die Partnerschaften zwischen den Akteuren irgendwann über die ursprünglichen Zwecke 
hinausgehen. Im Zuge der Entwicklung können so zum Beispiel gemeinsame Strategien, eine 
gemeinsame Interessenvertretung, ein Label bzw. ein Name entstehen (Vgl. Graffenberger 2011). 
Zentraler Treiber dabei ist die Vertrauensbildung durch fortgesetzte Kooperation miteinander41. Ein 
„man kennt sich“ im Sinne Marshalls stellt sich ein und eine gemeinsame „Kultur“ (Vgl. North 1990) 
erwächst. Die Identifizierung und Wahrnehmung von Kooperationsmöglichkeiten im regionalen bzw. 
Branchenumfeld wird dadurch erleichtert. Das Wissen über die Fähigkeiten, Kapazitäten und 
Aktivitäten potentieller Partner entlang der Wertschöpfungskette wächst und eröffnet zusätzliche 
Optionen für alle Beteiligten. Erst durch diese Vertiefung der multilateralen Interaktionsbeziehungen 
kann aus einer reinen Ballung an Unternehmen ein echter Cluster mit all seinen Vorteilen werden. 
Smith/Brown (2009) unterstreichen in diesem Zusammenhang den systemischen Charakter von 
Clustern. Sie geben zu bedenken, dass es nicht nur die einzelnen Komponenten des Clusters sind, die 
uns wichtig erscheinen sollten, sondern ebenso die Anzahl und Stärke der Verbindungen zwischen 
diesen Komponenten sowie die Qualität der Interaktion untereinander. Die Frage sei, wie die Akteure 
im Einzelnen arbeiten und in welcher Beziehung sie zueinander stünden. Im Zuge der 
                                                                                                                                                                                     
Zusammenarbeit beispielsweise in Form einer gemeinsamen Initiative zur Förderung des Clusters institutionalisieren (Vgl. 
Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005).  
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 Als Maß zwischenbetrieblicher Beziehungen und Kooperationen. 
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Clusterentwicklung wandelt sich das Verhalten der Akteure, der Cluster wirkt gewissermaßen auf seine 
Komponenten zurück. Durch den sukzessiven Aufbau von Vertrauen und tradierten Normen im 
Umgang miteinander entfallen die bei weniger miteinander vertrauten Geschäftspartnern ansonsten 
notwendigen Kontrollen und Absicherungsmechanismen. Informationsasymmetrien und die damit 
verbundene Principal-Agent Problematik42 werden reduziert. Hinzu kommen disziplinierende 
Elemente impliziter Normen innerhalb der geteilten Kultur am Standort (Vgl. Atherton/Johnson 2008). 
Aus marktmechanischer Sicht entfällt eine ganze Reihe von Transaktionskosten und die 
betriebswirtschaftlichen Aussichten einer Mitgliedschaft im Cluster verbessern sich im Vergleich zu 
einer isolierten Position.  
Räumliche Nähe mag demnach in der Clustergenese hilfreich sein, ist jedoch langfristig kein 
hinreichender Faktor für den fortgesetzten Erfolg eines Clusters. Räumliche Firmenballungen allein 
sprechen noch nicht für die Existenz eines Clusters im Sinne der üblicherweise in der Praxis 
vorgefundenen clusterpolitischen Zielstellungen in sich vernetzter Innovationshubs. Für die 
Entstehung eines Clusters bzw. die Förderwürdigkeit eines potentiellen Clusters gibt es eine Reihe 
weiterer wichtiger Elemente. Das Konzept der Nähe muss folglich differenzierter konzipiert und um 
weitere Facetten erweitert werden. North (1990) definiert relationale Nähe als Nähe von Akteuren 
zueinander im Sinne von Kultur, verkörpert durch gemeinsame und geteilte Institutionen und Regeln 
(siehe auch Kaminski 2009). Auf dieser Perspektive aufbauend schlagen Atherton/Johnson (2008) drei 
verschiedene Entwicklungsmuster von Clustern vor, die jeweils von unterschiedlichen relativen 
Gewichtungen physischer geografischer und relationaler Nähe der Akteure zueinander 
gekennzeichnet sind und für jeweils unterschiedliche Formen der zwischenbetrieblichen Interaktion 
stehen (Atherton/Johnson, 2008: 96): 
1) Entstehung aufgrund physischer Nähe: Vorteile aus Agglomerationseffekten und lokalen 
Kontextfaktoren. Haupttreiber ist die Reduzierung von Transaktionskosten zwischen 
interagierenden Firmen. 
2) Entstehung aufgrund von transaktioneller Nähe: Resultat intensiven Handels und 
Kollaboration miteinander. Haupttreiber: Wachsendes Vertrauen zueinander begünstigt 
stärkere Zusammenarbeit und erhöht gegenseitige Abhängigkeiten. 
3) Entstehung aufgrund relationaler Nähe: Gefördert durch Zentren und Netzwerke der 
Wissensgenerierung und Wissensverteilung. Wissen wird generiert und transferiert, kann 
somit ausgebeutet werden und generiert somit wiederum wirtschaftliche Aktivität bzw. 
zieht weitere wirtschaftliche Akteure an.  
Bei der Clusterbildung aufgrund rein räumlicher Nähe greifen die bereits von Marshall erkannten 
Vorteile aus sinkenden Transaktionskosten und weiteren Agglomerationseffekten. Hinzu kommen 
risikovermindernde Effekte aus der durch die räumliche Nähe am Standort ermöglichten direkten und 
wiederholten persönlichen Interaktion von Akteuren untereinander. Nach Storper und Venables 
(2004: 353) ist letzteres aus vier konkreten Gründen relevant: Direkter Kontakt ist effizient, reduziert 
Anreizprobleme, erlaubt ein Screening möglicher Partner und motiviert die Akteure. Malmberg et al. 
(1996) deuten zudem auf die wichtige Rolle des direkten persönlichen Kontakts bei der Generierung 
bzw. des Transfers von Wissen und Knowhow hin. Mit einer zunehmenden Anzahl von Firmen am 
Standort steigen die Vorteile noch weiter an, wodurch sich der Ansiedlungsanreiz für externe 
Interessenten entsprechend weiter erhöht. Das Resultat ist eine sich selbst verstärkende Dynamik aus 
zunehmender Unternehmensdichte und eben daraus folgender Vorteile für die Akteure.  
Im Gegensatz dazu steht die Clusterbildung aufgrund relationaler Nähe, bei welcher die rein räumliche 
Komponente in den Hintergrund tritt. Durch positive Interaktionserfahrungen über einen gewissen 
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Zeitraum hinweg, beispielsweise im Rahmen internationaler Fachorganisationen, entfällt die 
Notwendigkeit der stetigen ‚sozialen‘ Kontrolle. Interorganisationales Vertrauen entsteht und 
längerfristige Austauschbeziehungen haben auch über eine weite Distanz hin Bestand. Eine räumliche 
Nähe ist damit nicht zwingend vonnöten, könnte aber im Hinblick auf operative Vereinfachungen 
entlang der Wertschöpfungskette nichtsdestotrotz von Vorteil sein (siehe hierzu auch: 
Müller/Jungwirth 2011, 2016).  
Taxonomie der Entstehung von Clustern 
Physische Nähe  Zweckbestimmte Geschäftsräume 
 Schlüsselinfrastrukturen 
 Natürliche Ressourcen, Rohstoffvorkommen 
 Städte und größere Siedlungsräume 
Transaktionelle Nähe  „Horizontale“ flexible Spezialisierung 
 Vertikale Produktions- und Handelsbeziehungen 
 Große „Magnet“-Firmen 
Wissenszentren  Universitäten, Forschungseinrichtungen 
 Gruppen von Unternehmen, die sektorspezifisches Wissen 
generieren oder kodifizieren wie z.B. Technische Institute, 
Branchenverbände 
Tabelle 3: Taxonomie der Entstehung von Clustern (Atherton/Johnson 2008: 98) 
Zur Entstehung von Clustern bzw. der Entwicklung einer Clusterdynamik gibt es unterschiedliche 
Ansätze, die sich alle jedoch in ihrem Fokus auf die zunehmende Kollaboration der Einzelakteure 
überschneiden. Beispielhaft dafür sind die jeweils fünfstufigen Modelle von Smith/Brown (2009) und 
Atherton/Johnson (2008). Unabhängig vom spezifischen Muster der Clusterentstehung lässt sich 
festhalten, dass im Laufe der Genese eine von den einzelnen Akteuren zunehmend pro-aktiv 
gestaltete Verflechtung stattfindet. Ausschlaggebend für diese Entwicklung ist die Einsicht der Akteure 
in den Nutzen intensiverer Kollaboration für ihre jeweilige Wettbewerbsfähigkeit. Räumliche Nähe 
kann in diesem Prozess sowohl eine Voraussetzung als auch eine Folge stetig wachsender 
transaktioneller und relationaler Nähe sein. Viel wichtiger jedoch ist der konkrete Stimulus als Anlass 
für eine größere Kooperation. Ob endogen oder von außen gesetzt führt dieser Stimulus dazu, dass 
Einzelfirmen ihre gemeinsamen Interessen erkennen und sich schließlich für eine Bündelung 
spezifischer Ressourcen entschließen. Dies bedeutet jedoch nicht die Nivellierung des 
einzelbetrieblichen Konkurrenzkampfes am Standort. Dieser ist laut Porter (1990) integraler 
Bestandteil der (endogenen) Innovationsdynamik eines jeden Clusters. Vielmehr entfaltet sich durch 
die Gleichzeitigkeit von Wettbewerb und Kooperation erst recht die nötige Wachsamkeit eines jeden 
Clusterteilnehmers. Ein Zuviel an Kooperation hingegen würde die Akteure einlullen und den Blick zu 
sehr nach innen wenden (Smith/Brown 2009: 291). Durch die schlussendliche vertragliche oder auch 
organisatorische Institutionalisierung der gemeinsamen Entwicklungsanstrengungen, ob in der 
Forschung, dem Standortmarketing oder dem allgemeinen Netzwerkmanagement, kommt schließlich 
eine Selbstwahrnehmung als Gemeinschaft, als Cluster, zum Ausdruck (Vgl. Rehfeld 2005; Benner 
2012).  
2.4.2 Voraussetzungen für die Bildung von Clustern  
Die Clusterbildung ist ein komplexer Vorgang, der von einer Vielzahl an Variablen abhängt. Diese sind 
nicht immer gleichermaßen gewichtet und können in Einzelfällen gar ganz an Relevanz verlieren. 
Andere wiederum bedingen sich gegenseitig. In der Literatur herrscht eine große Übereinstimmung, 
dass sich die typische Entwicklungsdynamik von Clustern nicht grundsätzlich von selbst einstellt, 





verstärkte Integration am Standort muss dabei nicht notwendigerweise von außen kommen und 
bewusst gesetzt werden, sondern kann von inneren bzw. endogenen Faktoren und Einflüssen 
herrühren und ganz und gar zufällig auftreten (Vgl. Krugman, 1991; Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005). 
Gleichzeitig heißt das jedoch, dass die Clusterbildung nicht beliebig von außen angestoßen werden 
kann (Vgl. Porter 1990, Ketels 2003, Rehfeld 2005). In jedem Fall liegt der Entwicklung die proaktive 
Wahrnehmung von Kollaborationsmöglichkeiten durch die ansässigen sowie hinzuziehenden Firmen 
sowie die Erkenntnis zugrunde, dass Clusterbelange und individuelle Wettbewerbsfähigkeit intrinsisch 
miteinander verwoben sind (Atherton/Johnson 2008: 99). Eine Bereitschaft zur Kooperation muss 
folglich grundsätzlich vorhanden sein (Hamm/Goebel 2010: 84) bzw. generiert werden, bevor 
integrative Maßnahmen auf fruchtbaren Boden stoßen können und eine innovative Arbeitsteilung 
angeregt wird (Vgl. Fritsch et.al. 2004). Häufig sind die lokal zu erwartenden Externalitäten eines 
zwischenbetrieblichen Austausches aber gleichsam ein Hinderungsgrund für eine engere 
Zusammenarbeit43. 
Analog zu Fromhold-Eisebith/Eisebith (2005) sehen Brenner/Fornahl (2003) den Schwellenpunkt der 
Entstehung eines Clusters dabei im Überschreiten einer sogenannten kritischen Masse an Firmen vor 
Ort. Dafür müssen verschiedene Voraussetzungen gleichzeitig erfüllt sein. Überregionale und 
regionale Aspekte gehen dabei Hand in Hand. Diese beziehen sich auf Bedingungen innerhalb der 
betreffenden Branche, auf die Situation des relevanten Marktes, das Vorhandensein bestimmter 
wesentlicher Akteure und Netzwerke sowie notwendige und unterstützende regionale 
Randbedingungen. 
2.4.2.1 Kritische Masse an Unternehmen und unterstützenden Akteuren 
Als bedeutendste Voraussetzung für die Entstehung der einer sich selbst verstärkenden 
Clusterwachstumsdynamik zugrundeliegenden Agglomerationsvorteile und positiven Externalitäten 
gilt die räumliche Konzentration von mit einander kooperierenden und konkurrierenden 
Unternehmen an einem Standort. Schwellenpunkt der Entstehung eines Clusters ist das Überschreiten 
einer sogenannten kritischen Masse an Firmen vor Ort (Brenner/Fornahl 2003: 5ff.). Bei 
Betrachtungen zur Clustergenese wird aus agglomerationstheoretischer Sicht in der Literatur immer 
wieder auf diese sogenannte kritische Masse an Akteuren an einem Standort Bezug genommen, ohne 
dass dabei jedoch genau beziffert werden kann, ab welcher Anzahl bzw. Dichte von Spielern an einem 
Standort eine kritische Masse erreicht sein soll. Jenseits dieser „Trennlinie“ (Brenner/Fornahl 2003: 5) 
sollen die lokalen Externalitäten für die Entstehung und Stabilisierung eines Clusters sorgen. Weist 
eine Region jedoch keine kritische Masse an Firmen auf, sorgen dieselben Kräfte wiederum dafür, dass 
kein Cluster entsteht.  
Das Vorhandensein günstiger Nachfragebedingungen spielt eine förderliche Rolle dabei. Eine 
unverzichtbare grundlegende Voraussetzung für die Bildung von Clustern, wie für die Entwicklung 
wirtschaftlicher Aktivität überhaupt, ist die Existenz und das Wachstum eines Marktes für die 
jeweiligen Güter und Dienstleistungen. So ist zu beobachten, dass Cluster immer genau dann 
entstehen, wenn die entsprechenden Märkte stark wachsen bzw. neue Märkte entstehen (Vgl. 
Brenner/Fornahl 2003). Neue Absatzmärkte könnten sich z.B. aufgrund technologischer Entwicklungen 
in Schlüsselindustrien, Produkt- und Prozessinnovationen sowie verändertem Konsumverhalten 
herausbilden (siehe Krugman 1991; Vgl. Graffenberger 2011). Ähnliche Auswirkungen können durch 
eine Öffnung oder Zusammenführung von (nationalen) Märkten aufgrund politischer Veränderungen 
hervorgerufen werden (Brenner/Fornahl 2003: 15). Im Falle einer wie auch immer gearteten 
Marktexpansion kommt es, ceteris paribus, zu einer Zunahme des entsprechenden Angebots. Die 
Anzahl der Firmen sowie deren Größe steigen. Dieser Effekt muss dabei nicht notwendigerweise auf 
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einzelne oder wenige Standorte begrenzt sein. Vielmehr kommt es im Zuge des Marktwachstums zu 
einer Standortauslese (siehe Graffenberger 2010: 15 – „windows of locational opportunities“). Der 
genaue Punkt bzw. Verlauf der kritischen Masse ist von Region zu Region unterschiedlich. Das liegt 
nicht zuletzt daran, dass nicht nur das regionale Wirtschaftswachstum an sich variiert und 
unterschiedliche Ausgangslagen schafft, sondern auch am regional verfügbaren Personal. In vielen 
Fällen erfolgreicher Clusterbildung haben einzelne herausragende Persönlichkeiten eine 
koordinierende Rolle gespielt und ein Überschreiten der kritischen Masse durch ihre Führungsrolle 
erleichtert44 (Brenner/Fornahl 2003: 8). Damit es jedoch zur Entfaltung einer Region jenseits der 
kritischen Masse und der damit einhergehenden Bildung eines lokalen branchenspezifischen Clusters 
kommen kann, bedarf es neben dem reinen Wachstum und der Anwesenheit lokaler Initiatoren oder 
Schlüsselpersonen weiterer kritischer Voraussetzungen.     
Kern dieser Entwicklung ist das Auftreten externer Effekte. Die positiven Externalitäten wirken teils 
selbstverstärkend und bis zu einem gewissen Punkt steigen aufgrund kumulativer Netzwerkeffekte mit 
jedem weiteren Unternehmen am Standort die Vorteile der Zugehörigkeit für jedes einzelne Mitglied 
des Clusters und somit auch die Attraktivität des Standorts. So kann es in einzelnen Regionen im Zuge 
einer Marktexpansion oder eines Strukturwandels zur Überschreitung der kritischen Masse und somit 
zur Bildung entsprechender Cluster kommen, wohingegen andere dies nicht schaffen und in einem 
frakturierten Zustand mit kleiner Firmenpopulation verharren.  
Ein Auftreten externer Effekte vorausgesetzt, besteht daher die Einschränkung des Erreichens einer 
mindestens notwendigen Akteursdichte an Unternehmen und weiteren Einrichtungen im Cluster, um 
die selbstverstärkende Wirkung positiver Externalitäten in einen Clusterbildungsprozess münden zu 
lassen45 (Brenner/Fornahl 2003: 5ff.). Einschränkend muss an dieser Stelle darauf hingewiesen 
werden, dass in der Forschung kein klarer Standpunkt zum tatsächlichen Umfang der kritischen Masse 
existiert (Vgl. Brenner/Fornahl 2003; Beckord 2007) und eine absolut verlässliche Qualifizierung oder 
Quantifizierung als Schwellenwert daher ex ante kaum möglich ist. Hinzu kommen methodische 
Vorbehalte in der Feststellung der genauen Zusammensetzung von Clustern und der damit 
einhergehenden Herausforderung in deren Identifikation und räumlichen Begrenzung (siehe Abschnitt 
2.3 Theoretische und terminologische Unschärfe des Clusterkonzepts dieser Arbeit; Vgl. Porter 2003). 
Zudem lassen sich Wissensspillover und andere positive Externalitäten als mögliche Indikatoren einer 
kritischen Anzahl clustertypisch interagierender Akteure vor Ort naturgemäß kaum erfassen und 
bewerten, da für externe Effekte kein Markt besteht und dementsprechend keine Preis- und 
Mengenangaben erhoben werden können (Alecke/Untiedt 2005: 10; Vgl. Porter 2003).  
Daher sollte die kritische Masse weniger als bestimmter Wert verstanden werden, sondern vielmehr 
als statistische Trennlinie, relativ zu welcher eine Region anhand branchenbezogener mittelbarer 
Bestimmungsvariablen positioniert werden kann. Näherungsweise könnte die Konzentration an 
spezialisierten Unternehmen und unterstützenden Institutionen einzelner Branchen in einer 
bestimmten Region sowie die Zahl der Beschäftigten jener Branche im Vergleich zum Durchschnitt des 
betrachteten gesamten nationalen Bezugsraumes und in Relation als Indikator dienen (siehe 
Brenner/Fornahl 2003; Vgl. Beckord 2007). Zur Ermittlung eines ungefähren Bezugspunkts einer 
Region zum angenommenen kritischen Schwellenwert schlagen Brenner/Fornahl (2003: 7) die 
Hinzunahme folgender Umfeldvariablen in eine solche vergleichende Betrachtung vor:  
 die Zahl der Personen mit branchenspezifischem Wissen und Fähigkeiten;  
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 die Zahl der jährlichen lokalen Ausgründungen in der Branche;  
 die Zahl der von lokalen Akteuren angemeldeten Patente;  
 die Verfügbarkeit von Risikokapital für Firmengründer in der Branche;  
 die Güte der für die Branche relevanten Infrastruktur.  
2.4.2.2  Branchenbezogene Voraussetzungen zur Überwindung der kritischen Masse 
Als am schwierigsten von außen zu beeinflussende Faktoren für eine Clusterbildung beschreiben 
Brenner/Fornahl (2003) die jeweils unterschiedlichen branchenbezogenen Voraussetzungen. Dass 
unterschiedliche Branchen unterschiedliche Bedingungen für eine mögliche Clusterbildung bieten, 
deckt sich mit Erhebungen von Porter (2003) und Delgado et al. (2016) für die USA sowie Titze et al. 
(2011) für Deutschland. Dies bedeutet letztlich auch, dass nicht jede Branche gleichermaßen zur 
Clusterbildung neigt bzw. geeignet ist. Eine ursächliche Betrachtung dieser Neigung zur Clusterbildung 
legt allerdings auch nahe, dass sich diese Clusterneigung im Zeitverlauf verändern kann. So betrachten 
Brenner/Fornahl (2003) branchenübergreifend die Mechanismen sowie spezifischen 
Umgebungsbedingungen, die den positiven Rückkopplungen in Richtung der ansässigen Firmen in 
Form von lokalen Externalitäten zugrunde liegen und damit eine Clusterbildung überhaupt erst 
möglich machen.   
Dabei werden als zentrale Mechanismen die Akkumulation von Humankapital sowie die 
Firmenneugründungsdynamik genannt (Brenner/Fornahl 2003: 13f.). Wissensintensive Branchen, die 
vor allem von persönlich durch direkten Kontakt oder während der Ausbildung weitergegebenen 
latenten Wissens zu Produktion oder Produktentwicklung profitieren, neigen demnach besonders zur 
Clusterbildung. Ausschlaggebend hierfür ist die grundsätzliche Immobilität von Arbeitskräften, 
wodurch letztendlich auch ein interregionales Gefälle bezüglich relevanten Wissens einer Branche 
entsteht. Das betreffende Wissen liegt nicht in formalisierter Form vor und kann daher nicht 
überregional transferiert werden. Anders ausgedrückt, es ist nicht generisch und ruht in den Köpfen 
der Arbeitnehmer in der Region. Beckord (2007: 104) beschreibt in diesem Zusammenhang das 
Vorhandensein einer ausgebauten Wissens- und Forschungsinfrastruktur als Grundvoraussetzung 
einer jeden Clusterbildung.  
Kommt es innerhalb einer Branche zu einer erhöhten Anzahl an Firmenausgründungen, kann dies 
ebenfalls zur Clusterbildung führen. Gerade im wissensintensiven Bereich kommt es unter dem Zwang 
budgettechnischer Auswahlprozesse häufig zu Neugründungen durch ehemalige Mitarbeiter größerer 
Firmen am selben Standort (Vgl. Fritsch 2003). In der Folge kommt es zu einer lokalen Konzentration 
von Firmen.  
Weiterhin nennen Brenner/Fornahl (2003) drei unterstützende Faktoren die, sofern sie alle drei 
gegeben sind, die Clusterbildung unter Voraussetzung eines oder beider Grundbedingungen – 
Akkumulation von Humankapital und Firmenneugründungen – verstärken.  
1) Die Rolle von Innovationen: In Branchen, die in besonderem Maße von Produkt- und 
Prozessneuerungen profitieren, besteht eine größere Neigung zur Ballung als in anderen, 
weniger innovationsgetriebenen Branchen. Aufgrund der geographischen Beschränktheit von 
Spillovern bzw. der Wissensdiffusion profitieren diejenigen Firmen, die ihren Standort in der 
innovationsstärksten Region haben. Schlussendlich profitiert der Standort als Ganzes und 
steigert sowohl Wettbewerbsfähigkeit als auch Strahlkraft.   
2) Arbeitsteiligkeit: Branchen, in denen hohe Synergieeffekte entlang der Wertschöpfung- bzw. 
Zulieferkette oder aber anderweitiger direkter Zusammenarbeit erwachsen können, weisen 
ebenfalls die Tendenz zur Clusterung auf. Dies bezieht sich z.B. auf gemeinsame Forschungs- 
und Entwicklungsprojekte, gemeinsame Nutzung von Einrichtungen, gemeinsamer Einkauf 





3) Risikokapital: Falls innerhalb einer Branche Firmen selbst als Risikokapitalgeber auftreten oder 
aber im Umfeld der Firmen eine hohe Zahl an unabhängigen Risikokapitalgebern existiert, hat 
dies ebenfalls positive Auswirkungen auf die Ansiedlung von Firmen.  
Zusammenfassend lassen sich einige Merkmalsausprägungen aufzählen, die eine Identifizierung 
besonders für eine clusterbasierte Förderung geeigneter Branchen zulassen (siehe Beckord 2007: 123; 
Brenner/Fornahl 2003: 12ff.; Sternberg et al. 2004: 170 f. in Beckord 2007: 123): 
 relativ hohe quantitative Bedeutung der Branche an der regionalen Beschäftigung;  
 überdurchschnittliche Entwicklungsdynamik;  
 hohe Wertschöpfungsintensität; 
 hohe FuE-Aufwendungen je Arbeitsplatz; 
 hohes Gründungs- und Ausgründungspotential;  
 Synergiepotential durch die Zusammenarbeit mit anderen Firmen derselben oder anderer 
Branchen; 
 Exportfähigkeit der hergestellten Güter und Dienstleistungen;  
Sind die genannten Merkmale gegeben, kann auf die Möglichkeit einer regionalen Clusterbildung 
geschlossen werden (Vgl. Brenner/Fornahl 2003; Beckord 2007). Sollten diese Merkmale jedoch nicht 
sichtbar sein, sind aller Wahrscheinlichkeit nach auch die Voraussetzungen für eine Clusterbildung 
nicht gegeben und politische Maßnahmen zur Clusterbildung wenig erfolgversprechend.  
2.4.2.3  Regionales Unternehmertum und Netzwerke 
Das größte Hindernis für einen unternehmens- und institutionenübergreifenden Austausch besteht im 
etwaigen Fehlen der jeweiligen individuellen Bereitschaft der ansässigen Akteure am Standort zur 
Kooperation (Vgl. Hamm/Goebel 2010). Diese hängt nicht zuletzt vom gegenseitigen Vertrauen (Vgl. 
Müller/Jungwirth 2011, 2016) und dem zu erwartenden Nutzen einer Kooperation ab (Vgl. Benner 
2012). Eine wichtige Rolle spielt hierbei auch die Offenheit gegenüber einer Kooperation seitens der 
wissenschaftlichen Einrichtungen am Standort, sowohl untereinander als auch im Hinblick auf 
Kooperationen mit der Wirtschaft. Die grundsätzliche Möglichkeit der direkten, auch informellen, 
Kontaktaufnahme zueinander ist eine grundlegende Voraussetzung für die Anbahnung von 
Kooperationen jeglicher Art. In Abhängigkeit vom jeweiligen Verflechtungsgrad eines Clusters bzw. 
potentiellen Clusters bieten bereits bestehende Netzwerke, wie bspw. Branchenverbände oder 
Kammern, sowie weitere zwischenbetriebliche Partnerschaften – ob horizontal oder vertikal – 
innerhalb eines Standortes erste Anknüpfungs- und Ausgangspunkte für einen weitergehenden 
Austausch und eine Kooperation und können im Hinblick auf die oben genannten 
Kooperationshindernisse als Hebel zur Vertiefung und Ausweitung des intra- und interregionalen 
Austauschs genutzt werden.  
Auf der regionalen Ebene spielt laut Brenner/Fornahl (2003) vor allem ein mehr oder weniger stark 
vernetztes Unternehmertum eine wesentliche Rolle in der Schaffung eines förderlichen Mikroklimas 
für die Clusterbildung. Einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung von Clustern leisten in dieser Hinsicht 
Firmen und wissenschaftliche Einrichtungen, die in ihren jeweiligen Branchen herausgehobene bzw. 
führende Rollen spielen und ggf. aus eigenem Antrieb heraus über mehr oder minder explizite 
Clusterinitiativen bereits ohne Unterstützung der öffentlichen Hand eine einer letztendlichen 
Clusterbildung zweckdienliche Vernetzung vorantreiben (siehe Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005). 
Nicht zu unterschätzen sei in diesem Zusammenhang überdies die Rolle von Persönlichkeiten oder 
auch Gruppen bzw. Netzwerken von Köpfen in der Region, die eine führende Funktion in Bezug auf die 
Entwicklung eines Standortes spielen und für die Entstehung eines lokalen Branchenclusters 





Foray et al. 2011; Sydow et al. 2011).  Ebenso wichtig sind Unternehmen, die regional als 
Leitnachfrager spezialisierter Produkte und Dienstleistungen auftreten und dadurch am Standort 
bereits einen gewissen Grad arbeitsteiliger Verflechtungen entlang ihrer Zuliefererkette(n) herstellen 
(Vgl. Beckord 2007). Heidenreich/Miljak (2005) verweisen in diesem Zusammenhang auf die 
Einbindung von multinationalen Unternehmen eines Standorts in die gemeinschaftlichen 
clusterpolitischen Bemühungen als Erfolgsvoraussetzung von Clustern, da deren Stammsitze 
„Brennpunkte weltweiter Produktions-, Beschaffungs- und Logistiknetzwerke“ darstellten und somit 
einen Großteil der technologischen Kompetenzen, Patente und FuE-Kapazitäten einer Region bündeln 
(ebenda: 10). Das Fehlen lokaler Netzwerke von Unternehmern und anderer relevanter Institutionen 
kann sich von daher gar hemmend auf die Kooperationsbereitschaft vor Ort auswirken und damit 
negative Folgen für das Clusterpotential einer ganzen Region haben46.   
2.4.2.4   Regionale Randbedingungen 
Bei allen oben gegebenen Voraussetzungen für eine Clusterbildung muss es nicht notwendigerweise 
zur Entstehung eines lokalen Clusters kommen. Neben allgemeinen Branchen- und Marktaspekten 
sowie der Existenz von aktiven Unternehmern und Netzwerken spielen weitere standortspezifische 
Faktoren eine Rolle, die über Wohl und Leid eines Standorts und damit über den Erfolg im 
Clusterentstehungswettstreit entscheiden. Brenner/Fornahl (2003) zählen zu diesen notwendigen 
‚regionalen Randbedingungen‘ das Vorhandensein relevanter und leistungsfähiger 
Ausbildungseinrichtungen, die Einstellung als auch die Möglichkeit lokaler Akteure, Firmen zu gründen 
sowie die Innovationsfähigkeit nicht nur der Forschungseinrichtungen, sondern auch der Bevölkerung 
einer Region (2003: 16).  
Das Vorhandensein ausreichend qualifizierter Arbeitskräfte, sei es auf akademischer oder 
handwerklicher Ebene, spielt eine entscheidende Rolle in der Fähigkeit lokaler Firmen, ihrer Tätigkeit 
nachzugehen. Um eine positive Dynamik in Gang zu bringen, bedarf es folglich zunächst einer 
ausgebauten und funktionierenden Wissens-, Forschungs- und Ausbildungsinfrastruktur vor Ort, in 
welche auch lokale Firmen als kommerzielle Verwerter wissenschaftsgetriebener Produkt- und 
Serviceentwicklung eingebunden sind (Vgl. Brenner/Fornahl 2003; Beckord 2007). Dies ist nicht nur im 
Hinblick auf die Akkumulation von Humankapital durch institutionenübergreifende Aus- und 
Weiterbildung von Arbeits- und Nachwuchskräften am Standort sowie der Generierung latenter 
Wissensspillover von Relevanz. Vor allem für kleinere Unternehmen spielt die Existenz regionaler 
Forschungseinrichtungen eine wichtige Rolle, um entsprechende Forschungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen, die ansonsten die Kapazitäten des eigenen Hauses übersteigen würden, 
durchführen und damit Innovationen vorantreiben zu können.   
Die Voraussetzungen für Firmengründungen sind vielschichtig. Zum einen müssen ausreichend zur 
Firmengründung gewillte, geeignete und qualifizierte Personen in der Region zu finden sein. Zum 
anderen müssen diese Personen die rechtlichen und finanziellen Möglichkeiten zur Gründung haben 
(Brenner/Fornahl 2003: 17). Im vorherigen Abschnitt wurde bereits die Rolle des Risiko- bzw. 
Wagniskapitals erwähnt. Eine Firmengründung ist je nach Branche mehr oder weniger kapitalintensiv, 
weshalb die Rolle dieses Aspektes im entsprechenden Einzelkontext betrachtet werden muss. 
Dasselbe gilt im Grunde auch für die Rolle der Firmengründungen, da der typische 
Fragmentierungsgrad einzelner Branchen variiert. Ähnlich verhält es sich bei der Innovationsfähigkeit 
von Firmen. Diese spielt besonders in denjenigen Branchen eine Rolle, in denen sie wesentlich für die 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen ist (Brenner/Fornahl 2003: 18). In einem solchen Fall ist es 
zudem von Belang, ob die lokale Bevölkerung neuen Technologien und Anwendungen grundsätzlich 
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aufgeschlossen gegenübersteht und bereit ist, sich mit neuen Arbeitsfeldern auseinanderzusetzen. Die 
Frage des lokalen Sozialkapitals bzw. dem Zusammenspiel von technischer Innovation und 
gesellschaftlicher Praxis (siehe Lang/Sauer 1997: 19ff.) spielt hier eine große Rolle.  
2.5 Eine Arbeitsdefinition des Clusterbegriffes  
In Analogie zu Porters vager Definition von Clustern als erfolgreichen (regionalen) Ökonomien und 
aufbauend auf den jeweiligen Entwicklungspfaden und -stadien werden in der Literatur drei 
grundsätzliche Clustertypen vorgeschlagen (Rosenfeld 1997: 8f.; Enright 2000: 12; Enright 2003: 104). 
So stünden working (engl.: funktionierende – Übersetzung d. Verf.) Clusters sowie overachieving 
(engl.: übererfolgreiche - Übersetzung d. Verf.) Clusters für einen etablierten, sich selbst 
wahrnehmenden Typus von Clustern die tatsächlich im Sinne von Porters Mehrwertansatz in Gänze 
mehr seien als die Summe ihrer Teile. Ein working Cluster sei demnach: 
„an agglomeration of connected companies that are aware of their interdependence, value it, act on it, 
and collectively operate as a system to produce more than the sum of their individual parts. These 
groupings of firms have the social infrastructure that keep information flowing continually, spark new 
ideas, generate the networks, and encourage new firm start-ups. They have a highly specialized and 
expansive support system.” (Rosenfeld, 1997: 9) 
Als exemplarisches Beispiel für einen solchen working Cluster nennt Rosenfeld das berühmte Silicon 
Valley. Der größte Vorteil solcher Cluster sei die Fähigkeit ihrer Mitglieder, schnell voneinander zu 
lernen und überkommene, innovationshemmende Praktiken aufzugeben. 
Latente sowie unter ihren Möglichkeiten bleibende Cluster hingegen seien sowohl durch schwache 
soziale Verflechtungen des ansässigen Personals sowie mangelnde Interdependenzen der Firmen und 
Institutionen am Standort untereinander geprägt, wodurch sie ihr eigentliches Entwicklungspotential 
(noch) nicht voll ausreizen konnten.  Unterstützende Institutionen zur Initiierung von 
Zusammenkünften der disparaten Akteure sind nur schwach ausgeprägt oder existieren gar nicht. Es 
fehle dadurch an Interaktionsmomenten, die einen Wissensaustausch zwischen den Akteuren 
ermöglichen sowie an einer gemeinsamen Selbstwahrnehmung der einzelnen Akteure als Cluster. Es 
fehlt ein Gemeinschaftsgefühl und damit auch eine gemeinsame Vision. Als Beispiele für latente 
Cluster nennt Rosenfeld Standorte, die durch große branchenspezifische Ansiedlungen einiger weniger 
multinationaler Firmen dominiert sind. Solche Standorte könnten aufgrund des Mangels einer 
gemeinsamen Vision weder ihre kollektiven Stärken, Kompetenzen und externen Skalenvorteile auf 
dem Weltmarkt ausspielen, noch adäquat auf veränderte Marktbedingungen reagieren. 
Als dritter Typus unterteilen sich potentielle Cluster zum einen in wirtschaftspolitisch speziell 
geförderte Standorte („anoint and announce“ Clusters – engl.: ernannt und ausgerufen – Übersetzung 
d. Verf.), die zwar über einige Schlüsselbedingungen wie z.B. potentielle Ausmaße, eine 
technologische Basis und politisches Gewicht verfügen, denen es jedoch noch an weiteren, durch 
entsprechende Förderimpulse zu schaffenden, Voraussetzungen fehle, um als vollständig ausgebildete 
– oder working – Cluster angesehen zu werden. Diese Kategorie bezieht sich vor allem auf politisch 
ausgerufene regionalstrategische Clusterförderprojekte. Zum anderen bezeichnen potentielle Cluster 
die Vielzahl von regionalen Branchennetzwerken, die als wannabe Clusters (engl.: möchtegern – 
Übersetzung d. Verf.) zwar teils weder über die notwendige kritische Masse, noch über den 





branchenspezifischen Arbeitskräften47 verfügen, dennoch aber um finanzielle Unterstützung zur 
Weiterentwicklung zu einem vollständigen Cluster werben.    
Im Lichte der konzeptionellen Kritik an Porters Clusteransatz zeigt sich gerade in Bezug auf jenen 
dritten Clustertypus von Rosenfeld, wie problematisch die Frage der Clusterdefinition und 
Clustereingrenzung sowohl in der Wissenschaft aber auch in der Praxis ist. Es ist nahezu unmöglich, 
Firmen von einem potentiellen Cluster auszuschließen (Martin/Sunley 2003: 14). So verfüge 
letztendlich jedes Unternehmen dieser Welt über irgendwie geartete horizontale Verflechtungen mit 
mehr oder weniger regionalen Lieferanten, Kunden und anderen Institutionen und nutze die örtliche 
Infrastruktur (Vgl. Martin/Sunley 2003; Alecke/Untiedt 2005). Unter diesen Voraussetzungen könne 
man sich in einer arbeitsteiligen Welt keine Region vorstellen, die nicht als Cluster gelten kann 
(Alecke/Untiedt 2005: 3). Dies, und die von Alecke/Untiedt (2005: 5) herausgestellte Dehnbarkeit 
(„Sowohl als auch“-Definition – Anm. d. Verf.) des Konzeptes begünstigen letztendlich eine gewisse 
Beliebigkeit in der Anwendung des Clusteransatzes. Kiese/Wrobel (2011) zeigen, wie die 
Identifizierung von potentiellen Clustern gerade in einem politökonomischen Akteursumfeld zu einer 
geradezu systemimmanenten Ausrufung willkürlicher Cluster kommt. Martin/Sunley (2003: 14) 
sprechen in diesem Zusammenhang von aspirational (engl.: angestrebten – Übersetzung d. Verf.) und 
wishful Clusters (engl.: Wunschcluster – Übersetzung d. Verf.). 
In der Umschreibung des Clusterbegriffes besteht jedoch weitestgehend Einigkeit über die 
geographische Konzentration bzw. räumliche Nähe der einzelnen Clusterakteure zueinander als 
Kernelement des Phänomens. Ebenso findet sich als zweites Kernelement eine inhaltliche 
Spezialisierung der Akteure sowie eine damit einhergehende gemeinsame Ausrichtung auf bestimmte 
Märkte und Prozesse (siehe u.a. Martin/Sunley 2003: 12; Graffenberger et al. 2011: 10ff.). 
Clusterakteure sind vielschichtig und pflegen weitreichende vertikale wie horizontale Verbindungen zu 
komplementären und unterstützenden Branchen. Neben den Unternehmen im Kern des Clusters 
werden diverse Institutionen als weitere bedeutende Akteure berücksichtigt. So gehören 
Universitäten, außeruniversitäre Forschungs-, Aus-, und Weiterbildungseinrichtungen ebenso zu 
Clustern wie öffentliche Einrichtungen, Behörden, Kammern, Unternehmensverbände, 
Gewerkschaften, Technologietransfereinrichtungen, Banken und Venture-Capital Gesellschaften. 
Letztlich verleiht ein Netzwerk- oder Clustermanagement dem losen regionalen Verbund ein 
institutionelles Gesicht und kann als kollektive kooperative Basis und Impulsgeber für die weitere 
Entwicklung des Clusters und der darin befindlichen Netzwerke dienen.  
Im weiteren Verlauf der Arbeit wird in der Betrachtung von Clustern folglich von einem 
institutionalisierten Verbund lokaler und regionaler, miteinander interagierender, Akteure auf der 
Basis von Porters Grunddefinition ausgegangen, der von einem zentralen Clustermanagement 
repräsentiert und koordiniert wird und somit als interorganisationales regionales Netzwerk einen 
konkreten Ansatzpunkt für die förderpolitische Erhaltung und Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 
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 Die relative Konzentration branchenspezifischer Arbeitskräfte ist ein Referenzmaß des sogenannten Clustermappings in der 
Identifikation regionaler Clusterstandorte. Details siehe Abschnitt 2.3.2 Identifizierungsmethoden und die damit assoziierten 
Probleme dieser Arbeit.  
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3. Die Förderung von Clustern durch die öffentliche Hand  
Die Clustern zugeschriebenen positiven Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwicklung ganzer 
Regionen und das mit der Gründung von Clusterplattformen verbundene Selbststeuerungs- und 
Wettbewerbsdifferenzierungspotential von Unternehmens- und Forschungsstandorten (siehe Payer 
2002) machen die wirtschaftspolitische Clusterförderung populär für politische Entscheidungsträger 
(Vgl. Wrobel/Kiese 2009; Ketels 2011; Koschatzky 2012). Vielerorts wurden öffentliche 
Clusterinitiativen als Reaktion auf den ökonomischen Strukturwandel, krisenhafte Entwicklungen oder 
Strukturbrüche ergriffen und stellen einen Versuch dar, Städte und Regionen im gewandelten 
ökonomischen Umfeld strategisch neu aufzustellen (Floeting 2008: 232). So ist die Region bereits seit 
Ende der 1980er Jahre als wirtschaftspolitische Steuerungsebene stetig wichtiger geworden (Vgl. 
Buchholz 2006). Teils wird die Prominenz clusterpolitischer Ansätze in diesem Zusammenhang darauf 
zurückgeführt, dass auf EU-Ebene aber auch in den einzelnen Ländern zum einen aufgrund der 
Politiknähe führender Wissenschaftler sowie der Offenheit der öffentlichen Verwaltung und Politik für 
neue Konzepte das neue Gedankengut des Clusterkonzepts Einzug in politisches Handeln finden 
konnte (Koschatzky 2012: 3), zum anderen jedoch aufgrund der bereits gewohnheitsmäßig verstärkt 
betriebenen Netzwerkförderung im Bereich der Wissenschafts-, Technologie-, Innovations- und 
regionalen Strukturförderung auf fruchtbaren Boden gefallen sei (Vgl. Jappe-Heinze et al. 2008). In 
Deutschland gehört die Clusterförderung seit Mitte der 1990er Jahre  zum Kanon nationaler und 
regionaler Wirtschaftspolitik (Vgl. Henckel et al. 2007; Häfner 2014/2016) und steht dabei im Kontext 
einer zunehmenden Transfer- und Verwertungsorientierung der Wissenschafts-, Technologie- und 
Innovationspolitik, die sich im Zuge der deutschen Wiedervereinigung verstärkt auf den Aspekt der 
Vernetzung und Netzwerkbildung konzentriert, sowohl in der Verfolgung  strukturpolitischer Ziele in 
wirtschaftlich vergleichsweise schwachen Regionen, als auch zum weiteren Ausbau der 
Leistungsfähigkeit technologisch und wirtschaftlich starker Regionen (Vgl. Jappe-Heinze et al. 2008). 
Clusterpolitik ist in Deutschland aus der technologie- und regionalpolitischen Netzwerkförderung 
heraus entstanden und bis heute auch weitgehend mit dieser identisch (Jappe-Heinze et. al. 2008: 8). 
Ausgangspunkt für diesen Ansatz ist die stärkere Ausrichtung auf regionale Schwerpunkte in der 
Innovationspolitik Deutschlands seit den 1970er Jahren. Grundlegend dafür ist die empirische 
Erkenntnis, dass räumliche Faktoren eine starke Rolle in der Ausprägung regionaler wirtschaftlicher 
Potentiale spielen und innovative Unternehmen bzw. ganze interorganisationale Innovationssysteme 
besonders in räumlich begrenzten regionalen Agglomerationen bzw. Clustern anzutreffen sind (Vgl. 
Fritsch 2003; Fritsch et al. 2004). Entsprechend häufig tritt die öffentliche Hand in Deutschland bis 
heute sowohl auf nationaler als auch regionaler bzw. kommunaler Ebene als Initiator, finanzieller 
Sponsor und Moderator von Clusterinitiativen auf (Hantsch et al. 2013: 14; siehe auch Meier zu Köcker 
2009; Lindqvist et al. 2013). Nahezu jedes Bundesland verfolgt einen clusterpolitischen Förderansatz in 
der einen oder anderen Form48. Neben der regionalwirtschaftlichen Ausgangslage sowie dem 
Gründungshintergrund einzelner Clusterinitiativen ist die politökonomische Einmischung der 
öffentlichen Hand eine grundlegende Determinante der erfolgreichen Verstetigung nachhaltig 
orientierter Clustermanagements (siehe Kapitel 4 dieser Arbeit). Im Folgenden soll daher zunächst 
eine Zusammenfassung der wesentlichen Möglichkeiten öffentlicher Clusterpolitik sowie deren 
konkreter Bezug zum Management von Clustern erfolgen, bevor auf die speziellen Herausforderungen 
einer praktischen Umsetzung der Clustertheorie in einem von vielen Akteuren geprägten 
politökonomischen Umfeld eingegangen wird.  









3.1 Der Clusterbegriff in der Praxis  
Es ist kaum möglich, eine Begriffsbestimmung von Clustern in der Praxis vorzunehmen, ohne dabei 
kritisch dessen Verwendung zu hinterfragen. Eklatant ist die in förderpolitischen Agenden häufig 
anzutreffende synonyme Verwendung der Bezeichnungen Cluster und Netzwerke (Kiese 2008: 30; Vgl. 
Häfner 2014: 39). Netzwerken fehlt jedoch häufig die räumliche Komponente, zudem betonen sie 
Kooperation statt Wettbewerb unter Mitgliedern (Kiese/Wrobel 2011: 1693). Mehrere Autoren 
verweisen darauf, dass der Begriff des Clusters in der politischen Wirtschaftsförderung aufgrund der 
terminologischen und theoretischen Unschärfe des Begriffes einen eher metaphorischen Charakter 
hat und als Modebegriff Verwendung findet, der von politischen Entscheidungsträgern 
unterschiedlicher Couleur und in unterschiedlichen regionalwirtschaftlichen Kontexten als Begründung 
innovationspolitischer Eingriffe genutzt wird49 (siehe Floeting 2008; Jappe-Heinze et al. 2008; Kiese 
2008; Häfner 2014).  
Im Zusammenhang mit den clusterpolitischen Fördermaßnahmen der einzelnen deutschen 
Bundesländer werden meist vermeintlich bestehende branchen- und technologiespezifische 
Kompetenz- und Wachstumsfelder als Kern einer Zukunftsstrategie ausgerufen und gezielt eine auf 
Kooperation und Austausch ausgerichtete Vernetzung der jeweiligen Akteure gefördert (siehe u.a. 
Innovationsbericht des Landes Berlin 2006; Vgl. Heimpold 2011). In zahlreichen Maßnahmen zur 
Cluster- und Netzwerkförderung ist dies seit 1995 erfolgt, wobei man teils an bereits seit den 1980er 
Jahren bestehende Netzwerkförderungsprogramme zur Anregung wirtschaftlich-wissenschaftlicher 
Zusammenarbeit anknüpfte und diese unter der neuen Bezeichnung „Clusterpolitik“ 
zusammengeführt hat (Europe INNOVA Cluster Mapping Project 2008: 17).  Meist stehen dabei 
organisierte regionale Netzwerke aus Wissenschaft und Wirtschaft innerhalb bestimmter Branchen 
oder Technologiefelder im Fokus förderpolitischer Zuwendungen50. Vor diesem Hintergrund wurde 
von Etzkowitz/Leydesdorff (1997) der Begriff der Triple-Helix geprägt. Diese bezieht sich auf das 
konzertierte Zusammenspiel von regionalen Unternehmen, wissenschaftlichen Einrichtungen und 
Regierungsstellen bzw. Regional- oder Kommunalverwaltungen, um das jeweilige regionale 
Wirtschafts- oder Clusterumfeld zu entwickeln (Vgl. Günther/Meissner 2017: 501) und 
gemeinschaftlich Clusterinitiativen zu führen (Vgl. Schretlen et al. 2011).   
Verschiedene Untersuchungen der Vergangenheit zeigten, dass sich das Verständnis von Clustern in 
der förderpolitischen Praxis teils losgelöst von theoretischen Vorbehalten manifestiert und, abgesehen 
von einer weitverbreiteten oberflächlich-generischen Definition des Clusterphänomens im Sinne 
Porters, meist jeden Hinweis auf eine tiefergehende Berücksichtigung mikroökonomischer Grundlagen 
regionaler Wettbewerbsfähigkeit vermissen lässt (siehe u.a. Heimpold 2011; Kiese/Wrobel 2011). 
Heimpold (2011) kritisiert im Hinblick auf die häufig ex ante vorgenommene Auswahl von teils 
landesweit verstreuten Branchen und Technologiefeldern als Förderschwerpunkte, dass dadurch die 
Vorteile räumlicher Nähe sowie die tatsächlichen Interdependenzen innerhalb der jeweiligen Sektoren 
– und damit die mikroökonomischen Prozesse und Externalitäten innerhalb eines Clusters – zu wenig 
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 Das in der Praxis stets bemühte Beispiel des kalifornischen Silicon-Valley, dessen Entstehung ursprünglich auf 
verteidigungspolitische Entscheidungen der US-Regierung zurückgeht, steht stellvertretend nicht nur für eine gelungene, 
wenn auch nicht unmittelbar clusterorientierte (Häfner 2014: 35), wirtschaftspolitische Intervention, sondern ebenso für den 
internationalen politischen Nachahmungsdruck, welcher durch die Michael Porter häufig unterstellte kluge 
Vermarktungsstrategie seiner Idee (Vgl. Martin/Sunley 2003; Koschatzky 2012) noch verstärkt wurde. So können sich 
politische Entscheider einer Clusterförderung teils kaum entziehen, da eine Nichtverwendung des Konzepts einem 
Desinteresse an der regionalen Wirtschaft gleichgesetzt werden könnte (Bathelt/Dewald 2008: 170).      
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 Erst mit Einrichtung eines offiziellen Clustermanagements oder anderweitigen Netzwerkadministration gelten Cluster 





Beachtung fänden. Eine ursachenadäquate Förderung der Innovationskraft durch die praktizierte 
Clusterpolitik sei dadurch fraglich51.  
Die Genese der Clusterpolitik war weltweit von einem langjährigen Such- und Lernprozess geprägt, der 
zum Teil den theoretischen Spielraum bei der wissenschaftlichen Konzeption von Clustern 
widerspiegelte. Lange Zeit schien ein tragfähiger konzeptioneller Konsens in weiter Ferne und die 
clusterpolitische Praxis eilte in vielen Fällen der wissenschaftlichen Theorie voraus (siehe Ketels 2011; 
Benner 2012; Häfner 2014). In der wirtschaftspolitischen Praxis geht es unabhängig vom 
wissenschaftlichen Präzisionsgrad des Clusterbegriffes an sich jedoch vielmehr um die Idee einer 
praxistauglichen, auf Einbindung verschiedener regionaler Akteure aufbauenden, Herangehensweise 
an strukturpolitische Herausforderungen. So soll der Begriff des Clusters zum Ausdruck bringen, dass 
mehrere regionale Akteure und deren Potentiale mit einer Vielzahl verschiedener 
politikfeldübergreifender Maßnahmen unter dem Dach eines übergreifenden, holistischen 
Förderkonzepts, in ihrer Entwicklung unterstützt werden (Vgl. Häfner 2014: 37). Cluster werden so in 
der wirtschaftspolitischen Praxis eher zu einem generischen Sammelbegriff für raumwirtschaftlich 
motivierte politische Förderagenden.    
3.2 Konzeptionelle Rechtfertigung wirtschaftspolitischer Eingriffe in die Clustergenese  
Cluster sind zunächst ein regional ausgeprägtes wirtschaftliches Phänomen. Die Entwicklung von 
Clustern manifestiert sich als „autonomer ökonomischer Prozess in den Interaktionen der 
Unternehmen an einem Standort in Form von Kooperation und Konkurrenz“ (Terstriep 2007: 3). 
Cluster sind hinsichtlich ihrer grundsätzlichen Entstehungsdynamik daher zunächst unabhängig von 
der etwaigen Existenz einer dedizierten Clusterförderung zu betrachten. Die Bildung von Clustern ist 
jedoch keineswegs selbstverständlich, sondern wird eher als eine „Ausnahmeerscheinung der 
geographischen ökonomischen Landschaft“ (Rehfeld 2005) betrachtet, die dazu noch von vielerlei 
Voraussetzungen und oft zufälligen Gegebenheiten abhängt (siehe Kapitel 2 dieser Arbeit). Tatsächlich 
ist die regionale Agglomeration von Firmen an einem Standort genauso wenig hinreichend für die 
Entstehung eines Clusters wie die räumliche Konzentration von Innovationsaktivitäten für dessen 
Funktionsfähigkeit (Fritsch 2004: 385). Die Möglichkeiten zur Stärkung einer solchen 
Entwicklungsdynamik aus eigener Kraft bzw. auf Basis arbeitsteiliger lokaler Selbstorganisation im 
Bereich der Innovationstätigkeiten52 in vielen Fällen begrenzt (siehe Fritsch 2003; Fritsch et al. 2004; 
Floeting 2008). Insbesondere die Erhöhung des lokalen Verflechtungsgrades in Bezug auf 
Innovationsaktivitäten ist dabei höchst voraussetzungsreich.  
Staatliche Eingriffe in die Wirtschaft werden in der Regel mit einem lokalen Marktversagen im 
Zusammenhang mit dem Auftreten sozialer und technologischer Externalitäten begründet (Ketels 
2011: 8; Vgl. Fritsch et al. 1999; Wellisch 2000). Im Hinblick auf die Kooperationsmuster innerhalb von 
Clustern kann es jedoch eben zu grundlegenden Marktversagenstatbeständen kommen. Ohne 
Eingriffe von außen kann es daher sein, dass lokale Clusterpotentiale nicht zur vollen Entfaltung 
kommen und Cluster allen ansonsten günstigen Voraussetzungen zum Trotz gar nicht erst entstehen. 
Die Ursache hierfür liegt in der mangelnden Abbildbarkeit positiver wie negativer Externalitäten 
individueller wirtschaftlicher Aktivität durch eine entsprechende Preisbildung im Marktprozess, 
wodurch eine Internalisierung durch den Verursacher positiver Externalitäten erschwert wird. Die 
Folge ist das Auftreten von Koordinationsmängeln im Clusterverbund, wodurch aus volks- oder 
regionalwirtschaftlicher Sicht im Grunde profitable Investitionen in die Zusammenarbeit, bspw. im 
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die Vergabe von Entwicklungsaufträgen an private Firmen oder öffentliche Forschungseinrichtungen, der Kauf oder die 






Hinblick auf gemeinschaftliche FuE-Projekte, unterbleiben und ein Verharren der Innovationstätigkeit 
auf volkswirtschaftlich suboptimalem Niveau resultiert oder auch Ansiedlungsentscheidungen 
zugunsten des Standorts ausbleiben (Vgl. Fritsch 2004; Ketels 2011; Jungwirth/Müller 2014b). Zudem 
könnten Informationsasymmetrien zwischen den jeweiligen Akteuren hinsichtlich ihrer individuellen 
Motivation und Interessenlage selbst im Falle einer zunächst gelingenden Internalisierung externer 
Effekte zu fortgesetzter Ineffizienz in der kollektiven Entscheidungsfindung am Standort führen (Vgl. 
Müller 2009; Ketels 2011). Beide Marktversagenstatbestände spielen eine wesentliche Rolle in der 
Initiation und Verstetigung von Clusterstrukturen und bieten somit einen möglichen Ansatzpunkt für 
clusterpolitische Eingriffe.  
Aus konzeptioneller Sicht ergibt sich damit eine Rechtfertigung des Eingriffes durch die öffentliche 
Hand aus der Notwendigkeit zur Abschwächung jener negativen und einer Clusterbildung potentiell 
entgegenwirkenden Auswirkungen technologischer Externalitäten sowie zur gezielten Stärkung der 
damit einhergehenden positiven Effekte (Vgl. Heimpold 2011; Martin et al. 2011), um Regionen über 
die für die Clusterbildung kritische Agglomerationsschwelle hinaus zu entwickeln (Vgl. 
Brenner/Fornahl 2003) bzw. um aus zunächst rein statistisch identifizierten Clustern oder regionalen 
Clusterpotentialen funktionierende regionale Innovationssysteme zu machen (Vgl. Payer 2002: 62) 
und somit im Idealfall eine positive Agglomerationsdynamik in Gang zu setzen.    
3.2.1 Mangelnde Clusterdynamik aufgrund nicht kompensierter Externalitäten 
Der Vorteil einer Clusterzugehörigkeit für Firmen definiert sich über deren Möglichkeiten, von 
clusterspezifischen Vorteilen nachweisbar und ergebniswirksam zu profitieren (Vgl. Alecke/Untiedt 
2005). Über die in industriellen und städtischen Ballungsgebieten normalen pekuniären 
Agglomerationsvorteile hinaus besteht jener Vorteil in den positiven technologischen Externalitäten 
bzw. sogenannten Spillovern, die vornehmlich aus den expliziten und impliziten wechselseitigen 
Einflüssen und Verflechtungen der Akteure am Standort resultieren (Vgl. Preissl 2003; 
Günther/Meissner 2017). Dem Wesen technologischer Externalitäten ruht jedoch gleichzeitig der 
Ursprung ihrer Unvollkommenheit als soziale Zusatznutzen einzel- und zwischenbetrieblicher 
Tätigkeiten inne, da der Zusammenhang zwischen der Gewinn- und Nutzenfunktion der jeweiligen 
Akteure nicht durch den Marktmechanismus erfasst und in Form einer preislichen Kompensation 
ausgeglichen wird (Duranton 2009: 9). Der individuelle Mehrwert einer Clusterzugehörigkeit hängt 
davon ab, inwieweit es den Clustermitgliedern gelingt, etwaige technologische Externalitäten ihrer 
betrieblichen (und forschenden) Tätigkeiten zu internalisieren und somit das Verhältnis ihres 
jeweiligen Nutzens zu den damit verbundenen Kosten zu maximieren. Gerade dies ist jedoch aufgrund 
der Tatsache, dass technologische Externalitäten Nutzenabflüsse bzw. Spillover von einem Akteur zum 
anderen implizieren, deren Bepreisung durch den jeweiligen „Nutzenstifter“ (Fritsch et al. 1999: 107) 
nicht möglich und deren Nutzung durch Dritte nicht auszuschließen ist, nicht immer gegeben. 
Entsprechend unterbleibt die Zusatznutzen stiftende Investition in vielen Fällen (Fritsch et al. 2004: 
383) und über das Normalmaß an Agglomerationseffekten hinausgehende Spillover werden nicht 
generiert.  
Exemplarisch für diesen Effekt steht die Problematik der zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit in 
der Generierung und Verwertung neuen Wissens. Eine Steuerung von FuE-Kooperationen über den 
Marktprozess stellt sich als wesentlich schwieriger dar als es bei unternehmensinternen Prozessen der 
Leistungserstellung der Fall wäre (Fritsch 2003: 7), vor allem dann, wenn Cluster noch im Entstehen 
begriffen sind und die Anzahl der spezialisierten Akteure am Standort überschaubar ist bzw. die 





unvollständig transparent sind (Jungwirth/Müller 2014b: 324ff.). Die Kosten53 sowie die individuell 
wahrgenommenen Risiken einer Inanspruchnahme des lokalen Marktes zur Durchführung von FuE-
Projekten steigen damit unweigerlich an und lassen die Vorteile einer Kooperation im Cluster dadurch 
vor Allem für technologisch überlegene und innovationsstarke Akteure vergleichsweise gering 
erscheinen (Fritsch 1999: 12ff.; Jungwirth/Müller 2014b: 328f.). Ursächlich für diese Situation sind vor 
allem die immanente Unsicherheit von FuE-Projekten (Vgl. Fritsch 1999/2004) und die damit 
verbundenen Anreizprobleme in der Kooperationsanbahnung. Die Ergebnisse wissenschaftlicher 
Pionierleistungen sind naturgemäß nur äußerst schwierig vorherzusehen bzw. zu spezifizieren, 
geschweige denn im Vorfeld vertraglich genau abbildbar. FuE-Kooperationen beinhalten daher ein 
hohes Maß an zumeist zum Zeitpunkt des Projektbeginns unklaren Vorleistungen und Unsicherheiten 
bzgl. etwaiger im Laufe der Zeit auftretender Kosten. Hinzu kommen spieltheoretische Komplikationen 
resultierend aus eben jener unklaren Vertragssituation sowie einer anfangs unvollständigen bzw. 
asymmetrischen Informationslage bzgl. des tatsächlich relevanten Fachwissens und der jeweiligen 
Motivlage der einzelnen kooperierenden Parteien. Verschiedene Kooperationsineffizienzen tun ein 
Übriges zur Minderung der Anreize zur gemeinschaftlichen Wissensgenerierung. So bedingen 
Forschungskooperationen mitunter zeitlich begrenzte oder permanente Personaltransfers in 
entsprechende Projektkörperschaften bzw. Arbeitsgruppen, ohne die eine Übertragung relevanten 
jedoch impliziten und daher nicht-dokumentierten Wissens von Vornherein unmöglich wäre. Gerade 
hier offenbart sich jedoch auch die nicht unwesentliche Gefahr unkontrollierten Abflusses geschützten 
Know-hows an die Kooperationspartner oder gar Dritte (Vgl. Festing et al. 2010).  
Aus der oben geschilderten Situation ergibt sich nun ein grundlegendes Dilemma im Hinblick auf die 
Frage einer möglichen Ansiedlung innerhalb von etwaigen Clustern, welches selbst im Falle bereits 
institutionalisierter Cluster mit aktiver Vernetzungs- und Kooperationskultur über das Schicksal des 
betreffenden Clusters entscheiden kann. Der potentielle Mehrwert eines verstärkten Engagements im 
Cluster, definiert als Verhältnis zwischen Aufwand und Ertrag eines entsprechenden Engagements, 
fällt vor dem Hintergrund technologischer Externalitäten – ceteris paribus – zunächst zu gering aus. 
Besonders kleine und mittlere Unternehmen ohne starke Kapitaldecke scheuen daher möglicherweise 
Investitionen in kooperative Projekte, deren Ausgang ungewiss ist54. Hinzu kommt die stets latente 
Möglichkeit einseitig opportunistischen Verhaltens im Hinblick auf Wissensaustausch und 
Innovationsprojekte (Vgl. Festing et al. 2010), die stets einen Genuss extern generierten Know-hows 
ohne eigene Anstrengungen oder Risiken vorteilhaft erscheinen lässt55. Aber auch besonders 
leistungs- und innovationsstarke Unternehmen könnten vor einem investiven Engagement im Cluster 
zurückschrecken und aufgrund des strukturellen Ungleichgewichts zwischen dem einzelbetrieblichen 
Beitrag zur Generierung von positiven Externalitäten bzw. Spillovern und deren Nutzungspotential im 
Cluster vor einer Ansiedlung in Clustern zurückschrecken, da sie ansonsten den Verlust ihres 
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 Hierunter fallen z.B. Anbahnungskosten, Vereinbarungskosten, Kontrollkosten sowie entgangene Umsätze durch 
technologische Spillover und unkontrollierten Wissensabfluss. 
54
 Beispiele finden sich sowohl im lokalen Markt für Zwischenprodukte und Arbeitskräfte, genauso wie bzgl. der 
Wissensdiffusion am Standort. Der unfreiwillige Abfluss neuen technologischen Wissens durch die unmittelbare geografische 
Nähe bzw. die dichten Vorleistungsverflechtungen am Standort und die dadurch gegebene direkte Vergleichbarkeit von 
Produkten und Prozessen kann bedeuten, dass sich Pioniergewinne auf Basis von Produktinnovationen nicht allzu lange 
ausbeuten lassen. So besteht zwar im Cluster ein starker Anreiz, neue Technologien zu übernehmen, vor allem dann, wenn 
die Konkurrenz diese bereits erfolgreich nutzt. Stellt jedoch ein neuer oder auch etablierter Akteur nun ein neues Produkt 
oder eine neue Technologie im lokalen Markt zur Verfügung, übersteigt der soziale Nutzen für den gesamten Cluster seinen 
eigenen privaten Nutzen zum Teil erheblich. Er wird nicht für seinen positiven Clusterbeitrag entlohnt.  Ähnliches gilt für die 
bewusste Zurverfügungstellung von proprietärem Wissen im Rahmen von FuE-Kooperationen. Auch hier besteht die Gefahr 
eines Abflusses von Wissen ohne entsprechenden Gegenwert. So mögen Firmen darüber hinaus nur bedingt gewillt sein, ihre 
Arbeitnehmer uneingeschränkt fortzubilden, da die Gefahr einer Abwerbung durch Konkurrenten im Cluster einfach zu groß 
ist (Duranton 2009: 15). Letzten Endes ergibt sich aus dieser Situation ein grundlegendes Anreizproblem für die proaktive 
kooperationsorientierte Anteilnahme am Clustergeschehen. 
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Technologievorsprungs fürchten müssten (Jungwirth/Müller 2014b: 329). Umgekehrt scheint gerade 
für innovationsschwache Unternehmen ein Anreiz zu bestehen, sich in Clustern mit vergleichsweise 
starken Unternehmen anzusiedeln, um von etwaigen Spillovereffekten zu profitieren (Vgl. 
Kalnins/Chung 2004). Insbesondere für technologieintensive Branchen, in denen die Generierung 
neuen Wissens einen besonders hohen Stellenwert für den Erhalt und Ausbau der 
einzelunternehmerischen Wettbewerbsfähigkeit hat, ergibt sich aus dem Risiko eines unkontrollierten 
Wissensabflusses über lokale Spillovereffekte daher eine möglicherweise negative Clusterdynamik56.  
3.2.2 Clusterpolitik als Marktersatzleistung zur Internalisierung externer Effekte 
Eine erfolgreiche Kooperationsanbahnung in einem so sensiblen Bereich wie dem der FuE erfordert 
ein Maß an Risikobereitschaft und Vertrauen, das am Anfang einer möglichen Clustergenese nicht 
zwingend gegeben ist. Staatliche Einflussnahme könnte in solchen Fällen allerdings über die 
Gestaltung passender Anreize für private Akteure am Standort auf eine entsprechende 
Allokationsverbesserung hinwirken und damit die Wissensdiffusion im Cluster verbessern (Fritsch 
1999: 85ff.). Im Zentrum staatlicher Eingriffe in das lokale Wirtschaftsgeschehen stehen dabei 
öffentliche Güter, die über ihre Bereitstellung durch die öffentliche Hand lokale externe Effekte 
generieren und somit die Attraktivität und Dynamik – ceteris paribus – erhöhen. Im Falle 
entsprechender Marktversagenstatbestände, die eine etwaige Clusterbildung behindern, kann die 
öffentliche Hand so z.B. über die Bildung dedizierter Clusterplattformen, Clusterinitiativen o.ä. als 
institutioneller Ausgangsbasis einer gezielten Clusterförderung57 genau an diesem Punkt ansetzen. 
Eine Möglichkeit, dies zu gewährleisten, ist die Bildung von lokalen Netzwerken mit einem 
Clustermanagement als zentraler Netzwerkagentur, die in Ergänzung eines ineffizienten 
Marktprozesses einen Ausgangspunkt für zwischenbetrieblichen Wissens- und Ressourcenaustausch 
zum gegenseitigen Vorteil und somit zur Ausnutzung synergetischer Kosteneinsparungs- und 
Innovationspotentiale bieten (Vgl. Müller 2009). Durch die Übernahme von Informations-, 
Vermittlungs- und Evaluationsaufgaben kann ein Clustermanagement die Vernetzung innerhalb und 
auch außerhalb des Clusters über einen zentralen Knotenpunkt strukturieren. Über die Bereitstellung 
diverser Dienstleistungen und Plattformen, deren Gesamtkosten die einzelbetriebliche 
Investitionsbereitschaft übersteigen, kann ein Clustermanagement das aggregierte Niveau positiver 
Externalitäten im Cluster erhöhen und einer breiten Mitgliederschaft zugänglich machen. Denkbar 
wären hier Fachtagungen, Messen oder auch die Bereitstellung technischer Anlagen wie Test-, Prüf- 
und Entwicklungslaboratorien (Vgl. Buhl 2010), die kollektiv und damit in einem im Verhältnis zum 
jeweils individuellen Nutzen verträglichen Rahmen von den Netzwerkmitgliedern finanziert werden. 
Im Gegensatz zu bottom-up initiierten Clusterstrukturen, deren Führung auf gewachsenen kollektiven 
Abstimmungsprozessen in Form von strategischen unternehmerischen Allianzen beruhen (siehe 
Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005), besteht in embryonalen bzw. potentiellen Clustern in diesem 
Hinblick jedoch eine institutionelle Lücke (Müller 2009: 7), so dass die öffentliche Hand als Initiator 
und finanzieller Sponsor eines Clustermanagements einschreiten muss. 
Die Etablierung eines Clustermanagements kann in diesem Zusammenhang als eine 
Internalisierungsstrategie betrachtet werden, um den spezifischen Mehrwert einer lokalen 
Clusterbildung zu erhöhen. Das Ziel eines Clustermanagements ist die Bewältigung des 
zugrundeliegenden Marktversagens, indem es Güter zur Verfügung stellt, deren Bereitstellung in 
nutzenmaximierender bzw. optimaler Menge durch die Akteure selbst aufgrund von technologischen 
Externalitäten ausbleibt. Clustermanagements senken damit die Einstiegsbarrieren in eine 
                                                          
56 Der ausbleibende Zuzug von innovationsstarken Akteuren lässt einen Cluster möglicherweise gar nicht erst entstehen. Eine 
adverse Selektionsdynamik im Hinblick auf die Qualität zuziehender Ansiedler könnte wiederum zum Niedergang einst 
prosperierender Cluster führen (Vgl. Jungwirth/Müller 2014b). 
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nutzenstiftende Zusammenarbeit zum gegenseitigen Vorteil. Durch zentrale Koordination und 
Abstimmung sowie vertragliche Institutionalisierung wird Orientierung gegeben, Verbindlichkeit 
gewährt sowie Vertrauen geschaffen (Vgl. Payer 2002). Auf diese Weise hebt ein Clustermanagement 
das Ausmaß technologischer Externalitäten im Cluster auf ein höheres Niveau.   
3.2.3 Die Rolle zentraler Koordinierungsinstitutionen im Netzwerkaufbau 
Im Kern der Clusterentwicklung geht es sowohl um die Fähigkeit der einzelnen Firmen, die im Cluster 
aufkommenden Vorteile für sich nutzen zu können, als auch deren Bereitschaft, über die Teilnahme 
am Clusterverbund wiederum selbst verstärkend auf die Entstehung externer Zusatznutzen am 
Standort einzuwirken, so dass sich eine sich selbst verstärkende Interaktions- und Wachstumsdynamik 
entwickeln kann. Diese sollte sich in einer erhöhten Innovationskraft niederschlagen, welche 
wiederum aufgrund wissenschaftlich-wirtschaftlicher Kooperationen sowie einer verstärkten 
Firmenneugründungsdynamik in einer erhöhten Kommerzialisierungsrate wissenschaftlicher 
Innovationen und somit in wirtschaftlichem Wachstum Ausdruck findet. Die aus einer erhöhten 
Interaktionsdynamik resultierenden Vorteile für die Clusterakteure setzen dabei jedoch eine Reihe von 
Bedingungen voraus, ohne die die Leistungsfähigkeit eines Clusters nicht dauerhaft gegeben ist (siehe 
oben).  
Sind die Verflechtungen zwischen einzelnen Clusterakteuren am Anfang der Clustergenese noch 
relativ schwach ausgeprägt, herrschen innerhalb von potentiellen Clustern einer engeren Kooperation 
entgegenwirkende Kräfte vor. Die aus netzwerktheoretischer Sicht hauptsächlichen Hemmnisse für 
eine Kooperation im Cluster sind fehlendes Vertrauen, Unsicherheit und die zunächst noch 
hemmenden Auswirkungen eben jener Gleichzeitigkeit von Konkurrenz und Kooperation am Standort 
(Dijk 2012: 63; Vgl. Brenner/Fornahl 2003; Kaminski 2009; Hamm/Goebel 2010; Müller/Jungwirth 
2011, 2016), die Clustern gerade erst das Potential für ihre Wirkmächtigkeit als regionale Sektor- oder 
Branchenagglomerationen verleiht. Gerade in KMU-lastigen oder von tiefgreifenden 
Strukturumbrüchen gezeichneten Regionen besteht oft ein Vernetzungsdefizit der einzelnen Akteure. 
Die Vielzahl unkoordinierter individueller Interessensphären mit zum Teil widerstrebenden 
betrieblichen Agenden an den jeweiligen Schnittpunkten in einem etwaigen Cluster schafft darüber 
hinaus ein potentiell konfliktträchtiges Umfeld (Vgl. Fritsch 2003; Schretlen et al. 2011). Zur 
Generierung eines lokalen Sozialkapitals als Grundlage positiver Clustereffekte bedarf es jedoch einer 
gewissen Investitionsbereitschaft in dieses soziale Kapital, sprich, in die sozialen Beziehungen am 
Standort (Vgl. Lin 1999). Folglich bestehen die wesentlichen Aufgaben eines Clustermanagements 
zunächst darin, durch entsprechende Maßnahmen Kooperationsbarrieren abzubauen, Vertrauen zu 
stärken und somit die Wahrscheinlichkeit von Kooperationsanbahnungen zu erhöhen (Dijk 2012: 63). 
Als Hilfe zur Selbsthilfe soll ein dediziertes Clustermanagement das endogene Potential eines Clusters 
zur Selbststeuerung mobilisieren und ausbauen sowie Clusterakteure zur proaktiven Wahrnehmung 
und Gestaltung der kollektiven Standortinteressen anregen. Das Clustermanagement kann im Umfeld 
teils widerstreitender Interessen vermitteln und durch Aufzeigen gemeinsamer Interessen 
richtungsweisende strategische Impulse setzen (Vgl. Jungwirth/Müller 2014b). Durch geeignete 
Initiativen und die passenden Anreize kann zudem auf eine lebendige Kooperationskultur hingewirkt 
werden (Payer 2002: 82; Vgl. Heidenreich/Miljak 2005). 
In wachsenden Clustern gewinnt die Aufgabe der Netzwerkkoordination mit zunehmender Anzahl 
integrierter Akteure und der damit exponentiell ansteigenden Zahl interorganisationaler Schnittstellen 
stetig an Komplexität. Als „contact broker“ (Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005) managt der 
Clustermanager die Vielzahl an Schnittstellen. Durch ein institutionelles Clustermanagement können 
jedoch nicht nur die zur Förderung des Clusters ergriffenen gestalterischen und clusterpolitischen 
Maßnahmen koordiniert werden, das Clustermanagement übernimmt vielmehr auch eine 





heterogener interorganisationaler Netzwerke verbundenen inhärenten Widersprüche und den daraus 
resultierenden Konfliktpotentialen ist es in der praktischen Netzwerkentwicklung unverzichtbar, 
geeignete Steuerungs- und Entwicklungsinstrumente zur Wahrung der gemeinsamen Zielausrichtung 
zu gewährleisten (Vgl. Payer 2002). Im Unterschied zu einzelnen Unternehmen zeichnen sich Cluster 
mit ihrer Vielzahl an autonomen Akteuren am Standort durch ein Fehlen von klaren Hierarchien aus. 
Die Abwesenheit einer Machtperspektive macht Abstimmungsprozesse und gemeinsames Handeln 
schwierig (Vgl. Buhl 2010). Dem Clustermanagement wird dabei die Rolle eines Mittlers zwischen 
verschiedenen Interessensphären zuteil, der für die Schaffung einer „funktionierenden und 
belastbaren Kommunikationskultur“ (Beckord 2007: 122) als Grundlage einer regionalen 
Netzwerkbildung sowie des konstruktiven Wissensaustausches (Vgl. Hamm/Goebel 2010) 
verantwortlich ist. Erfolgreiche Cluster tragen ganz wesentlich dazu bei, dass eine Reihe von 
Kooperationshemmnissen (siehe oben) zwischen den einzelnen Clusterakteuren abgebaut werden 
(siehe Dijk in Meyer/Thieme 2012:  62f.). Allerdings bedarf es auf dem Weg dorthin mitunter 
intensiver Motivationsarbeit zur proaktiven Wahrnehmung der Möglichkeiten im Cluster durch eine 
geeignete Führungsinstanz. Aufgrund der vielfältigen Interessenlagen verschiedenster Akteure im 
Cluster darf angezweifelt werden, dass die Zielsetzungen der wirtschaftspolitisch motivierten 
Clusterentwicklung ohne Einrichtung eines dedizierten Clustermanagements als zentraler 
Steuerungseinheit erreicht werden können (Vgl. Payer 2002). 
In strukturstarken Regionen mit einer relativ hohen Dichte an multinationalen Firmen und namhaften 
Ausbildungs- und Forschungsinstituten sowie einer teils über Jahrzehnte gewachsenen arbeitsteiligen 
Verflechtung einzelner Akteure sind die für eine Clusterbildung notwendigen Umfeldvariablen häufig 
in der ein oder anderen Form gegeben, so dass es in einer Vielzahl von Fällen zu clusterähnlichen 
Entwicklungen gekommen ist. Häufig wurden und werden diese Entwicklungen durch implizite aber 
auch explizite bottom-up- sowie interne top-down-Initiativen zur Förderung einer weiteren 
Intensivierung des Austauschs unter der Regie von ansässigen Industrieakteuren angestoßen oder 
begleitet (siehe Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005; Meier zu Köcker 2009, Müller et al. 2012). 
Insbesondere im Falle von stark fragmentierten KMU-lastigen Regionen sowie in strukturschwachen 
und ggfs. von epochalen Umbrüchen gezeichneten Regionen ohne aktive Unternehmer- und sonstige 
Netzwerke müssen jene grundlegenden Umfeldvariablen zunächst geschaffen, ausgebaut und 
miteinander vernetzt werden, um eine positive Dynamik anzustoßen (siehe Rosenfeld et al. 2007). Es 
herrscht ein Hierarchie- und Vernetzungsdefizit (Vgl. Buhl 2010). Ein explizites top-down initiiertes 
Clustermanagement kann hier die Rolle führender Persönlichkeiten oder Kreise zur Stimulierung eines 
offenen Austauschs übernehmen sowie Entwicklungsimpulse hinsichtlich des Ausbaus von 
öffentlichen Einrichtungen zur Aus- und Weiterbildung auf Ebene der Lokal- und 
Regionalverwaltungen setzen und als Koordinierungsplattform einer ganzheitlichen, 
wirtschaftspolitisch flankierten, Entwicklungsstrategie fungieren.   
3.3 Die Förderung von Clustern durch die öffentliche Hand 
Aus konzeptioneller Sicht bezieht sich der mögliche Spielraum politischer Gestaltungsmöglichkeiten 
von Clusterentwicklungsprozessen auf die Stärkung der zwischenbetrieblichen Kooperation sowie 
institutionellen Infrastruktur am Standort (Vgl. Payer 2003; Fritsch 2004). Für eine effektive 
Clusterförderung besteht dabei der grundlegende Anspruch, über verschiedene direkte und indirekte 
Maßnahmen genau diejenigen Mechanismen innerhalb einer Region bzw. an einem Branchenstandort 
zu unterstützen oder zu stimulieren, deren aggregierte Wirkung als sogenannte positive Externalitäten 
die Grundlage einer positiven Clusterdynamik bildet. Dazu gehören vor allem die zuvor genannten 
Agglomerationsvorteile, die über eine Steigerung des Sozialkapitals am Standort clusterspezifische 
Synergie- und Spillovereffekte begünstigen, welche wiederum zu einer Produktivitäts- und 





(Vgl. Lublinski 2003; Porter 2003; Aziz/Norhashim 2008; Jacobsen 2009; Jungwirth/Müller 2010). Das 
Hauptaugenmerk in dieser Hinsicht liegt in der Regel in der Förderung von produktiven 
Austauschbeziehungen zwischen den einzelnen Clusterakteuren und somit einer Förderung sozialer 
Interaktionen und Netzwerke, die Wissenstransfers ermöglichen oder erleichtern sollen (Häfner 2016: 
428), sowie der der Verbesserung relevanter Umfeldfaktoren wie dem Zugang zu entsprechenden 
Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten sowie einer adäquaten regionalen Infrastruktur (Vgl. Payer 
2002: 62).  
3.3.1 Grundsätzliche Möglichkeiten zur Förderung von Clustern 
In der Clusterliteratur wird darauf verwiesen, dass eine gezielte Clusterförderung ohne regional 
bereits vorhandene signifikante Clusterpotentiale, wie z.B. einer regionalen Konzentration von Firmen 
und Organisationen eines bestimmten Technologiefeldes, die zudem zu einem gewissen Grad 
miteinander verflochten sind, wenig aussichtsreich ist (Vgl. Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005). 
Clusterförderung sollte daher zunächst auf die Aktivierung des endogenen Clusterbildungspotentials 
abzielen (Vgl. Fritsch 2003) und sich darauf fokussieren, die oben beschriebenen jedoch vor Ort ggfs. 
suboptimal ausgeprägten Umfeldvariablen zu fördern und den Akteuren Zugang zu entsprechenden 
Ressourcen zur Steigerung ihrer Leistungsfähigkeit und Innovationsstärke zu verschaffen.  
Für eine langfristig orientierte Clusterförderung ergeben sich daraus eine Reihe von Handlungsfeldern, 
die die Bereitstellung öffentlicher, aber auch privater bzw. sogenannter Klubgüter betreffen und in der 
Anfangsphase einer Förderung zunächst eng mit dem hoheitlichen Tätigkeitsbereich einer 
Wirtschaftsförderung zusammenhängen (Vgl. Brenner/Fornahl 2003; Fromhold-Eisebith/Eisebith 
2005; Cortright 2006; Aziz/Norhashim 2008; Floeting 2008; Jappe-Heinze et al. 2008; Müller et al. 
2012; Häfner 2016): 
1) Anbahnung von grundlegenden Informations- und Kooperationsarrangements zwischen 
Unternehmen, bspw. in den Bereichen Marketing, Einkauf, Vertrieb, Standardisierung, 
Rekrutierung und Ausbildung, durch Schaffung entsprechender Interaktionsräume und Foren;  
2) Anregung eines innovationsfördernden Austauschs zwischen Unternehmen und 
wissenschaftlichen Institutionen am Standort zur Förderung des Technologietransfers und der 
Kommerzialisierung wissenschaftlicher Neuerungen sowie Erhöhung des Wissensstands der 
Arbeitnehmerschaft; 
3) Aktives Standortmarketing zur Erhöhung der überregionalen Sichtbarkeit des Clusterverbunds 
zur Absatzsteigerung, Talent- und Ansiedlungsakquise, u.a. durch Schaffung einer 
Standortmarke und Einbindung lokaler Akteure in außenwirtschaftspolitische Maßnahmen; 
4) Bereitstellung bedarfsorientierter Dienstleistungen und Beratungsangebote am Standort, u.a. 
im Hinblick auf strukturpolitische finanzielle Fördermöglichkeiten, Marketing, 
Firmenneugründung und Ausgründung von Spin-offs etc.;  
5) Schaffung oder Verbesserung lokaler Weiterbildungs-, Hochschul- und Forschungsangebote; 
6) Unterstützung der räumlichen Konzentration innovativer Wertschöpfungsprozesse durch 
Einrichtung von Industrie- und Wissenschaftsparks, Inkubatoren und sonstiger ähnlicher 
Infrastruktur sowie strategischer Flächenvorhaltung für zukünftige Gewerbeansiedlungen und 
-erweiterungen; 
7) Schaffung eines Gemeinschaftsbewusstseins, um Vertrauen aufzubauen, Konfliktpotentiale zu 
reduzieren und somit die Grundlage für eine Zusammenarbeit im Cluster zu legen. 
8) Schaffung einer zentralen Clusterplattform als organisatorischem Kern, der die Aktivitäten in 
der Region koordiniert, Kompetenzen bündelt und neue Impulse erzeugt.  
In der Literatur zur Förderung von Clustern wird im Zusammenhang mit den unterschiedlichen 





einhergehenden strukturellen Voraussetzungen vor Ort, darauf verwiesen, dass es für jedes der oben 
zusammengefassten Handlungsfelder sowie die einzelnen damit assoziierten Instrumente 
unterschiedliche Zeitfenster für deren effektive Anwendung gibt (siehe Brenner/Fornahl 2003; 
Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005). So mag es an einzelnen Standorten, die beispielsweise durch starke 
Strukturbrüche gekennzeichnet sind, notwendig sein, zunächst die Forschungs- und 
Unternehmenslandschaft durch Anwerbung externer Unternehmen und die Ansiedlung oder 
Gründung neuer Institute grundsätzlich zu beleben und erst in einem zweiten Handlungsschritt die 
stärkere Vernetzung dieser Strukturen voranzutreiben (Heidenreich/Miljak 2005: 6). Ebenso erscheint 
es ratsam, im Angesicht unzureichender zwischenbetrieblicher Kooperationserfahrungen zunächst auf 
Kooperationen im Bereich der allgemeinen Standortvermarktung sowie gemeinsamer 
Personalmaßnahmen wie Rekrutierung und Ausbildung abzustellen und somit zunächst gegenseitiges 
Vertrauen zwischen den lokalen Kooperationspartnern zu generieren, bevor der vergleichsweise 
sensible Bereich der gemeinschaftlichen Generierung neuen Wissens (siehe Abschnitt 3.1.2 
Mangelnde Clusterdynamik aufgrund nicht kompensierter Externalitäten) stärker in den Fokus 
genommen wird (Jungwirth/Müller 2014b: 339).     
3.3.2 Clusterpolitische Strategien 
Die grundsätzlichen Intentionen einer jeweiligen Clusterpolitik sind maßgeblich für deren strategische 
und operative Ausgestaltung. Die operative Umsetzung einer Clusterstrategie wiederum gestaltet sich 
sehr vielfältig. Die Ziele einer Clusterpolitik leiten sich im Einzelnen jeweils aus den örtlich 
festzustellenden Voraussetzungen für eine Clusterentwicklung ab. Die jeweiligen strategischen 
Ausprägungen einer Clusterpolitik teilt Enright (2000: 15) in fünf Strategietypen ein, die sich in ihrem 
jeweiligen Interventionsgrad unterscheiden: 
 Keine Strategie: Es erfolgt keine Förderung von Clustern durch die öffentliche Hand bzw. der 
Staat überlässt es gänzlich anderen Akteuren, Cluster zu entwickeln.  
 Katalytische Strategie: Es stehen Maßnahmen zur Kontaktanbahnung zwischen interessierten 
potentiellen Kooperationspartnern im Vordergrund. Der Staat ermutigt hierbei lediglich zur 
Zusammenarbeit, nimmt aber nur geringen Einfluss auf deren Inhalt und Ziele. Die Beteiligung 
der öffentlichen Hand an der Clusterförderung bleibt indirekt, die Aktivitäten werden 
maßgeblich von privaten Akteuren getragen.  
 Unterstützende Strategie: Der Staat tätigt clusterbezogene Investitionen in die regionalen 
Faktorbedingungen und fördert z.B. die Clusterinfrastruktur sowie Aus- und 
Weiterbildungsangebote. Die Rolle hinsichtlich Ausgestaltung von Zielen und Maßnahmen der 
Clusterentwicklung bleibt jedoch passiv.  
 Direktive Strategie: Clusterprogramme sind ein fester Bestandteil staatlicher Wirtschaftspolitik 
zur Beeinflussung lokaler Wirtschaftsstrukturen. Der Staat formuliert und kontrolliert explizite 
Clusterentwicklungsstrategien. 
 Interventionistische Strategie: Es erfolgt eine aktive Lenkung der regionalen und lokalen 
Wirtschaft anhand staatlicher Clusterförderprogramme durch gezielte Subventionen, 
Protektionen, Regulationen usw.  
Brenner/Fornahl (2003) zufolge ist in diesem Zusammenhang ferner beispielsweise auch nach einer 
Förderung von Voraussetzungen für die Clusterbildung und unterstützenden Maßnahmen für die 
weitere Entwicklung bestehender Cluster zu unterscheiden. Ausgehend von der in der Clusterliteratur 
immer wieder mahnend erwähnten Tatsache, dass sich Cluster nicht politisch bzw. durch beliebige 
externe Maßnahmen erzeugen lassen, sollte sich demnach die öffentliche Hand auf Maßnahmen 





Boekholt/Thuriaux (1999: 386f.) identifizieren vier grundlegende Typen von Clusterpolitik, die im 
Zusammenhang mit den oben formulierten Eckpunkten clusterpolitischer Strategien eine 
differenzierte Betrachtung erlauben (sieh auch Benner 2012: 101f.; Häfner 2014: 38): 
 Stärkung des nationalen Wettbewerbsvorteils von bestimmten Branchen oder 
Produktionsketten durch entsprechende Anpassung der allgemeinen wirtschaftspolitischen 
Rahmenbedingungen.  
 Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von KMU durch Verbesserung von deren Fähigkeit zu 
innovieren und zu lernen mithilfe von gezielter Netzwerkarbeit auf der regionalen Ebene. 
 Erhöhung der Attraktivität und Wirtschaftskraft einer Region bzw. eines regionalen Clusters 
durch Anwendung verschiedener Instrumente.  
 Intensivierung der Interaktionen und Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und 
Forschungseinrichtungen in bestimmten Technologien. 
Die oben aufgezählten Politiktypen bedienen sich unterschiedlicher Instrumente und zielen auf jeweils 
unterschiedliche zugrundeliegende Marktversagenstatbestände ab (Benner 2012: 102). 
Nichtsdestotrotz bestehen einige Schnittmengenbereiche, so dass sie teils ineinander übergehen. Die 
Steigerung der nationalen Wettbewerbsvorteile bezieht sich auf die Verbesserung von 
Rahmenbedingungen auf der wirtschaftspolitischen Makro- und Mesoebene. Hier sollen Stärken und 
Schwächen der bestehenden Cluster identifiziert und durch allgemeine Maßnahmen angegangen 
werden (Boekholt/Thuriaux 1999: 390f.). Häfner (2014) sieht hier einen noch am ehesten mit dem 
Ansatz von Porter übereinstimmenden Ansatz. 
Der Ansatz der KMU-Netzwerkförderung ist regionaler fokussiert und setzt auf die Anbahnung von 
Netzwerkkooperationen auf persönlicher Ebene zwischen Unternehmen untereinander aber auch 
zwischen Unternehmen und Forschungs- sowie Bildungseinrichtungen. Die Umsetzung erfolgt hier 
meist über private oder öffentliche Agenturen. Die Netzwerke können zudem thematisch fokussiert 
sein, sich vertikal entlang bestimmter Produktionsketten oder aber auch über diese hinaus horizontal 
orientieren (Boekholt/Thuriaux 1999: 395ff.; Vgl. Häfner 2014). 
Die gezielte regionale Clusterentwicklung ist der expliziteste und umfassendste der oben genannten 
Ansätze und beinhaltet zusätzlich zur Netzwerkförderung Elemente der Industrie-, Forschungs-, 
Technologie- und Bildungspolitik, die in unterschiedlichen Zusammensetzungen im Verbund 
miteinander auf eine Region und Branche ausgerichtet werden. Hinzu kommen die Anwerbung von 
Direktinvestitionen, die Förderung von Unternehmensgründungen und die Internationalisierung der 
ansässigen Firmen (Boekholt/Thuriaux 1999: 401ff.; Vgl. Häfner 2014). 
Die Verbesserung der Kooperationen zwischen Wirtschaft und Forschung ist der am wenigsten 
explizite der vier oben genannten Ansätze und zielt auf die Erhöhung der Kommerzialisierungsrate von 
Forschungsergebnissen sowie einer stärkeren Ausnutzung der öffentlichen Forschungsinfrastrukturen 
durch Unternehmen. Die Grundgesamtheit, auf die dieser Ansatz abzielt, besteht nicht aus 
bestimmten Produktionsketten oder Clusterstrukturen, sondern vielmehr aus konkreten 
Forschungsverbünden. Hierzu sollen vor allem finanzielle Anreize zur Zusammenarbeit in der 
Forschung anregen. Boekholt/Thuriaux (1999: 405f.) verweisen auf die besonders in Deutschland 
bestehende langjährige Tradition dieses Ansatzes und heben hervor, dass sich die in der 
Vergangenheit herausgebildeten Maßnahmen zur Förderung von Clustern vornehmlich aus 
entsprechenden Förderprogrammen heraus entwickelt haben (Vgl. auch Fritsch 2003; Jappe-Heinze et 
al. 2008). Entsprechend findet sich in der Praxis der Clusterförderung bis in die jüngste Vergangenheit 
bzw. zum heutigen Tage eine starke Fokussierung auf den Auf- und Ausbau von Netzwerken (Häfner 





3.3.3 Clustermanagement als Gegenstand und Instrument öffentlicher Clusterförderung   
Zur Umsetzung clusterpolitischer Maßnahmen werden, teils von der öffentlichen Hand, teils von 
industriellen oder Wissenschaftsakteuren (siehe Sölvell et al. 2003; Meier zu Köcker 2009; Lindqvist et 
al. 2013), im Allgemeinen Clusterinitiativen oder Clusterplattformen eingerichtet, die als selbst- oder 
teilselbständige Körperschaften in Zusammenarbeit mit den lokalen Akteuren, an die sich eine 
Clusterförderung richtet, die verschiedenen Fördermaßnahmen und Instrumente zur 
Clusterentwicklung entwickeln sollen (Vgl. Häfner 2014). Dazu erfolgt in der Regel die Gründung von 
eigenständig arbeitenden Geschäftsstellen, die als Clusterplattform oder Clusterinitiative bezeichnet 
werden und das Clustermanagement verantworten. Diese sollen durch ihre Arbeit zur Vernetzung im 
Cluster und dessen Profilbildung beitragen (Vgl. Jappe-Heinze et al. 2008), Beratungsleistungen 
anbieten, Öffentlichkeitsarbeit betreiben sowie Infrastrukturprojekte einleiten (Vgl. Fromhold-
Eisebith/Eisebith 2008: 10).  
Im Zusammenhang damit, wer als maßgeblicher Initiator jener Clusterinitiativen auftritt und damit 
maßgeblichen Einfluss auf die zu wählenden Maßnahmen und Instrumente ausübt, wird entweder von 
top-down oder bottom-up Initiativen gesprochen. Top-down Initiativen werden von der öffentlichen 
Hand ins Leben gerufen, bottom-up Initiativen hingegen von regionalen Akteuren aus dem Kreis der 
lokal ansässigen Unternehmen und Institutionen gegründet (Vgl. Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005). 
Staatliche top-down Initiativen gehen dabei häufig auf strukturpolitische Anreize übergeordneten 
administrativen Ebenen entweder auf EU-, Bundes- oder Landesebene zurück (Vgl. Häfner 2014). In 
der Regel richten sich diese nach im Auftrag der öffentlichen Hand zuvor statistisch erarbeiteten 
regionalen Clusterpotentialen und knüpfen an bestehende Unternehmensnetzwerke vor Ort und 
innerhalb einer bestimmten Branche an (Vgl. Payer 2002). Aus analytischer Sicht wird zusätzlich 
zwischen expliziten und impliziten Clusterinitiativen unterschieden (Vgl. Fromhold-Eisebith/Eisebith 
2005). Erstere verfolgen ganz konkret clusterbezogene Maßnahmen und bieten Dienstleistungen an, 
die gezielt auf clustertheoretisch fundierte Mechanismen wie den Aufbau von sektorspezifischen 
Austauschstrukturen, Imagebildung sowie Standortmarketing u.a. abstellen. In der Regel sind dies die 
öffentlich initiierten top-down Varianten der Clusterförderung. Implizite Initiativen hingegen verfolgen 
zwar dieselben grundlegenden Ziele in der Regionalentwicklung vor Ort, orientieren sich dabei jedoch 
nicht am Clusterkonzept. Entsprechende Initiativen entspringen oft – meist bottom-up – privaten 









Die Reinformen von top-down, bottom-up, expliziten oder impliziten Clusterinitiativen stellen jedoch 
Extrempositionen auf einer fließenden Skala dar (siehe Abb. 3). In der Praxis werden die eigentlichen 
Umsetzungsorganisationen von clusterpolitischen Programmen häufig als öffentlich-private 
Kooperationsprojekte gegründet und geführt (Vgl. Sölvell et al. 2003; Lindqvist et al. 2013). Im Sinne 
des Forschungsanliegens der vorliegenden Arbeit ist es von besonderem Belang, dass in den meisten 
expliziten Fällen einer Clusterförderung die öffentliche Hand den Großteil des zugrundeliegenden 
Budgets schultert (Vgl. Lindqvist et al. 2013). Im Falle top-down gegründeter Clusterinitiativen 
verstehen sich die politischen Initiatoren jedoch meist nur als Impulsgeber und Anschubfinanzierer. 
Die öffentliche Finanzierung sollte somit mit der Zeit auslaufen und schrittweise von privaten Mitteln 
aus dem Kreise der Clusterakteure selbst ersetzt werden (Vgl. Häfner 2014).  
Eine für die Betrachtung der clusterpolitischen Praxis relevante weitere Unterteilung von top-down 
Clusterinitiativen ist die in intern und extern initiierte Modelle (siehe Meier zu Köcker 2009). So 
können aus dem Kreise der Clusterakteure heraus gegründete Clusterinitiativen gleichermaßen als 
top-down betrachtet werden, sofern die Initiative zur Gründung sowie die letztendliche Führung des 
Netzwerks von einzelnen dominanten Akteuren wie z.B. einzelnen Forschungsinstituten oder 
Universitäten ausgeht. Die organisatorische Ausgestaltung der Clusterinitiativen oder 
Clustermanagements als öffentlich-private Kooperationsprojekte ermöglicht es in der Praxis 
grundsätzlich, die Finanzierung der Institutionen aus verschiedenen – sowohl öffentlichen als auch 
privaten Quellen – zu gestalten und den jeweiligen Finanzierungsmix im Zeitverlauf anzupassen (Vgl. 
Häfner 2014). Darüber hinaus erlaubt die institutionelle Einbindung lokaler Akteure einen direkteren 
Zugang zu anderen lokalen Akteuren, so dass mehr Rückhalt bei lokalen Unternehmen zu erwarten ist, 
als wenn die öffentliche Hand allein auftreten würde. Das Engagement lokaler Akteure kann über 
deren Beteiligung an Beiräten oder in Vereinsvorständen zudem deren Engagement und 
Verbundenheit gegenüber den Clusterfördermaßnahmen erhöhen und somit die Erfolgsaussichten der 
avisierten Maßnahmen merklich steigern (Vgl. Jappe-Heinze et al. 2008; Häfner 2014). Die Frage der 
Institutionalisierung eines Clusters steht somit in unmittelbarem Zusammenhang mit Frage nach der 
Nachhaltigkeit der entsprechenden Clusterstrukturen. Da sich aus entwicklungstechnischen Gründen 
für die Bereitstellung öffentlicher, privater und Klubgüter durch eine Clusterförderinitiative oder ein 
Clustermanagement die Anforderung einer situativen Anpassung und zeitlichen Abfolge verschiedener 
Maßnahmen ergibt, entsteht ein entsprechender sozialer Verwendungs- und Mehrwertkontext, der 
für die Frage der in Kapitel 5 beschriebenen Nachhaltigkeit von Clustermanagementstrukturen von 
maßgeblicher Bedeutung ist.   
In Teilen der Clusterliteratur wird dem Clustermanagement als operativer Ebene der übergeordneten 
Clusterförderung häufig eine auf Vernetzungsmaßnahmen beschränkte Rolle zugedacht (siehe 
Buhl/Meier zu Köcker 2009; Buhl 2010; u.a.). Ketels (2011) verweist jedoch auf den Umstand, dass 
Unternehmen in der clusterbezogenen Kooperation mit anderen Firmen selbst eine gewisse 
Gestaltungsmacht erkennen und anwenden, um neue wirtschaftliche Entwicklungspotentiale zu 
identifizieren und zu entwickeln. Entsprechende Clusterplattformen würden daher aus 
regionalwirtschaftlicher Perspektive zu einem wirkungsvollen wirtschaftspolitischen Werkzeug, nicht 
nur zur Überwindung von lokalen Koordinationsmängeln und Informationsasymmetrien als 
grundlegende Marktversagenstatbestände (siehe Abschnitt 3.1 Konzeptionelle Rechtfertigung 
wirtschaftspolitischer Eingriffe in die Clustergenese), sondern ebenso zur Förderung grundlegender 
regionaler Wirtschaftsfaktoren und Ansiedlungsanreize zur Erhöhung der lokalen Akteursdichte als 
wesentlicher Determinante einer Clusterbildung. Ein Clustermanagement kann an der Schnittstelle 
öffentlicher und privater Einflusssphären die Koordination der entsprechenden Aktivitäten 
übernehmen und für eine konzertierte und konsistente Herangehensweise an die Verbesserung des 





2001; Jappe-Heinze et al. 2008) und somit den Standort im Rahmen seiner endogenen Möglichkeiten 
auf den richtigen Entwicklungspfad bringen (Vgl. Jungwirth/Müller 2010).   
3.3.3.1 Clusterpolitische Instrumente 
Die im Einzelnen wirksamen Clustermechanismen sind vielschichtig und komplex, einzelne 
Mechanismen einer Clusterbildung, wie z.B. lokale Vorkommen natürlicher Ressourcen, die als 
ursächlich für die lokale Konzentration wirtschaftlicher Tätigkeiten gelten können, entziehen sich gar 
gänzlich einer wirtschaftspolitischen Einflussnahme von außen (Vgl. Wrobel/Kiese 2009; Häfner 2014). 
Andere wiederum, wie. z.B. wettbewerbsrechtliche Rahmenbedingungen, können nur eingeschränkt 
durch Clusterplattformen gesteuert werden, da sie in andere Bereiche der Wirtschaftspolitik fallen 
(Häfner 2014: 44). Clusterpolitische Instrumente sind in Abhängigkeit von den konkreten Zielen der 
Clusterstrategie und in Verbindung mit den Akteuren am jeweiligen regionalen Standort individuell zu 
entwickeln (Beckord 2007: 118). Welche Instrumente von den jeweiligen Clusterplattformen 
tatsächlich eingesetzt werden können, hängt zu einem Großteil von deren finanziellen, rechtlichen 
und organisatorischen Möglichkeiten (Vgl. Jappe-Heinze et al. 2008) ab, die maßgeblich von deren 
Aktionsradius (Jappe-Heinze et al. 2008: 16) bzw. den jeweiligen lokalen Akteurskonstellationen 
bestimmt wird (Häfner 2014: 44). Benner (2012) verweist in diesem Zusammenhang auf die möglichst 
zu vermeidende Redundanz von Maßnahmen im lokalen Kontext. So ist es Häfner (2014: 44) zufolge 
möglich, dass Maßnahmen wie eine Gründerförderung über Businessplanwettbewerbe bereits von 
anderen lokalen Akteuren betrieben werden und somit nicht noch zusätzlich von einer 
Clusterplattform angeboten werden sollten.  
Es existiert eine Vielzahl clusterpolitischer Instrumente, die auf verschiedene Dimensionen und Effekte 
der Clusterbildung gleichermaßen einwirken und daher mehreren Clustermechanismen zuzuordnen 
sind. Im Folgenden gibt Tabelle 4 auf Grundlage der politischen Gestaltbarkeit von Mechanismen der 
Clusterbildung Übersicht über mögliche operative Maßnahmen und Instrumente. 
 
Mechanismen Gestaltbarkeit Instrumente 
Austauschorientierte Mechanismen zur Generierung von Wissensspillovern innerhalb des Clusters  
 
Rauschen Findet auf Initiative der Akteure 
selbst statt.  
Indirekte Einflussnahme durch 
Organisation von Foren und 
andere Möglichkeiten zum 
lockeren Austausch sowie 
entsprechende thematische Inputs 
möglich. 
 Kongresse und Konferenzen 
(Austausch im 






Findet auf Initiative der Akteure 
selbst statt.  
Indirekte Unterstützung durch 
Interaktionsforen oder 
Vermittlung potentieller Partner 
möglich. 
 





 Unternehmerabende und 
Stammtische  









Konzepterarbeitung für die 
Teilnahme an 
Clusterwettbewerben  
Caféteria-Effekte Politisch nicht direkt gestaltbar. 
Indirekte Unterstützung durch 
Bereitstellung entsprechender 
Infrastruktur bzw. Einrichtungen 
als Voraussetzung für deren 
Entstehung möglich.  
 Einrichtung von Technologie- und 
Gründerzentren 
 Nutzung von Infrastruktur (z.B. 
Laboratorien oder Geräte) einer 
Hochschule oder anderen Aus- 
und Weiterbildungs- oder 
Forschungseinrichtung durch 
Unternehmen oder eines 




Können, das Interesse seitens der 
Akteure vorausgesetzt, initiiert, 
unterstützt und aktiv 
vorangetrieben werden. 
Potentielle Partner können 
miteinander bekannt gemacht 
werden. Öffentliche Ko-
Finanzierung kann als materielle 
Unterstützung und 





 Projektförderung / Vermittlung 
von Förderprogrammen 
Interaktion entlang der 
vertikalen und horizontalen 
Clusterdimension  
Entspricht dem Aufbau sozialer 
Netzwerke und konkreter 
Kooperationen. Bei Interesse gut 
förderbar. Allerdings lassen sich 
nur die Voraussetzungen für 
Wissenstransfer erzeugen. Ob 
tatsächlich relevantes Wissen 
übertragen wird, hängt von den 
Akteuren selbst ab. Da Akteure auf 
der horizontalen Dimension häufig 
Wettbewerber sind, sind 
Vertrauensdefizite und 
entsprechende Widerstände zu 
erwarten. 




 Einbindung in Strukturen der 
Clusterplattform 





Entspricht dem Aufbau sozialer 
Netzwerke und konkreter 
Kooperationen. Allerdings lassen 
sich nur die Voraussetzungen für 
Wissenstransfer erzeugen. Ob 
tatsächlich relevantes Wissen 
übertragen wird, hängt von den 
Akteuren selbst ab. 





 Austauschprogramme  
 Einbindung in Strukturen der 
Plattform 
 Einrichtung bzw. Berufung von 
Technologietransferstellen/-
vermittlern 
 Fachveranstaltungen und 
Seminare der Hochschule bzw. 
Forschungseinrichtung für die 
Mitarbeiter von Unternehmen 
 Weiterbildungsprogramme der 
Hochschule für die Mitarbeiter 
von Unternehmen 
 Nutzung von Infrastruktur (z.B. 








 Schaffung eines kooperativen 
Klimas durch eine gemeinsame 
Clusteridentität (z.B. durch 
Öffentlichkeitsarbeit) 
 Werben bzw. Lobbying für 
Maßnahmen der Bildungs- und 
Wissenschaftspolitik (z.B. für die 




 Praxissemester für Dozenten 
 Einrichtung von 
Projektdatenbanken 
Wachstums- und diversifizierungsorientierte Mechanismen innerhalb des Clusters  
 
Aufnahme neuen oder 
externen Wissens  
Förderung kann potentiell 
interessante Themen identifizieren 
und Veranstaltungen dazu 
durchführen 
 Kongresse  
 Arbeitskreise  
 Workshops 
 Mitgliederversammlungen 
 Öffentlichkeitsarbeit für den 
Cluster  
 Delegationsreisen zur 
Vermittlung  
 Kontakte zu anderen Verbänden 
bzw. Netzwerken  





Globale Pipelines Müssen durch Akteure selbst 
aufgebaut werden. Unterstützung 
möglich, indem u.a. potentielle 
Partner einander bekannt gemacht 
oder Hintergrundinformationen 
über externe Ziele angeboten 
werden. 
 Austausch/Kooperation mit 
externen Clusterplattformen 
(Cross-Clustering) 








Gründungen können unterstützt 
und Anreize für Gründungen 
gegeben werden (finanziell, 
Beratung). Beides hat jedoch nur 
eingeschränkte Auswirkungen auf 
quantitativen und qualitativen 
Erfolg der Gründungsaktivitäten. 
Die allgemeine Gründungsneigung 
kann zudem nur außerhalb der 
Clusterpolitik beeinflusst werden. 
 Businessplanwettbewerbe 
 Vermittlung von Venture Capital 
 Branchen- und 
technologiespezifische 
Existenzgründerzuschüsse 
 Informationsveranstaltungen u. 
Workshops, Seminare für 
Gründer 
 Marketingmaßnahmen 
 Einrichtung von Technologie- und 
Gründerzentren 






Ansiedlung von externen 
Unternehmen und 
Wissenschaftsinstituten 
Kaum direkt beeinflussbar, jedoch 
sind Ansiedlungsanreize möglich.  
 Standortmarketing 
 Subventionen 
Offenheit der sozialen 
Beziehungen 
Nicht direkt beeinflussbar. 
Clusterpolitische Akteure können 
sich jedoch selbst um offene und 
flexible Beziehungen zu 
geförderten Akteuren bemühen. 










Spezialisierung hängt von den 
Unternehmen ab und kann durch 
clusterpolitische Maßnahmen 
nicht direkt beeinflusst werden. 
Rekrutierung ist nur schwach 
beeinflussbar. Die Politik kann 
jedoch über die Bildungspolitik 
unmittelbare Voraussetzungen für 
die Qualifizierung von Bewerbern 
schaffen. 
Mobilität von Arbeits- und 
Forschungskräften ist kaum 
beeinflussbar, da diese von der 
individuellen persönlichen 
Bereitschaft abhängt. 
 Jobmessen u. -börsen (online) 
 Gezielte Vermittlung 
qualifizierter Bewerber 
 Öffentlichkeitsarbeit 
 Gezielter Dialog zwischen 
Unternehmen und Hochschulen 
und anderen 
Ausbildungseinrichtungen 
 Austauschprogramme zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft 




 (öffentliche) Stipendienvergabe 
Wettbewerb innerhalb des 
Clusters 
Unternehmerischer Wettbewerb 
ist regulativ über die 
Wettbewerbspolitik beeinflussbar. 
Darüber hinaus kann über hohe 
Standards und öffentliche 
Nachfrage der Wettbewerbsdruck 
erhöht werden. 
Wettbewerb innerhalb der 
sozialen Hierarchie ist nur indirekt 
und punktuell beeinflussbar. 
 Normung, Prüfung, 
Standardisierung und 
Zertifizierung als einheitliche 
Parameter für den Wettbewerb 




 Information über Personalia des 
Clusters (z.B. in Newslettern und 
Publikationen) 
 Ausschreibung von Preisen 
Spezialisierte Infrastruktur Kann gezielt aufgebaut und 
gefördert werden. 
 Einflussnahme auf 
Entscheidungsträger 
 Aufbau von Infrastruktur 




Können durch öffentliche 
Nachfrage gefördert werden. 






Rahmenbedingungen, z.B. das 
Rechtssystem, können beeinflusst 
werden. 
 Einflussnahme auf Gesetzgebung 
(Lobbying) 
 Initiierung von Vereins- u. 
Verbandsgründungen 
Verfügbarkeit von/Zugang 
zu Kapital, inklusive 
Wagniskapital 
Direkt oder indirekt beeinflussbar.  Bereitstellung von Venture 
Capital in Fonds 
 Gezieltes Coaching für Spin-offs 
zur Kapitalakquise von 
Wagniskapitalgebern 






Gründerzentren zu Inkubatoren 
mit der Bereitstellung von 
Venture Capital 
Bekanntheit, Image des 
Clusters 





Kollektive Aktionen Bedarf muss von selbst kommen. 
Förderung kann bspw. die 
Koordination und Vermittlung 
übernehmen und somit auch 
öffentliche Interessen einfließen 
lassen. 
 Initiierung von Vereins- u. 
Verbandsgründungen 
 Vermittlung von Kontakten 
Tabelle 4: Gestaltbarkeit von Clustermechanismen und clusterpolitische Instrumente (nach Benner 2012: 138-139, 156-159; 
sowie Häfner 2014: 44-46) 
3.4 Herausforderungen einer institutionellen Clusterförderung   
Clusterpolitik ist eine Förderung von Stärken, sie verfolgt ein Wachstums-, kein Ausgleichsziel. Fast 
zwangsläufig ergeben sich daraus für die Wirtschaftsförderung auf Ebene der öffentlichen Hand 
Konflikte zwischen verschiedenen förderpolitischen Grundsätzen und Zielen sowie unterschiedlichen 
Handlungsräumen. Zusätzlich sorgt die relativ lange Entwicklungszeit von Clustern sowie die direkte 
räumliche Nachbarschaft von Clusterakteuren zu Nichtmitgliedern im Kontext einer gezielten 
Förderung des Clusters für Zündstoff. Die nach wie vor zu beklagende definitorische Unschärfe des 
Clusterkonzepts macht es zu einem „schlechten Ratgeber für die Politik“ (Ketels, 2003: 2) und führt zu 
konzeptionellen Unklarheiten auf Ebene der Politik aber auch der operativen Umsetzung, so dass 
ferner grundlegende Diskrepanzen zwischen den teils willkürlich gesteckten clusterpolitischen Zielen 
und dem, was tatsächlich erreicht wird, bestehen (Vgl. Ingstrup/Damgaard 2013). Eine mögliche Folge 
dieser Diskrepanzen ist die mangelnde Nachhaltigkeit bzw. wirtschaftliche Dauerhaftigkeit von 
Clusterinitiativen hinsichtlich ihrer Überlebensfähigkeit über ihre jeweiligen Förderperioden hinaus, 
d.h. ohne öffentliche Zuwendungen. 
3.4.1 Identifikation von Clustern 
Der Kern der oben angesprochenen Nachhaltigkeitsproblematik verbirgt sich bereits ganz am Anfang 
einer Beschäftigung mit der Förderung von Clustern durch die öffentliche Hand. Grundproblem ist das 
in der Literatur viel kritisierte förderpolitische Abstellen auf top-down definierte, oftmals lediglich 
vermeintlich existierende regionale Cluster, entweder anhand bereits bestehender regionaltypischer 
Branchenagglomerationen oder anhand von globalen Technologietrends und den damit verbundenen 
sogenannten  „Wunschclustern“ (Vgl. Hamm/Goebel 2010). Hierbei werden häufig ganze Branchen als 
regionale Clusterstrukturen identifiziert, ohne dabei jedoch Rücksicht auf die tatsächlichen inneren 
und äußeren Strukturen und Verflechtungen der Firmenballungen zu nehmen. Ebenso wenig spielen 
dabei relative Beschäftigungs- und Wertschöpfungsstatistiken eine Rolle. Ketels (2003: 11) zeigt, dass 
eine solche Identifizierung von Clustern den Clusterbegriff gleichzeitig zu weit – das sogenannte 
„overbounding“ – als auch zu kurz fasst – das sogenannte „underbounding“ – und die 
Förderanstrengungen dadurch gewissermaßen ins Leere laufen. Denn zum einen werden, 
beispielsweise bei sogenannten „Fertigungsclustern“, sämtliche regional ansässige produzierende 
Unternehmen gleich welcher Art als Clustermitglieder erfasst, zum anderen jedoch werden wichtige 
unterstützende Sektoren im Bereich der unternehmensnahen Dienstleistungen, der Forschung und 
Entwicklung sowie der Ausbildung ausgeklammert. Die einzelnen Sub-Branchen eines solchen 
übergreifenden Clusters sehen sich in der Regel jedoch recht unterschiedlichen Herausforderungen 
gegenüber und finden nur bedingt geeignete Schnittmengen für eine clusterpolitische Kooperation. 
Bei einer zu weit gefassten Clusterdefinition bleibt somit aufgrund der wahllosen Zusammenstellung 





hinsichtlich Steuerentlastungen, Schutzzöllen und Bürokratieabbau übrig. Durch das Ausklammern 
weiter Teile der unterstützenden Institutionen und Dienstleister fehlen zudem wesentliche, für den 
Fertigungssektor oft unverzichtbare Forschungs- und Entwicklungspartner auf dem Radar der 
Clusterförderer.    
Heimpold (2011: 356ff.) kritisiert in diesem Zusammenhang die jeweiligen Clusterpolitiken der 
deutschen Bundesländer Thüringen und Bayern. In beiden Fällen wird eine ex-ante Auswahl von 
Branchen und Technologiefeldern für die Clusterpolitik vorgenommen und jenen Clustern eine jeweils 
landesweite Ausdehnung attestiert. Eine Berücksichtigung von etwaigen Externalitäten, 
Informationsasymmetrien und Koordinationsmängeln als konkreten Marktversagenstatbeständen zur 
Begründung eines clusterpolitischen Eingriffs findet jedoch nicht statt. Diese Ignoranz gegenüber 
theoretischen Belangen hinsichtlich der für eine Clusterbildung ursächlichen regionalen und lokalen 
Dynamiken lässt kaum eine wirksame Clusterförderung erwarten. Neben den oben bereits erwähnten 
Problemen des Over- und Underboundings tritt hierbei ebenfalls die Vernachlässigung der regionalen 
und lokalen Dimension von Clustern zutage, dabei sind es eben gerade jene Vorteile unmittelbarer 
räumlicher Nähe, die eine Zusammenarbeit im Cluster vergleichsweise vorteilhaft machen. Selbst in 
Anbetracht der Möglichkeiten moderner Telekommunikationsmedien bleibt jedoch die Rolle der 
räumlichen Nähe zueinander aufgrund der Mannigfaltigkeit und Unvorhersagbarkeit der 
Interaktionsmuster zwischen Clusterteilnehmern ein wesentlicher Aspekt der Clusterbildung und –
dynamik (Ketels 2003: 12).  
Die Auswahl von „Wunschclustern“ (Vgl. Hamm/Goebel 2010) anhand globaler technologischer 
Entwicklungstrends (siehe Krätke/Scheuplein 2001) birgt darüber hinaus die Gefahr einer äußerst 
ähnlichen Branchenausrichtung clusterpolitischer Förderanstrengungen und vielen Regionen der Welt, 
wodurch ein Überschreiten der kritischen Masse an einzelnen Lokalitäten durch entsprechende 
Ansiedlungserfolge fraglich erscheint (Vgl. Fritsch 2004). Heimpold (2011: 363) kritisiert am ex-ante 
vorgegebenen Branchen- und Technologiefokus Bayerns und Thüringens beispielsweise zudem die 
nahezu unmögliche Einschätzbarkeit der Zukunftsaussichten einzelner Technologien. Ökonomischer 
Fortschritt vollziehe sich nicht zwangsläufig in vorab bestimmten und durch Forschungssubventionen 
unterstützten Technologie- und Branchenfeldern, wodurch von einer ausschließlichen und einseitigen 
Förderung von Clustervorhaben abzusehen sei.  
3.4.2 Ziel- und Interessenkonflikte 
Clusterpolitik leidet nicht nur unter der mangelhaften Berücksichtigung theoretischer Grundlagen in 
der Identifizierung geeigneter regionaler Clusterpotentiale, sondern birgt aufgrund der 
Mannigfaltigkeit seiner Akteure sowie des übergeordneten Kontexts als Schnittmengenpolitik eine 
ganze Reihe möglicher Ziel- und Interessenkonflikte in sich. So ist die Clusterpolitik auf allen Ebenen 
anfällig für Konflikte und Ineffizienzen. 
3.4.2.1 Konflikte mit anderen Politikbereichen 
Clusterpolitische Zielsetzungen können mit den Zielen anderer wirtschaftspolitischer Bereiche 
kollidieren. Duranton (2009) verweist auf den Immobilienmarkt als besonderes Beispiel, insbesondere 
bzgl. planungsrechtlicher und städtebaulicher Fragen. Planungsrecht und Nutzungsbindung sichern die 
Lebensqualität einer Region (siehe Fischel 2000 in Duranton 2009: 23). Bei einseitiger Ausrichtung auf 
unternehmerische Belange drohen Konflikte mit Wohn- sowie Umweltschutzinteressen am Standort, 
Darüber hinaus besteht aufgrund der – ceteris paribus – stärkeren Zuzugs- bzw. Ansiedlungsdynamik 
in Clustern ein erhöhter Preisdruck auf Grund und Boden. So wird die aufkommende 
Kostenprogression aufgrund von Verdichtungseffekten zwar in der Phase des (starken) Wachstums 
aufsteigender Cluster von den Vorteilen der Clusterbildung mehr als ausgeglichen, nimmt jedoch im 





lokalen Preise nach oben, der Nutzen aus entstehenden Agglomerationsvorteilen durch ihren Zuzug 
jedoch bleibt hinter den Kosteneffekten zurück (Bergman 2008: 121). So verkehrt sich der 
agglomerierende Einfluss räumlich konzentrierter Innovationsaktivitäten aus der frühen 
Wachstumsphase im Laufe der Weiterentwicklung entlang des industriellen Zykluspfades aufgrund 
auftretender Überfüllungseffekte in sein Gegenteil und führt zu einer erneuten Versprengung von 
innovativen Unternehmungen (Vgl. Audretsch/Feldman 1996: 271). Statt Anziehungs- wirken nun 
Zentrifugalkräfte (Maskell/Kebir 2005: 6). Das Auftreten negativer Externalitäten wie z.B. 
Überfüllungseffekte, gehört zum industriellen Reifezyklus dazu58. Ohne angemessene 
Gegenmaßnahmen im Bereich der Wohnungsbau-, Flächen- und Infrastrukturpolitik könnte dadurch 
jedoch sogar der Niedergang einst prosperierender Standorte eingeleitet werden (Bergman 2008: 
121f.).     
3.4.2.2 Konflikte zwischen gesamtwirtschaftlichen Ausgleichs- und regionalwirtschaftlichen 
Wachstumszielen  
Clusterpolitik stellt im Wesentlichen eine strukturpolitische Bevorzugung starker Regionen bzw. von 
Regionen mit einem starken Entwicklungs- und Wachstumspotential dar (Vgl. Rehfeld 2005). Daraus 
ergibt sich ein potentieller Zielkonflikt mit dem – zumindest deutschen – wirtschaftspolitischen 
Gesamtanspruch59, für die relative Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse in den verschiedenen 
Regionen eines Landes zu sorgen (Brenner/Fornahl 2003: 8f.). Die Einteilung von einzelnen Regionen 
in „Gewinner“ und „Verlierer“ im Sinne einer spezialisierten clusterbezogenen Regionalförderung kann 
zu Spannungen zwischen einzelnen Regionen führen, die eine gemeinsame politische 
Entscheidungsfindung nachhaltig stören könnten. Die Konzentration auf wenige Standorte und bzw. 
oder Akteure eines Standortes in der Clusterförderung stürzt die politischen Entscheider zudem in ein 
grundsätzliches Dilemma zwischen der Konzentration auf wirtschaftliche Stärken und den Erhalt der 
Macht über einzelne Legislaturperioden hinaus. Die Wählerschaft sitzt in der Fläche. Wollen 
clusterpolitische Entscheider auf gewählter Ebene der öffentlichen Hand Stärken fördern, müssen sie 
die Stärksten stärken. Wollen sie Stimmen gewinnen, müssen sie allen etwas zukommen lassen. 
Unabhängig von der überregionalen oder gar nationalen Bedeutung von regionalen Clustern für die 
aggregierte Wettbewerbsfähigkeit eines Landes stellt sich somit die unmittelbare Notwendigkeit dar, 
etwaigen interregionalen Divergenzen aufgrund von clusterpolitischer Bevorzugung durch begleitende 
ausgleichspolitische Maßnahmen zu begegnen (Vgl. Rehfeld 2005). Heidenreich/Miljak (2005: 10) 
zufolge könne eine Clusterpolitik daher auch andere arbeitsmarkt-, steuer-, technologie-, bildungs- 
und wirtschaftspolitische Maßnahmen nicht ersetzen. 
Rehfeld (2005: 6) zufolge eignet sich Clusterpolitik nicht als flächendeckender Ansatz, sondern sollte 
vielmehr als Teil einer weitergehenden strukturpolitischen Strategie zwischen Wachstum und 
Ausgleich begriffen werden. Wenn Cluster in ein funktionierendes und innovatives 
gesamtwirtschaftliches regionales Umfeld eingebettet sind, könnten sie demnach als Katalysatoren 
einer Wachstums- und Innovationsdynamik dienen. So wäre schließlich auch eine positive Wirkung, 
gewissermaßen ein positiver Spillover, für die gesamte Wirtschaft einschließlich strukturschwacher 
Regionen denkbar. Um jene schwächeren Regionen an den Vorteilen einer Clusterbildung teilhaben zu 
lassen ist laut Brenner/Fornahl (2003) auch die Clusterförderung auf breiterer regionaler Ebene eine 
Option, um in möglichst weiten Bereichen Cluster entstehen zu lassen. Hier stellt sich wiederum die 
Frage der grundsätzlichen Eignung einzelner Regionen zur Clusterbildung sowie des von Heimpold 
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(2011) kritisierten overbounding. Ohne die entsprechenden lokalen Voraussetzungen laufen solche 
Vorhaben womöglich ins Leere. Neben einer unsachgemäßen Verwendung von Fördermitteln 
kommen in einem solchen Szenario noch die Verwässerung des Clusterkonzepts sowie ein 
Glaubwürdigkeitsverlust entsprechender Maßnahmen hinzu. Die Zielsetzung einer Clusterentwicklung 
kann nicht erreicht werden und die geförderten Maßnahmen kommen einer bloßen regionalen 
Alimentierung gleich. Die Folge wäre ein unweigerliches Abflachen clusterorientierter Förderung im 
weiteren Zeitverlauf (Kiese 2009: 31). 
3.4.2.3 Divergenz individueller Handlungsanreize auf Ebene der Akteure 
Für die Formulierung einer erfolgreichen Clusterpolitik bedarf es neben den passenden regionalen 
wirtschaftlichen, strukturellen und institutionellen Voraussetzungen einer Clusterentwicklung einer 
grundlegenden Objektivität der involvierten Akteure im Hinblick auf die gegebenen Clusterpotentiale 
und deren etwaige Beeinflussung durch entsprechend zu wählende Maßnahmen. Wie Kiese (2009: 29) 
zeigt, stellt sich die Interaktion der in die Clusterförderung einbezogenen Akteure jedoch als typische 
Principal-Agent Problematik dar. So spielt sich die Förderung von Clustern hinsichtlich des 
Handlungsraumes der jeweiligen clusterpolitischen Akteure in einem Spannungsfeld unterschiedlicher 
Rationalitäten und ungleich verteilten Wissens ab. Dies bezieht sich sowohl auf die Erarbeitung von 
clusterpolitischen Empfehlungen auf konzeptioneller Ebene als auch die Formulierung einer 
Clusterstrategie im wirtschaftspolitischen Entscheidungsprozess sowie auf deren Umsetzung durch die 
jeweiligen operativen Stellen wie z.B. einem Clustermanagement und macht Clusterpolitik in der 
praktischen Umsetzung grundsätzlich anfällig gegenüber einer Reihe von Verzerrungen und 
Ineffizienzen (Kiese/Wrobel 2011: 1694: Vgl. Müller 2009; Jungwirth/Müller 2010). Der mangelnden 
Objektivität des clusterpolitischen Findungsprozesses liegt eine gleich doppelte 
Informationsasymmetrie zugrunde (Duranton 2009: 26), die sich als mehrstufiges Principal-Agent 
Problem in der Formulierung und Implementierung von Clusterpolitik niederschlägt (Kiese 2009: 29; 
Vgl. Jungwirth/Müller 2010). In der Folge entstehen potentielle Fehlanreize, die zu opportunistischem 
Verhalten seitens der jeweiligen Agenten bzw. Auftragnehmer führen könnten.  
Die Rolle multipler Informationsasymmetrien 
Kiese (2008) unternimmt in der Formulierung eines politökonomischen Modells der Clusterförderung 
den Versuch, Clusterpolitik im Hinblick auf die Handlungsräume der einzelnen clusterpolitischen 
Akteure aus entscheidungstheoretischer Sicht theoretisch zu fundieren. Die grundlegende Annahme 
dabei ist, dass politische Akteure nicht nach der Realisierung eines abstrakten Wohlfahrtsoptimums, 
sondern nach der Maximierung ihres eigenen Nutzens streben60. Verstärkt, wenn nicht gar 
hervorgerufen, wird dieser Effekt durch die Existenz einer gleich mehrfachen Informationsasymmetrie 
zwischen den jeweiligen Akteuren der einzelnen clusterpolitischen Handlungsräume (Vgl. Duranton 
2009: 26; Kiese 2009: 29).  
In Kieses (2008; 2009) politisch-ökonomischem Modell der Clusterförderung tritt der politische 
Entscheider sowohl als Agent seiner Wähler als auch als Auftraggeber gegenüber Beratern und 
Bürokraten im konzeptionellen und praktischen Handlungsraum auf. Es herrschen multiple 
Informationsasymmetrien, da die Beziehungen zwischen jeder dieser drei Gruppen jeweils durch 
eigene Informationsasymmetrien gekennzeichnet sind. Die Politik erhält vom Wähler gemeinhin ein 
Mandat zur Förderung des Gemeinwohls. Der Aufwand der Informationsbeschaffung zur effektiven 
Kontrolle der tatsächlichen Agenda eines gewählten oder zu wählenden Politikers im Vorfeld einer 
Wahl übersteigt jedoch das rationale Maß des einzelnen Wählers, wodurch eine gewisse Ignoranz 
gegenüber Details der Politikführung wahrscheinlich wird (Vgl. Vanberg/Buchanan 1991; Kiese/Wrobel 
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2011: 1696). Duranton (2009: 26) zufolge sei es schließlich für den Laienwähler sehr viel schwieriger, 
eine dysfunktionale Clusterinitiative zu bewerten als eine suboptimale Müllabfuhr. Das Gemeinwohl 
kann dadurch in der politischen Rationalität des Politikers zurücktreten. 
In der Literatur finden sich zahlreiche Belege für die mangelnde Wohlfahrtsorientierung zentraler und 
dezentraler Regierungen bzw. Regionalverwaltungen (Vgl. Besley 2006; Duranton 2009: 26). Demnach 
stehen für sie die Chancen der eigenen Wiederwahl bzw. der weitere politische Aufstieg im 
Vordergrund. An diesem Punkt divergiert folglich die politische Rationalität der politischen Akteure 
von der auf ein objektives Wohlfahrtsoptimum abstellenden ökonomischen Rationalität (einer 
effizienten Clusterpolitik; Anm. d. Verf.) auf konzeptioneller Ebene (Kiese/Wrobel 2011: 1694). Selbst 
wenn den Akteuren auf Ebene der clusterpolitischen Konzeptentwicklung eine Orientierung am 
Gemeinwohl und damit eine ökonomische Rationalität unter Verwendung objektiver 
wissenschaftlicher Methoden zur Analyse etwaiger Clusterpotentiale unterstellt wird, dominieren 
letztlich die „Filter“ der politischen sowie der bürokratischen Rationalität auf den Ebenen der 
politischen Entscheidungsfindung und der praktischen Umsetzung (Vgl. Kiese 2009: 28; Kiese/Wrobel 
2011: 1694).  
Die durch mangelnde Fachkenntnis politscher Entscheidungsträger in Bezug auf die Gestaltung 
komplexer wirtschaftspolitischer Strategien bedingte Hinzunahme von Beratern in der Formulierung 
clusterpolitscher Strategien (Duranton 2009: 26) sowie die Beauftragung Dritter zur Implementierung 
der Clusterstrategie wirft ein ähnlich gelagertes Problem auf. Die Politik tritt hier nicht wie gegenüber 
dem Wähler als Agent, sondern als Auftraggeber – als Prinzipal – auf. Die damit verbundenen 
Informations- und Kontrolldefizite gegenüber dem konzeptionellen und dem praktischen 
Handlungsraum eröffnen nun jenen Dritten Möglichkeiten für opportunistisches Verhalten gegenüber 
ihrem politischen Auftraggeber. Kiese/Wrobel sehen hier die Gefahr einer Legitimierungsfalle, in 
deren Verlauf die politischen Berater anstatt objektiver Information lediglich clustertheoretische 
Legitimation liefern, um so an lukrative Folgeaufträge zu gelangen (Vgl. Frey/Kirchgässner 2002: 449 f.; 
Kiese/Wrobel 2011: 1696).        
Duranton (2009: 26f.) sieht bzgl. der bestehenden Informationsasymmetrien eine Gefahr durch 
gezieltes Lobbying starker regionaler Unternehmen, die durch gemeinsamen Druck auf politische 
Entscheider öffentliche Ressourcen in Form von nicht immer angemessenen Clusterinitiativen 
extrahieren könnten. So wissen die Unternehmen und anderen Institutionen eines Clusters mehr über 
ihre eigenen Aktivitäten, ihre Leistungsfähigkeit und die lokalen Entwicklungsaussichten als die 
regional verantwortlichen clusterpolitischen Entscheidungsträger. Letztere sind dadurch kaum in der 
Lage, den tatsächlichen Förderungsbedarf der lokalen Unternehmen fachlich richtig einzuordnen und 
sachlich adäquat zu bemessen, geschweige denn dem Anfragedruck der Unternehmen nach 
zusätzlichen Ressourcen qualifiziert zu begegnen. Die politischen Entscheidungsträger wiederum 
verfügen über mehr Kenntnisse über die lokale Wirtschaft als ihre Wähler. Den Wählern wird es 
dadurch extrem schwerfallen, die Erfolgsaussichten einer regionalen Clusterpolitik richtig 
einzuschätzen und entsprechenden korrektiven Druck auszuüben. Diese Ungleichverteilung von 
Wissen und Informationen zwischen den Akteursebenen im Cluster schafft Anreize dafür, 
Kooperationsprojekte einseitig im Sinne eigener Zwecke auszulegen. Im schlimmsten Fall drohe laut 
Duranton (2009) sogar eine konspirative Zusammenarbeit zwischen Gruppen regionaler Unternehmen 
und der örtlichen politischen Ebene, um über die Gründung von Clusterinitiativen die jeweils eigenen 
Kassen auffüllen zu können. Die Folgen wären sogenannte Beutegemeinschaften (Vgl. Fritsch 2004), 
deren einziges Ziel eine bequeme Subventionierung etwaiger regionaler Fördermaßnahmen zum 





Entstehung von förderpolitischen Fehlanreizen 
Die unterschiedlichen Interessenssphären der Akteure können zu Problemen aufgrund der 
Anreizstruktur der jeweiligen Entscheider führen. Beispielhaft dafür stehen die oben genannten 
divergierenden Rationalitätsstrukturen von Beratern, Politikern und Clusterbürokraten sowie 
Unternehmen am Standort und die damit einhergehenden Anfälligkeiten von Clusterpolitik für 
Verzerrungen in Form von Interessenkonvergenzen, Manipulation und einseitigem Missbrauch („Rent-
Seeking“). Je nach konkreter Ausgestaltung clusterpolitischer Maßnahmen können jedoch noch 
weitere unerwünschte Nebenwirkungen einer Clusterpolitik auftreten. Heimpold (2011) sieht 
besonders im Zusammenhang mit Subventionen bzw. direkten finanziellen Projektzuwendungen auf 
Ebene der Nutznießer eben jener Förderung die Gefahr von Mitnahme- und Gewöhnungseffekten 
(2011: 358). Im Gegensatz zu reinen Informations- und Beratungsangeboten einer Clusterförderung 
griffen diese zu weit in die unternehmerische Autonomie ein und erzeugten damit finanzielle 
Abhängigkeiten. Statt auf unternehmerische Maßnahmen und Ziele würden clusterpolitische 
Strategien etwaiger Empfänger einer finanziellen Zuwendung damit lediglich auf die weitere 
Förderfähigkeit ihrer Unternehmung abstellen (siehe Wrobel/Kiese 2009). Ohne eine entsprechende 
zeitliche Befristung bzw. eine degressive Ausgestaltung des Fördervolumens besteht somit langfristig 
die Gefahr einer strukturellen Schwächung der Wettbewerbsfähigkeit des geförderten Unternehmens 
oder Unternehmensverbunds, wobei man eigentlich das Gegenteil erreichen wollte.  
Im Hinblick auf die Ausgestaltung eines regionalen Clustermanagements stellen sich ähnliche Fragen 
der Anreizstrukturen und Gewöhnungseffekte. Die Problematik adverser Anreizstrukturen zeigt sich 
dabei besonders im Zusammenhang mit der Bereitstellung öffentlicher Güter durch die 
Clusterförderung bei gleichzeitiger Befristung der zugrundeliegenden öffentlichen Finanzierung61.  
Auswirkungen auf Ebene der clusterpolitischen Konzeptentwicklung 
Auf der Kiese (2008; 2009) zufolge analytisch geprägten Handlungsebene der Konzeptentwicklung 
erfolgt der im Idealfall objektive und wissenschaftlich geleitete Prozess der Clusteridentifizierung. 
Aufgrund der Komplexität clusterpolitischer Handlungsansätze sollte in diesem Handlungsraum unter 
Verwendung der gesamten Bandbreite wissenschaftlicher Methoden und Instrumente neben der 
Identifikation auch die Bewertung der regionalen Clusterpotentiale erfolgen, um daraus abgeleitete 
clusterpolitische Handlungsempfehlungen für die (regional-)politische Entscheidungsebene zu 
erarbeiten. Die Akteure dieser Ebene können Beratungsunternehmen aber auch universitäre und 
andere wirtschaftspolitisch beratende Einrichtungen sein (Benner 2012: 160ff.), die den jeweiligen 
regional- und kommunalpolitischen Akteuren aufgrund der hohen Komplexität der Aufgabe 
unweigerlich zur Seite stehen (Duranton 2009: 26). Allein aufgrund der jeweiligen Interessenlagen 
dieser Akteure als beratende Instanzen der politischen Ebene mit ihren ganz eigenen, 
eigennutzmotivierten Interessenlagen, wird die konzeptionelle Handlungsebene im Gegensatz zum 
eigentlichen normativen Anspruch der Objektivität in der Clusteranalyse anfällig für Verzerrungen. 
Denn durch die opportunistisch motivierte Übertreibung von regionalen Clusterpotentialen lassen sich 
durch die bewusste Anregung „clusterpolitischen Wunschdenkens“ auf Ebene der Politik ggfs. 
Folgemandate für die Beratung politischer Entscheidungsträger in der weiteren Gestaltung einer 
clusterorientierten Wirtschaftspolitik generieren (Kiese/Wrobel 2011: 1694). Die beratende, 
konzeptionelle Ebene liefert so neben reiner Information gewissermaßen auch die wissenschaftliche 
Legitimation für die politisch gewollten „Wunschcluster“ der regionalen Entscheider. 
Frey/Kirchgässner (2002: 449f.) verweisen vor dem Hintergrund des bestehenden Legitimationsdrucks 
im politischen Handlungsraum in diesem Zusammenhang auf eine schrittweise Konvergenz der 
Interessenlagen von politischen Entscheidern und ihren Beratern hin. Der Filter der politischen 
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Rationalität schiebt sich dabei über die ökonomische Rationalität. Die Objektivität der Clusteranalyse 
muss vor diesem Hintergrund infrage gestellt werden.  
Auswirkungen auf der politischen Entscheidungsebene 
Im politischen Entscheidungsprozess, sei es auf kommunaler, regionaler oder nationaler Ebene, zeigt 
sich in der Gestaltung einer clusterorientierten Wirtschaftsförderung die ganze Bandbreite 
verzerrender Faktoren. Politische Entscheidungsträger sind dem Druck einer ganzen Reihe von 
Interessengruppen ausgesetzt, angefangen bei den Wählern, über ortsansässige Unternehmen bis hin 
zu örtlichen Gewerkschaften und Branchenverbänden. Zudem fehlt es den politischen Akteuren in der 
Regel an tiefergehenden Kenntnissen über die vielschichtigen wirtschaftlichen Dynamiken ihrer 
Region, wodurch sie jene Prozesse tendenziell durch die jeweiligen Augen ihrer sie umgebenden 
Interessengruppen wahrnehmen und einfache Antworten auf komplexe Fragestellungen suchen 
(Kiese/Wrobel 2011: 1695). An dieser Stelle bietet die politische Handlungsebene eine zusätzliche 
Angriffsfläche für gut organisierte Minderheiten, um ihre Partikularinteressen bzgl. einer besonderen 
(Cluster-)Förderung seitens der öffentlichen Hand durchzusetzen (Duranton 2009: 26f.; Vgl. 
Kiese/Wrobel 2011: 1694ff.). Aus dem angenommenen Umstand heraus, dass politische 
Entscheidungsträger ihren Eigennutz dem allgemeinen Wohlergehen vorziehen und damit nicht 
objektiv rational, sondern subjektiv rational handeln, lässt sich ableiten, dass in der Clusterförderung 
auf Ebene der Politik ein grundsätzlicher Zielkonflikt zwischen der langfristigen Entwicklung regionaler 
Cluster und den vergleichsweise kurzen politischen Legislaturzyklen besteht. Der Wiederwahl- bzw. 
Legitimationsdruck auf politischer Ebene führt zu einer Bevorzugung von kurzfristig umsetzbaren, gut 
sichtbaren und damit zum Zwecke der Steigerung der Wählergunst verwendbaren Maßnahmen. Ein 
Hang zu kurzfristig orientierter „Symbolpolitik“ (Vgl. Edelman 1964, in Kiese/Wrobel 2011: 1694) bzw. 
politischer Aktionismus ist die Folge. Längerfristige Maßnahmen zur Förderung von Clustern, die 
weniger direkt bzw. nichtlinear auf etwaige Entwicklungsziele einwirken, aufgrund geringer 
Größenordnung evtl. für den Wähler weniger sichtbar sind und noch dazu über Legislaturperioden 
hinausgehen, werden dagegen tendenziell übergangen (Kiese/Wrobel 2011: 1694). Zum anderen 
können lokale Unternehmen selbst als potentielle Cluster ungeeigneter Standorte politischen Druck 
aufbauen, um an öffentliche Fördergelder in Form einer Clusterinitiative zu gelangen bzw. über die 
geförderte Clusterinitiative ihren Standort und somit die eigene Wettbewerbsfähigkeit ohne weitere 
Investitionen in die eigenen Fähigkeiten aufzuwerten. Im schlimmsten Fall könnte dies gar in 
übereinstimmendem Interesse mit dem politischen Entscheidungsträger passieren, wodurch ein 
institutionalisiertes Rent-Seeking entstünde (Duranton 2009: 26f.; Kiese/Wrobel 2011: 1694f.; 
Brenner/Fornahl 2003: 18). Es ist für den politischen Entscheidungsträger zudem rational, kleinere 
aber dennoch wirkungsvolle Initiativen zugunsten größerer und scheinbar attraktiverer, wenn auch 
clustertechnisch wenig aussichtsreicher Projekte zu ignorieren (Kiese/Wrobel 2011: 1694). Auf diese 
Weise halten Modebranchen wie z.B. die Informations-, Bio- und Nanotechnologie aber auch 
Schlagworte wie die Wissensökonomie und die sogenannte Kreative Klasse Einzug in den 
wirtschaftspolitischen Jargon nahezu sämtlicher Regionen, obwohl eine jeweilige regionale 
Clusterbildung in einem dieser Bereiche – wie bereits oben gezeigt – wenig aussichtsreich ist 
(Duranton 2009: 27; Kiese/Wrobel 2011: 1695).     
Auswirkungen auf der Umsetzungsebene 
Im Anschluss an den politischen Entscheidungsprozess erfolgt die Umsetzung clusterpolitischer 
Strategien auf der praktischen Handlungsebene, gewöhnlich durch eine 
Wirtschaftsförderungseinrichtung oder ein institutionalisiertes Clustermanagement. Diese 
Einrichtungen können privatwirtschaftlich, staatlich oder auch teilstaatlich als Public-Private-
Partnership organisiert sein und unterliegen in Abhängigkeit von ihrer jeweiligen Größe und internen 





Theorie der Bürokratie zufolge gilt analog zur politisch-rationalen Perspektive des politischen 
Entscheiders für den „Chefbürokraten“ des Clustermanagements die Maxime der Maximierung seines 
eigenen Nutzens in Form seines Budgets (Vgl. Niskanen 1971) sowie der Erweiterung seines 
diskretionären Handlungsspielraumes (Vgl. Williamson 1964). Vorrangiges Ziel der Akteure auf der 
Umsetzungsebene ist demnach nicht die Wahrnehmung eines öffentlichen Auftrags zur 
Clusterförderung, sondern die Bewahrung und der Ausbau der eigenen behördlichen Strukturen und 
Kompetenzen. In der Folge resultieren interne sowie inter-organisationale Machtkämpfe (Kiese 2008: 
28f.). Auf diese Weise entwickeln Clusterinitiativen ein Eigenleben, welches wiederum zur 
Übertreibung in der Darstellung regionaler Clusterpotentiale sowie zur übermäßigen Bereitstellung 
von öffentlichen Gütern führen kann. Im Kompetenzgerangel der clusterorientierten Bürokratien greift 
analog zur politischen Ebene ein gewisser Legitimationszwang. Clustermanagementkörperschaften als 
Bürokratien stellen demnach die Nachfrage nach den durch sie zur Verfügung gestellten öffentlichen 
Gütern höher als tatsächlich gegeben dar und untertreiben deren Kosten (Frey/Kirchgässner 2002: 
179; Kiese/Wrobel 2011: 1695). Große und weithin sichtbare Projekte werden dadurch bevorzugt 
gefördert, insbesondere, wenn diese entsprechend organisierten regionalen Interessengruppen klare 
Vorteile versprechen (Kiese/Wrobel 2011: 1695). Kiese/Wrobel (2010) sehen an diesem Punkt einen 
direkten Zusammenhang zwischen der über das eigentliche soziale Optimum hinausgehenden 
Bereitstellung öffentlicher Güter und der in den vergangenen Jahren Beobachteten starken Zunahme 
an weltweiten Clusterinitiativen. Zudem besteht hier die Möglichkeit eines individuellen Rent-Seeking 
durch einzelne Clustermitglieder bzw. Adressaten der clusterpolitischen Maßnahmen 
(Brenner/Fornahl 2003: 18).  
3.5 Kritische Würdigung der Möglichkeiten öffentlicher Clusterförderung  
Clusterpolitik ist auf die Förderung regionaler Spezifika ausgerichtet und zielt auf die 
Weiterentwicklung bestehender Clusterpotenziale mit dem Ziel einer Clusterentstehung oder aber der 
Weiterentwicklung bereits existierender Cluster ab (Vgl. Floeting 2008; Kiese 2008). Aus ökonomischer 
Sicht sollte Clusterpolitik nur in Regionen erfolgen, in denen die Voraussetzungen für eine 
Clusterbildung gegeben sind und in denen der Aufwand zur Überschreitung der kritischen Masse an 
Unternehmen mit Hilfe öffentlicher Zuwendungen überschaubar ist (Vgl. Brenner/Fornahl 2003; 
Beckord 2006; Martin et al. 2011; u.a.). In der Wissenschaft herrscht weitestgehend Einigkeit darüber, 
dass Cluster zwar nicht willkürlich durch Eingriffe von außen erzeugt werden können, jedoch durch 
eine Clusterpolitik indirekte Maßnahmen ergriffen werden können, die die Wahrscheinlichkeit einer 
Clusterbildung – eine Reihe weiterer Bedingungen vorausgesetzt – zu erhöhen in der Lage sind (Vgl. 
Porter 2003; Brenner/Fornahl 2003; Beckord 2007; Duranton 2009). Bereits Porter (1998: 247) 
verweist darauf, dass sich die öffentliche Hand auf bereits bestehende oder im Entstehen befindliche 
Cluster konzentrieren soll, also gewissermaßen auf „Sämlinge“ (im Original „seeds“, Anm. D. Verf.) 
einer Clusterentwicklung, deren am jeweiligen Standort wirkende Mechanismen aufgrund 
vorangegangener Analysen bekannt sind und dadurch als Ansatzpunkte clusterpolitischer Instrumente 
dienen können (Benner 2012: 142). Solche Sämlinge können bestehende Branchenkonzentrationen 
und regionale Netzwerke sein, auf deren Basis eine gezielte Förderung der Kooperation und 
Investition am Standort erfolgen kann (Ketels 2011: 12). Die jeweiligen der regionalen Konzentration 
ursächlich zugrundeliegenden Wirkmechanismen können in Abhängigkeit von der Branche und des 
individuellen Reifegrades des Clusters im Einzelnen recht unterschiedlich sein. Aus einem Abgleich der 
potentiellen mit den tatsächlich vorgefundenen Mechanismen und somit einer Qualifizierung etwaiger 
Wirkungsdefizite bzw. von konkretem Marktversagen hinsichtlich technologischer Externalitäten wie 
bspw. ausbleibenden Wissensspillovern im Cluster sollte dann im Idealfall eine Bestimmung 
möglicherweise hilfreicher Maßnahmen erfolgen (Vgl. Alecke/Untiedt 2005). Bei der Auswahl 
konkreter Maßnahmen und der Bestimmung möglicher Beiträge einzelner Akteure dazu ist zudem 





werden können, in welchem Verhältnis Kosten und Nutzen der Instrumente stehen und ob durch 
deren Anwendung eine unverhältnismäßige Verzerrung des Marktgeschehens durch etwaige 
Fehlanreize, z.B. durch öffentliche Subvention wirtschaftlich ansonsten nicht tragfähiger Aktivitäten, 
droht (Benner 2012: 142f., 178; Vgl. Heimpold 2011). Fromhold-Eisebith/Eisebith (2005: 1252f.) 
weisen in diesem Zusammenhang auf die für Clusterpolitiken eher typische Anwendung „weicher“, 
systemisch bzw. auf sozialer Ebene wirkender Instrumente hin, um langfristig die 
Wettbewerbsfähigkeit von regionalen Wirtschaftsverbünden zu steigern. Beispielhaft hierfür sind u.a. 
die Bereitstellung bzw. Diffusion von Informationen im Cluster, Beratungsangebote und die 
Anbahnung von Kooperationsbeziehungen im Cluster (Vgl. Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005). Bei der 
Anwendung harter Instrumente wie z.B. direkter finanzieller Unterstützung einzelner Unternehmen 
wiederum, muss die Marktkonformität einer Clusterpolitik mitunter in Frage gestellt werden, da 
dadurch möglicherweise nicht eigenständig ökonomisch tragfähige Aktivitäten subventioniert werden 
(Benner 2012: 143; Vgl. Buhl 2010).  
Die Formulierung einer erfolgreichen Clusterpolitik ist in hohem Maße abhängig von lokalen oder 
regionalen Besonderheiten, die bei einer Übertragung bestehender best practices bzw. 
„Erfolgsrezepte“ stets Berücksichtigung finden sollten (Vgl. Hospers/Beugelsdijk 2002; Rosenfeld et al. 
2007; Heidenreich/Miljak 2005; Duranton 2009; Ketels 2011). Ein zusätzlicher wesentlicher Punkt bei 
der erfolgreichen Umsetzung clusterpolitischer Maßnahmen ist deren Entwicklung in enger 
Kooperation mit den einzelnen Akteuren (Beckord 2007: 118) aber auch Adressaten der Instrumente. 
Eine Grundvoraussetzung für die Entstehung positiver Clusterentwicklungsdynamiken besteht nicht 
zuletzt in der aktiven Gestaltung jener Entwicklung durch die ansässigen Akteure, insbesondere deren 
Bereitschaft zur Kooperation und zum Informationsaustausch (Vgl. Hamm/Goebel 2010). Eine 
Ausrichtung clusterpolitischer Ziele und Maßnahmen in Anlehnung an die regional relevanten 
Mechanismen sollte daher relevante Anreizstrukturen vor Ort berücksichtigen. 
Cluster mit samt ihren Vorteilen für Unternehmen und ganze regionale Ökonomien entstehen und 
existieren aus wissenschaftlicher Sicht dabei zunächst einmal unabhängig von politischen 
Interventionen; der technologische Fortschritt aber auch die wirtschaftliche Dynamik verläuft zudem 
auf vom Staat kaum vorhersehbaren Bahnen (Heidenreich/Miljak 2005: 2). Die Förderung von Clustern 
bietet sich jedoch allen Einschränkungen zum Trotz in Form eines Vehikels zur indirekten 
wirtschaftspolitischen Förderung lokaler Innovationssysteme (Vgl. Fritsch 2004), als „Hilfe zur 
Selbsthilfe“ bei der Verbesserung „weicher“ Standortfaktoren wie der Schaffung eines innovativen 
Milieus bzw. einer kooperationsfreundlichen lokalen Infrastruktur an (Fritsch 2003: 17; Vgl. 
Heidenreich/Miljak 2005; Jappe-Heinze et al. 2008; Ketels 2011). In diesem Zusammenhang wird die 
Förderung von Clustern über entsprechende öffentlich initiierte und geförderte Clusterinitiativen von 
einigen Autoren gar als Chance begriffen, das Verhältnis zwischen öffentlichem und privatem Sektor 
neu zu definieren und von neuen, effektiveren Möglichkeiten zum konstruktiven Zusammenspiel von 
Wissenschaft, Wirtschaft und Politik in der Regionalförderung zu profitieren (siehe Ketels 2011; Vgl. 










4. Der Aufbau nachhaltiger Clustermanagementstrukturen  
Die Grundherausforderung einer langfristig effektiven Clusterförderung besteht darin, über die 
Förderung adäquater regionalwirtschaftlicher Umfeldvariablen wie u.a. Infrastruktur, 
Flächenverfügbarkeit und rechtliche Rahmenbedingungen hinaus, durch verschiedene direkte und 
indirekte Maßnahmen genau diejenigen Mechanismen innerhalb einer Region bzw. an einem 
Branchenstandort zu unterstützen oder zu stimulieren, deren aggregierte Wirkung zu positiven 
Externalitäten oder sogenannten Clustereffekten führt und die Grundlage einer jeden Clusterdynamik 
bildet. Im Kern geht es dabei um die Initiierung und Vertiefung von produktiven 
Austauschbeziehungen zwischen den einzelnen Clusterakteuren, um eine sich selbst tragende und sich 
selbst verstärkende positive Clusterdynamik in Gang zu bringen. Im Vordergrund der Umsetzung 
entsprechender Maßnahmen steht die Schaffung geeigneter institutioneller Strukturen im Cluster, die 
als Initiator und Katalysator eben jener Kooperationen sowohl entsprechende Plattformen als auch die 
notwendigen Prozessabläufe für interorganisationalen Austausch der Clustermitglieder bieten. Ein 
dediziertes Clustermanagement gilt in diesem Zusammenhang als wichtiges Instrument, um einen 
erkennbaren Mehrwert für die beteiligten Mitglieder eines Clusters zu generieren (Dijk 2011: 80; 
Günther/Meissner 2017: 505) und sie somit zur Zusammenarbeit zum gegenseitigen Vorteil zu 
motivieren. Als zentrale Instanz eines Clusters fällt einem institutionalisierten Clustermanagement 
dabei im Akteursverbund vor Ort eine Führungsrolle zu (Vgl. Payer 2002; Sydow et al. 2011). Als 
zentrale Koordinierungsstelle aller wesentlichen Aktivitäten und Anreize zur zwischenbetrieblichen 
Kooperation und Netzwerkbildung kann es durch unterschiedliche Maßnahmen wie z.B. 
Informationsbereitstellung, Beratungsdienstleistungen und die Vermittlung von Kontakten zur 
betrieblichen oder Forschungszusammenarbeit (Vgl. Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005) kooperative 
Impulse setzen, sowie den Clusterakteuren Dienstleistungsangebote unterbreiten, die firmen- und 
institutionenübergreifende Innovationstätigkeiten anstoßen oder unterstützen (Vgl. Payer 2002; Dijk 
2011). Clustermanagement spielt dabei als allgemein akzeptiertes Forum und standardsetzende 
Institution über die Initiation der Netzwerkbildung hinaus langfristig eine tragende Rolle in der 
Aufrechterhaltung einer netzwerkbasierten Clusterdynamik (Vgl. Buhl 2010).  
Im Rahmen von staatlichen Fördermaßnahmen initiierte Cluster bzw. die zu deren Förderung 
gegründeten Clusterinitiativen sehen sich  häufig einem ausgeprägten örtlichen Vernetzungsdefizit 
und damit in der Regel auch einer fehlenden finanziellen Beteiligungsbereitschaft seitens der Akteure 
am Standort gegenüber (Vgl. Fritsch et al. 2004; Morgulis-Yakushev/Sölvell 2017). Dieser Umstand 
macht, zumindest im Anfangsstadium, eine Finanzierung von Clustermanagement über öffentliche 
Fördertöpfe notwendig (Vgl. Sölvell et al. 2003; Ketels 2007; Beer/Terstriep 2010). Öffentliche 
Zuwendungen sind in der Regel zeitlich begrenzt und teils degressiv ausgestaltet, Clusterbildung ist 
jedoch ein langwieriger und nicht immer linearer Prozess. Vor diesem Hintergrund und aufgrund der 
zentralen Rolle, die ein Clustermanagement als überorganisationale regionale Institution in der 
Entstehung eigendynamischer Cluster spielt, ist die Frage nach den Möglichkeiten einer 
mitgliederfinanzierten Verstetigung von Clustermanagement als sich selbst tragende Einrichtung 
essentiell. Die Bereitschaft der Clustermitglieder, für Unterhalt und Dienstleistungen eines 
Clustermanagements zu bezahlen, rückt dabei in den Vordergrund. Nicht immer geht mit dem 
empfundenen Mehrwert einer clusterpolitischen Maßnahme auf Seiten der Clustermitglieder jedoch 
eine entsprechende Zahlungsbereitschaft einher. Ausschlaggebend für diese Problematik ist unter 
anderem der Charakter externer Effekte wie lokaler Wissensspillover, für die naturgemäß eine 
Abgrenzung des Wirkungs- und Nutzerkreises kaum möglich ist.  
Das resultierende Freifahrerverhalten sowie eine Gewöhnung an einen Status-quo mit öffentlich 
finanzierten Clustermanagementdienstleistungen macht die Verstetigung von Clustermanagement zu 
einer Herausforderung (Jungwirth et al. 2011b; Vgl. Wellisch 2000; Jungwirth et al. 2011a). Vor dem 





Notwendigkeit der Bereitstellung hoheitlicher bzw. öffentlicher Güter durch ein Clustermanagement 
scheint es zudem nicht in jedem Fall möglich, Clustermanagements vollständig von öffentlichen 
Geldern abzukoppeln.  
Abhängig vom Entwicklungsgrad des Clusters sowie dem Gründungshintergrund des 
Clustermanagements ergeben sich jedoch unterschiedliche Zielstellungen und Aufgabenschwerpunkte 
sowie führungspolitische bzw. anreiztechnische Abhängigkeiten (siehe Müller 2009; Jungwirth/Müller 
2010; u.a.). Gerade im Hinblick auf die Gleichzeitigkeit der Zielstellungen einer gesteigerten 
Wettbewerbsfähigkeit der Region als Ganzes und der Wettbewerbsfähigkeit der einzelnen 
Clustermitglieder vor Ort entstehen durch die Vermischung öffentlicher und privater Zielstellungen 
bzw. die Bereitstellung öffentlicher und privater Güter teils erhebliche Anreizprobleme im Hinblick auf 
eine Zahlungsbereitschaft der Clusterakteure, die dem Anspruch, eine sich selbst tragende 
Clustermanagementstruktur vor Ort zu etablieren, aber auch dem Ziel, eine tragfähige Clusterdynamik 
anzustoßen, entgegenwirken können.  
Ein umsetzungsorientierter umfassender Ansatz zur Etablierung nachhaltiger 
Clustermanagementstrukturen vor dem Hintergrund öffentlicher Clusterförderung muss sich inhaltlich 
diesen Hemmnissen stellen und Ansätze zu deren Bewältigung in der Praxis bieten. In den folgenden 
Abschnitten wird der Versuch unternommen, aus der Vielzahl empirischer und theoretischer 
Betrachtungen heraus das allgemeine Wesen von Clustermanagement zu definieren und Grundsätze 
eines wirkungsvollen und nachhaltigen Clustermanagements zu skizzieren62. Darüber hinaus sollen 
konzeptionelle Ansätze sowie empirische Erkenntnisse zum Umgang mit bekannten Hindernissen einer 
Verstetigung effektiven Clustermanagements zusammengetragen und erläutert werden.  
4.1 Stilisierte Grundzüge von Clustermanagement 
Das Management von Clustern bildet die operative Ebene der Clusterförderung. Wo sich 
Clustermanagement im Laufe der Clustergenese institutionalisiert bzw. gegründet wird, erfolgt die 
Einrichtung von entsprechenden Geschäftsstellen. Für die Einrichtung und den Betrieb einer solchen 
Institution stellen sich über die Definition konkreter Aufgaben und Auswahl geeigneter Maßnahmen 
hinaus ebenso Fragen zur personellen und finanziellen Ausstattung, zur Führung der Geschäftsstelle 
(„Governance“) sowie Rechenschaftspflicht nach außen und nicht zuletzt der Erfolgsprüfung. Analog 
zur Ausgestaltung des Tätigkeits- und Zielstellungsprofils eines jeweiligen Clustermanagements zeigt 
sich auch in dessen institutioneller Struktur ein direkter Zusammenhang mit regionalen Spezifika (Vgl. 
Sölvell et al. 2003; Müller et al. 2012). Neben Terstriep (2008) haben in den letzten Jahren Payer 
(2002), Sölvell et al. (2003), Beckord (2007), Kiese (2008), Buhl/Meier zu Köcker (2009), Meier zu 
Köcker (2009), Buhl (2010), Wrobel/Kiese (2010), Grundgreif et al. (2011), Jungwirth et al. (2011b), 
Dijk (2012), Christensen et al. (2012), Lindqvist et al. (2013), Häfner (2014, 2016), Jungwirth/Müller 
(2014a, 2014b), Knop (2015), Basyuk et al. (2016), Günther/Meissner (2017)  und andere die sich 
herausbildenden Strukturen, Funktionen und Instrumente von Clustermanagement sowie die 
Möglichkeiten und Grenzen einer solchen Institution beschrieben und dabei eine Vielzahl teils 
unterschiedlicher Aspekte kontextbezogener Abhängigkeiten beleuchtet.  
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 Analog zur Beschränktheit allgemeingültiger Aussagen zur idealen Ausgestaltung von Clustern sowie deren Förderung (Vgl. 
Rehfeld 2006) besteht bzgl. der konkreten Gestaltung eines Clustermanagements ein zentrales Problem in der Abhängigkeit 
konkreter Clustermanagementmodelle von den regionalen Rahmenbedingungen auf der übergeordneten Entwicklungsebene 
der jeweiligen Cluster (Vgl. Payer 2002; Terstriep 2008; Buhl/Meier zu Köcker 2009). Der konkrete Mehrwert einer jeweiligen 
clusterpolitischen Maßnahme oder Dienstleistung ist in höchstem Grade regionalspezifisch (Vgl. Buhl/Meier zu Köcker 2009; 
Buhl 2010). Das Ergebnis ist eine mangelnde Übertragbarkeit von einzelnen erfolgreichen regionalen Managementvarianten 
auf andere Regionen (Terstriep 2008: 4). Eine Orientierung an sogenannten Best-Practice-Beispielen zum Aufbau eigener 





4.1.1 Strukturelle Grundzüge  
Über die jeweilige Architektur und Organisation des Clustermanagements entscheiden in der Praxis oft 
Faktoren, die von Typ und Alter des Clusters, sowie des Branchenfokus und der Gründungsgeschichte 
abhängen. Umgekehrt hat die Struktur eines Clustermanagements im jeweiligen Einzelfall 
Auswirkungen auf dessen Wirkung und Akzeptanz im Clusterumfeld und damit schließlich auf die 
Erfolgsaussichten seiner Maßnahmen (Vgl. Müller et al. 2012). Im Folgenden werden einige stilisierte 
Fakten zur strukturellen Ausgestaltung von Clustermanagements in Deutschland und Europa 
zusammengefasst.  
4.1.1.1 Gründungshintergrund und Geltungsbereich 
Die Gründung von Clusterinitiativen kann sowohl top-down von sowohl staatlicher („extern“) als auch 
privater („intern“) Seite sowie bottom-up von unternehmerischer oder wissenschaftlicher Seite 
erfolgen (Meier zu Köcker 2009: 10f.; Jungwirth et al. 2011b: 208ff.). Ebenso ist eine Gründung auf 
Initiative beider Seiten als öffentlich-private Kooperation denkbar63. Die Frage nach der 
Gründungsinitiative von entweder der einen oder aber der anderen Seite her ist vor allem im Hinblick 
auf die spätere Gewichtung der jeweiligen Interessen- und Einflußsphären der einzelnen 
Akteursgruppen relevant64.  
Während sich von staatlicher Seite extern top-down gegründete Clusterinitiativen auf Basis 
vorhergegangener Potentialanalysen an übergeordneten administrativen Regionen orientieren, 
beziehen privat initiierte bottom-up Initiativen ihren Geltungsbereich auf funktionale Ebenen und 
können somit auch geografisch weiter entfernte Mitglieder zu ihrem Kreise zählen (Vgl. Fromhold-
Eisebith/Eisebith 2005; Jungwirth/Müller 2010). Bottom-up initiierte Clusterinitiativen rekrutieren sich 
häufig aus einem bereits zuvor existenten Kreis an Mitgliedern einschlägiger Netzwerke und 
Interessenverbände und binden die jeweilige Mitgliedschaft entsprechend häufig von Anfang an an die 
Zahlung von Mitgliedsbeiträgen. Dasselbe gilt für von privaten lokalen Akteuren intern top-down 
initiierte Clusterinitiativen. Allerdings besteht hierbei der Unterschied zu bottom-up initiierten 
Clustern darin, dass die Führungsrolle zunächst von einem einzelnen oder mehrerer weniger 
Leitfirmen oder anderweitiger lokaler Organisationen wie bspw. Universitäten ausgeht, welche das 
Clustermanagement zunächst vollständig selbst tragen und die (privatwirtschaftlich motivierte) 
strategische Agenda bestimmen (Meier zu Köcker 2009: 12). Öffentlich initiierte Clustermanagements 
sehen sich dagegen eher im hoheitlichen Auftrag und erfüllen entsprechend typische Aufgaben aus 
dem Bereich der öffentlichen Dienstleistungen für die ganze Region, erheben jedoch nicht in allen 
Fällen einen unmittelbaren Mitgliedsbeitrag (Meier zu Köcker 2009: 12f.). In der Praxis finden sich 
meist öffentlich-private Kooperationsinitiativen, die, mit öffentlichen Mitteln (ko-)finanziert, sowohl 
private Interessen als auch öffentliche Zielstellungen verfolgen (Vgl. Jungwirth et al. 2011b). 
Insbesondere im letzteren Fall kommen die Herausforderungen einer mangelnden 
Zahlungsbereitschaft der Clusterakteure für den Unterhalt etwaiger Leistungen eines 
Clustermanagements zum Tragen, da für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben gemeinhin keine private 
Finanzierungsbereitschaft ersichtlich ist (Jungwirth et al. 2011b: 222). Aufgrund der unterschiedlichen 
Genese privatwirtschaftlich initiierter Clusterinitiativen als entweder intern top-down oder bottom-up 
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 Internationale Statistiken aus dem Jahr 2013 zeigen (siehe Lindqvist et al. 2013), dass die Initiative zur Gründung eines 
Clusterprojekts in etwa zu gleichen Teilen von entweder der öffentlichen Hand oder aber Unternehmen ausgeht. Beide 
halten sich 2013 mit je 41% der betrachteten Fälle die Waage. Öffentlich-private Partnerschaften, aus der Wissenschaft 
heraus initiierte Initiativen und weitere, nicht näher spezifizierbare Hintergründe, machten demnach zum betrachteten 
Zeitpunkt insgesamt etwa 18% aus (Lindqvist et al. 2013: 19). 
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 So verfolgen von öffentlicher Seite her initiierte Clusterinitiativen eher das Ziel der Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit 
eines ggfs. zuvor anhand entsprechender Potentialanalysen identifizierten Standorts oder regionalen Branche als Ganzes. 
Unternehmerisch initiierte Projekte zielen eher auf die Erhöhung der einzelbetrieblichen Wettbewerbsfähigkeit ab (Vgl. 
Jungwirth/Müller 2010) und besitzen häufig den Charakter eines von branchenspezifischen Interessen geleiteten lokalen 





geführte Maßnahmen, lässt sich eine Beurteilung der Unterschiede zwischen privatwirtschaftlich und 
öffentlich initiierten Clusterinitiativen nach einer scharf getrennten top-down oder bottom-up 
Klassifikation in der Praxis meist nicht durchführen (Jungwirth et al. 2011b: 221). Eine Analyse 
etwaiger Clustermanagementinstitutionen im Hinblick auf Zielstellungen und Finanzierungsmodelle 
sollte diesen Umstand berücksichtigen.       
4.1.1.2 Führung  
Die Führungsstrukturen innerhalb von Clustern bzw. Clustermanagements gestalten sich 
unterschiedlich und hängen jeweils von der Art des zugrundeliegenden Clusters sowie dessen 
Gründungshintergrund ab (Vgl. Sölvell et al. 2003; Jungwirth/Müller 2010; Beer/Terstriep 2010). Top-
down durch die öffentliche Hand initiierte Clusterinitiativen zeichnen sich meist durch eine 
entsprechend stärkere institutionelle Einbindung staatlicher oder halbstaatlicher Akteure wie z.B. 
kommunaler Wirtschaftsförderungsgesellschaften oder Regionalverwaltungen im Management des 
jeweiligen Clusters aus. Dies gilt insbesondere in Fällen, in denen zum Zeitpunkt der Gründung der 
betreffenden Clusterinitiative noch kein hinreichender Rückhalt in der örtlichen Privatwirtschaft zu 
erwarten ist und damit sowohl personelle als auch finanzielle Ressourcen teils vollständig aus Quellen 
der öffentlichen Hand kommen mussten. Bei sogenannten bottom-up Clustern überwiegt hingegen 
das Engagement privatwirtschaftlicher Akteure, obgleich auch hier im Laufe der institutionellen 
Verstetigung und Professionalisierung des Clustermanagements ein nicht unerheblicher Anteil der zur 
Verfügung stehenden Finanzmittel aus öffentlichen Förderprogrammen bezogen wird (Vgl. 
Wrobel/Kiese 2009; Beer/Terstriep 2010). Obwohl zwar die meisten Clusterinitiativen laut Sölvell et al. 
(2003) letztendlich durch unternehmerische bzw. privatwirtschaftliche Akteure dominiert werden, 
kann die öffentliche Hand somit über den Hebel der Finanzierung teils erheblichen Einfluss auf Ziele 
und Maßnahmen von einzelnen Clustermanagements ausüben.  
Hinsichtlich der personellen Besetzung des Clustermanagements unterscheidet man in der Praxis zwei 
typische Grundtypen der Organisationsstruktur (siehe Meier zu Köcker 2009; Müller 2009). So trifft 
man sowohl auf Clustermanager aus den Reihen der eigenen Clustermitglieder, die neben ihrem 
eigentlichen Job als Manager einer Firma oder anderen Institution im Cluster ebenso die Aufgaben der 
Clusterverwaltung und -führung wahrnehmen, als auch auf Clustermanager, die von außerhalb 
rekrutiert worden sind und Teil einer nicht mit den übrigen Clustermitgliedern in Wettbewerb 
stehenden Institution sind oder waren. In einzelnen Fällen vermischen sich diese zwei Grundtypen. So 
kann z.B. ein Clustersprecher aus den Reihen der Mitglieder als Identifikationsfigur des Clusters 
repräsentative Aufgaben wahrnehmen und ein von außen rekrutierter Clustermanager als 
Verwaltungsspezialist die operative Koordination des Clusters verantworten.  
Neben den zwei Grundtypen der Organisationsstruktur sowie deren Mischform spielt die 
Ausgestaltung der normativen Zielvorgaben und Handlungsanreize eine wesentliche Rolle für die 
inhaltliche Ausrichtung der Führungsmodi von Clustern. Als Führungsmodus kann in diesem 
Zusammenhang die Gesamtheit der der jeweiligen Institution zugrundeliegenden Normen und Regeln 
sowie der Prozeduren für die Entscheidungsfindung verstanden werden. Dieser wiederum hängt 
vornehmlich zusammen mit dem Gründungshintergrund der Clusterinitiative bzw. des 
Clustermanagements als top-down oder bottom-up initiierte Clusterprojekte (Vgl. Jungwirth/Müller 
2010) sowie mit der Frage, wer zu welchem Zeitpunkt über die Wahl der Clustermitglieder 
entschieden hat. Bei Clustermanagements handelt es sich um typische Principal-Agent-Konstellationen 
(Vgl. Jungwirth/Müller 2010), in der der Principal jedoch von Fall zu Fall variieren kann. Damit 
unterscheiden sich jedoch im Allgemeinen auch die jeweiligen Zielvorgaben und Verantwortlichkeiten 
inklusive der Entscheidungskompetenzen innerhalb einer Clusterorganisation. Wesentlich ist daher die 





öffentliche Hand auf der einen oder aber seinen Auftraggebern aus dem Kreise der Clustermitglieder 
auf der anderen Seite65. 
Die Ausrichtung von einzelnen Clustermanagements als entweder top-down oder aber bottom-up 
initiierte und dementsprechend staatlich oder unternehmerisch dominierte bzw. geführte Projekte 
oder aber als eine öffentlich-private Mischform aus beiden Reinformen hat zum Teil erhebliche 
Auswirkungen auf deren Effektivität und langfristige Stabilität (Vgl. Jungwirth/Müller 2010; Jungwirth 
et al. 2011b).  
4.1.1.3 Finanzierung 
Clustermanagements beziehen ihre finanziellen Mittel für Personal, Räumlichkeiten, Ausstattung und 
Aktivitäten aus einer Vielzahl von Quellen, wobei öffentliche Mittel in der Regel den Großteil der 
einzelnen Budgets ausmachen (Müller et al. 2012: 20f.). Beispielhaft zu nennen sind hier 
Projektzuwendungen sowohl aus EU- als auch Landesmitteln, vornehmlich sind dies 
Regionalförderfonds wie die EFRE- und GA-Programme. Die öffentliche Hand vergibt 
Finanzierungspakete häufig über eigens zu diesem Zwecke ins Leben gerufene Clusterwettbewerbe, 
wie den deutschen Spitzenclusterwettbewerb auf Bundesebene. Die damit verbundene Förderung ist 
an die Erfüllung bestimmter Güte- und Leistungskriterien geknüpft und zeitlich begrenzt, beinhaltet 
jedoch keine direkten Zuwendungen zum Unterhalt von Clustermanagementgeschäftsstellen66. Auf 
Ebene der Bundesländer werden Clustermanagements in vielen Fällen ko-finanziert und erhalten eine 
an die Erhebung privater Mittel in gleicher Höher gekoppelte Geschäftsstellen- oder Projektförderung 
(Hantsch et al. 2013: 15). Cluster gelten in der Regel erst dann als zuwendungsfähig, wenn sie sich 
durch Gründung eines entsprechenden Clustermanagements hinreichend institutionalisiert haben 
(Payer 2002: 74). Neben öffentlichen Fördermitteln können Clustermanagements durch 
privatwirtschaftliche Einnahmen aus etwaigen Mitgliedsbeiträgen, die Bereitstellung kostenpflichtiger 
Dienstleistungen sowie Gebühren für die Durchführung von Veranstaltung und Sponsoring Mittel 
generieren (Vgl. Beer/Terstriep 2010).  
Öffentliche Zuwendungen spielen vor Allem in der Gründungsphase von Clustermanagements eine 
große Rolle und bilden nicht selten die einzige Finanzierungsquelle zu diesem Zeitpunkt. Erst mit 
zunehmendem Alter der Clusterinitiative steigt der Anteil von privaten Zuwendungen, teils in der Form 
von Mitgliedsbeiträgen, teils durch die Einrichtung kostenpflichtiger Dienstleistungen (Sölvell et al. 
2003: 54; Vgl. Beer/Terstriep 2010). Im Zuge der Ausweitung clusterpolitischer Programme seit deren 
erstmaliger Anwendung zu Beginn der 1990er Jahre stieg der Anteil öffentlicher Finanzierungen stetig 
(Wrobel/Kiese 2009: 163f.), was nicht zuletzt daran gelegen haben mag, dass die Anzahl öffentlich 
unterstützter Clusterprogramme schlicht zugenommen hat und im Zusammenhang mit der von Kiese 
(2008) unterstellten Überdehnung des Clusterkonzeptes vielerorts schlichtweg private Mittel 
verdrängt worden sind (Vgl. Wrobel/Kiese 2009).  
4.1.2.4 Personal 
Aus konzeptioneller Sicht zeichnet sich ein funktionsfähiges institutionalisiertes Clustermanagement 
meist als interdisziplinäres Team von drei bis fünf Fachangestellten mit jeweils unterschiedlichen 
Funktionsbereichen aus (Payer 2002: 83f.). Dabei fungiert ein leitender Clustermanager oder 
Clustersprecher meist als Führungskraft und steht weiteren Mitarbeitern in den Bereichen 
Projektsteuerung, Public Relations und Marketing sowie des Geschäftsstellen- bzw. Büromanagements 
vor.  Die Personalstärke institutionalisierter Clustermanagements variiert jedoch in der Praxis zum Teil 
sehr stark, insbesondere in Abhängigkeit vom jeweils betrachteten Land und den dortigen 
organisatorischen Fördermodalitäten sowie vom Alter der betrachteten Cluster und Clusterinitiativen. 
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So sind international sowohl kleinere Geschäftsstellen mit weniger als einer Vollzeitkraft als auch 
vergleichsweise größere mit bis zu acht oder mehr hauptberuflich im Clustermanagement tätigen 
Mitarbeitern anzutreffen (Vgl. Payer 2002). Terstriep (2008: 4) stellt hinsichtlich der Mitarbeiterzahl 
eine steigende Tendenz fest, wobei die tatsächliche Personalstärke im Einzelfall von der konkreten 
Aufgabenlast der jeweiligen Clustermanagements abhängt.  
Das Leitungspersonal einer Clustermanagement-Geschäftsstelle kann einer Körperschaft innerhalb des 
Clusters, z.B. einer führenden Firma oder wissenschaftlichen Einrichtung am Standort, angehören. 
Ebenso gibt es auch Beispiele für eine Besetzung der Clustermanagementfunktionen mit gänzlich 
unabhängigen Angestellten. Ausschlaggebend für eine Vollzeit- oder Teilzeitfunktion als 
Clustermanager ist der Umfang der tatsächlich zu bewältigenden Aufgaben. Ein grundlegendes 
Kriterium für die Wahl des Clustermanagers ist dessen Fähigkeit, als Bindeglied nicht nur zwischen den 
einzelnen Clusterakteuren, sondern auch zwischen den einzelnen Ebenen der Clusterförderung zu 
fungieren und den Kontakt zwischen dem Clustermanagement und dessen Trägerorganisation zu 
pflegen. Payer (2002: 83) formuliert als „kulturelle Anpassungsfähigkeit“ des Clustermanagers die 
Fähigkeit, „sich mit der Kultur und den Herausforderungen der Branche in glaubwürdiger Weise 
identifizieren zu können“. So könnte laut Payer (2002: 83) als grobe Faustformel gelten; „Je größer die 
räumliche Nähe im Cluster, umso günstiger […] ein Clustermanager aus der Region, und je homogener 
die Kernkompetenzen des Clusters, umso günstiger […] ein Clustermanager aus der Branche.“ 
Nichtsdestotrotz sollte der Clustermanager neben den unverzichtbaren Management- und 
Prozesskompetenzen in jedem Fall zumindest allgemeine Branchenkenntnisse mitbringen. Für 
Projektleiter wiederum gilt die Anforderung umfangreicher Branchenkenntnisse und Erfahrungen im 
jeweiligen Sektor, um ihrer Aufgabe als kompetente Ansprechpartner und Berater der Clusterakteure 
gerecht zu werden (Vgl. Payer 2002).  
Im Angesicht oftmals divergierender Interessensphären, nicht nur innerhalb von Clustern selbst, 
sondern auch zwischen den jeweiligen Ebenen der Clusterförderung, stellt sich für einen 
Clustermanager die Herausforderung einer stetigen Vermittlung zwischen den unterschiedlichen 
Parteien bei gleichzeitiger Wahrung von Neutralität und Verbindlichkeit im Umgang mit sämtlichen 
Clusterakteuren (Vgl. Payer 2002; Häfner 2014).  
Das berufliche Profil des Clustermanagers hat sich erst seit den späten 1990er Jahren sukzessive 
herausgebildet (Vgl. Müller 2009) und steht damit für eine noch vergleichsweise junge Profession (Vgl. 
Terstriep 2008). Wo anfänglich noch vorwiegend Clustermanager mit verwaltungswissenschaftlichem 
Hintergrund tätig waren (Vgl. Terstriep 2008), die über keine oder nur wenig Erfahrung im 
privatwirtschaftlichen Sektor, geschweige denn in der Anregung von ergebnis- und 
innovationsorientierten Kooperationen verfügten (Vgl. Beck/Wältring 2008), zeigt sich heute ein 
anderes Bild. So zeigen empirische Erhebungen, dass die deutschen Clustermanager bereits im Jahre 
2008 neben den Verwaltungswissenschaften eher einen fachlichen Hintergrund in den Wirtschafts- 
und Ingenieurs- sowie den Sozialwissenschaften und der Geografie hatten. Hinzu kommt, dass die 
Clustermanager zum Erhebungszeitpunkt 2008 vorwiegend aus dem privatwirtschaftlichen Umfeld 
kamen und vielfach zuvor bereits im Technologiemanagement tätig gewesen sind (Vgl. Terstriep 2008: 
5). Ein klares Bild zeichnet sich im Hinblick auf die berufliche Verweildauer von Clustermanagern ab. So 
stellen Kiese/Wrobel (2009) im selben Jahr fest, dass eine überwiegende Mehrheit von 92,4% der 
Clustermanager aus der befragten Stichprobe auf mehr als 10 Berufsjahre als Clustermanager 
zurückblicken und damit einen bereits erheblichen Erfahrungsschatz angehäuft haben dürften, der 
einer Professionalisierung ihres noch recht neuen Berufsstands (Vgl. Terstriep 2008) sicher zuträglich 
sein dürfte. Jungwirth et al. (2011a) stellen in diesem Zusammenhang fest, dass entgegen der im 





Gehalt und fehlende Boni – keine negative Auslese stattfindet, sondern vielmehr gut ausgebildete und 
erfahrene Leute in den Job des Clustermanagers drängen.  
4.1.2  Zielstellungen, Maßnahmen und Instrumente von Clustermanagements   
Clusterbildung manifestiert sich im Wesentlichen in der Ausbildung von lokalen Interaktionsmustern 
und Netzwerkstrukturen. Aus konzeptioneller Sicht ergeben sich Rolle und Zielstellung eines 
Clustermanagements als Führungsgremium eines Clusters analog dazu aus den inhärenten Problemen 
bei der endogenen Mobilisierung selbsttragender Interaktionsdynamiken (Vgl. Fritsch et al. 2004). 
Grundsätzlich verfolgen Clustermanager die Aufgabe, die Selbststeuerungskraft des Clusters über die 
Entfaltung endogener Interaktionspotentiale zu entwickeln (Vgl. Payer 2002). Gerade am Anfang einer 
Clusterbildung kommt einem Clustermanagement daher die Aufgabe zu, Anreize für eine Teilnahme 
am Clusterverbund zu kommunizieren und hierüber wirtschaftliche und institutionelle Akteure zu 
einem Engagement im Clusterverbund zu animieren (Schätzl/Kiese 2008: 272 in Wrobel/Kiese 2009). 
Die Tätigkeiten eines Clustermanagements beinhalten dabei, je nach Stand der Clustergenese bzw. 
Phase des Clusterlebenszyklus, unterschiedliche Facetten des Netzwerkaufbaus sowie der 
Netzwerksteuerung (siehe u.a. Payer 2003; Buhl 2010; u.a.). So kommen im weiteren Verlauf der 
Clustergenese verstärkt Organisations-, Moderations- und Koordinierungsaufgaben hinzu 
(Wrobel/Kiese 2009: 161). 
4.2.1.1 Zielstellungen 
Die einzelnen Schwerpunkte der Aufgabenstellung können je nach Gründungshintergrund als top-
down oder bottom-up initiiertes Clustermanagement variieren. Top-down initiierte und maßgeblich 
von der öffentlichen Hand getragene Clustermanagements sind als Träger der operativen 
Clusterförderung stets in die Verfolgung übergeordneter volkswirtschaftlicher Zielstellungen 
eingebunden und stellen entsprechend auf die Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit einer gesamten 
Region oder eines Standorts ab, bezwecken eine Steigerung des regionalen Wachstums oder die 
Senkung der Arbeitslosigkeit am Standort. Die von öffentlichen Förderprogrammen finanziell konkret 
unterstütze Netzwerkbildung, insbesondere zwischen Wissenschaft und Wirtschaft, steht dabei häufig 
im Vordergrund67 (Häfner 2016: 428; Vgl. Ketels 2007). Oft soll in diesem Zusammenhang die 
sogenannte Triple-Helix als Verbund aus Wirtschaft, Wissenschaft und öffentlicher Verwaltung, 
gestärkt werden (Vgl. CLOE 2006). Bottom-up initiierte und privatwirtschaftlich getragene 
Clustermanagements hingegen verfolgen eher die Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit auf 
einzelbetrieblicher Ebene der jeweiligen lokalen Auftraggeber innerhalb des konkreten 
Clusternetzwerks (siehe Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005; Jungwirth/Müller 2010). Auch steht die 
Kooperationsförderung jedoch gewöhnlich im Vordergrund. Clustermanager repräsentieren somit die 
Handlungsebene gleich mehrerer möglicher Anspruchsgruppen und finden sich daher in Abhängigkeit 
von ihrem jeweiligen Gründungs- und Governance-Hintergrund häufig sowohl mit der Verfolgung von 
Zielen zum Wohle des exklusiven Kreises einer begrenzten Anzahl von Clustermitgliedern bzw. der 
Förderung privater Firmen und Netzwerke, als auch mit der Wahrnehmung von Aufgaben zum Wohle 
der allgemeinen Öffentlichkeit in der Region  betraut (Vgl. Jungwirth et al. 2011a). So ist es 
beispielsweise ein zentrales Anliegen der von privaten Unternehmen bzw. der Industrie initiierten 
Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland, den wirtschaftspolitischen Dialog mit der öffentlichen 
Hand zu fördern, um standortrelevante Fragen im Sinne der angesiedelten Unternehmen direkt und 
wirksam lösen zu können (siehe Fear/Ketels 2006). Von der öffentlichen Hand initiierte 
Clusterinitiativen hingegen verfolgen oftmals eine Stärkung der Kooperation zwischen Forschung und 
Wirtschaft insgesamt, um das Kommerzialisierungspotential des Forschungsstandortes Deutschland zu 
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optimieren und somit eine Verbesserung der regionalen Beschäftigungsverhältnisse zu erreichen (Vgl. 
Sölvell et al. 2003). Zum Aufgabengebiet einzelner Clustermanagements können somit auch 
öffentliche bzw. hoheitliche Pflichten, wie z.B. die Entwicklung der regionalen Infrastruktur und 
regionales Standortmarketing gehören, deren Maßnahmen schlussendlich nicht nur dem exklusiven 
Kreis der Clustermitglieder zugutekommen  – ein Umstand, der im Hinblick auf die Überführbarkeit 
von öffentlich finanzierten Clustermanagementprogrammen in privat getragene, mitgliederfinanzierte 
Initiativen erschwert (Payer 2002: 63f.; Jungwirth et al. 2011b: 222).  
Große Übereinstimmung herrscht bei der Beurteilung der gemeinsamen strategischen Entwicklung 
eines Clusters als Grundvoraussetzung des Erfolges von Clustern (Vgl. Terstriep 2008). Entsprechend 
werden die Durchführung vertrauensbildender und identitätsstiftender Maßnahmen zur Schaffung 
einer Selbstwahrnehmung als gemeinsamem Cluster (Vgl. Rehfeld 2005) sowie die Übernahme der 
Moderation eines zielgerichteten Strategiebildungsprozesses im Cluster als wesentliche Aufgaben des 
Clustermanagements verstanden. Darüber hinaus wird eine weitere wichtige Funktion in der 
Vermittlung zwischen der übergeordneten politischen Ebene und der Ebene der Clusterakteure zur 
Rückmeldung etwaiger wirtschaftspolitischer Anpassungsbedarfe an die relevanten Entscheider (Vgl. 
Christensen et al. 2012) gesehen. Clustermanagement kann somit als wichtiges Bindeglied zwischen 
der einzelbetrieblichen Ebene einer Volkswirtschaft und dessen strukturpolitischem Überbau in den 
übergeordneten Verwaltungsinstitutionen fungieren. In diesem Zusammenhang ist auch eine 
Auslagerung bzw. Delegation von Teilaspekten der wirtschaftspolitischen Einflussnahme der 
öffentlichen Hand (Vgl. Benner 2012) durch eine operative Einbindung von Clustermanagements in 
das öffentliche Maßnahmenportfolio ebendieser regionalpolitischen Entscheider denkbar (Vgl. 
Christensen et al. 2012), was sich im hoheitlichen Charakter einiger Aufgabenstellungen einzelner 
Clustermanagements widerspiegelt. 
Die Zielstellungen von Clustermanagements beziehen sich somit insgesamt in der Regel auf mehrere 
Kernbereiche (Vgl. Ketels 2007; Jappe-Heinze et al. 2008; Jungwirth/Müller 2010; Christensen et al. 
2012):  
 Stärkung von Netzwerken von Unternehmen und Universitäten sowie anderen relevanten 
Institutionen, um dadurch den Austausch von Wissen zum gegenseitigen Vorteil und folglich 
einen örtlichen Technologietransfer zu fördern, der sich in einer verstärkten kooperativen 
FuE-Tätigkeit und somit in einer erhöhten Innovationsrate niederschlägt.  
 Erhöhung der allgemeinen Betriebstätigkeit im Cluster, der Professionalität und Produktivität 
der ansässigen Unternehmen sowie deren innovativen Kapazitäten durch unterstützende 
Maßnahmen zur Verbesserung unternehmensinterner Abläufe. 
 Intensivierung der überregionalen und internationalen Aktivitäten der ansässigen Akteure 
sowie überregionale Vermarktung des Standorts insgesamt. 
 Entwicklung und Umsetzung von Strategien zur Verbesserung des clusterspezifischen 
Wirtschaftsumfelds.  
 Verstetigung der clusterpolitischen Aktivitäten, ggfs. durch Überführung öffentlich getragener 
Clustermanagementgeschäftsstellen in vollständig private Trägerschaft  
4.1.1.2 Maßnahmen und Instrumente 
Ausgehend von den jeweiligen Gründungshintergründen, Ressourcenausstattungen, Branchen- und 
Akteursprofilen sowie den Entwicklungsphasen der einzelnen Cluster haben sich eine Vielzahl 
standortspezifischer Clustermanagementprofile mit unterschiedlichen Zielen und Aufgaben 
herausgebildet (Vgl. Terstriep 2008). Ausgehend vom übergeordneten Ziel der Entfaltung der 
Selbststeuerungskraft des Clusters, beziehen sich Maßnahmen und Dienstleistungen eines 





Clustern in den jeweiligen Kooperationsfeldern von Clustern (Vgl. Payer 2002; Dijk in Meyer/Thieme 
[Hrsg.] 2012: 63). Im Vordergrund stehen dabei meist Maßnahmen zur Vernetzung lokaler Akteure aus 
Wirtschaft und Wissenschaft sowie Ausbildungs-, Finanzdienstleistungs- und Regierungsinstitutionen, 
sowohl übergreifend als auch untereinander, die überregionale Vermarktung des gemeinsamen 
Standorts, die Durchführung von Veranstaltungen, diverse Beratungsleistungen für ansässige und sich 
ansiedelnde Unternehmen sowie die Moderation des Clusterbildungsprozesses. Clustermanagement 
zeigt damit als koordinierende Leitinstitution eines Clusters zudem einen ausgeprägten 
Dienstleistungscharakter (Nestle 2011: 124; Vgl. Buhl/Meier zu Köcker 2009; Dijk in Meyer/Thieme 
[Hrsg.] 2012). In der Clusterliteratur finden sich unterschiedliche, jedoch überwiegend einhellige, 
empirische und konzeptionelle Beschreibungen der üblichen, mit dem obigen Hauptziel der 
Mobilisierung endogener Selbststeuerungspotentiale verbundenen aber auch 
darüberhinausgehenden, Tätigkeits- und Maßnahmenfelder von Clustermanagement. Morgulis-
Yakushev/Sölvell (2017) fassen die Kerntätigkeiten eines Clustermanagements in den drei 
übergeordneten Bereichen allgemeine Vernetzung und Identitätsstiftung, Innovationsförderung und 
Initiierung von Kooperationsprojekten zusammen. Aus diesen Kernbereichen lassen sich wiederum 
weitere Aufgabenschwerpunkte wie z.B. die gezielte Aus- und Weiterbildung von lokalem 
Humankapital, Standortmarketing, Internationalisierung sowie zentrale Informationsdienstleistungen 
ableiten (CLOE 2006: 10). Buhl/Meier zu Köcker (2009: 22ff.) beschreibt das Aufgabenspektrum eines 
Clustermanagements konkret als eine Reihe von Funktionen aus dem Bereich der 
Netzwerkdienstleistungen. Demzufolge erfüllt ein Clustermanagement Personaldienstleistungen für 
die Clustermitglieder, sorgt für clusterspezifische Aus- und Weiterbildung sowie Kommunikation und 
Erfahrungsaustausch und kümmert sich um Innovations- und Gründungsförderung sowie 
Öffentlichkeitsarbeit. Anlanger (2002, in Payer 2002: 83f.) verweist zusammenfassend auf den 
empirischen Befund, dass Clusterbeauftragte selbst als wichtigste Aufgaben ihres Tätigkeitsbereichs 
die Erhöhung der inneren Vernetzung, die Außenvermarktung des Clusters sowie die Vermittlung von 
Kontakten bei Kooperationswünschen seitens der Clustermitglieder betrachten.  
Es hat sich ein allgemein anerkanntes Repertoire an Funktionen und Aufgaben herausgebildet, 
welches sich in jeweils spezifischer Ausprägung und Gewichtung – im Zusammenhang mit den 
jeweiligen Ausprägungen der örtlichen Rahmenbedingungen – in nahezu allen Einrichtungen des 
Clustermanagements findet (Terstriep 2007: 4f.; Vgl. Wrobel/Kiese 2009). In der Clusterliteratur, 
insbesondere in der Beratungsliteratur, werden dem Clustermanagement, teils in Anlehnung an die 
Grundlagen des Netzwerkmanagements, verschiedene thematische Handlungsfelder zugeschrieben. 
Grundsätzlich bewegt sich Clustermanagement dabei im Rahmen der klassischen 
Kooperationsförderung, die zusammengefasst folgende Elemente beinhaltet (Vgl. Dijk in 
Meyer/Thieme [Hrsg.] 2012):  
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Tabelle 5: Kooperationsfördernde Angebote als Grundlage clusterpolitischer Dienstleistungen (nach Dijk 2011: 64; Häfner 
2014: 29-31) 
Darüber hinaus gehören in der Regel die Bereiche Information/Kommunikation und 
Erfahrungsaustausch, Personaldienstleistungen, Aus- und Weiterbildung, Marketing und 
Öffentlichkeitsarbeit, Innovations- und Gründungsförderung sowie Internationalisierung zum 
Repertoire eines Clustermanagements. Zum Kanon von Clustermanagern gehören jedoch ebenso 
Kontroll- und Berichterstattungsfunktionen, insbesondere im Falle öffentlich finanzierter 
Körperschaften. Jedes Handlungsfeld umfasst dabei typische operative Maßnahmen, die im Rahmen 
der örtlichen Notwendigkeiten bzw. in Erfüllung der entsprechenden Nachfrage ergriffen oder 
angeboten werden können und auf unterschiedliche Clustermechanismen abstellen bzw. wirken. So 
kann das konkrete Leistungsspektrum eines Clustermanagements unter anderem folgende Elemente 
beinhalten:  
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/ einer Identität  
- Standortmarketing im In- 
und Ausland zur Gewinnung 
von potentiellen Kunden 
und/oder Zuzüglern 
- Lobbying im Sinne der 
Clusterbranche  
- Bereitstellung von 
Informations- und 
Marketingmaterialien 
- Durchführung von Messen, 
Koordinierung von 
Unternehmensbesuchen und 
Clustertouren für potentielle 
Kunden 
- Entwicklung von 
Marktanalysen und 
Finanzierungsinstrumenten 
- Generierung einer 
Clustermarke zur 
Erhöhung des 
Standortprofils sowie der 
Sichtbarkeit des Clusters 
im In- und Ausland bei den 
relevanten Zielgruppen 
aus Wirtschaft, 
Wissenschaft und Politik 

















- Gründungs- und 
Ansiedlungsberatung 
- Vermittlung von 
Wagniskapital 
- Einwerbung von Drittmitteln 
zur Projektfinanzierung 
- Kontakt zu Patentanwälten 










- Wachstum des Clusters 
durch Unterstützung von 
Gründern und Zuzüglern  
- Erhöhung der 
Kommerzialisierungsrate 
wissenschaftlicher 
Neuerungen im Cluster  

























- Internationale Vernetzung 
mit anderen Clustern (Cross-
Clustering) 
- Zugang zu bzw. Repräsentanz 
auf internationalen 
Veranstaltungen und Foren 
- Unterstützung/Beratung bei 
internationalen 
Kooperationen und 




















- Anwerbung ausländischer 









- Erstellung von Clusterreports 
- Erstellung von 
Benchmarkstudien 
- SWOT-Analysen zur 
fortwährenden Analyse der 
Stärken und Schwächen des 
Standorts 
 
- Monitoring und Evaluation 

















Tabelle 6: Operative Tätigkeiten eines Clustermanagements (eigene Darstellung nach CLOE 2006, Buhl/Meier zu Köcker 
2009, Terstriep 2008; Wrobel/Kiese 2009; sowie Häfner 2014: 29-31) 
Terstriep (2008) stellt in einer Untersuchung der Clustermanagementpraxis verschiedener Sektoren in 
verschiedenen Ländern fest, dass die Durchführung von Veranstaltungen und die 
Kooperationsförderung unabhängig von Branche oder Standort als originäre Aufgabe angesehen wird 
und beide zu den täglich oder zumindest regelmäßig anfallenden Aufgaben des Clustermanagements 
zählen. Dahingegen finden sich nationale Unterschiede im jeweiligen Umgang mit Qualifikation, 
Monitoring und Lobbying. Ebenso zeigt sich, dass mit geringerer Zahl der Vollbeschäftigten im 
Clustermanagement Aufgaben wie Internationalisierung, Existenzgründungsberatung und 
Qualifizierungsangebote zurückgestellt werden.  
4.2 Problemstellung eines nachhaltigen Clustermanagements  
Neben Fragen der inhaltlichen sowie organisatorischen Ausgestaltung von Clustermanagement als 
„Standards einer neuen Profession“ (Terstriep 2008) spielt die langfristige Effektivität und Stabilität 
seiner Maßnahmen und Strukturen sowie deren netzwerktechnische Integrationskraft eine 
herausgehobene Rolle in der Entwicklung von Clustern. Clustermanagements müssen nicht nur das 
Richtige tun, sie müssen es auch dauerhaft tun können. Ohne eine langfristige Perspektive und 
entsprechende finanzielle Planungssicherheit gelingt es einem Clustermanagement kaum, dauerhaft 
die Unterstützung und (finanzielle) Mitwirkung aller Stakeholder einer regionalen Netzwerk- und 
Clusterförderung zu sichern (Vgl. Müller/Jungwirth 2011, 2016) und dadurch die Clusterentwicklung 
voranzutreiben (Vgl. Payer 2002). Vor dem Hintergrund zeitlich häufig nur begrenzt verfügbarer 
öffentlicher Fördermittel für Clustermanagement-Geschäftsstellen ist die Frage der strukturellen und 
organisatorischen Verstetigung des Clustermanagements auf der Grundlage eigengenerierter, d.h. 
privatwirtschaftlich von den Clustermitgliedern aufgebrachter, Zahlungsströme äußerst relevant und 
bildet vielfach den Kern wissenschaftlicher Diskussionen zur Nachhaltigkeit von Clustermanagement 
(Vgl. Eder/Scheer 1999; Schmidt 2007; Beer/Terstriep 2010; Lehmann/Jungwirth 2016). Denn ohne 
ausreichende finanzielle Mittel können Maßnahmen und Dienstleistungen, die einen Mehrwert für die 
jeweiligen Clustermitglieder generieren, nicht oder nur in eingeschränktem Maße bereitgestellt 
werden. Aus netzwerktheoretischer Sicht ist es jedoch gerade dieser Mehrwert, der entscheidend ist 
für das langfristige Überleben und die kontinuierliche Weiterentwicklung von Clustern und 
Clusterinitiativen (Beer/Terstriep 2010: 2).  
Zunächst soll im Anschluss das Wesen der Nachhaltigkeit von Clustermanagement skizziert werden. 
Anschließend erfolgt eine Diskussion umsetzungsrelevanter Hemmnisse aus der wirtschafts- und 





4.2.1 Ein Nachhaltigkeitsbegriff für Netzwerk- und Clustermanagement  
Der Begriff der Nachhaltigkeit sowie die Idee der nachhaltigen Entwicklung werden als Termini „in der 
wirtschaftstheoretischen sowie innovations- und wirtschaftspolitischen Diskussion fast inflationär 
verwendet“ (Buhl 2010: 13). Grundsätzlich bezieht sich die Nachhaltigkeit von Clustermanagement- 
sowie Netzwerkmanagementbemühungen in der Managementliteratur auf die langfristig gesicherte 
und im Idealfall vollständig durch die jeweiligen Clustermitglieder getragene Finanzierung von 
Clustermanagementgeschäftsstellen und deren Maßnahmen. Ein solcher Nachhaltigkeitsbegriff steht 
zwar in einem gewissen Bezug zum Drei-Säulen-Modell, abstrahiert von diesem jedoch weitgehend68. 
Für die Nachhaltigkeit von Netzwerken gibt es eine Reihe konkreter Ansätze aus der Netzwerktheorie 
(siehe Enders 2001; Sydow 2001/2006, Payer 2002; Müller/Riedel 2006, Kaminski 2009; Buhl 2010). 
Grundlegend ist zunächst die Unterscheidung zwischen Netzwerken, die nachhaltige Ziele im Sinne 
einer nachhaltigen Gesellschaftsentwicklung betreiben und solchen Netzwerken, die – unabhängig von 
ihrer konkreten Zielsetzung – nachhaltig agieren (Vgl. Buhl 2010). Letztere sind nach Müller/Riedel 
(2006) institutionalisierte Kooperationen zwischen Unternehmen und Forschungseinrichtungen, die 
auf Langfristigkeit und Stabilität ausgerichtet sind. Den eigentlichen Begriff der Nachhaltigkeit definiert 
Buhl (2010: 15) in diesem Zusammenhang als „zeitliche und ergebnisorientierte Fortführung 
organisatorischer Strukturen sowie Prozesse, die eine dauerhafte ‚win-win‘-Situation für die 
beteiligten Akteure gewährleistet.“ Zentrale Determinante ist der langfristig gewährleistete individuell 
von den Clusterakteuren empfundene Mehrwert eines Engagements im Clusternetzwerk.  
Clusterinitiativen sind mehr oder weniger formal institutionalisierte Bemühungen, unter Einbeziehung 
aller relevanten Teilnehmer und Stakeholder vor Ort, eine langfristig tragfähige Clusterentwicklung 
anzustoßen und zu verstetigen. Sie umfassen dabei jedoch eine Vielzahl unterschiedlicher Akteure mit 
jeweils divergierenden Einzelinteressen. Konzertierte Clusterinitiativen machen den 
Schnittmengenbereich jener Interessen in Bezug auf die Entwicklung eines örtlichen Clusters sichtbar. 
Nichtsdestotrotz sind institutionalisierte Bemühungen zur Clusterentwicklung von einem 
Spannungsverhältnis dieser divergierenden Interessenlagen geprägt. Aus netzwerktheoretischer Sicht 
zählen zu den Widersprüchen innerhalb interorganisationaler Netzwerke, wie bspw. im vorliegenden 
Fall von Clusterinitiativen, Differenzen zwischen den Dimensionen (Vgl. Sydow 2001; Payer 2002): 
 Verbundenheit und Autonomie 
 Vertrauen und Kontrolle 
 Kooperation und Konkurrenz 
 Einheit und Vielfalt 
 Flexibilität und Stabilität 
 Offenheit und Geschlossenheit 
 Formalität und Informalität 
 Großen und kleinen Partnern 
 Schnellen und langsamen Partnern 
 Markt und Hierarchie 
Diese Widersprüche innerhalb des Clusternetzwerkes können sowohl zentripetale als auch 
zentrifugale Kräfte entfalten. Sie helfen so zum einen, die divergierenden Einzelinteressen auf ein 
gemeinsames Ziel hin zu verbinden und damit eine gemeinsame Entwicklungsrichtung in allerseitigem 
Interesse zu verfolgen. Zum anderen können aufgrund der Spannungsverhältnisse Brüche auftreten 
und einzelne Mitglieder sich vom geteilten Clusterinteresse entfernen. Die Spannungsverhältnisse sind 
jedoch gleichzeitig der Kern der Wirkmächtigkeit interorganisationaler Netzwerke, da durch sie 
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einerseits eine Integration zwar nicht unmittelbar kongruenter aber doch komplementärer 
Kompetenzen möglich erscheint. Andererseits führen sie zu einer dauerhaften gegenseitigen Irritation 
und Inspiration der Mitglieder im Hinblick auf Entwicklungs- und Geschäftstätigkeiten, die der 
Produktivität und Anpassungsfähigkeit von Clustern ursächlich zugrunde liegt69. In der Literatur gilt 
Clusterpolitik aufgrund der inhärenten Spannungen zwischen den beteiligten Akteuren auch als die 
„Kunst […], die unterschiedlichen Interessen, Zeithorizonte Bezugsmaßstäbe und Erfolgskriterien von 
Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Verwaltung in ein gemeinsames Projekt zu integrieren“ 
(Heidenreich/ Miljak 2005: 10). Integration heißt in diesem Kontext jedoch nicht Nivellierung. Ein 
Netzwerkmanagement muss versuchen, die Widersprüche im Netzwerk soweit auszubalancieren, dass 
sie sowohl die gemeinschaftliche Zielverfolgung ermöglichen als auch die notwendige Flexibilität 
erhalten, als Netzwerkverbund auf neue Optionen und Herausforderungen für den Cluster zu 
reagieren. Dies bedeutet, einerseits Widersprüche soweit zuzulassen, dass sie die gemeinsame 
Zielerreichung ermöglichen und dabei neue Optionen aufzeigen können. Zum anderen heißt es, die 
Widersprüche soweit einzuhegen, dass unerwünschte Abweichungen gegenüber den Zielen 
vermieden werden (Payer 2002: 54). Spannungsverhältnisse im Cluster sind daher nicht nur 
Ausgangspunkt, sondern auch Ergebnis einer Netzwerkentwicklung (Payer 2002 nach Sydow 2001: 
92).  
Cluster sind von vieldimensionalen Wirkzusammenhängen und sozialen Selbstorganisationsprozessen 
geprägte netzwerkähnliche Strukturen, die komplexe, multifokale regionale Systeme bilden. Die 
einzelnen Clusterinitiativen bzw. die Geschäftsstellen der jeweiligen Clustermanagements stehen im 
Zentrum dieser sozial-ökonomischen (Öko-)Systeme. Die den immanenten Vorteilen von Clustern 
zugrundeliegenden Clustereffekte basieren maßgeblich auf direkten und indirekten sozialen 
Interaktionsmomenten, den Kern eines erfolgreichen Clusters bildet das soziale Kapital der jeweiligen 
Region (Vgl. Preissl 2003; Kaminski 2009). Daher führt die oben erläuterte, auf Unternehmen 
bezogene, ökonomische Nachhaltigkeit allein nicht weit genug. Die ökonomische Nachhaltigkeit als 
finanzielle Grundlage der Einsatz- und Existenzfähigkeit einer Clustermanagementgeschäftsstelle 
fungiert lediglich als strukturelle Basis für die soziale Nachhaltigkeit als systemischer Komponente 
eines dauerhaft erfolgreichen Handelns, ist jedoch für sich genommen kein hinreichender Faktor für 
die Entfaltung von Clustereffekten. Ohne konkreten Beitrag zum Cluster, ohne vom Umfeld des 
Clustermanagements wahrgenommenen Mehrwert der clusterpolitischen Maßnahmen, ist 
mittelfristig auch die Kooperation der einzelnen Clustermitglieder und deren wechselseitige 
Investitionsbereitschaft in das gemeinsame gesellschaftliche bzw. soziale Kapital vor Ort nicht 
dauerhaft gegeben. Im Hinblick auf die degressive Ausgestaltung der Clusterförderung in vielen 
Regionen schwindet damit auch die Aussicht auf eine bereitwillige Eigenfinanzierung des Clusters 
durch deren Mitglieder. Die finanzielle Basis erodiert und mit ihr die Substanz – das soziale Kapital – 
bevor es überhaupt gelingen konnte, Clustereffekte zu mobilisieren und damit Zinsen zu 
erwirtschaften und diese zu reinvestieren70. Kern einer nachhaltigkeitsorientierten 
Clusterentwicklungsarbeit muss es daher sein, kontinuierlich und langfristig positive Effekte – einen 
Mehrwert – für die involvierten Akteure zu erzielen (Vgl. Buhl 2010) und darüber mittelbar deren 
individuelle Zahlungsbereitschaft für Maßnahmen und Unterhalt eines Clustermanagements zu 
mobilisieren.  
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 Abgeleitet aus der zentralen Maßgabe des Nachhaltigkeitsbegriffes, gegebene Systeme – seien sie nun ökologischer, 
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Kapitalerhalt zu betreiben, sowohl im Hinblick auf ökonomisches Kapital als auch soziales und ökologisches Kapital (Vgl. Leow 





4.2.2 Normative Grundlagen nachhaltigen Clustermanagements   
Die Aktivitäten und Dienstleistungen von Clustermanagements spielen eine zentrale Rolle in der 
Entfaltung wichtiger, eng mit der Leistungsfähigkeit von Clustern verbundener Austausch- und 
Kooperationseffekte (Vgl. Dijk 2011). Im Vordergrund der Maßnahmen stehen dabei die Initiierung 
und Weiterentwicklung von bi- und multilateralen Interaktionen im Cluster hin zu sich selbst 
tragenden eigendynamischen Netzwerkstrukturen an den jeweiligen Standorten, die sich im Idealfall 
gänzlich ohne Eingriffe von außen stetig weiterentwickeln. Diese selbsttragende Dynamik steht und 
fällt über relevante Kontextfaktoren wie einer kritischen Masse an Unternehmen oder passender 
örtlicher Forschungsinfrastruktur hinaus, mit der kollektiven Verfasstheit der individuellen 
Clustermitglieder hinsichtlich gegenseitigem Vertrauen, Kooperationsbereitschaft und aktiver Teilhabe 
am Clustergeschehen (Vgl. Hamm/Goebel 2010; Müller/Jungwirth 2011, 2016; Dijk 2011). Ein 
Clustermanagement muss sich demnach daran messen lassen, inwiefern es ihm gelingt, vor dem 
Hintergrund der für den Clustererfolg notwendigen Netzwerkbildung, kollaborative Prozesse und 
Gemeinschaftsprojekte anzuregen (Vgl. Christensen at al. 2012):  
 „Cluster rücken eine ganzheitliche Perspektive in den Vordergrund. Sie machen deutlich, dass 
 Unternehmen unterschiedlicher Größe und Marktorientierung, Wettbewerber, Partner, ergänzende 
 Dienstleister und die damit verbundenen weichen und harten Infrastruktursysteme ein vernetztes Ganzes 
 bilden. Erfolgreiches unternehmerisches Handeln und wirkungsvolle Impulse durch die öffentliche Hand 
 erfordern die Orientierung an diesem Ganzen. Sie müssen von einer partnerschaftlichen, lern- und 
 innovationsbereiten Haltung und dem Wissen getragen sein, dass Netzwerke wie komplexe soziale 
 Systeme agieren.“ (Payer 2002: 76) 
Die Geschäftsstellen einzelner Clustermanagements und mit ihnen das jeweilige mit dem 
Clustermanagement befasste Personal werden im Laufe des Clusterbildungsprozesses vielfach zu einer 
unverzichtbaren koordinierenden und führenden Instanz für die sich entwickelnden Netzwerke im 
Cluster (Vgl. Buhl 2010). Die Netzwerkbildung im Cluster ist jedoch voraussetzungsvoll und braucht 
einen langen Atem (Payer 2002: 72), da manche positiven Effekte, wie z.B. die Sicherung und das 
Wachstum der regionalen Beschäftigung sowie die überregionale Standortprofilierung, mitunter Jahre 
benötigen, um realisiert zu werden (Vgl. Buhl 2010). In den vorangegangenen Kapiteln wurde die 
grundlegende Funktionsweise von Clustern dargelegt, sowie Möglichkeiten zur Clusterförderung 
erörtert. Im Anschluss erfolgt nun die Erörterung wesentlicher Erfolgskriterien und Handlungsansätze 
zur Etablierung eines nachhaltigen Clustermanagements – nachhaltig sowohl im Hinblick auf die 
finanzielle Selbstträgerschaft als auch bezüglich einer langfristig erfolgreichen Clusterentfaltung. 
4.2.2.1 Zahlungsbereitschaft der Akteure als Grundlage eines verstetigten Clustermanagements  
Die Natur der Vorteile, die sich aus einer Zugehörigkeit zu einem regionalen Clusterstandort ergeben, 
bedeutet, dass die aggregierten und wechselseitig aufeinander einwirkenden Tätigkeiten aller Akteure 
– Produktionsunternehmen, Forschungseinrichtungen und Zulieferer gleichermaßen – auch ohne 
ständigen und vor Allem direkten Kontakt und Austausch der Akteure untereinander Synergien 
erzeugen. Dies hat zur Folge, dass auch Unternehmen von der Informationsdiffusion und 
Wissensspillovern innerhalb des sozialen Clustergeflechtes profitieren, die nicht unmittelbar 
vertraglich oder anderweitig formal mit den übrigen Clusterakteuren in zwischenbetrieblichem 
Austausch stehen, geschweige denn an der Entstehung des Clusters beteiligt gewesen sind (Vgl. Preissl 
2003; Günther/Meissner 2017). Im Hinblick auf eine etwaige Mitarbeit in intentionellen 
Clusterinstitutionen wie bspw. Clusterinitiativen zur gemeinschaftlichen Weiterentwicklung des 
Standorts besteht folglich kein zwingender Anreiz zu einer aktiven und auch finanziellen Beteiligung, 
sofern der Mehrwert einer Clusterzugehörigkeit auch ohne ein entsprechendes Engagement zur 
Unterhaltung eines Clustermanagements genossen werden kann. Aufgrund des naturgemäß 





einhergehenden Möglichkeit eines Freifahrerverhaltens (Vgl. Fritsch et al. 1999; Wellisch 2000) 
besteht zunächst kein grundlegend reziproker Zusammenhang zwischen dem Mehrwert eines aktiven 
Clustermanagements und der individuellen Zahlungsbereitschaft der nutznießenden Akteure. 
Soll ein institutionelles Clustermanagement perspektivisch in eine weitestgehende private 
Trägerschaft überführt werden, setzt dies voraus, dass die Clustermitglieder eine entsprechende 
Geschäftsstelle als zentrale Koordinationsinstanz akzeptieren und für ihre Dienstleistungen sowie ggf. 
den allgemeinen Unterhalt bezahlen. Dies geschieht nur, wenn für die einzelnen Akteure ein 
clusterspezifischer Mehrwert aus der Unterstützung jener Clustermanagementgeschäftsstelle 
ersichtlich ist (Vgl. Meier zu Köcker 2009; Buhl 2010; Schretlen et al. 2011). Der Erfolg eines 
Clustermanagements in der Erfüllung seiner Aufgaben misst sich daher am tatsächlichen Erfolg des 
Clusters selbst bzw. am für die beteiligten Akteure nachvollziehbaren unternehmerischen Zugewinn 
einer Beteiligung am Clustergeschehen (Vgl. Jacobsen 2009). 
Sichtbare Erfolge stellen sich jedoch oft erst nach Jahren ein oder bleiben gleich ganz und gar 
unentdeckt, was sich in der Schwierigkeit der verlässlichen Identifikation von Clusterstrukturen 
widerspiegelt. Der Nutzen einer Clusterzugehörigkeit bildet sich jedoch im Zuge der Clustergenese erst 
sukzessive heraus. Modelle zur Finanzierung von Clustermanagements sind somit abhängig vom 
jeweiligen Entwicklungsstand des zugrundeliegenden Clusters und unterliegen folglich selbst 
Veränderungsprozessen. Beer/Terstriep (2010: 3ff.) bieten anhand des Clusterzyklusmodells von 
Smith/Brown (2009) einen Erklärungsansatz für die unterschiedlich ausgeprägte Zahlungsbereitschaft 
der Clusterakteure im Zeitverlauf der Clusterentwicklung. Embryonale Cluster bieten aufgrund des 
anfänglichen Mangels einer kritischen Masse an Akteuren und den damit zunächst gering ausfallenden 
Lokalisationseffekten (Vgl. Marshall 1890) nur einen begrenzten Mehrwert für die Clustermitglieder. 
Kennzeichnend für embryonale Cluster ist die Rivalität der Firmen untereinander, die in nach innen 
gerichteten Innovationsaktivitäten Ausdruck findet. Netzwerkeffekte und damit einhergehende 
positive Externalitäten sind aufgrund der fehlenden Kooperationskultur noch sehr schwach 
ausgeprägt. Embryonale Cluster verfügen zudem noch über keine ausreichenden clustereigenen 
Infrastrukturen für interorganisationalen Austausch und gemeinsame Projekte. Für einzelne Firmen 
steht der unmittelbare Eigennutzen im Vordergrund und Interaktionen zwischen den ansässigen 
Firmen beschränken sich auf die Beobachtung des Wettbewerbs. Die Investitionen in eine 
Clusterbildung sind relativ hoch und die Bereitschaft der ansässigen Firmen, durch finanzielle 
Beteiligung an gemeinsamen Aktivitäten zur Clusterförderung ins Risiko zu gehen, ist äußerst gering. 
Einzelne Akteure aus dem Kreise der Clustermitglieder können im embryonalen Stadium der 
Clusterentwicklung zwar als Initiatoren einer Clusterinitiative auftreten (siehe u.a. Fear/Ketels 2006), 
die entsprechenden Maßnahmen zur Schaffung einer infrastrukturellen Grundlage der 
Clusterentwicklung bleiben jedoch aufgrund der noch schwach ausgeprägten unmittelbaren 
Clustervorteile zumeist auf die finanzielle Unterstützung aus öffentlichen Quellen angewiesen. Nach 
erfolgreicher Etablierung eines Clusters verzeichnet dieser in der Wachstumsphase eine stete 
Zunahme an Akteuren, sei es durch Zuzug oder gesteigerte Gründungsaktivitäten, sowie eine 
zunehmende Profilbildung im Hinblick auf bestimmte technologische und wirtschaftliche 
Kompetenzfelder. Erste konkrete Austauschbeziehungen bilden sich heraus und werden 
institutionalisiert, Vertrauen entsteht und wird gefestigt. Dadurch erhöht sich das Kooperations- und 
Innovationspotential innerhalb des Clusters, wodurch auch der Mehrwert einer Zugehörigkeit steigt. 
Entsprechend steigt die Bereitschaft der Clustermitglieder, für bestimmte Leistungen des 
Clustermanagements, beispielsweise im Bereich der Projektförderung aber auch für über 
Einzelinteressen hinausgehende Leistungen, zu zahlen und eine öffentliche Förderung kann 
schrittweise zurückgefahren werden. In der Reifephase bieten Cluster ihren Mitgliedern dank fest 





Agglomerationseffekten sowie einer starken Clusterkultur ein Höchstmaß an clusterspezifischen 
Vorteilen. Die weitere Entwicklung des Clusters erfolgt stark mitgliedergetrieben und sollte spätestens 
in dieser Phase, nicht zuletzt aufgrund des hohen Nutzens für die Clustermitglieder, aus 
privatwirtschaftlichen Mitteln erfolgen.   
Zusammenfassend halten Beer/Terstriep (2010: 6) fest, dass die Zahlungsbereitschaft der 
Clustermitglieder mit zunehmender Interaktion steigt. Je höher die Interaktionsdynamik, desto eher 
lassen sich Gemeinschaftsprojekte initiieren, finanzieren und nachhaltig umsetzen. Ausschlaggebend 
sei hierfür jedoch der Erfolg gemeinsamer Aktivitäten. Im Durchschnitt benötigten Clusterinitiativen 
zum Erreichen einer entsprechenden Entwicklungsstufe als wirksame und akzeptierte „institutions for 
collaboration“ mindestens drei Jahre (Sölvell et al. 2003: 14). Mehrwert und Zahlungsbereitschaft für 
Erhalt oder Zugang zu einem Gut stehen dabei jedoch in keinem unbedingt reziproken Verhältnis 
zueinander. Meier zu Köcker (2009) deutet in diesem Zusammenhang darauf hin, dass eine 
Zahlungsbereitschaft, insbesondere seitens der industriellen Mitgliederschaft in Clusterverbünden, 
vielmehr vom lokal spezifischen Mehrwert konkret bedarfsorientierter Dienstleistungen abhängt und 
nachweisbar mit dem Grad eines etwaigen Engagements der betreffenden Akteure in Initiation und 
Konzeption der jeweiligen Clusterinitiativen abhängt. Ausschlaggebend ist somit weniger das 
individuelle Zugehörigkeitsgefühl zum – ggfs. nur abstrakt als solchem empfundenen – örtlichen 
Cluster, als vielmehr die tatsächliche formale Zugehörigkeit und Mitbestimmungsmöglichkeit in eben 
jenen gemeinschaftlich getragenen Institutionen als interorganisationalen Netzwerken zur gezielten 
Stärkung der lokalen Wettbewerbskraft (Payer 2002: 65). Eine Zahlungsbereitschaft beruht somit 
neben dem reinen Mehrwert auch auf institutionellen Kontextfaktoren, wie beispielsweise einer 
Gründungsmitgliedschaft oder zwischenzeitlichen Aufnahme in dedizierte Clusterkörperschaften wie 
z.B. Clustervereine (Vgl. Müller 2009). Dies lenkt den Blick über die abstrakte Zugehörigkeit zu einem 
regionalen Wirkungsbereich von Clustern hinaus zur konkreten Mitgliedschaft in formalisierten 
Cluster-Klubs, deren Mitglieder einen entsprechenden finanziellen Beitrag zu zahlen haben, ehe sie in 
den Genuss spezifischer Mehrwerte kommen. Sofern ein Ausschlussmechanismus installiert werden 
kann, könnte eine Assoziation des Mehrwerts mit einem konkreten Clustermanagement realisiert 
werden.   
Die Orientierung am Mehrwert einer etwaigen Clustermanagementmaßnahme lenkt den Blick auf die 
individuelle Kosten-Nutzen-Funktion der beteiligten Akteure – Unternehmen wie wissenschaftliche 
Institutionen gleichermaßen. Für ein Clustermanagement bedeutet dies, dass die zur Verfügung 
gestellten Güter und Dienstleistungen dem objektiven Bedarf der Akteure im Cluster entsprechen 
müssen, um von diesen als nutzenstiftend wahrgenommen und entsprechend nachgefragt zu werden. 
Die Mehrwertbedingung impliziert aber auch, dass eine vom Clustermanagement ergriffene 
Maßnahme oder bereitgestellte Dienstleistung etwas sein muss, das von den einzelnen 
Clusterakteuren nicht ohnehin gemacht worden wäre oder aber in Eigenleistung einen erheblichen 
Kostenaufwand bedeutet hätte. (Buhl 2010: 22). Ohne eine entsprechende Lücke im 
Interaktionsgeflecht des Clusters entsteht auch kein Mehrwert im Sinne eines zu behebenden 
Marktversagens. Entsprechend gering fiele zudem die Zahlungsbereitschaft der Clustermitglieder für 
Leistungen des Clustermanagements aus. Durch planvolle Bereitstellung und öffentliche Subvention 
von Gütern und Dienstleistungen, die ansonsten aufgrund mangelnden Bedarfs nicht emergent, d.h. 
nachfragegetriebenen im Kreise der Akteure selbst organisiert, konzipiert worden wären, besteht 
zudem die Möglichkeit der Entstehung von Mitnahmeeffekten, denen jedoch keine grundlegende 
mehrwertbezogene Zahlungsbereitschaft gegenübersteht (Vgl. Heimpold 2011).  
Da der unmittelbare Mehrwert der Leistungen eines Clustermanagements in Abhängigkeit vom 
jeweiligen Gründungskontext der betreffenden Clusterinitiative sowie des Entwicklungsstadiums des 





Zahlungsbereitschaft der involvierten lokalen Akteure steht, sollten Maßnahmen zur Unterstützung 
der Clusterbildung somit daher grundsätzlich eine entsprechend langfristig orientierte Perspektive 
haben, sowohl im Hinblick auf die konkret verfolgten Ziele als auch hinsichtlich der Stabilität der 
zugrundeliegenden organisatorischen und institutionellen Strukturen – dies jedoch zunächst einmal 
ganz unabhängig von der Herkunft der finanziellen Mittel.  
4.2.2.2 Umfeldvariablen einer erfolgreichen Clusternetzwerkgenese 
Clustermanagement ist ein langfristig orientiertes Instrument, das an bereits vorhandenen lokalen 
Stärken oder Stärkepotentialen ansetzt, regionale Schwächen und Defizite jedoch nur beschränkt 
ausgleichen kann. Die wesentliche Zielvariable ist das Erreichen einer dauerhaft stabilen und 
effektiven Netzwerkdynamik, die es erlaubt, Innovationen erfolgreich in den Wirtschaftskreislauf 
einzubringen, unternehmerische Wachstumspotentiale für die Mitglieder zu realisieren, sowie die 
Wettbewerbsfähigkeit und Ausstrahlungskraft des Standorts zu erhöhen (Vgl. Buhl 2010).  
Für eine erfolgreiche Netzwerk- und Clusterentwicklung sind folgende Voraussetzungen und 
Einflussgrößen entscheidend (siehe Payer 2002; CLOE 2006; Heuser 2007; Buhl 2010; Schretlen et al. 
2011; u.a.):   
 Eine starke gemeinsame Identität und Vision   
 Cluster sollten sich auf praktisch nachvollziehbare Kernkompetenzen fokussieren, um 
eine Integration etwaiger Mitglieder auf Basis ihrer jeweiligen Leistungsspektren zu 
ermöglichen.  
 Eine klare und gut kommunizierbare Vision auf Basis zukünftig auf- bzw. 
aufzubauender Branchenfelder verleiht der gemeinsamen Entwicklung Richtung und 
Verbindlichkeit.    
 Eine kritische Masse an Unternehmen und Akteuren mit komplementärem Leistungsprofil und 
international wettbewerbsfähigem Niveau 
 Eine kritische Masse an Akteuren vor Ort begünstigt die Generierung positiver 
Externalitäten und kann über die Vielzahl an interorganisationalen Wechselwirkungen 
ein eigendynamisches Wachstum auslösen 
 Fokussierung auf innovative Branchen 
 Das branchenspezifische Clusterbildungspotential sollte in der Auswahl zu fördernder 
Clusterstrukturen Berücksichtigung finden. 
 Innovative Branchen haben bessere Aussichten, im internationalen Wettbewerb eine 
führende Marktposition zu erreichen – eine wichtige Voraussetzung für den 
dauerhaften Erfolg des Clusters.  
 Ein klares Bekenntnis der Akteure zum Standort, sowie deren bereitwillige Integration und 
intensive Partizipation 
 Proaktive Teilhabe der Akteure ist die Basis aller Netzwerk- und Clusterprozesse. Die 
Akteure müssen daher von Anfang an einen Mehrwert aus der Teilnahme am 
Clusternetzwerk haben. Projekte sollten daher von den Akteuren mitgetragen 
werden. 
 Je besser die Akteure am Standort miteinander vernetzt sind, desto höher fallen die 
netzwerkimmanenten Selbststärkungseffekte im Cluster aus. Die positiven 
Netzwerkeffekte sorgen für eine schnellere Clusterentwicklung und erhöhen den 
Nutzen für alle Beteiligten. 
 Eine fortwährende Bereitschaft zur Weiterentwicklung, zum Lernen und zur Innovation 
 Cluster sind „Netzwerke des Lernens“ (Payer 2002: 72). Neben einer permanenten 
Weiterentwicklung des Netzwerks und des Clusters selbst erfordert der internationale 





die schnell zur Marktreife und in den Wirtschaftskreislauf eingebracht werden 
können. 
 Clusternetzwerke sollten sich gezielt am Weltniveau des Wissens orientieren und 
externes Know-how integrieren. 
 Einrichtung einer institutionellen Netzwerk- bzw. Clusterbasis (Clustermanagement) 
 Cluster als interorganisationale Netzwerke benötigen zu ihrer Entwicklung 
leistungsfähige und professionelle Organisations- und Managementstrukturen mit 
Teams aus Unternehmern, Experten der unternehmensnahen Dienstleistungen sowie 
Verwaltung und Sozialpartnern. 
 Die Organisationsstrukturen sollten stabil und erweiterungsfähig sein, um im Zuge des 
Clusterwachstums adäquat mitwachsen zu können. Dazu gehört ein ausgewogenes 
und dauerhaft tragfähiges Finanzierungskonzept. 
 Quantifizierbare Zielsetzungen, Monitoring, Evaluations- und Korrekturmechanismen 
 Eine kontinuierliche Erfolgsmessung anhand der zuvor festgelegten Zielvariablen 
erlaubt ggfs. notwendige zeitnahe Anpassungen an veränderte Rahmenbedingungen 
der Clusterentwicklung. 
 Flankierung der Netzwerkentwicklung im Cluster durch die öffentliche Hand 
 Impulsprogramme zur Projektinitiation, Partnerschaften, Öffentlichkeitsarbeit und 
innovative Service- und Beratungsmodelle sowie öffentliche Fördermittel können 
bedarfsorientiert etwaige Lücken im Leistungsspektrum des Clusternetzwerks füllen. 
 Einbindung der Clusterentwicklung in den übergeordneten regionalpolitischen 
Entwicklungskontext, um auf etwaige Defizite im Bereich der grundlegenden 
Kontextfaktoren einer Clusterentwicklung einwirken zu können (Vgl. Porter 2003).  
 Investition statt dauerhafter Subvention  
 Es sollten nur wirtschaftlich tragfähige Vorhaben und Projekte umgesetzt werden, die 
auf Marktwirtschaftlichkeit und Gewinnorientierung ausgerichtet sind. Öffentliche 
Förderung sollte sich daher auf zeitlich begrenzte Anschubfinanzierung beschränkten, 
um etwaige Investitionslücken zu schließen, nicht jedoch dauerhaft Maßnahmen 
stützen, für die keine privatwirtschaftliche Finanzierung sichergestellt werden kann 
(Vgl. Heimpold 2011).  
 Schnelle und sichtbare Erfolge zur Erhaltung der Moral im Netzwerk 
 Neben der Verwirklichung langfristiger Zielsetzungen sind zur Erhaltung der 
Motivation der Clustermitglieder auch zeitnah realisierbare Projekte anzugehen, um 
kurzfristig Erfolge vorweisen und somit den Mehrwert eines Engagements im Cluster 
anschaulich demonstrieren zu können.  
4.2.2.3 Grundlegende Erfolgsfaktoren für nachhaltige Netzwerke  
Als Erfolgsfaktoren einer Entwicklung und Steuerung von Netzwerken im oben besprochenen 
Spannungsfeld widerstreitender Interessen, gelten gemeinhin die Erarbeitung gemeinsamer 
Strategien und Visionen im Cluster, möglichst auf Basis realistisch formulierter kurz-, mittel- bis 
langfristiger Ziele, die Bereitschaft und Fähigkeit zum Perspektivwechsel und eine damit 
einhergehende grundsätzliche Offenheit für Neues, gegenseitiges Vertrauen als Grundkomponente 
interorganisationaler Zusammenarbeit, die Gewährleistung von win-win-Situationen in der 
Netzwerkzusammenarbeit, um aus jedem Teilnehmer einen Gewinner zu machen, eine gemeinsame 
Kommunikation, sowohl nach innen als auch nach außen, eine intensive Kontakt- und 
Beziehungspflege im Verbund, sowie nicht zuletzt die Etablierung effektiver Strukturen und 
funktionierender Prozesse (Vgl. Endres 2001; Kaminski 2009; Buhl 2010 u.a.). Sämtliche dieser 
Faktoren können von allen Netzwerkpartnern gleichermaßen mitgestaltet und beeinflusst werden, 





Buhl (2010: 17) identifiziert in diesem Zusammenhang mehrere stilisierte Kennzeichen besonders 
effektiver und leistungsstarker Netzwerke:  
 Eine langjährig konstante Netzwerkentwicklung 
 stetiger Fortschritt und beständiges Wachstum 
 Offenheit für neue Entwicklungen 
 zeitnahes und effektives Reagieren auf neue Entwicklungen und Herausforderungen in den 
Märkten 
 das Abdecken der gesamten Wertschöpfungskette mit hoher Mobilisierung sowie starkem 
Bekenntnis der regionalen Akteure zum Netzwerk 
 eine hohe Mitgliederintegration und -partizipation als Kern des Netzwerks sowie 
Mitwirkungsmöglichkeiten für Neuzugänge 
 die Existenz einer ganzheitlichen Netzwerkstrategie, die bedarfs- und lösungsorientiert 
aufgrund neuer Entwicklungen in Markt und Technologie sowie veränderter 
Mitgliederkonstellationen optimiert bzw. angepasst werden kann 
 das Vorhandensein von wirkungsvollen Arbeits-, Kommunikations- und 
Kooperationsstrukturen 
 die Bereitstellung eines umfassenden Dienstleistungsportfolios zur Unterstützung der 
Mitglieder 
 kontinuierlich stattfindende Innovationsprozesse zur inkrementellen und radikalen 
Weiterentwicklung im Cluster, sowie 
 ein ausgewogenes und auf verschiedenen Säulen aufbauendes Finanzierungskonzept, das 
nicht nur eine fortwährende Netzwerkarbeit zulässt, sondern die Bildung von Rücklagen 
ermöglicht, um zukünftige Investitionen in die weitere Netzwerkentwicklung sowie die 
Reaktion auf unvorhergesehene externe Einflüsse ermöglicht 
Kontinuität, Stabilität und Effektivität als Einzelfacetten eines nachhaltigen Clustermanagements sind 
das Resultat des Zusammenspiels mehrerer Faktoren, die je nach regionalem Kontext unterschiedlich 
zusammenwirken. In Kombination mit den Entwicklungsvoraussetzungen für Clusternetzwerke 
ergeben sich aus den obigen Einflussgrößen und Handlungsfeldern folgende grundlegende, sich teils 
gegenseitig bedingende, Faktoren für eine Nachhaltigkeit von Clustermanagement (Buhl 2010: 18): 
Langfristige Mitgliedereinbindung (1), Finanzierung (2), Innovationsdynamik und 
Innovationsmanagement (3), Branchenakzentuierung und Branchenerweiterung (4) sowie 
Regionalentwicklung (5). 
Langfristige Mitgliedereinbindung 
Die Leistungsfähigkeit eines Clusters im Hinblick auf innovations- und produktivitätssteigernde Effekte 
beruht im Kern auf den Fähigkeiten und Einstellungen der lokalen Clusterakteure, nicht zuletzt 
insbesondere im Hinblick auf deren Bereitschaft zur Kooperation untereinander. Da die Clusterbildung 
ein äußerst langwieriger Prozess ist, muss es einem Clustermanagement daher gelingen, die 
relevanten Akteure langfristig in die Netzwerkprozesse im Cluster einzubinden. Dafür sollte ein 
Clustermanagement stets auch die Einbindung passender neuer Akteure im Blick haben, um den 
Kompetenzpool des Clusters zu sichern und auszubauen (Buhl 2010: 21f.). Im Vordergrund einer 
solchen Einbindung steht die bedarfsgerechte Formulierung von strategischen Zielsetzungen und 
Dienstleistungsangeboten (Vgl. Dijk 2011), d.h. Ziele und Maßnahmen müssen objektiv bestehenden 
aber auch subjektiv von den Akteuren als solchen empfundenen individuellen oder kollektiven 
Bedürfnissen entsprechen71 (Lehmann/Jungwirth 2016: 76), sowie einen Mehrwert bieten, der ohne 
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 Zum Beispiel institutionellen Lücken in der Regionalplanung, infrastrukturellen Problemen am Standort, Schwierigkeiten bei 





eine Clusterbeteiligung nur unter Einsatz vergleichsweise hoher eigener Ressourcen möglich wäre 
(Buhl 2010: 22).  
Finanzierung 
Die Nachhaltigkeit eines Clustermanagements beruht nicht zuletzt auf dessen ökonomischer Stabilität, 
um den Clusterakteuren die nötige Planungssicherheit für ein fortgesetzt lohnendes Engagement im 
Cluster zu gewähren (Vgl. Müller/Jungwirth 2011, 2016). Zur langfristigen Sicherstellung der Existenz 
und Handlungsfähigkeit eines Clustermanagements muss dessen finanzielle Basis solide und 
ausgeglichen sein. Alle Maßnahmen des Clustermanagements müssen auf ihre Wirtschaftlichkeit hin 
beurteilt und entsprechend gegenfinanziert werden. Das Finanzierungskonzept eines Netzwerks sollte 
entsprechend ausgeglichen und variabel sein, d.h. auf mehreren Säulen beruhen, um eine gewisse 
Flexibilität im Hinblick auf unvorhergesehene Herausforderungen aber auch Chancen zu gewährleisten 
(Buhl 2010: 22). In der Praxis spiegelt sich dieser Grundsatz in der schrittweisen Erschließung privater 
Geldmittel im Rahmen kostenpflichtiger Angebote eines Clustermanagements, insbesondere, wenn 
öffentliche Zuwendungen nur zeitlich begrenzt zur Verfügung stehen.  
Innovationsdynamik und Innovationsmanagement 
Zur Erhöhung der Innovationsdynamik im Cluster kann ein Netzwerkmanagement versuchen, das 
Aufkommen indirekter Wissensspillover durch Etablierung eines netzwerkinternen 
Innovationsprozesses zu steigern (Buhl 2010: 23; Vgl. Günther/Meissner 2017: 506). Die aktive 
Identifizierung von Innovationsthemen oder die aktive Übernahme von 
Projektmanagementfunktionen im Cluster stehen beispielhaft für diesen Grundsatz in der Praxis (Buhl 
2010: 23). 
Branchenakzentuierung und Branchenerweiterung 
Analog zur aktiven Anregung eines systematischen Innovationsprozesses sollten nachhaltige 
Netzwerke eine Intensivierung der fachübergreifenden kollaborativen Technologie- und 
Netzwerkentwicklung (Buhl 2010: 24) in der externen Clusterdimension vorantreiben. Durch die 
systematische Integration externer Impulse und die aktive Nutzung globaler Wissens-pipelines  (Vgl. 
Bathelt/Glückler 2002: 213; Bathelt et al. 2004: 40ff.; Broekel/Meder 2008: 22) wird verhindert, dass 
durch den mit einer übermäßig nach innen auf die eigenen Kompetenzen gerichteten Konzentration 
der Clusterakteure verbundenen lock-in-Effekt wichtige Impulse für die Erhaltung der 
Wettbewerbsfähigkeit sowie der Anschluss an internationale Märkte und Technologien verloren 
gehen.      
Regionalentwicklung 
Die Entwicklung von Clustern bzw. Clusternetzwerken ist nicht zuletzt aufgrund der wirtschaftlichen 
Einbettung in die einen Cluster umgebende Region untrennbar auch mit regionalwirtschaftlichen 
Fragen verbunden. Die Entwicklung eines Clusters, beispielsweise über die internationale 
Standortprofilierung, den Zuzug und die Neugründung von Unternehmen, beeinflusst immer auch 
seine Umgebung. Umgekehrt bestimmen die regionalen Faktorbedingungen und Ressourcen wie die 
Verfügbarkeit adäquater Aus- und Weiterbildungseinrichtungen sowie die lokale 
Verkehrsinfrastruktur, die grundlegenden Entwicklungsmöglichkeiten eines Clusters (Vgl. Porter 1990, 
1998). Ein dynamischer lokaler Arbeitsmarkt und der entsprechende Pool verfügbarer Arbeitskräfte 
bleiben nicht nur dem Cluster vorbehalten. Clusterförderung als innovationsorientiertes 
regionalwirtschaftliches Instrument sollte daher stets in enger Kooperation mit weiteren regionalen 
Akteuren und Netzwerken aus Wirtschaft, Wissenschaft und Politik betrieben werden, um eine 





4.2.2.4 Langfristig orientierte Strategiebildung als Kernmotiv für eine nachhaltige Entwicklung  
Netzwerke im Allgemeinen und Clusterinitiativen im Besonderen, sind Kooperationsprojekte, deren 
wesentliches Merkmal die Zusammenarbeit verschiedener Akteure mit teils entgegengesetzten 
betrieblichen oder institutionellen Einzelagenden ist (Vgl. pWC 2011). Vereinigendes Moment von 
Netzwerken im Allgemeinen ist in der Regel die Verfolgung eines übergeordneten – regionalen – 
Gesamtinteresses oder -zieles, dessen Verwirklichung nur konzertiert wahrscheinlich ist. 
Einzelinteressen werden, sofern sie nicht gänzlich mit dem Gesamtziel unvereinbar sind, der geteilten 
Vision, beispielsweise einer erfolgreichen regionalen Clusterentwicklung, untergeordnet. Aus 
netzwerktheoretischer Sicht ist die Formulierung eines konkreten Leitbildes bzw. einer Vision als 
übergeordneter Idee, von konkreten Zielen und daraus abgeleiteten Aufgabenbereichen unverzichtbar 
für die Definition einer langfristig orientierten Netzwerkstrategie (siehe Buhl 2010: 16ff.) und damit 
grundsätzlicher Ausgangspunkt einer nachhaltigen Netzwerkausrichtung. Das gemeinsame 
strategische Leitbild sowie daran geknüpfte konkrete Zielsetzungen bündeln demnach über ein 
gemeinsames Aufgabenverständnis die ansonsten disparaten Einzelambitionen der involvierten 
Akteure und fördern so integrative Kräfte im Netzwerk. Entsprechend gestaltete Netzwerke bilden 
damit den organisatorischen Rahmen für gemeinsame Aktivitäten zur Verwirklichung ökologischer, 
ökonomischer und sozialer Ziele im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung. Klare Visionen und 
Zielsetzungen geben dem Netzwerk darüber hinaus in der Außenwirkung ein deutlicheres Profil und 
erleichtern die Standortvermarktung. 
4.3 Herausforderungen in der Gestaltung finanziell selbsttragender Clustermanagementstrukturen 
Die neueren Diskussionen rund um die Nachhaltigkeit von Clustermanagement fokussieren sich sehr 
stark auf die Bereitstellung mehrwertorientierter Dienstleistungen für die Clusterakteure, um eine sich 
selbst tragende Netzwerkdynamik als Ausgangspunkt produktiver und innovativer Austauschprozesse 
in Gang zu bringen und in Folge dessen entsprechende Mitgliedsbeiträge oder aber 
Dienstleistungsgebühren der nutznießenden Firmen und Institute eine betriebswirtschaftliche Basis 
für das jeweilige Clustermanagement zu generieren (siehe z.B. Beer/Terstriep 2010; Buhl 2010; 
Jungwirth et al. 2010; Dijk 2011; Basyuk et al. 2016). Die Nachhaltigkeit von Clustermanagement geht 
jedoch über die Erfüllung rein privater Dienstleistungsansprüche hinaus und umfasst insbesondere im 
Anfangsstadium einer Clustergenese eine Reihe überindividueller Umfeldvariablen, für deren 
Beeinflussung in der Regel die öffentliche Hand als wirtschaftspolitischer Souverän verantwortlich 
zeichnet – sowohl operativ als auch finanziell, da ein individueller Anreiz zur privaten Finanzierung 
öffentlicher Güter gemeinhin fehlt (Müller/Jungwirth 2016: 439). 
Clustermanagement steht im Zentrum eines weitläufigen Handlungsfeldes, auf dem sich ungeachtet 
einer zunächst gemeinsamen übergeordneten Zielstellung – der Förderung einer langfristig wirksamen 
regionalen Clusterdynamik – eine Vielzahl unterschiedlicher Akteure mit jeweils eigenen 
Partikularinteressen betätigen. Im Ergebnis spielt sich Clustermanagement in einem Spannungsfeld 
unterschiedlicher clusterpolitischer Anspruchsgruppen aus Unternehmerschaft, Wissenschaft und 
öffentlicher Hand ab und kann aufgrund der jeweiligen einzelunternehmerischen, institutionellen oder 
gesamtwirtschaftlichen Interessenhorizonte entsprechende Ziel- oder Anspruchskonflikte nach sich 
ziehen. In der Praxis verfolgen Clustermanagements als operative Ebenen einer netzwerkorientierten 
Clusterpolitik zudem in der Regel keine Einzelziele, sondern ganze Zielbündel. Von diesen müssen 
nicht alle Ziele unbedingt untereinander kongruent oder komplementär sein und können mitunter 
sogar in Konkurrenz zueinanderstehen. Zudem wird die verlässliche Erfassung und objektive 
Bewertung einer etwaigen Zielerreichung durch die Heterogenität der eingebundenen Akteure und 
deren jeweiligen Bewertungsmaßstäben erschwert (Vgl. Jappe-Heinze et al. 2008). Der Mehrwert 
einer Maßnahme ist aus Sicht der nutznießenden Akteure dabei höchst individuell. Es werden jedoch 





Clustermanagement angelegt. Diese Divergenz schlägt sich nicht nur in der Bewertung des jeweiligen 
Mehrwerts einer Maßnahme von außen nieder, sondern beeinflusst im Zusammenspiel mit den 
jeweiligen Governance-Strukturen bzw. der Organisation des Clustermanagements ebenso die 
Anreizstrukturen des jeweils verantwortlichen Personals eines Clustermanagements selbst. In der 
Folge entstehen Ineffizienzen in der Verfolgung von Clusterzielen sowie Agency Costs72, die sich 
wiederum auf die Effektivität und Effizienz und damit auf die Nachhaltigkeit eines 
Clustermanagements auswirken.  
Der Weg zur vollständig privatfinanzierten Trägerschaft wird von einer Reihe unterschiedlicher 
Konfliktfelder gesäumt, die einer reibungslosen Überführung potentiell entgegenwirken. In der 
Literatur wird der Gleichzeitigkeit der Erbringung öffentlicher Leistungen durch ein 
Clustermanagement bei gleichzeitigem Anspruch, dessen Finanzierung auf private Quellen 
umzustellen, als Kernproblem im Hinblick auf die erfolgreiche privatwirtschaftliche Verstetigung eines 
Clustermanagements betrachtet (siehe Payer 2002; Jungwirth/Müller 2014a; Müller/Jungwirth 2016). 
Nachhaltigkeit von Clustermanagement geht jedoch über die Erfüllung rein privater Ziele hinaus. Es 
bestehen daher begründete Zweifel, ob im Hinblick auf die unterschiedlichen Zielstellungen einzelner 
Clustermanagements bzw. deren übergeordneter Clusterinitiativen eine vollständige Abkopplung von 
öffentlichen Geldern in allen Fällen möglich bzw. notwendig ist (Vgl. Payer 2002). 
4.3.1 Das Problem der öffentlichen Güter als grundlegendes Anreizdilemma  
Ziel einer Zurverfügungstellung öffentlicher Güter durch ein Clustermanagement ist es, positive 
Externalitäten im Cluster anzustoßen oder diese zu verstärken. Die von einem Clustermanagement auf 
operativer Ebene im Rahmen einer regionalen Clusterstrategie umgesetzten Maßnahmen kommen 
dabei je nach spezifischer instrumenteller Ausprägung der Strategie sowie den regionalen 
Anforderungen des Marktumfelds einer Bereitstellung von sogenannten öffentlichen, privaten oder 
Klubgütern gleich. Güter werden in der ökonomischen Theorie danach unterteilt, zu welchem Grade 
sie einer breiten Öffentlichkeit zur Verfügung stehen bzw. Individuen von ihrem Gebrauch 
ausgeschlossen werden können und in welchem Maß ihre Inanspruchnahme durch Individuen sie 
verbraucht oder deren Verfügbarkeit für Dritte einschränkt. Ersteres wird als nicht-Ausschließbarkeit 
und letzteres als nicht-Rivalität bezeichnet73. Vom Gebrauch öffentlicher Güter kann man niemanden 
ausschließen. Ebenso wenig ist ihre Nutzung durch Rivalität gekennzeichnet. Private Güter hingegen 
erlauben dem Eigentümer eine vollständige Kontrolle über den Nutzerkreis. Der Gebrauch privater 
Güter schränkt darüber hinaus deren Verwendbarkeit für Dritte ein. Zwischen beiden Extremen liegen 
die sogenannten Klubgüter, deren Verwendbarkeit einem vorbestimmten Kreis an Nutzern 
vorbehalten und deren Nutzung aufgrund von Überfüllungseffekten aufgrund des Teilens durch 
mehrere Nutzer zu einem gewissen Grad durch Rivalität gekennzeichnet ist.  
Diese Unterscheidung hat wichtige Konsequenzen für die jeweilige Zahlungsbereitschaft der 
Konsumenten für die Inanspruchnahme jener Güter und Dienstleistungen. Im Falle öffentlicher Güter 
findet das Ausschlussprinzip keine Anwendung, niemand kann an der Nutzung eines öffentlichen 
Gutes gehindert werden. Ebenso wenig besteht eine Rivalität in der Nutzung öffentlicher Güter durch 
mehrere Konsumenten. Entsprechend fehlt die Bereitschaft etwaiger Nutzer völlig, für die 
Inanspruchnahme öffentlicher Güter zu zahlen (Vgl. Jungwirth et al. 2011a; Olson 1971). Im Falle von 
privaten oder auch Klubgütern wiederum besteht die Möglichkeit der Errichtung eines 
Ausschlussmechanismus, der es ermöglicht, Gebühren für die Nutzung der entsprechenden Güter und 
Dienstleistungen zu erheben. Die Zahlung von Nutzungsgebühren oder Klubbeiträgen ist in diesem Fall 
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freiwillig und richtet sich in seiner Höhe nach den jeweiligen relativen Vorteilen für den Nutzer (Vgl. 
Jungwirth et al. 2011a). Eine Clustermanagementkörperschaft ist im Rahmen ihrer Tätigkeit dazu in 
der Lage, über die Bereitstellung von Maßnahmen und die Bewilligung des Zugangs zu Gütern und 
Dienstleistungen frei zu entscheiden und damit gewissermaßen einen solchen 
Ausschlussmechanismus zu etablieren.  
Öffentliche Güter Klubgüter Private Güter 
 Durchführung von 
Öffentlichkeitsarbeit / 
Regionalmarketing 
 Etablierung neuer 
Kommunikationsstrukt
uren 
 Anregung neuer Kooperationen 
und Projekte 
 Ansprechpartner sein für 
Belange der regionalen 
Unternehmen 
 Aufbau von 
Außenhandelsstrukturen 
 Entwicklung einer Clustermarke 
 Interne und externe 
Vernetzung 
 Organisation von Konferenzen 
und anderen 
Gesprächsplattformen 




 Beratung zu 
Kooperations-verträgen 
 Hilfe bei 
Fördermittelanträgen 




Tabelle 7: Clusterförderungsmaßnahmen als öffentliche, Klub- und private Güter (Jungwirth et al. 2011a) 
4.3.2 Zielkonflikte zwischen öffentlichem Auftrag und privaten Interessen 
Das übergeordnete Ziel von Clusterinitiativen besteht in der Regel darin, die Entwicklung der Region 
bzw. des Clusters zu unterstützen. Gleichzeitig besteht jedoch vielfach der Wunsch, die Finanzierung 
des entsprechenden Clustermanagements perspektivisch vollständig oder teilweise auf die Mitglieder 
des Clusters zu übertragen (Jungwirth/Müller 2014a: 376). Vor dem Hintergrund eines solchen 
Privatisierungsanspruchs kollidiert die Bereitstellung einer besseren und allgemein zugänglichen 
lokalen Infrastruktur zur Erhöhung der Standortattraktivität und des allgemeinen lokalen 
Vernetzungsgrades möglicherweise mit den stärker auf einzelne Unternehmen und Projekte bzw. 
einzelne Netzwerke fokussierten Maßnahmen zur Steigerung der Innovationsdynamik und 
Produktivität im Cluster (Vgl. Jungwirth et al. 2011a). Die Bereitstellung einer öffentlichen 
Infrastruktur, die ein Vernetzen von Firmen erlaubt, ist grundsätzlich ein öffentliches Gut, für das 
kaum eine Zahlungsbereitschaft seitens der Clustermitglieder generierbar sein dürfte. Andere, auf 
einen beschränkten Nutzerkreis fokussierte, Maßnahmen hingegen zeichnen sich durch einen 
gewissen Grad an Ausschließbarkeit und Rivalität aus, sind also eher private bzw. Klubgüter. Enthält 
das Maßnahmenportfolio eines Clustermanagements nun einen Mix aus hoheitlichen Aufgaben im 
Bereich der öffentlichen Infrastruktur und privaten und Klubdienstleistungen für nur einen 
bestimmten Nutzerkreis, kann es im Falle zeitlich befristeter öffentlicher Finanzierung und der damit 
einhergehenden schrittweisen Privatisierung öffentlich initiierter Clusterinitiativen möglicherweise zu 
einem Konflikt zwischen den übergeordneten regionalen clusterpolitischen Entwicklungszielen der 
öffentlichen Hand und der individuellen Ziel- sowie Anreizsysteme der einzelnen 
Clustermanagementkörperschaften kommen (Vgl. Jungwirth et al. 2011a).  
Das Problem besteht in der mangelnden Zahlungsbereitschaft für ein öffentliches Gut, von dessen 
Nutzung niemand ausgeschlossen werden kann. Wird nun versucht, sowohl öffentliche 





Clustermanagement zur Verfügung zu stellen, wird eine erfolgreiche Überführung des 
Clustermanagements in die private Trägerschaft durch Clustermitglieder mehr als fraglich. Unter dem 
durch das Auslaufen öffentlicher Förderung entstehenden Finanzierungsdruck verstärkt sich der 
Anreiz für Clustermanager, stärker auf Dienstleistungen abzustellen, für die eine freiwillige finanzielle 
Beteiligung seitens der Clustermitglieder zu erwarten ist. Ein mögliches Resultat ist die Einstellung von 
Maßnahmen im Bereich der öffentlichen Güter wie z.B. Vernetzungsinfrastruktur, und ein 
möglicherweise damit einhergehender Wegfall wichtiger externer Effekte im Cluster. Als Resultat 
bleibt vom ehemals öffentlichen Netzwerk nur noch ein privater Klub (Vgl. Jungwirth et al. 2011a). 
Andererseits droht ein Abflachen des Interesses am Maßnahmenportfolio des Clustermanagements, 
wenn die regional gewählten Maßnahmen in ihrer Wirksamkeit aus Sicht der einzelnen Mitglieder 
nicht ausreichend spezifisch bzw. spürbar wirksam und damit „beitragswürdig“ erscheinen (Benner 
2012: 140). Letzten Endes spielen öffentliche Güter in der Förderung von Clustern jedoch über alle 
Entwicklungsphasen hinweg eine wesentliche Rolle. Im Zusammenhang mit dem Ausbleiben einer 
privaten Zahlungsbereitschaft für Maßnahmen eines Clustermanagements, die als öffentliche Güter 
bezeichnet werden können und maßgebliche externe Effekte im Cluster generieren, kann an dieser 
Stelle von einem grundlegenden Marktversagen gesprochen werden. Zur Auflösung dieses Konflikts 
bleibt daher nur die dauerhafte öffentliche Finanzierung zumindest eines Teils der Aufgaben im 
Clustermanagement oder aber die völlige Auslagerung hoheitlicher Aufgaben in andere 
regionalwirtschaftliche Körperschaften.  
4.3.3 Strukturelle Nachteile öffentlich initiierter Clustermanagements 
4.3.3.1 Strukturelle Nachteile öffentlich initiierter Clustermanagements hinsichtlich Nachhaltigkeit  
In der Literatur wird top-down initiierten Clusterinitiativen im Gegensatz zu bottom-up gegründeten 
Initiativen häufig ein grundsätzlicher Nachteil hinsichtlich ihrer Nachhaltigkeit attestiert (siehe u.a. 
Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005; Meier zu Köcker 2009; Müller 2009; Jungwirth/Müller 2010; 
Jungwirth et al. 2011a; Jungwirth/Müller 2014a). Im Zentrum dieser Feststellung steht die Erkenntnis, 
dass sich die institutionelle Genese der jeweiligen Körperschaften als top-down oder bottom-up 
initiierte Clusterinitiativen sowie die damit einhergehenden unterschiedlichen organisatorischen, 
strategischen und operativen Grundsätze unmittelbar auf deren privatwirtschaftliche Finanzierbarkeit 
auswirken. Die Gegenüberstellung von öffentlich top-down und privatwirtschaftlich bottom-up 
initiierten und finanzierten Clustern und deren Managementkörperschaften zeigt zudem, dass 
privatwirtschaftlich etablierte und getragene Initiativen allen etwaigen zusätzlichen Agencykosten74 
zum Trotz mit einem grundsätzlich höheren Partizipationsgrad der Mitglieder im Cluster einhergehen 
und so im Sinne einer Steigerung von Innovationskraft, Produktivität und damit Wettbewerbsfähigkeit 
im Verbund der Akteure im Hinblick auf die langfristige Clusterentwicklung erfolgreicher sind (siehe 
auch Meier zu Köcker 2009; Lindqvist et al. 2013). Die ausschlaggebende Prämisse hierfür ist eine von 
vornherein stärkere Interessenkongruenz innerhalb des Clusters aber auch zwischen den 
Clusterakteuren und dem Clustermanagement. So werden öffentlichen Clusterinitiativen nicht nur 
theoretisch, sondern auch empirisch eine geringere Effektivität und Effizienz sowie eine potentiell 
begrenzte Lebensdauer attestiert (Vgl. Jungwirth/Müller 2010; Meier zu Köcker 2009; Beer/Terstriep 
2010). 
Von der öffentlichen Hand top-down initiierte Clusterinitiativen und die damit assoziierten 
Clustermanagements sind in der Regel im Hinblick auf die Zusammenstellung und konkrete 
Aufgabenstellung ihres Personals in den öffentlich administrativen Rahmen eingebunden, sei es durch 
die konkrete Berufung von Clustermanagern durch die öffentliche Hand oder entsprechende an die 
Finanzierung des Clustermanagements gebundene Berichtspflichten. Bottom-up initiierte 
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Clustermanagements hingegen setzen sich in der Regel aus Personen aus dem Akteurskreis des 
jeweiligen Clusters bzw. aus in deren Auftrag handelndem Personal zusammen. Vor dem Hintergrund 
der im Falle öffentlich initiierter Clustermanagements meist im Vorfeld der Gründung von 
Clusterinitiativen durchgeführten technologie- und branchenorientierten regionalen Potentialanalysen 
attestieren Fromhold-Eisebith/Eisebith (2005) den öffentlich initiierten Clustermanagements zwar 
eine grundsätzlich analytischere Herangehensweise an die Förderung von Clustern. Allerdings beruhe 
die grundlegende Motivation der Clusterförderung in vielen Fällen eher auf allgemeinwirtschaftlichen 
Zielstellungen zur Förderung der regionalen Wirtschaftsentwicklung insgesamt. Öffentliche 
Clusterprogramme zeigen daher tendenziell die Schwächen einer rein normativen Orientierung am 
Clusterkonzept und erliegen der Versuchung, Clusterförderung aus modischen Gründen aufzugreifen 
(Vgl. Fritsch et al 2004, Heimpold etc.; Kiese 2008) und über die Köpfe der lokalen Akteure und deren 
tatsächlichen Förderbedarfen hinweg zu fördern. Bottom-up initiierte Clustermanagements hingegen 
seien von eben jenen tatsächlichen Bedarfen der lokalen Unternehmenslandschaft motiviert und 
verfolgen somit, unabhängig von deren expliziter oder impliziter Nähe zum Clusterkonzept, eher 
solche Zielstellungen, die von den unternehmerischen und Wissenschaftsakteuren vor Ort mit einem 
Mehrwert verbunden werden und somit eher eine entsprechende Zahlungsbereitschaft generieren.  
Aufgrund der Einbettung von top-down Clustermanagements in den öffentlich administrativen 
Rahmen beziehen sich top-down Clustermanagements in ihrem funktionalen Geltungsbereich in der 
Regel auf den administrativen geografischen Verantwortungsbereich der jeweiligen öffentlichen 
Auftraggeber. Hinzu kommt die im Rahmen eines öffentlichen Auftrags verfolgte 
allgemeinwirtschaftliche Zielstellung einer Förderung und Vermarktung der jeweiligen Region als 
Standort im internationalen Standortwettbewerb um Unternehmen und Forschungsinstitute. Als Folge 
ist im Falle öffentlicher Clusterinitiativen häufig das sogenannte „overbounding“ (Vgl. Heimpold 2011) 
zu beobachten, bei dem sämtliche Akteure einer Region, die einem bestimmten Branchenbereich oder 
Wachstumsfeld (siehe Innovationsbericht des Landes Berlin 2006) angehören, per definitionem einem 
vermeintlich identifizierten Cluster zugeordnet  und eingeladen werden, am jeweiligen Programm 
teilzunehmen. Im Gegensatz zur formal-inklusiven Strategie der öffentlichen Hand, verfolgen Bottom-
up Clustermanagements hingegen ein speziell auf die Kompatibilität potentieller Mitglieder im Hinblick 
auf Wertschöpfungsketten und Dienstleistungsbedarfe abstellende Strategie. Bottom-up 
Clustermanagements orientieren sich nicht an Branchenzugehörigkeiten, sondern an gemeinsamen 
Interessen und übergeordneten (technologischen) Themen. So werden jene Akteure, seien es 
Unternehmen, Universitäten oder sonstige Organisationen, in den Cluster aufgenommen, die am 
ehesten dem funktionalen Anspruch des Clusters nach Erhöhung der Innovationsfähigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit der Gesamtheit aller Clusterfirmen entsprechen und das synergetische 
Potential der Region zu heben helfen. Entsprechend attraktiv sind solche Clusterstrukturen für 
Außenstehende. Fromhold-Eisebith/Eisebith (2005) sprechen in diesem Zusammenhang von einem 
exklusiven „Klub“ von Clustermitgliedern, die funktional über wertschöpfungsstiftende Schnittstellen 
miteinander verbunden sind. Entgegen der normativ-formalen Definition von Clusterzugehörigkeiten 
nach öffentlicher Sichtweise wachsen diese Cluster eher organisch entlang der bestehenden 
Netzwerkverbindungen innerhalb und außerhalb der betreffenden Region. Entsprechend können sich 
bottom-up gewachsene Clusterinitiativen bzw. Clustermanagements auch eher über Mitgliedsbeiträge 
finanzieren.  
Die Unterschiede in der Finanzierungs- und Entscheidungsstruktur öffentlicher und privater 
Clustermanagementmodelle haben zunächst grundsätzliche Auswirkungen auf die Größe und 
Flexibilität der jeweiligen operativen Budgets der jeweiligen Clustermanagements zur Durchführung 
clusterpolitischer Maßnahmen, gehen jedoch auch einher mit Unterschieden in der Motivation der 





(Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005). Die Budgets öffentlicher Clustermanagements durchlaufen einen 
administrativen Bewilligungsprozess und sind an einen konkreten Verwendungszweck gebunden. 
Zudem sind sie in der Regel sowohl in ihrer Höhe als auch Laufzeit limitiert. Aufgrund fiskalischer 
Schwankungen besteht darüber hinaus immer die Gefahr von Budgetrestriktionen, so dass aufgrund 
einer unzureichenden Bezuschussung geplante Maßnahmen nicht in vollem Umfang durchgeführt 
werden können (siehe auch Beer/Terstriep 2010). Die Bindung an den Verwendungszweck sowie das 
in der Regel eingesetzte strenge Berichtswesen bzw. Monitoring schränkt die Flexibilität im Umgang 
mit den bewilligten Mitteln ein, so dass auf unvorhergesehene kurzfristige Entwicklungen und 
Notwendigkeiten im Cluster nur mit deutlicher Verzögerung eingegangen werden kann. Das Budget 
privater Clustermanagements hingegen wächst unter der Annahme einer vollumfänglichen 
Mitgliederfinanzierung mit jedem weiteren Mitglied stetig an und bildet somit – vorausgesetzt, es 
kommt zu keinen Austrittsbewegungen im Cluster – eine weniger restriktive und zeitlich unbegrenzte 
Grundlage für operative Maßnahmen. Da private Mittel keinen öffentlichen Sorgfaltspflichten im 
Hinblick auf ihre Verwendung unterliegen, kann das dem Clustermanager anvertraute private Kapitel 
zudem entsprechend flexibler eingesetzt werden und kurzfristig in auf Initiative der Clustermitglieder 
konzipierte neue Maßnahmen gelenkt werden.  
Da angenommen werden kann, dass die Mitglieder eines bottom-up initiierten Clusters für die 
Leistungen des (von ihnen installierten) Clustermanagements bereitwillig zahlen und an der 
Konzeption clusterpolitischer Maßnahmen mitwirken, ist davon auszugehen, dass sie nicht nur die 
entsprechenden Dienstleistungen annehmen und an entsprechenden (Netzwerk-)Veranstaltungen 
teilnehmen werden, sondern sich mit dem Cluster auch identifizieren. Durch die Entstehung eines 
Zusammengehörigkeitsgefühls unter den einzelnen Teilnehmern steigt damit auch die Chance der 
Herausbildung einer Clusteridentität (Vgl. Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005). Top-down initiierte 
Clustermanagements bieten ihre Dienstleistungen (zunächst) kostenlos an, so dass – ceteris paribus – 
ein starker Anreiz zur Nutzung der entsprechenden Angebote bestehen sollte. Allerdings besteht in 
diesem Fall die Möglichkeit, dass sich die Akteure der Zielgruppe aufgrund der subjektiven 
Misstrauensschranke (Nauwelaers 2001: 106) zwischen öffentlicher Hand und Privatwirtschaft, eines 
mangelnden clustertechnischen regionalen Zusammengehörigkeitsempfindens oder schlicht 
abweichend gelagerter Bedürfnisse nicht angesprochen fühlen. Die Hürden zur Realisierung eines 
hinreichenden Partizipationsniveaus  zur Ausbildung von Clustereffekten durch Verflechtung sowie zur 
Generierung einer Zahlungsbereitschaft sind in diesem Fall vergleichsweise hoch. Obwohl öffentlich 
initiierte Clustermanagements damit zunächst in der Anfangs- oder Anschubphase einer 
Clusterinitiative bzw. eines Clustermanagements dank der (staatlich garantierten) finanziellen 
Planungssicherheit über einen gewissen Vorteil verfügen, stellt sich für sie spätestens mit Auslaufen 
der Förderperiode die Aufgabe einer organisatorischen und finanziellen Transformation hin zu einem 
marktgängigeren Modell. Nicht selten kommt es an diesem Punkt zu einem Bruch, der ein Scheitern 
der clusterpolitischen Anstrengungen zur Folge haben kann. 
4.3.3.2 Strukturelle Nachteile top-down initiierter Clustermanagements hinsichtlich Effektivität75 
Die strategischen Zielstellungen öffentlich institutionalisierter Clusterinitiativen und deren 
Clustermanagements sind aufgrund ihrer Einbettung in übergeordnete wirtschaftspolitische 
Überlegungen in der Regel industriepolitisch motiviert und zielen nicht selten auf die Anpassung 
struktureller Facetten in Anlehnung an ein konzeptionelles regionalpolitisches Ideal (Vgl. Fromhold-
Eisebith/Eisebith 2005) – im diskutierten Fall dem der Clusterbildung in als vielversprechend 
angesehenen technologischen Wachstumsfeldern (Vgl. Fritsch 2003, siehe u.a. Innovationsbericht des 
Landes Berlin 2006.). Insofern zielen sie über die gezielte Stärkung kollektiver Kontextfaktoren auf die 
größtmögliche Wirkung über einen größtmöglichen Akteurskreis innerhalb einer clustertechnisch 
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definierten und regional demarkierten industriellen und Branchenzielgruppe ab. Bottom-up initiierte 
Förderstrategien hingegen beruhen eher auf einer betriebswirtschaftlichen bzw. unternehmerischen 
Perspektive und beziehen somit – ganz im Sinne von Porter – betriebsinterne Dynamiken in ihre 
Strategie mit ein. So werden nicht die regionalen Wertschöpfungssysteme in Gänze adressiert, 
sondern vielmehr einzelne Firmen in ihrer Wettbewerbsfähigkeit gestärkt, indem sie besser in jene 
Systeme eingepasst werden (Vgl. Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005). Wo öffentliche Initiativen das 
Kontaktnetzwerk innerhalb einer Region als Ganzes maximieren möchten, um die Wahrscheinlichkeit 
der Anbahnung formeller und informeller bzw. sozialer Interaktionen zwischen einzelnen 
Clusterfirmen zu erhöhen, zielen privatwirtschaftlich getragene Initiativen eher auf die Intensivierung 
und Pflege konkreter funktionaler Interaktionen entlang der einzelnen Wertschöpfungsstufen wie 
Entwicklung und Produktion. So bedienen sich beide Reinformen der Clusterförderung zwar mitunter 
ähnlicher oder derselben Maßnahmen – Informationsbereitstellung, Öffentlichkeitsarbeit, 
Kollaborationsförderung zwischen wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Akteuren – gewichten 
diese jedoch in Abhängigkeit von den eigenen Zielvorstellungen unterschiedlich und setzen diese an 
verschiedenen Schnittstellen bzw. auf unterschiedlichen Aggregationsebenen an (Vgl. Fromhold-
Eisebith/Eisebith 2005).      
Fromhold-Eisebith/Eisebith (2005) illustrieren dies anhand der Standortvermarktung durch entweder 
öffentlich gestützte oder privat finanzierte Clustermanagements. Die öffentliche Hand hat im Hinblick 
auf die Steigerung des Gewerbesteueraufkommens sowie der Verbesserung der 
Beschäftigungssituation ein großes Interesse, grundsätzlich neue Ansiedler von außen zu gewinnen 
sowie Firmenneugründungen am Standort generell zu erleichtern. Sie ist zudem mittels 
infrastruktureller Maßnahmen wie z.B. der Einrichtung von Wissenschaftsparks und universitätsnahen 
Firmeninkubatoren in der Lage, die internationale Attraktivität des Standorts zu erhöhen. Eine 
politisch gestützte Imagekampagne kann somit mehr Zugkraft entfalten als eine rein private 
Maßnahme ohne flankierende Unterstützung der lokalen Politik. Die ansässigen Akteure wiederum 
haben kein übersteigertes Interesse daran, in unmittelbarer Nachbarschaft neue Wettbewerber 
anzusiedeln. Entsprechend zielen bottom-up initiierte Clustermanagements mittels eines 
Marketingschwerpunkts rund um die industrielle und integrative Stärke des Standorts eher auf die 
gezielte Ansiedlung von kompatiblen Kunden- oder Zulieferunternehmen. Ein weiterer Unterschied 
geht auf den Klubcharakter und die damit einhergehende starke Kohäsion der Clustermitglieder 
untereinander zurück. So seien in bottom-up Clustern auch gemeinschaftliche Bürgschaften für 
Bankkredite einzelner (neuer) Mitglieder denkbar – ein Instrument, das öffentlich initiierte 
Clustermanagements nicht mobilisieren können.      
Bottom-up initiierte Clustermanagements sind durch ihre Ausrichtung auf einzelbetriebliche Belange 
sowie die gründungsgeschichtlich bedingte Nähe zu den einzelnen Mitgliedern eher als ihre 
öffentlichen Gegenüber in der Lage, die von den Clusterakteuren tatsächlich als entscheidend 
empfundenen Hindernisse einer zwischenbetrieblichen Kooperation zu beseitigen und somit das 
innovative Potential der Region als Ganzes zu stärken. Sie werden von Akteuren aus dem Cluster 
dominiert und können so unmittelbar auf eine potentiell große Zahl regionaler Akteure zurückgreifen, 
da sie zudem häufig auf der Grundlage bereits im Vorfeld existenter Netzwerkstrukturen und 
entsprechender Übereinkünfte zum gemeinsamen Handeln aufgebaut sind. Aufgrund des stärkeren 
Zusammenhalts der einzelnen Clustermitglieder bieten sie zudem eine günstigere Ausgangslage für die 
Entstehung clustertechnischer Externalitäten. Darüber hinaus sind sie programmatisch weniger an 
politisch festgelegte und einem parlamentarischen Legitimationszwang unterliegende Prämissen 
gebunden. Sie können daher frühzeitig und flexibel auf neue Anforderungen reagieren und sowohl 
Zielsetzung als auch Wahl der Instrumente anpassen. Öffentlich initiierte Clustermanagements mit 





Zeitverlauf daran gebunden. Sie unterliegen einem starken formalen Fokus auf Region und einzelne 
Branchen und können zudem auf sich verändernde Marktbedingungen aufgrund der 
Verwendungsregeln öffentlicher Gelder (Budgetzeiträume und -restriktionen) nur langsam oder gar 
nicht reagieren (Vgl. Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005). Kritiker einer unreflektierten Anwendung des 
Clusterkonzepts als Instrument öffentlicher Wirtschaftspolitik verweisen auf die damit 
einhergehenden Risiken der Entstehung industrieller Monokulturen und potentieller technologischer 
Lock-ins bzw. regionaler Überspezialisierungen (Vgl. Nauwelaers 2001), wodurch die 
Innovationsfähigkeit allgemein und damit auch die Anpassungsfähigkeit an außerhalb der eigenen 
Region induzierte technologische Entwicklungssprünge im Besonderen reduziert würde (Vgl. Bruch-
Krumbein/Hochmuth 2000; Martin/Sunley 2003 u.a.). Bottom-up initiierte Cluster wiederum seien 
aufgrund deren Fähigkeit, entlang komplementärer funktionaler Bezüge zu etwaigen Partnerfirmen 
über den originären geografischen Kreis der eigenen Region sowie die Grenzen von Branchen hinaus 
Verflechtungen aufzubauen, in der Lage, einer einseitigen technologischen Spezialisierung sowie 
einem möglichen Lock-in entgegenzuwirken.  
Zusammenfassend nehmen Fromhold-Eisebith/Eisebith (2005) an, dass es bottom-up initiierten 
Clustermanagements eher gelingen würde, funktionale Beziehungen zwischen komplementären 
Firmen oder auch zwischen Firmen und wissenschaftlichen Einrichtungen und damit 
innovationssteigernde Verflechtungen im Cluster herzustellen. Top-down initiierte 
Clustermanagements hingegen würden zwar in der Anbahnung einer großen Anzahl neuer Kontakte 
zwischen den Akteuren relativ potent sein, jene Kontakte mögen jedoch zunächst nicht unmittelbar 
produktiv ausfallen (Vgl. Fromhold-Eisebith/Eisebith 2005). Analog dazu verhielte es sich im Hinblick 
auf die Wettbewerbsfähigkeit einzelner Firmen, deren Förderung bei top-down initiierten 
Programmen im Gegensatz zu den privat getragenen nicht im Vordergrund stünde.  
4.3.4 Informationsasymmetrien und die Principal-Agent-Problematik in der Steuerung von 
Clusterinitiativen  
Eine wesentliche Voraussetzung für die Entstehung kollaborativer Interaktionsstrukturen im Cluster ist 
die Schaffung einer vertrauensvollen Atmosphäre zwischen den Clustermitgliedern (Vgl. 
Müller/Jungwirth 2011, 2016). Dem Clustermanagement kommt in diesem Zusammenhang die 
Aufgabe zu, die jeweiligen Einzelinteressen der Clustermitglieder im Hinblick auf die Entwicklung des 
Clusters miteinander in Einklang zu bringen und mögliche Konflikte aufgrund von gegenseitigem 
Misstrauen und damit verbundenem opportunistischem Verhalten zum Schaden aller zu minimieren 
(Vgl. Dhanaraj/Parkhe 2006). Nicht nur die Interessenkongruenz und das Vertrauen der jeweiligen 
Clustermitglieder untereinander entscheiden dabei jedoch über Erfolg oder Misserfolg der 
clusterpolitischen Bemühungen, sondern ebenso die Stellung und das Ansehen des 
Clustermanagements selbst.  Müller (2009) verweist in diesem Zusammenhang auf die problematische 
Rolle von Informationsasymmetrien zwischen den Clustermitgliedern und dem jeweils eingesetzten 
Clustermanagement, die ohne die Einführung adäquater Kontrollmechanismen dazu führen könnten, 
dass Clustermanager Anreizen zu opportunistischem Verhalten im jeweils eigenen Interesse oder dem 
einer einzelnen Akteursgruppe innerhalb des Clusters  erliegen und nicht zum allgemeinen Vorteil des 
gesamten Clusters handeln.  
4.3.4.1 Grundlegende Anreizsituationen bei top-down und bottom-up Clustermanagements  
Die Beziehung von Clustermanagern zu den jeweiligen Clusterfirmen ist naturgemäß aufgrund 
unvollständiger Information auf beiden Seiten von Informationsasymmetrien geprägt, so dass keine 
abschließende Klarheit darüber herrscht, welche tatsächlichen persönlichen oder mit einzelnen 
anderen Akteuren verwobenen Beweggründe dem Handeln des Clustermanagers zugrunde liegen 
(Vgl. Kiese 2008/2009; Duranton 2009; Müller 2009). Für die Qualifizierung dieses Umstands wird die 





Konstellation modelliert (Müller 2009: 10f.). Eine Bewertung der Arbeit eines Clustermanagers – dem 
Agenten – erfolgt gemäß dem Anforderungsprofil des jeweiligen Auftraggebers – dem Principal – und 
hat damit unmittelbare Auswirkungen auf die Anreizsituation des Clustermanagers. Aufgrund der 
Vielfältigkeit der jeweiligen Ziele einer Clustermanagementkörperschaft sowie der unterschiedlichen 
Evaluationskriterien des verantwortlichen Personals stellt sich ein Clustermanagement in diesem Fall 
gar als Multi-Task-Principal-Agent-Problematik dar (Vgl. Jungwirth/Müller 2010, 2014a). Spätestens 
dann, wenn die Ziele des Clustermanagers und die der Clustermitglieder aufgrund andersgelagerter 
Anreize für den Clustermanager divergieren, kann es zu Problemen und Ineffizienzen in der Verfolgung 
und Realisierung übergeordneter Clusterziele kommen. Müller (2009) demonstriert dies anhand der 
Auswirkungen auf die Erfüllung originärer Aufgaben eines Clustermanagements, insbesondere im 
Hinblick auf den Auswahl- und Integrationsprozess neuer Clustermitglieder, die Operationalisierung 
der Clusterstrategie sowie die Koordinierung clusterspezifischer Investitionen wie z.B. 
Forschungsplattformen. Hier tritt jedoch in Abhängigkeit der jeweils typischen Führungsmodi erneut 
ein deutlicher Unterschied zwischen top-down und bottom-up institutionalisierten Clustern zutage 
(siehe Müller 2009: 10ff.). Erstere werden in der Regel von einem externen und institutionell von den 
Clustermitgliedern unabhängigen Clustermanager geführt, der im Auftrag der öffentlichen Hand als 
neutraler Vermittler im Cluster agiert. In letzteren übernimmt zumeist ein Angehöriger eines 
dominanten Unternehmens oder ein Beauftragter mehrerer führender Unternehmen vor Ort das 
Clustermanagement. 
Unterschiede bestehen in der grundlegenden Motivation und Anreizstruktur der jeweiligen 
Clustermanager. Diese werden zum einen von deren Zugehörigkeit zu entweder einem einzelnen 
Clusterunternehmen oder der öffentlichen Hand sowie den jeweils damit einhergehenden 
Rechenschaftspflichten bzw. Loyalitäten bestimmt und zum anderen von diskretionären 
Handlungsspielräumen beeinflusst, die auf Grund der mangelnden Kontrollierbarkeit der Motive und 
Handlungen des Clustermanagers durch die Clustermitglieder entstehen.  
Einem neutralen Clustermanager, der in einer von den Clustermitgliedern unabhängigen extern top-
down initiierten Clustermanagementgeschäftsstelle seinen Dienst versieht und weder durch 
entsprechende vertragliche Leistungsboni noch etwaige Loyalitäten zu einzelnen Mitgliedsfirmen in 
seiner Arbeit beeinflusst wird, unterstellt Müller (2009: 11f.) zunächst eine vergleichsweise 
schwächere Motivation, die Erhöhung der Leistungsfähigkeit des Clusters bzw. der Clusterfirmen mit 
vollem Einsatz zu verfolgen (Vgl. Meier zu Köcker 2009). Zudem sei er aufgrund der Befristung seines 
Arbeitsvertrages eher kurzfristig orientiert, da langfristige Entwicklungsziele seiner weiteren Karriere 
nicht unmittelbar zuträglich seien (siehe auch Wrobel/Kiese 2009). Er ist lediglich mit dem Aufbau und 
der Verwaltung des Netzwerks im Cluster betraut und wird daran gemessen. Gleichzeitig reduziere 
eine solche Konstellation jedoch die Neigung des Clustermanagers, im exklusiven Sinne einzelner 
Mitarbeiter zu handeln und sich opportunistisch zu verhalten. In der Folge könnte der Manager eher 
mit der Akquise von Folgesubventionen als mit dem nachhaltigen Netzwerkaufbau im Cluster befasst 
sein, um sein Arbeitsverhältnis über die ursprüngliche Projektlaufzeit hinaus zu retten (Vgl. Fritsch et 
al. 2004).  
Anders gestalte sich die Ausgangssituation im Falle eines Clustermanagers, der gleichzeitig einer 
Clusterfirma angehört oder in deren Auftrag handelt und dessen Bezahlung an die Erreichung von 
spezifischen Leistungszielen gebunden ist. Hier liege die Anreizkopplung explizit im Sinne einer 
vorteilhaften Entwicklung der eigenen Firma bzw. auftraggebenden Firmen sowie der entsprechend 
günstigen bzw. leistungsfördernden Entwicklung des Clusterumfelds. Ein unternehmerisch denkender 
und handelnder Clustermanager würde somit aufgrund der Ausrichtung seiner persönlichen 
Interessen an denen der Clusterfirmen nicht nur in der Lage, sondern auch Willens sein, 





einer Steigerung der unternehmerischen Leistungsfähigkeit sowie der Wettbewerbsposition der 
Clusterfirmen auszunutzen. Allerdings böte eine solche Situation gleichzeitig viel Raum für 
opportunistisches Verhalten. Ein Clustermanager, der einer der Clusterfirmen angehört, könnte 
versucht sein, seine Position im Sinne seiner eigenen Firma auszunutzen und deren Ziele und 
Interessen über die des Clusters zu stellen.   
In beiden Fällen ergeben sich letztlich aufgrund der Ungewissheit hinsichtlich der persönlichen 
Interessen und Intentionen der Clustermanager potentiell Vertrauensdefizite im Umgang mit den 
übrigen Akteuren im Cluster. Die Clusterfirmen könnten sich dadurch vom Clustermanagement nicht 
oder nur ungenügend repräsentiert fühlen. In der Folge könnte dadurch auch der Vertrauensaufbau 
zwischen den einzelnen Clusterfirmen und damit die Netzwerkbildung im Cluster Schaden nehmen 
(Müller 2009: 13; Vgl. Meier zu Köcker 2009).  
4.3.4.2 Auswirkungen unterschiedlicher Anreizstrukturen auf die Aufgabenerfüllung des 
Clustermanagements 
Im Hinblick auf die Auswahl und Integration von neuen Clustermitgliedern wird die Effizienz eines 
Clustermanagers daran gemessen, inwiefern er in der Lage ist, den Cluster zu vergrößern, die 
bestmöglichen Clustermitglieder zusammenzubringen und etwaige Komplementaritäten zwischen 
einzelnen neuen und alten Mitgliedern zu fördern (Müller 2009: 12). Er sollte in der Lage sein, 
Kandidaten entsprechend ihrer Kompatibilität und Intentionen im Hinblick auf die 
Clusterzugehörigkeit zu beurteilen und entsprechend auszuwählen. Ein Verantwortlicher aus dem 
Kreise der Clusterfirmen hätte hier laut Müller (2009) zwar den Vorteil, aufgrund seiner Detailkenntnis 
der lokalen Unternehmenslandschaft eher passende Kandidaten aus der Gesamtheit der Aspiranten 
herauszufiltern, allerdings unterliege er auch hier wieder dem Anreiz, die Partikularinteressen seiner 
Herkunftsfirma bzw. seiner Auftraggeber über die Interessen des Gesamtkollektivs zu stellen. In der 
Folge könnte er nur diejenigen Kandidaten an den Cluster heranführen, die seiner eigenen Firma oder 
denen seiner Auftraggeber unmittelbar von Nutzen sind. Die Folge wären Effizienzverluste im Hinblick 
auf die Clusterentwicklung, da den übrigen Clusterfirmen Synergiepotentiale entgingen. Die Mitglieder 
des Clusters könnten den wahren Intentionen des Clustermanagers aufgrund seiner Zugehörigkeit zu 
einem möglicherweise konkurrierenden Unternehmen misstrauen. Unabhängige externe 
Clustermanager stünden Müller (2009) zufolge über solcherlei Vorbehalten, da sie die 
Mitgliederwerbung und -auswahl eher anhand langfristig orientierten sowie formell und funktional im 
Sinne des Gesamtclusters festgelegten Maßgaben unternähmen. So werden Aspiranten im Hinblick 
auf deren Zugehörigkeit zu bestimmten relevanten Kompetenzfeldern und Branchenzugehörigkeiten 
ausgewählt. Obwohl dies zunächst für eine weitestgehende Interessenkongruenz zwischen den 
Clustermanagern und den Clustermitgliedern spräche, sei der externe Clustermanager jedoch nicht 
vor der Versuchung gefeit, kurzfristig im Sinne seiner eigenen Karriere zu handeln und beispielsweise 
unreflektiert und unabhängig von deren Integrationspotential so viele Kandidaten wie möglich in den 
Cluster aufzunehmen, um so über das starke Wachstum des Clusters vermeintliche Erfolge 
vorzuweisen.  
Analog zur Auswahl von neuen Mitgliedsunternehmen wird einem bottom-up initiierten 
Clustermanagement in der Konzeption und Umsetzung von Maßnahmen wie z.B. Workshops, 
Messebeteiligungen, Kooperations- und Forschungsprojekten eine marktgerechtere Sichtweise 
unterstellt, da sie aufgrund der Herkunft aus dem Kreise der Clusterunternehmer eher als externe 
Clustermanager über die tatsächlichen Bedarfslücken und Interessen der Clusterakteure informiert 
seien. Allerdings stellt sich auch in diesem Fall die Problematik einer möglichen Bevorzugung der 
Bedürfnisse des eigenen Unternehmens dar, da die übrigen Clustermitglieder als Principals keine 
Möglichkeit haben, die Tätigkeit des Clustermanagers unmittelbar zu verfolgen und zu beurteilen 





Durchführung von Veranstaltungen im Cluster oder der Anregung von Kooperationsprojekten keine 
eigenen Interessen, sondern richten sich nach dem bestmöglichen Nutzen für die größtmögliche Zahl 
an Clusterfirmen. Entsprechend gering ist die Interessendivergenz in diesem Fall.  
Clustermanagements stellen als Teil ihres Dienstleistungsspektrums häufig Plattformlösungen im 
Bereich der Kommunikation und Kollaboration der Clustermitglieder untereinander zur Verfügung. So 
sind zentrale Forschungslabors ein Beispiel, wie in von vielen KMUs dominierten Clustern 
hochleistungsfähige Forschungsinfrastrukturen gewissermaßen auf neutralem Boden Kapazitätslücken 
der einzelnen Clusterfirmen im Forschungsbereich füllen und durch den kooperativen Charakter dieser 
Einrichtungen den infrastrukturellen Rahmen für Wissensspillover schaffen. Ein einer einzelnen 
Clusterfirma zugehöriger Clustermanager könnte in diesem Fall den Zugang und die Nutzung jener 
Forschungsplattformen zugunsten seiner eigenen Firma beeinflussen und etwaige Forschungsprojekte 
anderer Firmen verzögern („Hold-up Potential“, Müller 2009: 16). Dies vorausahnend, könnten die 
übrigen Firmen ihre Bereitschaft zur Zahlung entsprechender Finanzierungsbeiträge zurückstellen und 
damit die Leistungsfähigkeit des Labors auf Clusterebene untergraben. Entsprechend gebundene 
öffentliche Mittel seien damit ebenso ineffizient gewidmet.  
4.3.4.3 Inadäquate Steuerungs- und Anreizmodi öffentlicher Clustermanagements  
Jungwirth/Müller (2010) behaupten, dass das oben beschriebene inhärente Spannungsverhältnis 
zwischen hoheitlichen Aufgaben und privaten Zielen öffentlicher Clustermanagements kaum 
aufzulösen sei. Grund ist eine fehlende Kongruenz jener an sich bereits nichts komplementären Ziele 
mit den gewöhnlicherweise vorherrschenden Governance-Strukturen, d.h. den 
Entscheidungsbefugnissen der öffentlich bestellten Clustermanager, den typischen Kriterien zu deren 
Leistungsbeurteilung sowie deren vertraglichen Anreizstruktur.     
Die öffentliche Hand verfolgt mit clusterpolitischen Maßnahmen in der Regel das Ziel, die regionale 
Wirtschaftskraft insgesamt zu stärken und damit die Beschäftigungssituation am Standort zu 
verbessern. Im Fokus öffentlich initiierter und gesteuerter Clustermanagements stehen daher 
Maßnahmen zur Erhöhung der Innovationskapazität, Produktivität und Attraktivität des Standorts als 
Treiber seiner Wettbewerbsfähigkeit, gleichzeitig aber auch die Schaffung privater Netzwerke im 
Cluster, die sich perspektivisch ab einem gewissen Zeitpunkt unabhängig von öffentlichen 
Subventionen selbst tragen können sollen. Öffentliche Clustermanagements versuchen demnach 
üblicherweise den „Spagat“ (Beer/Terstriep 2010: 2) zwischen der Bedienung clusterübergreifender 
regionaler Standortinteressen und der Erfüllung höchst individueller Bedürfnisse, da sich ansässige 
Unternehmen und Institute als private Akteure von der Zugehörigkeit zu einem Clusternetzwerk und 
der Mitwirkung an dessen Förderung zunächst exklusive Verbesserungen zum eigenen Vorteil 
versprechen. In Bezug auf die mögliche Verstetigung von öffentlichem Clustermanagement wird es 
nun dadurch kompliziert, dass sich die hoheitlichen Ziele der Steigerung der Innovationskapazität, 
Produktivität und Attraktivität der gesamten Region im Rahmen einer Clustermaßnahme mit der 
Bereitstellung von sowohl öffentlichen als auch privaten Gütern bewerkstelligen lassen, die Schaffung 
beitragsfinanzierter Clusternetzwerke – als deren Koordinationsinstanz das Clustermanagement 
agieren soll – jedoch zwingend die Bereitstellung hinreichend privater Güter zum ausschließlichen 
Vorteil der Netzwerkmitglieder voraussetzt, um einen privaten Mehrwert zu offerieren und damit 
überhaupt eine Zahlungsbereitschaft der Akteure über das Auslaufen der öffentlichen Förderperiode 
hinaus zu gewährleisten. Insofern entsteht ein Zielkonflikt zwischen den Interessen der Clusterfirmen 
und der Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der Region.  
Die Ziele des öffentlichen Clustermanagers sind nicht komplementär und so ergeben sich für ihn oder 
sie zwei strategische Alternativen (Jungwirth/Müller 2010: 7): Um das Ziel einer Überführung des 





Clustermanager sich auf die Bereitstellung privater Güter für einen exklusiven Nutzerkreis 
konzentrieren, die Bereitstellung weiterer öffentlicher Güter zur Förderung infrastruktureller 
Umfeldvariablen hingegen vernachlässigen. Um die Wettbewerbsfähigkeit der Region in Gänze zu 
steigern, würden hingegen öffentliche Güter zur Förderung der Region neben – kostenlosen – privaten 
Gütern zur Steigerung der einzelbetrieblichen Wettbewerbsfähigkeit angeboten. Im Hinblick auf die 
Governance des Clustermanagements befinden sich Clustermanager öffentlicher Clusterinitiativen nun 
möglicherweise in einem Dilemma. Verfügen sie über weitestgehende Entscheidungskompetenzen 
und somit über Autonomie in der Wahl ihrer Maßnahmen, müssen sie ihre Zeit und Ressourcen 
zwischen nicht-komplementären Zielen aufteilen, ohne sich dabei an klaren Direktiven zur eventuellen 
Priorisierung von Maßnahmen orientieren zu können (Jungwirth/Müller 2010: 8ff.). Die 
entsprechenden Entscheidungen von Clustermanagern richten sich daher maßgeblich nach den 
Richtlinien ihrer jeweiligen Leistungsevaluation durch die Auftraggeber, in diesem Fall der öffentlichen 
Hand. So werden Clustermanagements im Hinblick auf die Erfüllung ihrer regionalwirtschaftlichen 
Ziele häufig anhand der absoluten Mitliederzahl, der Gesamtzahl clustertechnischer Veranstaltungen 
sowie des Teilnehmeraufkommens solcher Veranstaltungen (Vgl. Kiese 2008; Jungwirth/Müller 2010), 
jedoch nicht nach der Zahlungsbereitschaft der Akteure für die Mitgliedschaft im Cluster oder für die 
Teilnahme an Veranstaltungen beurteilt. In der Folge werden so viele neue Mitglieder wie möglich 
geworben und ebenso viele Veranstaltungen wie möglich abgehalten, um die entsprechenden 
Kennzahlen der Leistungsevaluation zu erfüllen und Budgetverwendungsnachweise zu erbringen. 
Ohne die Bereitstellung kostenloser öffentlicher und privater Güter können die Clustermanager diese 
Ziele jedoch nicht erreichen. Da die Mitgliedschaft in öffentlichen Clustern in der Regel gebührenfrei 
und durch die Prävalenz kostenloser privater Güter zudem völlig unabhängig von einer etwaigen 
Zahlungsbereitschaft ist, bildet die Mitgliederzahl jedoch keinen echten Erfolgsnachweis des 
Clustermanagements im Hinblick auf eine Überführbarkeit des Clustermanagements in private 
Trägerschaft. Der Zielkonflikt würde den Ergebnissen Jungwirth/Müllers (2010: 9) zufolge in der Praxis 
dadurch verankert, dass als Beurteilungskriterium für den Erfolg öffentlicher Clustermanager in der 
Etablierung privater Netzwerke die Anzahl realisierter öffentlich geförderter Projekte sowie das in 
diesem Zusammenhang realisierte Gesamtaufkommen projektbezogener Drittmittel herangezogen 
würde. Da die Hebelung privaten Investitionskapitals jedoch nicht ihre einzige Aufgabe sei, sondern 
daneben ebenso hoheitliche Pflichten zu erfüllen sind, könnten sich top-down Clustermanager im 
Hinblick auf ihre Zielverfolgung kaum eindeutig gegenüber den Clusterakteuren positionieren. Werden 
nun aber über einen gewissen Zeitraum öffentliche Güter und private Güter kostenlos und dadurch 
potentiell für jedermann zugänglich durch ein Clustermanagement zur Verfügung gestellt, wird zwar 
der Anspruch einer Förderung der allgemeinen regionalen Wirtschaftspotentiale erfüllt, die 
Generierung einer Zahlungsbereitschaft für ein Clustermanagement auf Basis eines exklusiven 
Mehrwerts für die Clusterfirmen allerdings ist fraglich (Vgl. Jungwirth/Müller 2010; Heimpold 2011).  
Bottom-up Clustermanagements verfolgen typischerweise Ziele auf Akteursebene und versuchen mit 
ihren Maßnahmen, über die Erhöhung der einzelbetrieblichen Innovationskapazität und Produktivität 
die Wettbewerbsfähigkeit der Mitglieder der jeweiligen Clusterinitiative selbst zu steigern (Ketels 
2003; Beckord 2007; Jungwirth/Müller 2010). Es besteht daher im Gegensatz zu top-down 
Clustermanagements kein grundlegender Zielkonflikt und ein bottom-up Clustermanagement kann 
sich auf die Bereitstellung kostenpflichtiger privater Güter zur Erreichung seiner Ziele konzentrieren. 
Mitglieder zahlen jedoch nur, wenn sie von einer Mitgliedschaft tatsächlich profitieren und der damit 
verbundene Nutzen die entsprechenden Kosten überwiegt. Ein bottom-up Clustermanager sei 
Jungwirth/Müller (2010: 10) demzufolge stets motiviert, positive Clustereffekte zu generieren und 
einen nachvollziehbaren Mehrwert für seine Mitgliedsfirmen in Form von Spillovern zu schaffen. Die 
Zahlungsbereitschaft etwaiger Mitgliedsfirmen wird somit zu einem zentralen Gradmesser des 





Indikator dafür. Jungwirth/Müller (2010: 10) bezeichnen die Beurteilungskriterien eines bottom-up 
CMs entsprechend als „marktkonform“, da Zielstellung und Leistungsmaßstab unmittelbar 
deckungsgleich sind und dem Clustermanager für die Wahl seiner Maßnahmen kein Dilemma aus 
etwaigen Inkongruenzen heraus entsteht. 
Ein weiteres Konfliktfeld im Hinblick auf die Steuerung der Clustermanagements durch die öffentliche 
Hand bezieht sich auf die Vertragsgestaltung des entsprechenden Personals. Der öffentliche 
Auftraggeber verbindet mit einem Clustermanagement langfristige Ziele – die Erhöhung der 
regionalen Wettbewerbsfähigkeit, bietet Clustermanagern jedoch lediglich durch die in der Laufzeit an 
die jeweiligen Förderzeiträume gebundenen und somit befristeten Arbeitsverträge kurzfristig 
orientierte Leistungsanreize. So genössen die verantwortlichen Manager zwar im Sinne der oben 
dargestellten Ausgestaltungsmöglichkeiten ihrer Maßnahmenportfolien weitgehende Autonomie und 
Entfaltungsmöglichkeiten, hätten jedoch den Anreiz, sich zur Sicherung ihres Anstellungsverhältnisses 
eher auf das Erreichen der nächsten Förderrunde zu konzentrieren, statt Maßnahmen zur langfristig 
privatwirtschaftlichen Verstetigung der Netzwerkstrukturen zu ergreifen (Jungwirth/Müller 2010: 3; 
Vgl. Fritsch et al. 2004;). Auch hier verweisen Jungwirth/Müller (2010: 10f.) wiederum auf die 
günstigere Ausgangssituation von bottom-up Clustermanagern, deren Verträge an das Überleben der 
privat getragenen Clusterstrukturen geknüpft seien und deren Fokus somit konkret auf die 
Bereitstellung zahlungswürdiger mehrwertorientierter Dienstleistungen geleitet würde (siehe auch 
Meier zu Köcker 2009). Sollte in der Praxis allerdings die fortgesetzte Erbringung öffentlicher Güter 
von einem Clustermanagement erwartet werden und gleichzeitig der Anspruch bestehen, die 
Clusterakteure zur Erbringung eines finanziellen Beitrags zu motivieren, scheinen öffentliche 
Zuwendungen auch weiterhin unverzichtbar. In solch einem Fall befindet sich der Clustermanager 
zudem erneut in der misslichen Lage, miteinander inkompatible Zielstellungen zu verfolgen.       
4.3.5 Zielkonflikte zwischen öffentlichem Auftrag und privatem Mehrwert in der Praxis der 
öffentlich-privaten Mischformen von Clusterinitiativen   
In der clusterpolitischen Praxis finden sich in vielen Fällen Mischformen der beiden Grundmodelle, da 
die öffentliche Hand in den meisten Fällen zwar als Anschubfinanzierer und Initiator auftritt (siehe 
Sölvell et al. 2003; Wrobel/Kiese 2009; Lindqvist et al. 2013; Jungwirth/Müller 2014a), jedoch im Zuge 
der Umsetzung konkreter kooperativer Forschungsprojekte im funktionalen und geografischen 
Geltungsbereich des jeweiligen Clustermanagements eine finanzielle Zuwendung aus öffentlichen 
Mitteln an die Aufbringung privater Ko-Finanzierung koppelt und dadurch private Akteure als 
Stakeholder der clusterpolitischen Maßnahmen mittelbar in die Trägerschaft des Clustermanagements 
einbindet. Abhängig von der spezifischen Genese des jeweiligen Clusterprojekts kommen auch 
Finanzierungsmodelle mit privater finanzieller Teilhabe am Clustermanagement in Form von nicht an 
konkrete Maßnahmen und Projekte gebundenen Mitgliedschaftsgebühren zur Anwendung (siehe 
Schretlen et al. 2011). Ebenso finden sich Konstruktionen, in denen bottom-up aus dem Kreise der 
Clusterakteure gegründete Netzwerke zur Förderung gemeinsamer regionaler Interessen im Rahmen 
von Projektausschreibungen und Wettbewerben in den Genuss einer öffentlichen Förderung kommen 
und in der Folge in de-facto öffentlich-private Körperschaften zur Clusterförderung integriert werden.  
Wie eingangs beschrieben, können die von Clustermanagern erbrachten Unterstützungs- bzw. 
Dienstleistungen in Abhängigkeit von der jeweils konkreten Zielsetzung einzelner Initiativen den 
Charakter öffentlicher, privater oder Klubgüter haben (Vgl. Ketels 2007; Jappe-Heinze 2008; Jungwirth 
et al. 2011a). Die Problematik einer gleichzeitigen Bereitstellung sowohl öffentlicher als auch privater 
Güter durch ein und dasselbe Clustermanagement liegt in der jeweils unterschiedlich ausgeprägten 
Bereitschaft der Clusterakteure begründet, sich an der Finanzierung öffentlicher und privater 
Dienstleistungen finanziell zu beteiligen. Maßnahmen, die einen unmittelbaren Nutzen für die 





abgrenzbar ist, lassen sich dabei unter gewissen Voraussetzungen schrittweise in ein 
gebührenpflichtiges Modell überführen. Es ist jedoch nicht davon auszugehen, dass die Bereitschaft 
der Clustermitglieder, Aufgaben mit öffentlichem Charakter vollständig oder auch nur anteilig zu 
finanzieren, sonderlich groß ist (Vgl. Beer/Terstriep 2010; Müller/Jungwirth 2016). Die Verwirklichung 
von Zielstellungen, die den öffentlichen Bereich einer regionalen Infrastruktur betreffen, können 
dadurch potentiell in Konflikt mit privaten Zielsetzungen geraten, wie sie z.B. durch eine explizit 
geplante Verstetigung des Clustermanagements auf Basis einer Mitgliederfinanzierung impliziert 
werden. Erschwerend kommt hinzu, dass sich die Maßnahmen und Dienstleistungen eines 
Clustermanagements oft nur schwer eindeutig als öffentliche oder private Güter zuordnen lassen. In 
der Folge offenbart sich im Hinblick auf die Finanzierung von Clustermanagementaktivitäten von 
Anfang an ein Spannungsverhältnis zwischen öffentlichem Auftrag und privatwirtschaftlichen 
Interessen.  
4.3.5.1 Schwierigkeiten einer Umwandlung öffentlicher Netzwerke in private Klubs   
Als entscheidender Faktor einer Überführbarkeit von im Rahmen wirtschaftspolitisch motivierter, top-
down initiierter und zunächst öffentlich finanzierter Clustermanagements in mitgliederfinanzierte, 
losgelöst von der öffentlichen Hand operierende eigenständige Körperschaften wird zunächst die 
zwiespältige Ausgangslage hinsichtlich der Verfolgung sowohl öffentlicher als auch privater Ziele und 
die damit einhergehende Bereitstellung sowohl öffentlicher als auch privater Güter durch ein und 
dasselbe Clustermanagement als dritter (teil-)selbständiger Interessengruppe gesehen (Vgl. Fromhold-
Eisebith/Eisebith 2005; Beer/Terstriep 2010; Jungwirth/Müller 2010; Jungwirth et al. 2011a; u.a.). So 
stehen die Verbesserung einer öffentlichen regionalen Infrastruktur als Grundlage der allgemeinen 
Standortqualität und -attraktivität und die Unterstützung bei der Verbesserung unternehmensinterner 
Abläufe sowie die Förderung privatwirtschaftlicher Netzwerke als Zielstellungen clusterpolitischer 
Maßnahmen spätestens dann in Konflikt zueinander, wenn sie durch ein und dieselbe Körperschaft 
verfolgt werden sollen und diese auch noch darauf abstellt, sich über die Erbringung der jeweiligen 
Dienstleistungen privatwirtschaftlich zu refinanzieren (Vgl. Jungwirth/Müller 2010; Jungwirth et al. 
2011a).  
Clustermanagements zielen mit ihren Angeboten auf Mechanismen zur Generierung positiver 
Externalitäten im jeweiligen Cluster ab. Die den Vorteilen einer Clusterzugehörigkeit 
zugrundeliegenden positiven Externalitäten wie Wissensspillover, Zugang zu spezialisierten 
Arbeitsmärkten etc. sind analog zu öffentlichen Gütern durch einen gewissen Grad an 
Nichtausschließbarkeit und Nichtrivalität gekennzeichnet und werden daher mitunter auch als quasi-
öffentliche Güter bezeichnet (Vgl. Jungwirth et al. 2011a; Porter 1998: 218f.). Öffentlich initiierte 
Clusterinitiativen versuchen aktiv, jene Externalitäten durch die Bereitstellung diverser öffentlicher als 
auch privater Güter und Dienstleistungen zu generieren. Allerdings können die entsprechenden 
Externalitäten auch durch die Bereitstellung privater sowie Klubgüter generiert werden, so dass deren 
Eigenschaft als öffentliche Güter nur auf den Umstand einer natürlichen, im Umfeld regionaler 
Agglomerationen auftretenden Genese beschränkt werden muss. Würde nun im Zuge eines 
Auslaufens öffentlicher Zuwendungen versucht, zur Bewerkstelligung des Transfers in eine private 
Trägerschaft das Maßnahmenportfolio von öffentlichen Gütern auf private und Klubgüter umzustellen, 
müssten diejenigen Maßnahmen, die aufgrund ihres öffentlichen Charakters keine 
Zahlungsbereitschaft bei den Clusterakteuren zu erwecken fähig wären, eingestellt werden. Dadurch 
könnten wesentliche, durch den Eingriff des Clustermanagements hervorgerufene, positive 
Externalitäten ggfs. wieder verschwinden (Vgl. Jungwirth et al. 2011a). Jungwirth et al. (2011a) zeigen 
jedoch, dass der weitaus größte Teil der möglicherweise angebotenen Dienstleistungen und 
Maßnahmen gemessen an ihrer Ausschließbarkeit und Nutzungsrivalität sehr wohl als rein privates, 
zumindest aber als Klubgut bezeichnet werden kann. Lediglich einige wenige Aspekte wie z.B. die 
Einrichtung neuer Kommunikationsstrukturen sowie Marketing und Öffentlichkeitsarbeit für die 





spielen diese jedoch in den Zielvorgaben öffentlicher und zu verstetigender Clustermanagements stets 
eine große Rolle.    




Kein einzelner Nutzer kann von 
Vornherein von der Nutzung 
neueingerichteter 
Kommunikationsstrukturen zwischen 
den Akteuren einer Region 
ausgeschlossen werden. 
Der Nutzen für andere wird nicht 
verringert, vielmehr erfolgt aufgrund 




Kein einzelner Nutzer kann von den 
Vorteilen einer im Zuge 
entsprechender 
Marketingmaßnahmen gesteigerten 
überregionalen Sichtbarkeit und 
Attraktivität einer Region 
ausgeschlossen werden. 
Zusätzliche lokale Nutznießer 





Da Hilfestellungen zur 
Firmengründung bilateral sind, 
können weitere Nutznießer 
ausgeschlossen werden. 
Aufgrund der zeitaufwändigen 
Beratung und dem damit 
einhergehenden Personalaufwand 
treten Überfüllungseffekte auf.  




Der mögliche Ausschluss weiterer 
potentieller Partner von bereits 
geschlossenen bilateralen Verträgen 
bedeutet eine gewisse Rivalität. 




Da Kandidaten nur einmal angestellt 
werden können, besteht um ihre 
Arbeitskraft ein Wettbewerb. 
Klubgüter 
Rolle des zentralen 
Ansprechpartners 
Die Verfügbarkeit von 
Clustermanagern als Ansprechpartner 
kann auf Mitglieder beschränkt 
werden. 
Der Clustermanager verfügt nur über 
ein begrenztes Zeitbudget, steht 
unabhängig von seinem jeweils 
vorübergehenden Beschäftigungsgrad 
nichtsdestotrotz jedem Mitglied auch 
weiterhin grundsätzlich zur Verfügung. 
Es besteht daher keine Rivalität. 
Informationsdiffusion durch 
Internet und Messen 
Der Informationsfluss kann auf 
Mitglieder beschränkt werden.  
Information ist grundsätzlich nicht von 
Rivalität gekennzeichnet, es sei denn, 
es käme zu einem 
Informationsüberfluss, der eine 
Verarbeitung weiterer Inhalte 
erschweren würde. 
Organisation von Konferenzen und 
Kooperationsplattformen 
Nichtmitglieder können durch 
entsprechende Teilnahme- und 
Zugangsbeschränkungen 
ausgeschlossen werden. 
Sofern keine Überfüllung eintritt, 
besteht keine Rivalität. 
Bündelung und Unterstützung 
existierender regionaler 
Netzwerke 
In etablierten Netzwerken kennen sich 
die jeweiligen Mitglieder und 
Nichtmitglieder können daher leicht 
auf Distanz gehalten werden. 
Keine Rivalität, da zusätzliche 
Mitglieder aufgrund der positiven 
Netzwerkeffekte stets den Nutzen für 
alle erhöhen. 
Initiierung und Koordination von 
Kooperationsprojekten 




Aufgrund des hohen Zeitaufwands der 
Projektinitiation (Projektanträge, 
Abstimmungsroutinen etc.) könnte die 
Projektanbahnung ein privates Gut 
sein. Die Koordination im späteren 
Verlauf des Projekts könnte jedoch als 
Klubgut betrachtet werden, da eine 
große Zahle laufender Projekte 
parallel betreut werden kann. 







ausgeschlossen werden.  
tritt Rivalität auf.  
Technologie-Scouting Wenn neue Technologien über 
geschlossene Foren nur Mitgliedern 
bekannt gemacht werden, können 
Nichtmitglieder ausgeschlossen 
werden. Über andere Kanäle, wie z.B. 
das Internet, ist dies ggf. nicht 
möglich. 
Technologien können in der Regel von 
jedem Nutzer unabhängig 
voneinander genutzt werden, es tritt 
keine Rivalität auf. Solange 
Technologien nur dem exklusiven 
Mitgliederkreis bekannt sind, ist das 
Scouting ein Klubgut, sobald öffentlich 
bekannt, ein öffentliches Gut. 
Qualifizierungsmaßnahmen für 
Angestellte 




Rivalität besteht nicht, da jeder 
Einzelne durch die Erhöhung des 
Qualifikationsniveaus der 




Nichtmitglieder können von der 
Kontaktvermittlung ausgeschlossen 
werden. 
Zeitaufwand ist begrenzt und die 
weiteres Neukontaktpotential steigt 
mit jedem neuen Kontakt, daher keine 
Rivalität.   
Tabelle 8: Exemplarische Kategorisierung von öffentlichen, privaten und Klubgütern nach Jungwirth et al. (2011a) 
Clustermanager, die grundsätzlich eine Erhöhung des privaten Finanzierungsanteils anstreben, müssen 
gezielt kostenpflichtige private oder Klubdienstleistungen anbieten. Um eine entsprechende 
Zahlungsbereitschaft zu generieren, müssen diese Dienstleistungen einem tatsächlichen Bedarf im 
Cluster gegenüberstehen (Vgl. Meier zu Köcker 2009; Dijk 2011)  und darüber einen konkreten 
Mehrwert bieten. Dies könnten kostenpflichtige Veranstaltungen wie Konferenzen oder Workshops, 
gemeinsame Kooperationsplattformen sowie Gemeinschaftsstände auf Messen sein. Ebenso denkbar 
sind Technologietransferdienstleistungen in Form von Beratungsangeboten und 
Antragstellungshilfestellung im Bereich der Fördermittelakquise (Vgl. Jungwirth et al. 2011a). Vor dem 
Hintergrund der oben beschriebenen Konflikte zwischen privaten und öffentlichen Zielstellungen 
öffentlich getragener Clustermanagements ergeben sich jedoch trotzdem eine Reihe von spezifischen 
Herausforderungen im Hinblick auf die Überführung in privatwirtschaftlich getragene Strukturen, 
deren Prävalenz in der Praxis bereits von Jungwirth et al. (2011a) im Rahmen einer Interviewstudie mit 
bayerischen Clustermanagern nachgewiesen werden konnten. So bedeute schon allein die Gründung 
eines lokalen Clustervereins als Grundlage der Fähigkeit zur Erhebung von Mitgliedsgebühren als 
erster Schritt einer institutionellen Verstetigung clusterbezogener Aktivitäten einen möglichen Konflikt 
mit bereits etablierten beitragspflichtigen Fachverbänden und Innungen vor Ort. Insbesondere in 
Regionen, die gleichsam von KMU als auch von starken nationalen und regionalen Verbänden 
charakterisiert seien, trete man so in unmittelbaren Wettbewerb, was die Akquise von 
zahlungspflichtigen Mitgliedern anginge. Selbst wenn es gelänge, eine signifikante Mitgliederzahl zu 
gewinnen, zeige sich zudem, dass ab einer bestimmten Anzahl – in der betreffenden Studie schätzt 
man die kritische Schwelle of 70 Teilnehmer – eine Verwässerung des privaten Mehrwerts einer 
Klubzugehörigkeit eintrete, da der Klub zu einem quasi-öffentlichen Gut verwandelt würde. Darüber 
hinaus könnten bei zu vielen Mitgliedern die einzelnen Maßnahmen nicht mehr auf den spezifischen 
Bedarf einer selektierten Auswahl an Akteuren zugeschnitten werden, da man sich am immer kleiner 
werdenden gemeinsamen Nenner orientieren müsste (siehe auch Meier zu Köcker 2009). Hinzu 
kämen budgettechnische Einschränkungen auf Seiten der Clustermitglieder. Die Beitragsordnungen 
der Clustervereine sind meist variabel und richten sich nach der Umsatzstärke der einzelnen 
Mitglieder. Ohne eine ausreichende Anzahl großer und finanzstarker Mitglieder im Netzwerk stellt sich 
die Frage, ob ein Clustermanagement in der Gänze seiner Strukturen und Maßnahmen von privaten 





Jungwirth et al. (2011a) stoßen in ihrer Interviewstudie zu bayerischen Clusterinitiativen unter den 
befragten Clustermanagern auf die vorherrschende Erwartungshaltung, dass die öffentliche Hand 
aufgrund der zentralen Rolle öffentlicher Güter in der Regionalförderung von einer Einstellung 
entsprechender Zuwendungen selbst dann absehen würde, wenn die Einrichtung privater und sich 
selbst tragender Netzwerke eines der Ziele der betreffenden Clustermanagements sei. 
Nichtsdestotrotz sehen sich die befragten Manager mit der Notwendigkeit zur bestmöglichen 
Generierung privater Zahlungsströme gezwungen, um über die Erfüllung der entsprechenden 
Zielvorgaben ihren Job nicht zu gefährden. Nur verschwindend wenige würden sich jedoch mit der 
kompletten Umstellung auf eine private Trägerschaft auseinandersetzen.  
Die Umwandlung von öffentlichen Netzwerken in private Klubs scheint somit vom Grundsatz her 
möglich, bringt allerdings eine Reihe strategischer und technischer Herausforderungen mit sich. Soll 
eine vollständige Eigenfinanzierung realisiert werden, müsste sich ein Clustermanagement ebenso 
vollständig auf die Bereitstellung privater und Klubdienstleistungen umstellen. Ob ein Mehrwert dieser 
Dienstleistungen gewahrt werden könnte, hängt in wesentlichem Maße von der Gesamtheit der 
Mitgliedschaft ab sowie davon, ob die Auswirkungen der Bereitstellung privater und Klubgüter noch in 
ausreichendem Maße von Ausschließbarkeit geprägt wären. Zudem ist die Budgetfrage nicht allein 
durch die vollständige Privatisierung gelöst und das Clustermanagement müsste sich analog zu 
gewöhnlichen Unternehmen zusätzliche Umsatzquellen erschließen. Es bekäme dadurch allerdings 
eher den Charakter einer Beratungsagentur ohne jeden öffentlichen Auftrag (Vgl. Jungwirth et al. 
2011a). Ob der Charakter eines Clustermanagements als Institution zur umfassenden 
regionalwirtschaftlichen Förderung sowie einer Generierung clusterspezifischer Externalitäten auf 
diese Weise gewahrt werden kann, ist fraglich.   
4.4 Zwischenergebnis:  Nachhaltige Clustermanagementstrukturen vor dem Hintergrund einer 
öffentlichen Clusterförderung   
Das Ökosystem Cluster ist in seiner Gesamtheit ein nur schwerlich differenzierbarer Netzwerkballen, 
dessen Entwicklung von zwischenbetrieblichen und sozialen Interaktionsmustern der einzelnen 
Akteure geprägt ist. Die Förderung von Clustern ist dadurch immer auch Netzwerkförderung und das 
Clustermanagement dadurch immer zu einem Gutteil vornehmlich Netzwerkmanagement. 
Grundlegend für die Gestaltung eines nachhaltigen Clustermanagements ist der Aufbau eines 
langfristig stabilen übergreifenden Clusternetzwerks sowie kontinuierlicher Organisationsstrukturen 
und Prozessabläufe (Koschatzky 2011: 11), um die nötige Verbindlichkeit clusterpolitischen 
Engagements sicherzustellen und somit den Clusterakteuren sowohl Sicherheit und Orientierung zu 
geben als auch Vertrauensaufbau zu gewährleisten (Vgl. Buhl/Meier zu Köcker 2009). 
Ausschlaggebend für den Erfolg einer Clusterinitiative ist der ökonomische Erfolg des Clusters bzw. der 
diesen konstituierenden Firmen (Vgl. Jacobsen 2009). Dies bedeutet, dass sich Maßnahmen zur 
Clusterförderung stets in erkennbaren und mit dem Clusterengagement verbundenen Mehrwerten 
niederschlagen müssen, um die gewünschte Eigeninitiative im Hinblick auf clusterbezogene 
Maßnahmen der Einzelakteure zu mobilisieren. Nachhaltigkeit ist dabei jedoch nicht unbedingt 
gleichzusetzen mit einer hundertprozentig privatwirtschaftlichen Finanzierung, z.B. aus etwaigen 
Mitgliedsbeiträgen oder Dienstleistungsgebühren. Vielmehr bedarf es eines dauerhaften operativen 
und finanziellen Engagements des Staates, um die Versorgung mit rahmengebenden Dienstleistungen 
im öffentlichen Interesse auch langfristig zu sichern.  
1) Was bedeutet Nachhaltigkeit für ein Clustermanagement? 
Die Nachhaltigkeit von Clustermanagement findet zum einen in der Effektivität des 
Clustermanagements in der Wahrnehmung seiner Aufgaben als oberste Koordinierungsinstanz des 
Clusters Ausdruck. Den Clustermitgliedern muss der Mehrwert einer Kooperation im Cluster glaubhaft 





anderen wird sie mittelbar durch eine erfolgreiche Erweiterung der Finanzierungsstruktur über 
Fördergelder der öffentlichen Hand hinaus gekennzeichnet. Ein strukturell nachhaltiges 
Clustermanagement ist in der Lage, in solch einer Art und Weise Mehrwerte für alle Clustermitglieder 
zu generieren, dass diese in Erkenntnis ihres unmittelbaren Vorteils eines clusterpolitischen 
Engagements fortgesetzt dazu bereit sind, in die Schaffung eines kollektiv generierten erhöhten 
Zusatznutzens im Cluster zu investieren und ein Clustermanagement mitzufinanzieren.  
In Bezug auf die Clusterentwicklung drückt sich Nachhaltigkeit in der Fähigkeit aus, eine optimale 
Nutzung aller im Cluster verfügbaren Ressourcen und Potentiale zu gewährleisten sowie in 
ausreichendem Maße Sozialkapital zu generieren, um eine sich selbst tragende, von staatlichen 
Fördergeldern unabhängige, langfristig wirksame Entfaltung von positiven Externalitäten und eine 
damit einhergehende Wachstumsdynamik zu ermöglichen. Ein Clustermanagement geht damit jedoch 
in seinem Tätigkeitsprofil teilweise über einzelbetriebliche Interessen hinaus und sucht so z.B. durch 
eine explizite Internationalisierungs- und Diversifizierungsstrategie die Gefahr eines möglichen lock-ins 
zu verhindern bzw. durch weitere allgemeinwirtschaftliche Angebote eine für den Cluster förderliche 
Regionalentwicklung zu unterstützen. Im Zusammenhang mit der fehlenden privaten 
Zahlungsbereitschaft für diejenigen Maßnahmen eines Clustermanagements, die auch als öffentliche 
Güter bezeichnet werden können und maßgebliche externe Effekte im Cluster generieren, kann an 
dieser Stelle von einem grundlegenden Marktversagen gesprochen werden, welches die strukturelle 
Nachhaltigkeit von Clustermanagement untergräbt. Ein allumfassender Nachhaltigkeitsbegriff für 
Clustermanagement muss diesem Umstand Rechnung tragen und sollte in der Folge von der bisher 
üblichen Fixierung auf vollständige private Trägerschaft abstrahieren. So ist eine erfolgreiche 
Abkopplung von öffentlichen Fördermitteln im Laufe der Clustergenese zwar Ausdruck effektiver 
Internalisierung externer Effekte durch die Clusterakteure (im Sinne der obigen Ausführungen), jedoch 
muss diese nicht zu 100% erfolgen, um als im Sinne der Zielstellung nachhaltig bezeichnet zu werden. 
2) Ausrichtung der Clusterförderung an Clusterpotentialen   
Clusterförderung ist grundsätzlich nur sinnvoll, wenn die für eine Clusterentstehung notwendigen 
lokalen oder regionalen Bedingungen erfüllt sind bzw. diese durch staatliche Fördermaßnahmen 
geschaffen oder gestützt werden können (Vgl. Brenner/Fornahl 2003; Fromhold-Eisebith/Eisebith 
2005; Beckord 2007). Eine Clusterpolitik sollte dabei stets jene regionalen Gegebenheiten 
berücksichtigen und Instrumente finden, die den unterschiedlichen Kompetenzen und Besonderheiten 
gerecht werden (Heidenreich/Miljak 2005: 10).  
Eine Clusterpolitik sollte sich darüber hinaus nicht an beliebigen anderen augenscheinlich in der 
Clusterförderung erfolgreichen Regionen orientieren, sondern stets die jeweils eigenen spezifischen 
Voraussetzungen der Clusterbildung zum Ausgangspunkt für die Gestaltung einer Clusterstrategie und 
entsprechender Maßnahmenpakete nehmen (Porter 1998: 89f.; Vgl. Hospers/Beugelsdijk 2002). Sind 
nach eingehender Prüfung des „ökonomischen Status-quo einer Region“ (Sternberg 2005: 135) 
etwaige regionale Clusterpotentiale sowie mögliche zu beeinflussende Clustermechanismen, wie z.B. 
Interaktions- und Kooperationsstrukturen am Standort, identifiziert, kann eine Auswahl relevanter und 
passender Instrumente zu deren Förderung getroffen werden. Zentrale Voraussetzung hierfür ist 
jedoch die tatsächliche Existenz von lokalen Clusterpotentialen. Andernfalls droht die Verfolgung eines 
willkürlichen politischen Ziels bar jeder clusterökonomischen Grundlage (Enright 2003: 121 in Benner 
2012: 142). Ohne bereits ausgebildete Clusterstrukturen macht auch die Gründung von 
Clustervereinen als strukturelle Grundlage von sich selbst tragenden Clustermanagements keinen Sinn 





3) Zielgruppenadäquate bedarfsorientierte Maßnahmengestaltung bei klarer Unterscheidung 
von privaten und öffentlichen Zielen 
In der Literatur wird deutlich, dass die jeweiligen spezifischen Schwerpunkte, Möglichkeiten und 
Grenzen von öffentlich oder privat orientierten Clustermanagements mit unterschiedlichen 
Lebensphasen eines Clusters korrespondieren. Anfangs sind die Maßnahmen eines öffentlich 
getragenen Clustermanagements zur grundlegenden Mobilisierung eines intraregionalen Austauschs 
ohne zunächst unmittelbar gegebenen Mehrwert für die einzelnen Teilnehmer als Schlüsselimpulse 
unverzichtbar. Später werden die Stärken privatwirtschaftlicher Initiativen in der Verfeinerung und 
Professionalisierung der Austauschbeziehungen auf Augenhöhe mit den Clusterakteuren 
ausschlaggebend. Eine Beurteilung beider Ansätze als möglicher Königsweg zur Nachhaltigkeit ist 
folglich verfehlt, vielmehr sollte über eine zweckdienliche Kombination und serielle Abfolge beider 
Reinformen nachgedacht werden. In diesem Zusammenhang stellt sich auch die Frage nach einer 
adäquaten Überführung öffentlich top-down initiierter Initiativen in privatwirtschaftlich 
weitergeführte Modelle. Die Praxis zeigt jedoch, dass die Erwartungen privater Akteure an ein 
kostenpflichtiges Maßnahmen- und Dienstleistungsangebot eines Clustermanagements an ein 
gewisses Maß an Exklusivität gekoppelt sind, welches vom Clustermanagement bei gleichzeitiger 
Verfolgung übergeordneter allgemeinwirtschaftlicher Agenden nicht unbedingt gewährleistet wird 
oder aber werden kann. In der clusterpolitischen Praxis lassen sich Güter nicht immer klar als 
öffentliche, Klub- oder private Güter klassifizieren. Clustermanagements, insbesondere solche in 
öffentlicher oder öffentlich-privater Trägerschaft, bieten öffentliche Güter und – ebenfalls kostenlos – 
private Güter als Klubgüter an. Die Überführung zunächst rein öffentlich finanzierter 
Clustermanagements in vollständig oder teilweise privat finanzierte Körperschaften hängt davon ab, 
inwiefern es im Laufe der Clusterentwicklung gelingt, die jeweiligen Mehrwerte der einzelnen 
Clusterdienstleistungen für die jeweiligen Akteure klar herauszustellen und öffentliche Güter soweit 
auf den Mitgliederkreis des Clusters zu beziehen, dass sie einen hinreichend privaten bzw. exklusiven 
Charakter annehmen. Diese Versuche treffen jedoch allzu oft auf Mitnahme- und Gewöhnungseffekte 
bzw. tradierte Kostenlosmentalitäten (Jungwirth/Müller 2010: 7), die im Zuge der entgeltfreien 
Bereitstellung öffentlicher und auch Klubgüter durch öffentlich oder öffentlich-privat initiierte und 
geführte Clustermanagements in den Anfangsphasen der jeweiligen Initiativen entstanden sind und 
eine Refinanzierung des Clustermanagements durch beitragspflichtige Maßnahmen erschwert. Es 
kann jedoch nicht erwartet werden, dass die Umstellung auf ein beitragspflichtiges 
Maßnahmenportfolio vor dem Hintergrund des fortwährenden Spannungsverhältnisses zwischen 
öffentlichen und privaten Gütern gelingt. Somit sollte ab dem Punkt der Einbindung privaten Kapitals 
eine Trennung öffentlicher und privater Aufgabenbereiche stattfinden. Die könnte bspw. über eine 
Auslagerung öffentlicher Maßnahmen zur Förderung regionalwirtschaftlicher Umfeldvariablen wie z.B. 
allgemeine Unternehmensakquise und Infrastrukturmaßnahmen in anderweitige Körperschaften der 
öffentlichen Hand bzw. der regionalen Wirtschaftsförderungsgesellschaften erfolgen (Vgl. Benner 
2012).  
4) Gewährung clusterpolitischer Autonomie  
Da für eine vollumfängliche Steuerung sämtlicher Clusterbelange kein ausreichendes Wissen auf 
Ebene des Staates vorausgesetzt werden kann (Brenner/Fornahl 2003: 17) und der Einfluss politischer 
Maßnahmen, wie oben gezeigt, begrenzt ist, sollte eine Umsetzung clusterpolitischer Strategien 
seitens der öffentlichen Hand daher immer in enger Zusammenarbeit mit den Akteuren der jeweiligen 
Wirkungsebenen geschehen und ihnen entsprechende eigenverantwortliche Handlungsräume 
zugestehen. Durch die frühzeitige Einbindung lokaler Institutionen und Akteure kann zudem eine 
Anpassung an standortspezifische Gegebenheiten gewährleistet werden (Fritsch 2004: 384-385). 
Wenn der Staat als politischer Clusterakteur nicht als externe Instanz eingreift, sondern 





Entfaltung bestehender regionsspezifischer Clusterbildungsprozesse von unten her – „bottom-up“ – 
zulässt, steigt die Wahrscheinlichkeit für den Erfolg clusterpolitischer Maßnahmen (Brenner/Fornahl 
2003: 17). Der Staat wird damit zum sprichwörtlichen Randakteur (Vgl. Wrobel/Kiese 2009), der 
lediglich eine unterstützende Funktion auf Grundlage der Gestaltung günstiger Rahmenbedingungen 
für die Entstehung wettbewerbsfähiger regionaler Branchencluster wahrnimmt (Vgl. Porter 1998). 
Über die Beeinflussung eben dieser Rahmenbedingungen im öffentlichen Bereich bleibt der Staat 
jedoch unmittelbar in die Gestaltung der Geschicke regionalen Clustermanagements eingebunden. 
5) Langfristigkeit in Strategie und Finanzierung  
Der unmittelbare Mehrwert der Leistungen eines Clustermanagements steht zunächst in keinem 
unmittelbar reziproken Verhältnis zur Zahlungsbereitschaft der involvierten lokalen Akteure. Daher 
sollten Maßnahmen zur Unterstützung der Clusterbildung grundsätzlich eine entsprechend langfristig 
orientierte Perspektive haben, sowohl im Hinblick auf die konkret verfolgten Ziele als auch hinsichtlich 
der Stabilität der zugrundeliegenden organisatorischen und institutionellen Strukturen – dies jedoch 
zunächst ganz unabhängig von der Herkunft der finanziellen Mittel. Konkret geht es bei der 
Einflussnahme der öffentlichen Hand auf Clusterstrukturen wie z.B. ein dediziertes 
Clustermanagement oder auch eingetragene Clustervereine um finanzielle Unterstützung, 
insbesondere in der Anfangsphase einer Clusterinitiative. In der Praxis wird der Kontinuität und 
Verlässlichkeit dieser Unterstützung seitens der öffentlichen Hand eine wesentliche Rolle in der 
Herstellung eines clusterpolitischen Commitments auch auf Seiten der ortsansässigen Clusterakteure 
zugeschrieben. So verleiht die langfristige Perspektive einer politischen Unterstützung für die 
Clusterbildung den entsprechenden Unternehmen und Institutionen erst die nötige Sicherheit, um 
sich ihrerseits mit Blick auf eine langfristige Zielstellung im Cluster zu engagieren (Vgl. Schretlen et al. 
2011)    
Die Betrachtung der Clusterentwicklungsdynamik zeigt, dass die größte Herausforderung für ein 
Clustermanagement im Sinne des oben abgeleiteten konzeptionellen Nachhaltigkeitsbegriffes 
grundsätzlich darin besteht, im Hinblick auf die Zusammensetzung, Förderung, Vermarktung, 
Institutionalisierung und Verwaltung eines Clusters eine weitgehende Interessenkongruenz zwischen 
den einzelnen Akteuren innerhalb des Clusters herzustellen, um gemeinsam getragene Maßnahmen 
zum gegenseitigen Vorteil zu ermöglichen. Die Verfolgung der clusterpolitischen Ziele muss für die 
jeweiligen Akteure mit einem unmittelbaren oder zumindest mittelbaren Nutzen oder Mehrwert 
versehen sein, um deren Teilhabe, sei es operativ oder finanziell, zu gewährleisten, aber auch, um ein 
eigenständiges Handeln im Clusterkontext – auf offenen Austausch und Kooperation hin – zu 
stimulieren. Die Aufstellung gemeinsamer Entwicklungsziele und Visionen der Clusterentwicklung 
können in diesem Zusammenhang helfen, die divergierenden Interessen der einzelbetrieblichen 
Gewinnorientierung und der Gemeinwohlorientierung des Staates zu vereinen und eine 
entsprechende operative Verbindlichkeit zu schaffen (Beckord 2007: 124; Vgl. Buhl 2010). Der 
Anspruch der Nachhaltigkeit von Clustermanagement erschöpft sich daher auch keineswegs darin, als 
Clustermanagementkörperschaft finanziell vom Staat unabhängig zu sein. Vielmehr geht es um die 
erfolgreiche Stimulierung einer clusterbezogenen Eigeninitiative der einzelnen Clusterakteure, ohne 
dass dazu fortgesetzt initiierende Eingriffe des Staates notwendig sind. Dies schließt den Staat als 
langfristig engagierten rahmengebenden wirtschaftspolitischen Akteur explizit mit ein. Allerdings 
sollten aufgrund des oben beschriebenen Spannungsverhältnisses hinsichtlich der fehlenden 
Zahlungsbereitschaft privater Akteure für öffentliche bzw. nicht hinreichend private Güter und 
Dienstleistungen Clustermanagementmaßnahmen, die grundlegend einem öffentlichen Interesse 
dienen und sich aufgrund fehlender Ausschlussmechanismen nicht oder nur unvollständig in private 
oder Klubgüter umwandeln lassen, stets öffentlich finanziert oder zumindest durch den Staat 





Wirtschaftsförderungseinrichtungen der öffentlichen Hand ausgegliedert werden, sobald privates 































5.  Methodik  
Das zentrale Ziel dieser Forschungsarbeit besteht darin, das Wesen und die Gestaltbarkeit eines 
langfristig effektiven und stabilen Clustermanagements zu ergründen und zu beschreiben. Welche 
Aufgaben und Ziele hat bzw. verfolgt es, welche Maßnahmen und Instrumente verwendet es, wie ist 
es strukturiert und wie kann es finanziert werden und, nicht zuletzt, wie kann es aufgebaut werden? 
Außerdem soll festgestellt werden, welche Einflussmöglichkeiten die öffentliche Hand hat, um den 
Aufbau eines perspektivisch möglichst selbsttragenden, von öffentlichen Zuwendungen unabhängigen, 
Clustermanagements zu ermöglichen. Nicht zuletzt aufgrund des häufig kritisierten Theoriedefizits der 
angewandten Clusterpolitik sowie der mangelnden konzeptionellen Belastbarkeit („Unschärfe“) der 
Clustertheorie lassen sich nur unzureichend abschließende Schlussfolgerungen ziehen. Es ist daher 
sinnvoll, sich dem Untersuchungsgegenstand – dem praktischen Clustermanagement sowie der 
Unterstützung durch die öffentliche Hand – weitgehend offen und auf Basis einiger zuvor formulierter 
vorläufiger Vorannahmen möglichst weit und unmittelbar in seinem Anwendungskontext zu nähern 
und anhand der dadurch gewonnenen Einblicke das zuvor theoretisch gewonnene Vorverständnis zu 
präzisieren (Mayer 2009: 23; Saldern 1995: 352). Dies soll im direkten persönlichen Diskurs mit den 
beteiligten Akteuren erfolgen. Die vorliegende Forschungsarbeit bedient sich daher einer 
interviewbasierten qualitativen Erhebungs- und Auswertungsmethode, um auf Basis der 
vorangegangenen Literaturübersicht den Forschungsgegenstand im Lichte praktischer Erfahrungen 
der beteiligten Akteure explorativ ergründen und möglichst umfassend konzeptualisieren zu können. 
Inhaltliches Ziel der Interviewstudie ist es dabei, die aus der Literaturanalyse theoretisch abgeleiteten 
Schlussfolgerungen und Erwartungen bzw. Arbeitshypothesen bzgl. der normativen Grundzüge sowie 
des institutionellen Umfelds nachhaltigen Clustermanagements anhand der praktischen Erfahrungen 
der Interviewteilnehmer zu prüfen und ggf. zu ergänzen. Gleiches gilt für die wechselseitigen 
Beziehungen zwischen den betrachteten Akteursgruppen aus Clustermanagement und Clusterpolitik 
und die daraus resultierenden Folgen für die Clusterförderung im Allgemeinen bzw. das 
Clustermanagement im Besonderen.  
Befragt wurden verantwortliche Entscheider oder Sprecher mehrerer deutscher 
Spitzenclustermanagements sowie die diesen auf jeweiliger Landesebene gegenüberstehenden 
Ansprechpartner der öffentlichen Clusterpolitik. So wurden in Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg, 
Sachsen und Thüringen sowie in Berlin Interviews mit Vertretern beider Akteursgruppen durchgeführt. 
Letztere Interviewpartner in Berlin fallen zwar aus dem Rahmen der Spitzencluster heraus, wurden im 
späteren Verlauf der Befragung jedoch bewusst als Vergleich zur übrigen Gruppe in die Erhebung 
aufgenommen. Die Wahl fiel auf mehrere Interviewpartner unterschiedlicher regionaler Cluster bzw. 
geographischer Administrationsräume, um einen möglichst vielfältigen Eindruck vom Aufbau 
möglicher Clustermanagementkonstellationen zu erhalten sowie den Umgang mit unterschiedlichen 
regionalökonomischen und regionalpolitischen Kontexten zu ergründen. Trotz der somit bestehenden 
Unterschiede handelt es sich bei den verschiedenen betrachteten Konstellationen um denselben 
Untersuchungsgegenstand – ein institutionalisiertes Clustermanagement mit klaren Aufgaben, 
Personal und Rechenschaftspflichten gegenüber einem öffentlichen Fördermittelgeber. Es soll somit 
durch die Auswahl mehrerer Befragtengruppen keine künstliche quantitative Regelmäßigkeit 
hergestellt, sondern vielmehr eine Untersuchung gleicher bzw. vergleichbarer 
Untersuchungsgegenstände in verschiedenen Situationen durchgeführt werden. Auf diese Weise wird 
ein tiefergreifendes Verständnis der grundlegenden Zusammenhänge ermöglicht (Vgl. Häfner 2014).  
Mit allen Interviewpartnern sind semi-strukturierte leitfadengestützte Experteninterviews nach Kvale 
(2007) und Mayer (2009) durchgeführt worden. Die Leitfäden wurden anhand der zuvor 
literaturgestützt formulierten Vorannahmen erstellt. Die einzelnen Interviews sind mit Einverständnis 





worden. Die Auswertung der Transkripte erfolgte mittels einer qualitativen Inhaltsanalyse nach 
Mayring (2010).  
Es soll in diesem Schritt keine umfassende Theoriebildung auf Grundlage der Aussagen der 
interviewten Experten erfolgen, sondern praxisorientierte Rückschlüsse auf deren Bezug zueinander 
und den damit verbundenen Grundsätzen einer nachhaltigkeitsorientierten Zusammenarbeit im 
Cluster gezogen werden. Darüber hinaus sollen weitere, bisher in der Literatur nicht oder weniger 
berücksichtigte Facetten der Clusterförderung und deren möglicher Einfluss auf die Entfaltung von 
Clustereffekten aufgespürt werden. Die gewonnenen Informationen sollen zusammen mit den aus der 
Literaturübersicht deduzierten Einblicken als Basis für die zusammenfassende Abschlussbetrachtung 
des Forschungsgegenstands dienen. 
5.1 Auswahl der Befragten 
In nahezu jedem Bundesland wird Clusterpolitik betrieben, ebenso in vielen Landkreisen und 
zahlreichen Kommunen, teils in eigenständigen personellen Ressorts. Aufgrund der Vielzahl potentiell 
relevanter Ansprechpartner in Förderung und Verwaltung von Clustern bietet sich eine qualitative 
Auseinandersetzung mit einzelnen Sprechern und Verantwortungsträgern in beiden Bereichen an. Die 
im Folgenden beschriebene Auswahl der Befragten orientiert sich an den Grundsätzen des von 
Glaser/Strauß (2008) beschriebenen theoretical sampling.  
Es gibt zahlreiche Akteursgruppen innerhalb eines Clusters. Zu ihnen zählen all jene, die seitens der 
jeweiligen Clustermitglieder mit der Wahrnehmung von clusterbezogenen Aufgaben betraut und 
somit direkt in die Gestaltung und Verwaltung des Clusters einbezogen sind. Neben den in diesem 
Zusammenhang zu nennenden Firmen, Forschungs- und Ausbildungsstätten entlang der 
ineinandergreifenden Wertschöpfungsketten am Clusterstandort sind dabei auch die jeweiligen 
Clustermanagements und die öffentliche Hand zu nennen. Letztere bezieht sich dabei je nach 
politischer Verwaltungsebene entweder auf den Bund, die Landes- oder die Kommunalpolitik.  
Clusterbezogene Verwaltungs- und Gestaltungsaufgaben, wie z.B. Strategiebildung und operative 
Steuerung des Clusters, werden von den Clusterakteuren üblicherweise an die Mitarbeiter des 
Clustermanagements delegiert, seien diese nun ausschließlich Clustermanager oder auch in 
Personalunion ebenfalls als Funktionsträger einzelner Clusterakteure tätig. Die Grundgesamtheit der 
im Rahmen der vorliegenden Forschungsarbeit zu befragenden Clusterakteure lässt sich folglich auf 
die Verantwortlichen des Clustermanagements76 sowie der clusterpolitischen Entscheidungsträger auf 
Bundes-, Landes- bzw. Kommunalebene eingrenzen.  
Aufgrund der institutionellen Breite der Grundgesamtheit, vor Allem bzgl. der 
Clusterverwaltungskörperschaften in Deutschland, wird für die Durchführung der Interviewstudie eine 
weitere Auswahl vorgenommen. Die zum Durchführungszeitpunkt dieser Arbeit insgesamt zwölf 
deutschen Spitzencluster sind dabei sowohl thematisch als auch methodisch vorteilhaft. Sie sind 
institutionalisiert, geographisch gut verteilt, strategisch und organisatorisch voneinander unabhängig 
und werden seitens der öffentlichen Hand gefördert bzw. in Ihrer Entwicklung unterstützt. Als 
wissenschaftlich anerkannte Clusterstrukturen sind sie zudem über konzeptionelle und definitorische 
Zweifel, zumindest im Rahmen der vorliegenden Forschungsarbeit, weitgehend erhaben und damit als 
Befragtengruppe fachlich relevant und repräsentativ. Nichtsdestotrotz ist die Hinzunahme nicht zum 
Kreis der Spitzencluster gehöriger Interviewpartner als Vergleichsgruppe keinesfalls ausgeschlossen. 
Der Metropolraum Berlin-Brandenburg bietet sich dabei an, da er eine in Deutschland einzigartige 
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kleinteilige und von Strukturbrüchen gezeichnete Unternehmens- und Forschungslandschaft bei 
gleichzeitig intensiv betriebener Clusterpolitik aufweist. Auf Seiten der öffentlichen Hand bietet sich 
aufgrund der ausgeprägten regionalwirtschaftspolitischen Differenzierung in Deutschland eine 
Eingrenzung auf Landesebene an. Befragt werden sollen hier die jeweils auf den Standort der 
befragten Spitzencluster bezogen verantwortlichen Landesministerialbeamten in den Ressorts für 
Wirtschafts- bzw. Clusterförderung. 
Wie schon oben angedeutet, delegieren Unternehmen und sonstige Institutionen die Verwaltungs- 
und Steuerungsaufgaben des Clustergeschehens an die jeweils dedizierten 
Clustermanagementeinrichtungen bzw. deren Personal. Die Clusterakteure auf Unternehmens- und 
Institutionenebene sind daher integraler Bestandteil des Erwartungs- und Anforderungskontexts für 
die jeweiligen Clustermanager und würden mitunter interessante Einblicke in die Verfasstheit 
einzelner Cluster zu geben in der Lage sein. Allerdings stellt die Befragung einzelner 
Clusterunterakteure aus Unternehmen oder Forschungseinrichtungen einen unverhältnismäßig 
großen methodischen Zusatzaufwand dar, da aufgrund der Vielschichtigkeit der Gesamtheit aller 
Clusterakteure mit einer Vielzahl unterschiedlicher und von den jeweiligen individuellen 
Ausgangslagen geprägter Interessen und Erwartungshaltungen innerhalb der einzelnen für eine 
Befragung ausgewählten Cluster zu rechnen ist. Diese Daten zu erfassen und im Sinne der 
Fragestellung angemessen zu beurteilen und zu generalisieren, ist im Rahmen dieser Forschungsarbeit 
kaum zu bewältigenden. Clustermanagements internalisieren jedoch einen Großteil der von 
Clusterakteuren an sie herangetragenen Erwartungen in ihrer Strategiebildung und Maßnahmenwahl. 
Teils werden von den Clustermanagements zu diesem Zwecke periodische Bedarfsanalysen und 
Befragungen der Clustermitglieder durchgeführt (Vgl. Bührer et al. 2008).  Insbesondere im Falle der 
im Rahmen dieser Untersuchung durchgeführten Befragung kann aufgrund des Auftragsverhältnisses, 
in dem sich die Spitzenclustermanagements als operative Geschäftsstellen der im Namen der 
Clusterakteure verwalteten Clustervereine befinden, davon ausgegangen werden, dass diese 
ausreichend in der Lage sein werden, anhand ihrer eigenen Ansichten adäquat zu den 
Erwartungshaltungen der Akteure Auskunft zu geben. Darüber hinaus bestimmen eben jene Ansichten 
der Clustermanager über die Erwartungshaltung der Clusterakteure aus Unternehmerschaft und 
Wissenschaft die Handlungen der einzelnen Clustermanagements in der clusterpolitischen Praxis 
(Häfner 2014: 62). Eine Betrachtung der in dieser Konstellation möglichen Diskrepanzen zwischen 
wahrgenommenen und tatsächlichen Erwartungshaltungen der Clustermitglieder geht jedoch über die 
Fragestellung dieser Arbeit hinaus. Einzelne Großunternehmen wurden zwar versuchsweise dennoch 
angefragt, jedoch ist im gesamten Erhebungszeitraum kein einziges, wie auch immer geartetes, 
Gespräch mit einem aussagekräftigen Vertreter zustande gekommen. 
Die Wahl der Befragtengruppen für die Durchführung der explorativen Voruntersuchung fiel somit 
zusammenfassend auf die beiden Gruppen  
 Clustermanager/Clustersprecher Spitzencluster (inklusive Berlin) und  
 Landesministerialbeamte in den Ressorts für Wirtschafts- bzw. Clusterförderung am jeweiligen 
Standort der befragten Spitzencluster. 
Über den rein theoretischen Erkenntnisgewinn hinaus zielt die explorative Interviewstudie dezidiert 
auf Informationsgewinnung aus der gelebten Praxis der Clusterförderung ab. Daher gelten im Rahmen 
der Studie all jene als „Experten“ im Sinne der Erhebungsmethode (Theoretic Sampling nach 
Glaser/Strauß 2008), die als Akteure im täglichen Umgang mit der Materie in ihrem jeweiligen 





Aus den beiden ausgewählten Befragtengruppen trifft dies auf explizit clusterverantwortliche 
Mitarbeiter im Management der Spitzencluster sowie in den jeweiligen mit der Clusterförderung 
betrauten Ressorts der Bundesländer zu. Um auf einen möglichst großen, mehrjährigen 
Erfahrungsschatz der Befragten zugreifen zu können, wurden die Clustermanagementbüros der 
erstprämierten deutschen Spitzencluster BioRN (Heidelberg), OrganicElectronics/InnovationLab 
(Heidelberg), SolarValley (Erfurt), SiliconSaxony (Dresden), Hamburg Aviation (Hamburg) und MAI 
Carbon (Augsburg) angesprochen und nach einer detaillierten Beschreibung des Forschungsanliegens 
gebeten, relevante und auskunftfähige Ansprechpartner zu vermitteln. Ebenso wurde bei der Suche 
nach Interviewpartnern auf Seiten der öffentlichen Hand verfahren. Hier wurden die entsprechenden 
amtlichen Stellen in den Landesministerien von Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg, Sachsen und 
Thüringen angesprochen. 
Auf diese Weise ergaben sich zunächst 11 potentielle Gesprächstermine mit sechs verschiedenen 
Clustermanagements und fünf Wirtschaftsressorts der jeweiligen Landesregierungen. Eine Ausweitung 
des Befragtenkreises wurde im Vorfeld nicht ausgeschlossen, schien aber aufgrund des nicht mehr zu 
erwartenden Erkenntniszugewinns den Aufwand nicht zu rechtfertigen. Allerdings ist im Laufe der 
Befragung deutlich geworden, dass eine Einbeziehung des Berlin-Brandenburgischen 
Wirtschaftsraumes als vergleichendes Beispiel für eine kleinteilig geprägte Metropolregion im 
wirtschaftlichen Umbruch vielversprechend sein könnte. Entsprechend wurde das Elektronik und 
Elektrotechnikcluster Berlin sowie die entsprechende Ebene der Clusterpolitik mit einbezogen.  
Da es nicht in allen Fällen gelungen ist, mit Vertretern der deutschen Spitzencluster zu sprechen, sind 
letzten Endes insgesamt 12 Gespräche – je sechs mit Vertretern aus Clustermanagement und 
Clusterpolitik – zu je ca. 50 bis 80 Minuten zustande gekommen.   
5.2 Charakterisierung der Erhebungsmethode  
Grundlegend für die gewählte Erhebungsmethode des problemzentrierten semi-strukturierten 
Leitfadeninterviews ist die Offenheit der Befragung. So wird auf die Verwendung von Suggestiv- und 
geschlossenen Fragen gänzlich verzichtet. Stattdessen wird der oder die Befragte anhand thematisch 
übergeordneter Fragen zum eigenständigen Erzählen angeregt. Ein knapper Leitfaden dient beim 
problemzentrierten Interview als thematische Orientierung und Gedächtnisstütze zur Anregung der 
freien Erzählung, aber auch zur kontrollierten und vergleichbaren Herangehensweise an den 
Gegenstand (Witzel 1985, S. 236-237). Anhand des Leitfadens kann seitens des Interviewers mit 
gezielten Fragen in standardisierter Form steuernd eingegriffen werden, wobei jedoch die 
Herbeiführung eines zwanglosen Dialogs im Vordergrund steht. Ganz im Sinne qualitativer 
Erhebungsmethoden, wird auf die Formulierung von geschlossenen Hypothesen im Vorfeld der 
Erstbefragung verzichtet und stattdessen im Laufe der Untersuchung anhand der gewonnenen 
Erkenntnisse konzeptualisiert (Vgl. Kvale 2007). Es ist in der qualitativen Forschung jedoch 
entscheidend, sich nicht konzeptlos dem Untersuchungsgegenstand zu nähern, sondern im Vorfeld 
unter Anwendung theoretischen Vorwissens eine klare Vorstellung über die Fragestellung zu 
entwickeln (Vgl. Flick 2011). Um dem explorativen Anspruch der Erhebung gerecht zu werden und 
eine offene Erkundung des Gegenstandbereichs zu ermöglichen, sollten die Gespräche genügend 
Freiraum für die freie, spontane Erzählung des Befragten ermöglichen (Mayring 2010: 23). Somit 
verfügt das semi-strukturierte Interview über eine Abfolge von abzudeckenden 
Themenschwerpunkten, sowie einige vorformulierte Fragen. Gleichfalls bleibt der Interviewleitfaden 
offen für Veränderungen in der thematisch-zeitlichen Abfolge der Unterhaltung und der 
Fragenstruktur, um ein inhaltliches Eingehen des Interviewers auf die Antworten und Erzählungen des 
befragten Subjekts entlang des eigenen Forschungsinteresses zu ermöglichen (Kvale 2007: 65). Hierbei 





vielmehr angepasst an den Kontext eines offenen Gesprächs sowie den sprachlich-fachlichen 
Hintergrund der jeweiligen Subjekte aus der Befragtengruppe. Die Leitfragen werden dem 
Interviewsubjekt zudem im Vorfeld und Laufe des Gesprächs nicht in Gänze veranschaulicht. Es bleibt 
folglich dem Interviewer vorbehalten, welche Fragen im Laufe des Gesprächs gestellt und welche 
Themen inhaltlich vertieft werden.  
Der Ablauf eines Gesprächs stellte sich typischerweise wie folgt dar:  
 Teil 1: Aufwärmphase: Selbstdarstellung der Tätigkeit und der Organisation des Befragten 
 Teil 2: Spezifizierung des Tätigkeitsfeldes (Handlungs- und Entscheidungsspielraum des 
Befragten und seine/ihre Beschränkungen) 
 Teil 3: Informationen zum Problem und Einstieg ins Gespräch. 
Im Verlauf des Gesprächs wird stetig festgestellt, welche Punkte des Leitfadens schon besprochen 
wurden und zu welchen Punkten noch Vertiefungsbedarf besteht. 
5.3 Operationalisierung der Interviewfragen  
Die Vorrecherche auf Basis von öffentlich zugänglichen Studien, Behörden- und Ämterschriften, 
Clusterwebseiten und wissenschaftlicher Literatur sowie die im Laufe der Einarbeitung in das 
Forschungsthema geführten Gespräche auf Fachkonferenzen und Kongressen gaben letztlich den 
Ausschlag für die genaue Ausgestaltung der konzeptionellen Kategorien der Interviewstudie, um sich 
systematisch den übergeordneten Zielen dieser Arbeit zu nähern. Bei der Durchführung der Befragung 
sollte jedoch kein Wert auf möglichst vollständige Beantwortung aller im Leitfaden enthaltenen 
Fragen bei möglichst allen Einzelinterviews gelegt werden. Es sollten vielmehr je nach 
Gesprächsverlauf und nach gemäß Einschätzung des Interviewers größtmöglicher Aussicht auf 
relevanten Informationsgewinn jeweils unterschiedliche Schwerpunkte gesetzt werden, so dass die 
Gespräche sich – insbesondere innerhalb der jeweiligen Befragtengruppen – gegenseitig ergänzen 
können. Entsprechend enthielten die Leitfäden für beide Befragtengruppen sämtliche Fragen zu allen 
Themenschwerpunkten der vorliegenden Forschungsarbeit, die jeweils flexibel im Gesprächsverlauf 
aufgeworfen werden konnten.  
Im Kern verfolgten die Befragungen mehrere aus den übergeordneten Forschungsfragen abgeleitete 
Ziele: Das Sammeln von deskriptiven Hintergrundinformationen zum Befragten selbst sowie der 
jeweiligen Organisation bzw. Körperschaft und deren Tätigkeit, Informationen zu Erwartungs- und 
Anspruchshaltungen im Stakeholdergeflecht sowie Erfahrungen im Umgang miteinander, Einblicke in 
das konzeptionelle Verständnis des Befragten und seiner Organisation hinsichtlich der Clusterdynamik 
und Möglichkeiten zu deren Förderung und letztlich Perspektiven auf die Konzeption und Umsetzung 
eines nachhaltigen Clustermanagements inklusive der Rolle der öffentlichen Hand in einem solchen 
Prozess.  
Aus den gesammelten Antwortdaten der Befragten sollten schließlich Rückschlüsse auf deren 
Handlungsmaximen, Anreiz- und Konfliktmomente, Abhängigkeitsverhältnisse sowie tradierte Normen 
gezogen werden können, um daraus praxistaugliche Hinweise für die organisatorische sowie 
strategische Gestaltung eines nachhaltigen Clustermanagements abzuleiten. Die Befragungen 
beschränkten sich nicht auf den unmittelbaren Handlungsrahmen der Befragten, sondern schlossen 
vielmehr das gesamte institutionelle und auch theoretisch-konzeptionelle Handlungsumfeld mit ein. 
Die Tätigkeit von Clustermanagern in der Praxis spielt sich vor einem nach wie vor unterstellten 
Theoriedefizit der angewandten Clusterpolitik ab. Die zugrundeliegende Clustertheorie bietet 
aufgrund ihrer konzeptionellen Unschärfe zudem nur bedingt unwidersprochene objektive 





mögliche Abweichungen von der normativen Ebene aufzuspüren und, wenn möglich, auf ihre 
Ursprünge sowie Auswirkungen in der Praxis hin zu qualifizieren. Es ging in dieser Forschungsarbeit 
nicht darum, die konzeptionelle Unschärfe des Clusterkonzepts bzw. das Theoriedefizit der 
Clusterpolitik gesondert zu untersuchen und Clusterförderung in der Folge in ein neues normatives 
Gewand zu gießen. Jedoch operieren die Befragten stetig vor dem Hintergrund jener unterstellten 
Defizite. Entsprechende Hinweise diesbezüglich eröffnen die Möglichkeit, tiefer in das professionelle 
Selbstverständnis der Befragten vorzudringen und die Erwartungshaltung an eine praktische 
Clusterpolitik zu reflektieren.  
Zu Beginn der einzelnen Gespräche wurden deskriptive Parameter zu den jeweiligen 
Interviewpartnern und deren Organisationen bzw. Institutionen erfasst, die eine möglichst 
umfassende Charakterisierung ihrer jeweiligen Tätigkeitsprofile und fachlichen Hintergründe, der 
institutionellen Struktur und Einbindung ihrer jeweiligen Körperschaften ins Stakeholdergeflecht sowie 
deren Zielen und Maßnahmen ermöglichen. Dieser erste Schritt diente zunächst als Einstieg ins 
Gespräch, wurde jedoch im Laufe des Interviews immer wieder aufgegriffen, um einzelne 
organisatorische Merkmale oder Abläufe auf tiefergreifende Rationalitäten und Zusammenhänge hin 
zu überprüfen. Besonderes Interesse galt dabei dem jeweiligen Blick der einen Stakeholdergruppe auf 
die andere.  
So sollte im Falle der befragten Clustermanager eingangs die Darstellung eines möglichst umfassenden 
Bildes über die jeweilige Struktur der Clustermanagements ermöglichen, konkrete Maßnahmen und 
Instrumente, Ziele und Strategien, Arbeits- und Abstimmungsroutinen sowie Möglichkeiten und 
Grenzen der jeweiligen Initiativen kennenzulernen. Ebenso erfasst wurden die Anzahl und Art der 
Mitarbeiter, der Organisationsgrad (e.V. etc.), Führungsmodus (Vorstand/Beiräte etc.), der 
Gründungshintergrund, Details und Bedingungen der Finanzierung, der konkrete formale Bezug zum 
jeweiligen Cluster und zur übergeordneten Clusterpolitik (Rechenschaftspflichten, institutionelle 
Einbindung, Abhängigkeiten etc.). Wichtig war in diesem Zusammenhang auch die Frage nach einer 
etwaig geplanten privatwirtschaftlichen Verstetigung des Clustermanagements, um unmittelbar auf 
Fragen der Nachhaltigkeit, wie z.B. der Gestaltung differenzierter mehrwertorientierter 
Dienstleistungen für die Akteure im Cluster, überleiten zu können. Die Erfassung der Clusterdaten 
ermöglichte wiederum eine Charakterisierung der jeweiligen Struktur und Reife des fraglichen 
Standorts. So wurden u.a. der Branchenschwerpunkt, die innere Struktur des Clusters (Verflechtungen 
der Akteure untereinander, formelle Kooperationen etc.), sein Gründungs- bzw. 
Entstehungshintergrund, die Anzahl und Art der (offiziellen) Mitglieder, die geographische 
Ausdehnung und die tatsächlich gelebte Rolle des betreffenden Clustermanagements darin 
besprochen.  
Die Erfassung deskriptiver Daten zur Clusterpolitik erfolgte analog zu der von Clustermanagern. So 
wurde zu Beginn der Gespräche jeweils zuerst über persönliche Hintergründe des Interviewpartners 
gesprochen, die institutionelle Einbettung der clusterpolitischen Maßnahmen erläutert 
(Innovationspolitik o.ä.), deren Zielsetzung, Art und Umfang beschrieben, sowie die konkrete 
Beziehung zu den Clustermanagements im jeweiligen administrativen Einzugsgebiet erörtert.   
Der deskriptive Teil des Leitfadens stellte einen im Gesprächsverlauf immer wieder nützlichen 
Ausgangspunkt für vertiefende konzeptionelle und spekulative Erörterungen dar. So konnten in vielen 
Fällen ergiebige Unterhaltungen zum professionellen Austausch der Befragtengruppen untereinander 
aber auch zum Umgang mit – im Falle der Clustermanager weit wesentlicheren Zielgruppe – den 
örtlichen Clustermitgliedern geführt werden. In der Folge war es möglich, den Umgang der Befragten 





Arbeitsroutinen, insbesondere im Hinblick auf die gemeinsame Strategiebildung, kennenzulernen, Vor- 
und Nachteile der Finanzierungsmodi der einzelnen Clustermanagements zu erfahren sowie 
unmittelbare Auskunft über Probleme im operativen und strategischen Geschäft, vermeidbare und 
unvermeidbare Ineffizienzen, sowie persönliche Erfahrungen und Einschätzungen im Hinblick auf die 
budgettechnische Verwaltung und Planung der Initiativen und damit auf eine mögliche Verstetigung 
des Clustermanagements zu erhalten. Gerade letzteres führte im Laufe der Gespräche oft zu einer 
vertiefenden Auseinandersetzung mit den Grundlagen wirkungsvollen Clustermanagements sowie der 
Aussicht darauf, über tatsächlich differenzierbare Mehrwerte der Clustermanagementdienstleistungen 
sowohl die Clusterdynamik zu steigern als auch eine Zahlungsbereitschaft bei den Clusterakteuren zu 
generieren.   
Die Gespräche mit den einzelnen Vertretern aus Clustermanagement und Clusterpolitik ermöglichten 
die Zeichnung eines Selbstbilds bzw. von Rollendefinitionen der jeweiligen Stakeholdergruppen, 
welches wiederum mehr oder weniger explizit Rückschlüsse auf deren Handlungsmaximen zuließ. In 
der Befragung ging es letztlich nicht nur um die Frage „was“ die Befragten tun, sondern „warum“ sie 
es taten und was sie damit bezwecken mögen. Im Grunde wurde auf das konzeptionelle 
Grundverständnis abgestellt: Was sind Cluster und wie funktionieren sie? Was macht sie erfolgreich 
und wie können sie gefördert werden? Sind sich die Akteure der relevanten Cluster- und 
Netzwerkeffekte und Mechanismen zu deren Mobilisierung bewusst? Woran orientieren sich die 
clusterpolitischen Entscheider in der Gestaltung ihrer Arbeit (Best Practices, Modellregionen etc.)? Auf 
was für Probleme stoßen die Handelnden dabei? Zuletzt sollte die konkrete Behandlung des Themas 
eines nachhaltigen Clustermanagements Aufschluss darüber geben, ob und wie ein selbsttragendes 
Clustermanagement umgesetzt werden kann.  
5.4 Ablauf der Befragung 
Der Ablauf der Befragung erstreckte sich über den Zeitraum von Januar 2014 bis Juni 2017. Es fanden 
zwei einzelne Befragungsrunden statt, jeweils im Januar/Februar 2014 und November 2016/Januar 
2017. Ein einzelnes Interview mit einem Repräsentanten der Berliner Clusterpolitik musste aufgrund 
von Terminschwierigkeiten im Juni 2017 nachgeholt werden.  
 
In Vorbereitung der ersten Interviewrunde wurde der zuvor auf Basis der literaturgestützten 
theoretischen Vorarbeit erstellte Leitfaden mit in der Durchführung qualitativer Erhebungsmethoden 
gut vertrauten Angehörigen des Leipziger CLIC – Center for leading innovation and cooperation – 
besprochen und durchgespielt. Dies diente dazu, den gesetzten thematischen Befragungsrahmen 
sowie die Komposition der Einzelfragen in Bezug auf die Forschungsfragen zu prüfen sowie den 
Zeitaufwand einer im Sinne der Informationsgewinnung erschöpfenden Unterhaltung zu ermitteln. 
Anhand der Ergebnisse dieses Testlaufs konnte ein vorläufig endgültiger Leitfaden zur Verwendung in 
der ersten Interviewrunde erstellt werden.  
Von Januar bis Februar 2014 erfolgte in der ersten Befragungsrunde schließlich die Durchführung von 
insgesamt sieben Interviews, davon vier Gespräche mit Clustermanagern aus Baden-Württemberg, 
Hamburg und Sachsen sowie drei Gespräche mit clusterpolitisch Verantwortlichen auf Landesebene in 
Baden-Württemberg, Sachsen und Thüringen. Während der Durchführung der Befragungsrunde 
wurden die einzelnen Gespräche jeweils unmittelbar im Nachgang reflektiert und die gewonnenen 
Erkenntnisse und Erfahrungen zur Vorbereitung der folgenden Gespräche verwendet. Auf diese Weise 
konnte die Gesprächsführung im Laufe der Interviewrunde forschungsfragengerecht optimiert 
werden. Im Anschluss an diese Gesprächsrunde wurden die audiotechnisch festgehaltenen Daten 
vollständig transkribiert und einer ersten vollständigen qualitativen Auswertung und Interpretation 





Forschungskolloquium am 28. August 2014 an der Handelshochschule Leipzig präsentiert. Infolge der 
ersten Auswertung sowie der Diskussion des Zwischenstandes im Kolloquium wurden 
Erkenntnislücken identifiziert und einzelne Untersuchungskategorien angepasst. Eine zweite 
Interviewrunde folgte im November 2016 bzw. im Januar 2017. Es wurden insgesamt vier Gespräche 
mit Clusterpolitikern aus Hamburg und Bayern sowie mit Clustermanagern aus Berlin und Bayern 
geführt. Ein fünftes Gespräch auf politischer Ebene in Berlin verzögerte sich aus terminlichen Gründen 
bis Juni 2017. Auch hier erfolgte im Laufe der Gespräche eine fortwährende Reflektion und Anpassung 
sowie im Anschluss die vollständige Transkription und Auswertung der gewonnenen Daten anhand der 
erarbeiteten Untersuchungskategorien.   
Der iterativ-reflektive Prozess der Datenerhebung, in dessen Verlauf im Rahmen der geführten 
Gespräche jeweils neu hinzugewonnene Informationen und Erfahrungen sowohl in die Neubewertung 
zuvor gewonnener Daten als auch in die Vorbereitung weiterer Gespräche eingeflossen ist, entspricht 
einem deduktiv-induktiven Vorgehen (Vgl. Mayer 2009) und ähnelt einem hermeneutischen Zirkel. 
Diese Vorgehensweise bietet sich im Falle qualitativer Untersuchungen an, da es bei der Interpretation 
der Ergebnisse nicht um die Vergleichbarkeit der regionalen Einzelfälle, sondern um eine möglichst 
tiefgründige Beleuchtung des allgemeinen Untersuchungsgegenstands geht (Vgl. Häfner 2014).  
5.5 Methodik der Auswertung 
Letztendliches Ziel einer Auswertung von Experteninterviews ist es, anhand einer systematischen 
Bearbeitung der vollständig transkribierten Gesprächsinhalte und im Vergleich der einzelnen Texte 
untereinander, regelgeleitet und nachvollziehbar das Überindividuell-Gemeinsame herauszuarbeiten 
(Vgl. Meuser/Nagel 1991: 452 in Mayer 2009; Mayring 2001 in Ramsenthaler 2013: 23). Grundsätzlich 
stehen verschiedene Verfahren zur qualitativen Auswertung interviewbasierter Erhebungsmethoden 
zur Auswahl und es ist zu beachten, dass unabhängig vom gewählten Auswertungsmodell keine 
eindeutige Interpretation von Texten möglich ist, so dass jedes Interview einer Anzahl konkurrierender 
Deutungen offensteht (Spöhring 1995: 159 in Mayer 2009). Da es sich bei der Durchführung von 
Experteninterviews um den Versuch handelt, gemeinsam geteiltes Wissen innerhalb einer oder 
mehrerer Befragtengruppen zu ermitteln, kann bei der Transkription der Gespräche zunächst auf 
konversationsanalytische Notationen verzichtet werden (Meuser/Nagel 1991: 445). So sind Pausen, 
Stimmlagen und sonstige parasprachliche Elemente nicht Gegenstand der Interpretation und die 
Transkription muss lediglich den Inhalt des Gesprächs wiedergeben (Mayer 2009: 47f.).  
Im vorliegenden Fall erfolgte die Auswertung der in den Interviews gewonnenen Daten per 
qualitativer Inhaltsanalyse nach Mayring (2010) unter Verwendung methodischer Ansätze zur 
Kategorisierung und Kodierung der Interviewdaten nach Miles et al. (2014). Die qualitative 
Inhaltsanalyse nach Mayring sieht vor, Texte systematisch zu analysieren, indem das Material 
schrittwiese mit zuvor theoriegeleitet am Material selbst entwickelten Kategoriensystemen bearbeitet 
wird. Anhand dieser Kategorien, die ihrerseits in einem System aus Unterkategorien, 
Kategoriedefinitionen und Ankerbeispielen organisiert sind, soll eine Zusammenfassung des Textes 
erfolgen (Ramsenthaler 2013: 23). Einzelne Textstellen werden dabei sinngemäß den entsprechenden 
Kategorien zugeordnet. Die Kategorien sind zuvor in Anlehnung an die relevanten Forschungsfragen 
und auf Grundlage der theoretischen Vorarbeit erarbeitet worden. Sie sind somit zunächst deduktiver 
Natur, können jedoch im Verlauf der Untersuchung angepasst oder, z.B. im Falle unvorhergesehener 
neuer Erkenntnisse, induktiv erstellt werden. Der Fokus der Interpretation liegt dabei auf 
offenkundigen, unverdeckten Kommunikationsinhalten (Lamnek 1995: 207). Um den 
Sinnzusammenhang des Materials im Hinblick auf die Forschungsfragen zu erfassen, reicht es aus, 
inhaltliche Bezüge zu identifizieren, die den einzelnen Fragen des Leitfadens zugeordnet werden 





erfasst werden (Lamnek 1995: 206). Nichtsdestotrotz werden die Texte jeweils in thematische 
Analyseeinheiten zerlegt, und schrittweise bearbeitet (Vgl. Mayring 2010).  
Die Zergliederung in Analyseeinheiten grenzt die gewählte Methode zunächst von offeneren 
hermeneutischen Verfahren ab und widerspricht damit scheinbar der Herangehensweise an die zuvor 
geführten Expertengespräche. Den Interviewpartnern sollte möglichst viel Raum für freie Assoziation 
sowie die Möglichkeit zur Darstellung der jeweiligen Begrifflichkeiten in eigenen Worten gegeben 
werden. Eine möglichst offene Gesprächsführung ist daher vorteilhaft. Im Hinblick auf die Auswertung 
der Texte jedoch bietet die Orientierung an a priori gebildeten Kategorien die Möglichkeit, große und 
komplexe Datenmengen handhabbar zu machen und zu ordnen (Häfner 2014: 66). Somit wird 
gewährleistet, dass im Text befindliche relevante Bezüge zum Forschungsanliegen nicht übersehen 
werden und das vorliegende Material möglichst erschöpfend ausgewertet wird (Vgl. Mayring 2010). 
Zudem ist der Untersuchungsgegenstand kein absolutes Neuland und bereits in der Vergangenheit in 
der ein oder anderen Form Gegenstand wissenschaftlicher Arbeiten gewesen. Da somit auf ein 
fundiertes Vorverständnis zurückgegriffen werden kann, ist ein vollständig exploratives Vorgehen (z.B. 
grounded theory) nicht notwendig. Die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring sieht zudem die 
wiederholte Überarbeitung der Kategorien während der gesamten Auswertungsprozedur vor. Dieses 
iterative Verfahren, in dessen Verlauf die deduktiv erarbeiteten Kategorien systematisch reflektiert 
und je nach Bedarf dem Inhalt der Texte entsprechend induktiv angepasst werden, sichert eine 
möglichst genaue Darstellung des Sinnzusammenhangs und verhindert, dass der 
Untersuchungsgegenstand durch eine zu enge Linse betrachtet wird (Flick 2011: 409). Die 
Verwendung von Kategorien ermöglicht darüber hinaus einen direkten Vergleich zwischen normativen 
Aspekten der Theorie des Clusterkonzepts und den in den Daten erfassten Verhaltensweisen in der 
Praxis, beispielsweise in Bezug auf die explizite Berücksichtigung maßgeblicher Clustereffekte in der 
Wahl clusterpolitischer Fördermaßnahmen.       
5.5.1  Bestimmung des Ausgangsmaterials 
Mayrings Ablaufmodell der qualitativen Inhaltsanalyse ist in separate Einzelschritte aufgeteilt (Mayring 
2010: 52f.). So ist in der ersten Stufe der Analyse zunächst eine möglichst exakte Bestimmung des 
Ausgangsmaterials vorgesehen. Des Weiteren sollen sowohl die Entstehungssituation analysiert und 
formale Charakteristika des Materials beschrieben werden. Analysiert werden im Rahmen der 
vorliegenden Forschungsarbeit die im Wortlaut transkribierten Experteninterviews. Diese werden 
vollständig in die Analyse mit einbezogen. Bei der Auswertung des Materials ist zu beachten, dass es 
sich um die Aufzeichnungen teilstrukturierter Interviews handelt, die das in einem gesprächsnah 
gestalteten lockeren Austausch Gesagte wortwörtlich wiedergeben. Der Interviewer hat dabei 
lediglich Stichworte gegeben und einleitende Fragen gestellt aber ansonsten den Befragten frei heraus 
reden lassen. Die Befragten ihrerseits sind wohlinformierte Akteure der Clusterförderung die auf 
Ebene von clusterpolitischen und Clustermanagementinstitutionen als Entscheidungsträger auftreten. 
Oftmals haben sie einen entsprechenden fachlichen Hintergrund, manchmal jedoch auch nicht 
(Quereinsteiger). Die Teilnahme an den Interviews war freiwillig. Die Entstehungssituation des 
Materials war kontrolliert und frei von unmittelbaren Einflüssen Dritter. Trotz Zusicherung von 
Anonymität kann angenommen werden, dass die Schilderungen der Befragten nicht immer gänzlich 
frei von – teils unbewussten – politisch oder persönlich opportunen Prägungen bzw. Tendenzen und 
damit nicht zu 100% objektiv sind. Nichtsdestotrotz können aus dem Gesagten Hinweise bzw. Spuren 
für eine vertiefende Auseinandersetzung mit einzelnen wesentlichen Aspekten gewonnen werden. 
Neben den Interviewtranskripten wurden vereinzelt nichtwissenschaftliche Publikationen der 
jeweiligen Clustermanagements oder clusterpolitischen Körperschaften wie z.B. Broschüren, 
Jahrbücher und sonstige Veröffentlichungen in die Auswertung mit einbezogen. Dies geschah 





getroffenen Aussagen der Interviewpartner bzw. zur Klärung einzelner deskriptiver Sachverhalte im 
Nachgang der Gespräche.  
5.5.2 Richtung der Analyse und Fragestellung 
In der folgenden Stufe der Inhaltsanalyse sieht Mayring (2010: 56f.) die Herausarbeitung der 
Fragestellung vor, um den Interpretationsfokus der Analyse festzulegen. Dies erfolgt in zwei Schritten, 
der Benennung der Analyserichtung sowie der theoriegeleiteten Differenzierung der Fragstellung. Der 
Interpretationsfokus der Analyse liegt auf den expliziten und impliziten Haltungen, Einstellungen und 
Kenntnissen der befragten Akteure. Die Befragten sollen Auskunft darüber geben, welche 
Beweggründe und Prämissen ihrem Tun und Handeln zugrunde liegen sowie Einschätzungen und 
Erfahrungen zum Thema mit dem Interviewer teilen. Die Ziele der Analyse entsprechen den 
grundlegenden Forschungsfragestellungen, die ebenfalls der Erstellung des Interviewleitfadens 
zugrunde lagen.   
5.5.3 Analysetechnik und Ablaufmodel der Analyse 
Zur letztendlichen Durchführung der Analyse bietet Mayring (2010: 65) drei Techniken an: Die 
Zusammenfassung, die Explikation und die Strukturierung. Alle drei Verfahren können sowohl einzeln 
als auch gemeinsam in einer Inhaltsanalyse angewandt werden. Da es im vorliegenden Fall vorgesehen 
ist, anhand zuvor theoriegeleitet erarbeiteter Analyseschwerpunkte an das Material heranzugehen, 
wurde die Strukturierung, hierbei speziell die typisierende Strukturierung, zur Auswertung und 
Interpretation der Interviewtranskripte gewählt. Das entsprechende a priori erstellte 
Kategoriensystem wird dabei am Material angewandt, um deduktiv bestimmte Aspekte bzw. eine 
bestimmte Struktur im Hinblick auf die jeweiligen Forschungsfragen aus den Gesprächstexten 
herauszufiltern. Der deskriptive Teil der Datenaufnahme bildet dabei jedoch eine Ausnahme und 
erfordert keine gesonderte Analysetechnik, da es nur darum geht, informative Eckdaten und 
Parameter zum jeweiligen Kontext des Untersuchungsgegenstands zu sammeln (siehe Abschnitt 5.3 
Operationalisierung der Interviewfragen).  
Die Kategorien leiten sich aus den oben bereits hergeleiteten analytischen Schwerpunkten im Hinblick 
auf die Forschungsfragen ab:  
 
- Konzeptionelles Clusterverständnis  
- Zusammenhang zwischen öffentlicher Clusterförderung, Clustermanagement und Clustererfolg  
- Gestalt nachhaltigen Clustermanagements 
- Aufbau nachhaltigen Clustermanagements 
- Rolle des Staats beim Aufbau nachhaltiger Clustermanagementstrukturen  
- Praktische Umsetzung eines nachhaltigkeitsorientierten Clustermanagements durch die Akteure 
aus Clusterpolitik und Clustermanagement  
- Praxis der Akteure aus Clusterpolitik und Clustermanagement in der Umsetzung eines 
(nachhaltigkeitsorientierten) Clustermanagements 
            
Zur Auswertung des Materials werden zunächst in einem ersten Arbeitsschritt alle relevanten 
Textstellen den jeweiligen Kategorien zugeordnet bzw. kodiert. Kodiereinheit als kleinster 
Materialbestandteil ist dabei ein Wort. Kontexteinheit als größter Bestandteil ist die Aussage einer 
Person, die aus mehreren Sätzen bestehen darf. Die Auswertungseinheiten sind die jeweiligen 
Interviewtranskripte. Die Aussagen einzelner Personen zu den übergeordneten Forschungsfragen 
werden nacheinander ausgewertet. Im Anschluss an einen ersten Materialdurchgang erfolgt eine 
iterative Überarbeitung des Kategoriensystems anhand von Textstellen, die nicht in das System 
eingeordnet werden können und damit die Bildung neuer Kategorien notwendig machen. Im Laufe der 





fungieren, wenn sie für die jeweiligen Kategorien besonders typische Merkmale aufweisen. 
Ankerbeispiele können in weiteren Materialdurchgängen auch als eigenständige Kategorien behandelt 
werden, um eine tiefere Analyse anhand ähnlicher oder erklärender Fundstellen vorzunehmen. Die 
Auswertung und Interpretation des Materials erfolgt anhand des fertigen Systems auf der Grundlage 
der Fragestellung und der Theorie (Vgl. Mayring 2010). Mit Hilfe der Einordnung von Textstellen in das 
Kategoriensystem lassen sich die einzelnen in den Interviews getroffenen Aussagen effektiv den 
jeweiligen Forschungsfragen zuordnen. Individuelle Darstellungen können somit fallübergreifend 
generalisiert (Vgl. Mayring 2010) und die Aussagen der beiden Stakeholdergruppen aus Clusterpolitik 
und Clustermanagement zudem miteinander kontrastiert werden. Um die Verlässlichkeit der 
Auswertung anhand des im Laufe der Untersuchung erstellten und angepassten Kodierleitfadens zu 
gewährleisten, ist in regelmäßigen Abständen eine Überprüfung der Intercoder-Reliabilität unter 
Mitarbeit eines diplomierten Historikers erfolgt, der insbesondere im qualitativen Quellenstudium 
versiert ist. In der Überprüfung zweier Interviewtranskripte musste im ersten Durchgang zunächst eine 
ungenügende Übereinstimmung festgestellt werden. Nach eingehender Prüfung konnte die 
Auswertungsroutine jedoch verfeinert und der Leitfaden angepasst werden. Zwei wiederholte 
Durchgänge, auch an anderem Material, generierten jeweils zufriedenstellende Übereinstimmungen 























6. Ergebnisse der Interviewstudie 
Im Folgenden werden die Ergebnisse der Befragung im Einzelnen dargestellt und auf ihre Bedeutung 
für die praktische Ausgestaltung nachhaltigen Clustermanagements vor dem Hintergrund der 
bekannten Konfliktpunkte einer clusterpolitischen Nachhaltigkeit erläutert. In der praxisnahen 
Clusterliteratur wird häufig auf die Schwierigkeit verwiesen, verallgemeinerbare Aussagen zur 
Ausgestaltung von Clustermanagementstrukturen zu treffen, da sich die jeweiligen regionalen 
Ausgangslagen und Entwicklungsanforderungen von Fall zu Fall teils sehr stark unterscheiden (siehe 
Buhl 2010). Aus diesem Grund wird sich in der Betrachtung übergeordneter Zusammenhänge häufig 
der Methodik der Fallstudienanalyse bedient. Im Verlauf der folgenden Interviewauswertung wird 
diesem Umstand insofern Rechnung getragen, als dass in solcherlei Fällen, die eine separate 
Betrachtung der regionalen Einzelfälle notwendig machen, diese auch gesondert betrachtet werden 
sollen. Zeigt sich in den Gesprächen hinsichtlich bestimmter Fragestellungen jedoch eine weitgehende 
Übereinstimmung bei den Gesprächspartnern, werden die Aussagen möglichst zusammengefasst. Der 
Verweis auf einzelne Interviews erfolgt über eine entsprechende Chiffrierung77.   
6.1 Fachlicher und institutioneller Hintergrund der befragten Akteure 
6.1.1 Clustermanagement  
Mit Ausnahme eines Clustermanagers gehörten alle befragten Personen dem Kreis der deutschen 
Spitzencluster an. Aufgabengebiete, institutionelle Strukturen und Form der Genese unterscheiden 
sich jedoch im Einzelnen recht deutlich auch innerhalb der Gruppe der Spitzencluster. 
6.1.1.1 Fachlicher und beruflicher Hintergrund der Clustermanager  
Die Befragung der Clustermanager bestätigt das zuvor gezeichnete Bild eines akademisch geprägten, 
zwar nicht durch eine spezifische Ausbildung, jedoch langjährigem learning-by-doing charakterisierten 
Berufsbilds. So haben sämtliche der insgesamt acht Gesprächspartner studiert und drei von ihnen 
zudem in ihrem jeweiligen Wissenschaftsbereich zusätzlich promoviert. Fünf der Gesprächspartner, 
einschließlich aller promovierten Personen, waren dabei in leitender Funktion im Clustermanagement, 
die übrigen drei Personen in leitungsnaher bzw. Stabsfunktion des Clustermanagements tätig. Der 
fachliche Hintergrund variiert. So finden sich jeweils Abschlüsse in Volkswirtschaft kombiniert mit 
Soziologie, drei in Betriebswirtschaft mit teils explizit internationaler Ausrichtung, Regionalentwicklung 
bzw. Raum- und Umweltplanung, Physik inklusive Promotion, Molekularbiologie inklusive Promotion 
sowie Luft- und Raumfahrttechnik inklusive Promotion. Diese Vielzahl an unterschiedlichen 
Studienhintergründen innerhalb der Befragtengruppe erklärt sich teils aus dem jeweiligen beruflichen 
Werdegang und den damit einhergehenden Anknüpfungspunkten zum Clustermanagement aber auch 
aus der jeweiligen technologischen Ausrichtung des betreffenden Clusters. Allen Befragten 
gemeinsam ist, dass sie entweder bereits im Laufe ihrer universitären Ausbildung oder aber im 
Rahmen ihrer späteren Unternehmens- oder Forschungslaufbahn in unmittelbaren Kontakt mit 
Trägern clusterpolitischer Maßnahmen gekommen sind und darüber den Weg ins Clustermanagement 
gefunden haben.   
Ein erstes Ergebnis der Befragung ist somit die Bestätigung der in Kapitel 4 bereits erwähnten 
Beobachtung, dass Clustermanager in der heutigen Zeit eher einen fachlichen Hintergrund in den 
Wirtschafts- und Ingenieurs- sowie den Sozial- und Raumwissenschaften haben und zudem ein 
gewisser Bezug zur Privatwirtschaft besteht (Vgl. Terstriep 2008). Im Hinblick auf das Dienstalter bietet 
sich auf den ersten Blick ein recht heterogenes Bild, da die bisherige Verweildauer im 
Clustermanagement zwischen mindestens zwei und maximal acht Jahren variiert. Allerdings haben alle 
Befragten auch zuvor auf mehr oder minder konkrete Weise mit clusterrelevanten Themen wie z.B. 
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lokaler Vernetzung von Wissenschaft und Wirtschaft zur Innovationsförderung, Technologietransfer 
und clusterbezogener Verbandsarbeit zu tun gehabt. Zum Teil haben die Clustermanager gar ihre 
gesamte berufliche Karriere im expliziten oder impliziten Clustermanagement zugebracht. In allen 
Fällen jedoch stammen die befragten Personen aus dem unmittelbaren Clusterumfeld und sind somit 
bis ins Detail mit ihren jeweiligen Clustern und deren Akteuren vertraut. Die Anbahnung ergebnis- und 
innovationsorientierter Kooperationen gehört im Gegensatz zu früheren Erhebungszeiträumen 
mittlerweile zum konkreten Erfahrungsschatz.  
6.1.1.2 Genese, institutionelle Einbettung und Struktur der Clustermanagements  
Die im Laufe der geführten Interviews beschriebenen Strukturen und operativen Abläufe innerhalb der 
einzelnen Clustermanagements zeichnen ein von unternehmerischen Abläufen und unterschiedlichen 
Hierarchieebenen geprägtes Bild der Clustermanagementkörperschaften. Die den Hauptteil der 
Befragung ausmachenden Spitzencluster sind als eingetragene Vereine organisiert, die den Befragten 
zufolge die Basis aller Aktivitäten in den jeweiligen Clustern bilden. Die operativen Tätigkeiten der 
Vereine übernehmen eigens dafür eingerichtete Geschäftsstellen, die auch für das 
Clustermanagement verantwortlich zeichnen und teils als vom entsprechenden Verein beauftragte 
GmbH firmieren. Zum Mitgliederstamm der Vereine gehören in der Regel die jeweiligen regionalen 
Ankerunternehmen der Cluster, weitere kleine und mittelständische Unternehmen, örtliche 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen sowie Verbände. In einzelnen Fällen und abhängig von der 
jeweiligen technologischen Ausprägung der Cluster zählen auch örtliche Infrastrukturunternehmen 
wie Flughäfen und die öffentliche Hand dazu. Über die entsprechenden Vereinsorgane wie 
(ehrenamtliche) Vorstände aus dem Kreis der führenden Clustermitglieder und Beratungsgremien 
aber auch Mitgliederversammlungen erfolgt die strategische Ausrichtung der Cluster. Die 
Beauftragung des Clustermanagements erfolgt in der Regel durch die Vereinsvorstände. Das befragte 
nicht zu einem Spitzencluster gehörende Clustermanagement ist in keine Vereinsstruktur o.ä. 
eingebunden, sondern wird von einer teilstaatlichen Wirtschaftsförderungsgesellschaft getragen. Der 
zugrundeliegende Cluster ist explizit nicht formell institutionalisiert, d.h. verfügt über keine aktiven 
Mitglieder78.  
Im Laufe der geführten Gespräche wird deutlich, dass einige der betreffenden Clustermanagements 
bereits im Vorfeld der Prämierung als Spitzencluster und unabhängig vom Spitzenclusterwettbewerb 
als eingetragene Vereine bzw. Netzwerke mit der Zielstellung ins Leben gerufen worden waren, um im 
Auftrag ortsansässiger Unternehmen und anderer Akteure lokale Cluster- und Netzwerkstrukturen 
mehr oder weniger explizit aufzubauen und zu entwickeln. So gehen einzelne Clusterinitiativen auf 
lokale industrie- und branchenspezifische, teilweise auch von der örtlichen Wirtschaftsförderung 
getragene oder unterstütze, Verbundinitiativen zurück, deren inhaltlicher Bezug zur Ausbildung von 
Cluster- und Netzwerkstrukturen zwar gegeben war, deren Bezeichnung als Cluster bzw. 
Clusterinitiative erst im Zuge des Spitzenclusterwettbewerbes konkret wurde. Die übrigen 
Körperschaften haben sich in Vorbereitung einer Teilnahme am Spitzenclusterwettbewerb erst 
gebildet bzw. wurden von der öffentlichen Hand ins Leben gerufen79 (siehe CM-P3; CM-P8). Die Frage 
nach einer top-down oder bottom-up charakterisierten Genese lässt sich nicht anhand des ersten 
Eindrucks beantworten. So werden auf Initiative der ansässigen Großunternehmen bereits im Vorfeld 
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des Spitzenclusterwettbewerbs gegründete Clusterinitiativen teils ebenso als „top-down“ empfunden 
(CM-P1). So mag man theoretisch die Gründung einer Clusterinitiative von Seiten der ortsansässigen 
Unternehmen zunächst als bottom-up begreifen. Im Gespräch mit einzelnen Clustermanagern wird 
jedoch deutlich, dass die meist auf Vorstandsebene beschlossene Gründung einzelner bottom-up 
Initiativen aufgrund der Erhebung von Mitgliedsbeiträgen teils auf signifikante Skepsis im lokalen 
Unternehmer- und Wissenschaftsumfeld gestoßen sind (Vgl. CM-P1) und dadurch teilweise als 
Eingriffe von außen empfunden wurden. Eine Einteilung in eindeutig top-down und bottom-up 
initiierte Cluster lässt sich dadurch nicht abschließend vornehmen. Einen Sonderfall innerhalb der 
Befragtengruppe stellt Berlin dar. Cluster sind hier „politisch gewollt“ (CP-P12) und entsprechend in 
bestimmten strategischen branchenorientierten Wachstumsfeldern top-down „per Beschluss“ (CM-P8) 
definiert, also klar top-down initiiert.      
Die Personalstruktur der Clustermanagementgeschäftsstellen variiert von Fall zu Fall und unterlag in 
der Vergangenheit einer dynamischen Entwicklung, die mit der jeweiligen Aufgabenstruktur und 
Finanzsituation einherging. Typischerweise besteht ein Clustermanagement demnach aus zumindest 
einem Leitungsträger mit oder ohne Stellvertreter sowie einer Assistenz. Die weitere Personalstärke 
richtet sich nach den jeweiligen operativen Aufgabenfeldern. So sind beispielsweise einzelne 
Mitarbeiter mit dem clusterspezifischen Projekt- und Wissensmanagement betreut, verantworten die 
Öffentlichkeitsarbeit und das Marketing, kümmern sich um Controlling, Benchmarkstudien und 
Berichtswesen, sind im Veranstaltungsmanagement und der Mitgliederbetreuung aktiv. Die Angaben 
zur Personalstärke variieren dabei zwischen zwei und 10 Vollzeitmitarbeitern (Vgl. CM-P3; CM-P8; CM-
P10).  
Die Budgets der jeweiligen Clustermanagements der Spitzencluster setzen sich aus einer direkten 
Komponente aus Gesellschafterbeiträgen der zugrundeliegenden Vereine als Grundfinanzierung sowie 
einer indirekten Komponente aus öffentlichen Mitteln zusammen. Der Anteil öffentlicher Mittel setzt 
sich wiederum zusammen aus der etwaigen Spitzenclusterförderung durch das BMBF sowie 
landesspezifischen Fördermitteln. Letztere unterscheiden sich in Höhe und Konditionen je nach 
Standort bzw. Bundesland. Die öffentlichen Zuwendungen erfolgen in der Regel in Form einer 
Projektfinanzierung, die an die Einwerbung privater Drittmittel von üblicherweise 50% gekoppelt sind. 
Einzelne Clustermanagements verbinden mit der Durchführung von geförderten Projekten eine 
Projektumlage aus dem Drittmittelanteil der Unternehmen und generieren somit auch aus der 
öffentlichen Projektförderung indirekt einen Teil ihrer Eigenmittel. Andere erheben 
Dienstleistungsgebühren für die Durchführung bestimmter Veranstaltungen oder sonstiger 
Maßnahmen. Im Bedarfsfall schreitet die öffentliche Hand darüber hinaus in einigen Fällen, wie z.B. in 
Hamburg, zur Deckung eventueller finanzieller Fehlbedarfe des Clustermanagements ein und 
übernimmt die entsprechenden Kosten. Die anteilig privat zu finanzierende Projektförderung fügt sich 
in das Anspruchsbild der Spitzenclusterförderung sowie einzelner Landesministerien, das 
Management von Clustern mittel- bis langfristig zu verstetigen und auf vollständig eigenfinanzierte 
Beine zu stellen. Durch die Maßgabe zur Einwerbung von Drittmitteln soll ein Minimum an privater 
Beteiligung an clusterpolitischen Maßnahmen und Projekten sichergestellt werden. Allerdings 
verweisen einige Clustermanager auch auf die Gefahr, die ein Auslaufen der öffentlichen 
Förderprogramme für ihre jeweiligen Geschäftsstellen bedeuten würde. So müsse im Zweifel auf 
Personal verzichtet und der Umfang der Maßnahmen und Dienstleistungen des Clustermanagements 
verringert werden (Vgl. CM-P10). Ferner sei man in Ermangelung öffentlicher Zuwendungen viel 
stärker darauf angewiesen, unmittelbar beitragspflichtige Dienstleistungen anzubieten. Man betreibe 
dann keine Clusterförderung im eigentlichen Sinne mehr, sondern sei nicht vielmehr als ein 





6.1.1.3 Bezug zur öffentlichen Hand 
Das Verhältnis von Clustermanagements zur öffentlichen Hand gestaltet sich vielschichtig. Entgegen 
der ursprünglichen Erwartung, dass die zu Spitzenclustern gehörenden Clustermanagements über ein 
weitgehendes Maß an wirtschaftlicher Eigenständigkeit verfügten, betonen alle der befragten 
Clustermanager – inklusive des nicht zu einem Spitzencluster gehörenden Interviewpartners aus Berlin 
– dass die Unterstützung durch die öffentliche Hand für den Erfolg des Clustermanagements aus 
verschiedenen Gründen unabdingbar sei. Der öffentlichen Hand werden im Laufe der Gespräche die 
Rollen eines Initiators und Trägers sowie eines kritischen Begleiters und Partners zugewiesen. Dabei 
beziehen sich die befragten Clustermanager nicht so sehr auf die Spitzenclusterförderung des Bundes 
– direkte Zuwendungen für ein Clustermanagement waren darin ausgeschlossen – sondern explizit auf 
die Rolle ihrer jeweiligen Landesministerien.  
So befinden sich die meisten befragten Clustermanagements nach eigener Aussage in einem 
unmittelbaren finanziellen Abhängigkeitsverhältnis von ihren jeweiligen Ländern, die die von der 
Spitzenclusterförderung ausgesparte Lücke in der Fördermittelvergabe hinsichtlich Aufbau und 
Unterhalt von Clustermanagementstrukturen durch entsprechende Zuwendungen schließen. Das 
selbst erwirtschaftete Einnahmenaufkommen aus Dienstleistungsverträgen und Umlagen reiche 
zudem selbst nach mehreren Jahren nicht aus, um das Clustermanagement in seinem gegenwärtigen 
Umfang vollständig zu unterhalten. So heißt es beispielsweise in einem Fall, dass man ohne die 
zusätzliche Unterstützung des Landes, selbst vor dem Hintergrund des Spitzenclusterwettbewerbes, 
auf die Gründung einer dedizierten Managementgesellschaft verzichtet und die erforderlichen 
Koordinationsaufgaben versucht hätte „über den Verein […] mit Bordmitteln“ (CM-P4) zu stemmen. Die 
Unterstützung in der Startphase sei daher „essentiell“ gewesen. Bis heute liefe demnach der Großteil 
der Mannschaft des betreffenden Clustermanagements über die entsprechende Zuwendung. Von 
einem anderen Interviewpartner wird die strukturelle und inhaltliche Abhängigkeit der 
Arbeitsfähigkeit des eigenen Clustermanagements von öffentlichen Mitteln auf ungefähr 50% taxiert 
(Vgl. CM-P10). Ein drittes Clustermanagement verwies auf den expliziten politischen Wunsch des 
betreffenden Landes, Ankerunternehmen des Clusters und Hochschulen, die bereits als Mitglieder 
anderer Verbände regelmäßig Beiträge zahlen, nicht noch einmal zur Kasse zu bitten. Darüber hinaus 
sei die öffentliche Hand im betreffenden Fall per Definition Mitglied im Cluster und betrachte es 
deshalb als hoheitliche Pflicht, die Ausgaben des Clustermanagements durch eine entsprechende 
Förderung zu tragen. Die öffentliche Hand fungiert damit in den vorliegenden Fällen nicht nur als (Mit-
)Initiator von Clustermanagements, sondern auch als deren maßgeblicher Träger. Konsequenterweise 
wird eine Verstetigung des Clustermanagements nicht in allen Fällen als vollständige Überführung in 
private Trägerschaft verstanden, sondern vielmehr als dauerhaft öffentlich geförderte Einrichtung 
gesehen. Mit der Rolle der öffentlichen Hand als Träger des Clustermanagements geht ein enges 
Abstimmungs- und Rechenschaftsverhältnis im Hinblick auf die Mittelverwendung einher, das in allen 
Fällen von kennzahlenorientierten Monitorings und Evaluationen geprägt wird und sich über 
entsprechende Verwendungsvorgaben teilweise auch auf inhaltliche Fragen der 
Maßnahmengestaltung auswirkt.  
Die Meinungen der Clustermanager zur Rolle der öffentlichen Hand als „Kontrollorgan“ (CM-P8) gehen 
auseinander. Während einerseits der Druck der Fördermittelgeber als teils zu stark und hinderlich 
empfunden wird, gerade aufgrund der häufig engen inhaltlichen Vorgaben (Vgl. CM-P2) und des 
zeitaufwendigen Berichtswesens (Vgl. CM-P1; CM-P8), und man sich deshalb nicht auf seine 
„Kernaufgaben“ konzentrieren könne, wird andererseits auf die förderliche Wirkung der öffentlichen 
Hand als „kritischen Begleiter [des] Netzwerkes“ verwiesen, die helfe, Betriebsblindheit zu vermeiden 
(CM-P2). Die begleitende Evaluierung durch die öffentliche Hand und entsprechende Benchmarks zu 





auf offiziellen Veranstaltungen der öffentlichen Hand zum gezielten Austausch von Clustermanagern 
daher natürlich im besten Licht zeigen (CM-P2), ein Umstand, der von einigen Clustermanagern 
kritisch gesehen wird (CM-P1). Entsprechend positiv äußerten sich die Befragten über die Möglichkeit 
zu einem Austausch ohne Beteiligung der öffentlichen Hand, um auch einmal offen „Klartext“ (CM-P1) 
reden zu können.  
Die Clustermanagements sind über die öffentlichen Zuwendungen konkret in den übergeordneten 
wirtschaftspolitischen Rahmen eingebunden und begreifen sich in dieser Rolle teils auch als Partner 
der öffentlichen Hand. Im Falle konkreter Mitgliedschaften öffentlicher Organe im Clusterverein liegt 
dies auf der Hand. Aber auch in anderen Fällen erkennt man den Legitimationszwang im Hinblick auf 
die Clusterförderung, betont man den Willen, über die Versorgung der öffentlichen Hand mit 
entsprechenden Kennzahlen und Benchmarks zu verdeutlichen, „dass es volkswirtschaftlich sinnvoller war, 
das Geld zu konzentrieren auf einen Ort, anstatt es in der Breite zu verteilen.“ (CM-P4). Der Befragte spricht in 
diesem Zusammenhang gar von einer Verpflichtung, um „Cluster Policy voranzubringen“ (CM-P8).  
6.1.2 Clusterpolitik 
6.1.2.1 Fachlicher Hintergrund der clusterpolitisch Verantwortlichen 
Auf Seiten des clusterpolitisch verantwortlichen Personals der öffentlichen Hand treffen die 
Clustermanager auf ein recht vielfältiges Fachspektrum. Auch hier sind sämtliche der sechs befragten 
Personen Akademiker, drei von ihnen haben promoviert. Es findet sich lediglich eine Person mit einem 
rein verwaltungswissenschaftlichen Studium – allerdings mit Promotion zum Thema internationale 
Entwicklungskooperationen zwischen Entwicklungsländern. Eine weitere hat ein Jurastudium um eine 
verwaltungswissenschaftliche Weiterbildung ergänzt, darüber hinaus jedoch ebenso einen MBA-
Studiengang für Führungskräfte belegt. Die übrigen haben ingenieurswissenschaftliche Studiengänge 
für Raumplanung mit Schwerpunkt Stadt-, Regional- und Landesplanung sowie Jura, BWL und VWL 
studiert. In den Fällen BWL und VWL erfolgte jeweils eine Promotion, in ersterem zum Thema 
Marketing. 
Die befragten Personen bekleiden in Abhängigkeit von der jeweiligen institutionellen Einbettung der 
Clusterpolitik in den einzelnen Landesministerien zum Teil leitende Positionen in den 
clusterpolitischen Referaten der jeweiligen Landeswirtschaftsförderung und haben jeweils ihre 
gesamte bisherige Karriere in der öffentlichen Verwaltung bzw. im parteipolitischen Bereich 
zugebracht, die bisherige Verweildauer in der Clusterpolitik reicht dabei bis zu 7, 9, 10 und sogar 11 
Jahren. Im Hinblick auf relevante fachliche Vorerfahrungen im Clusterbereich gab lediglich eine Person 
an, vor Übernahme entsprechender Verantwortlichkeiten im zuständigen Referat kaum 
Berührungspunkte mit dem Clusterkonzept gehabt zu haben. Alle anderen kommen aus Bereichen, die 
vor der häufig im Zuge des Spitzenclusterwettbewerbs überhaupt erst eingerichteten expliziten 
Clusterförderung zumindest mit der impliziten Förderung von Clusterstrukturen in Form von 
Netzwerk- und Innovationsförderung im Bereich der forschungs- und industriespezifischen 
Verbundförderung der betreffenden Länder befasst gewesen sind.  
Die Daten zum fachlichen Hintergrund der clusterpolitischen Ansprechpartner der öffentlichen Hand 
legen nahe, dass allein schon aufgrund der jeweiligen Karrierepfade der einzelnen Clusterpolitiker in 
der Innovations-, Netzwerk- und Verbundförderung eine Auseinandersetzung mit grundsätzlichen 
Zusammenhängen der Clusterentwicklung in Form von Netzwerkbildung und Innovationsförderung 
integraler Teil des Berufsbilds ist.   
6.1.2.2 Institutionelle und fachliche Einbettung der Clusterförderung  
Die Förderung von Clustern durch die öffentliche Hand ist in allen betrachteten Bundesländern fester 
Bestandteil des wirtschaftspolitischen Kanons und wird von den Befragten als integrierter Ansatz 





so dass den clusterpolitisch zuständigen Stellen nebst originärer Aufgaben teils auch eine stark 
koordinative Rolle im Umgang mit verschiedenen institutionellen Schnittstellen zugedacht wird.     
Baden-Württemberg verfolgt seit 2006 unter Federführung des Wirtschaftsministeriums systematisch 
eine Clusterpolitik und fasst die entsprechenden Zuständigkeiten in einem eigenen Clusterreferat 
zusammen (Vgl. CM-P5). Ziel sei es, KMU stärker in Richtung Innovation zu entwickeln, daher würde 
die Clusterpolitik auch unmittelbar der Innovationspolitik des Landes zugeordnet. Allerdings decke die 
Clusterpolitik auch die Themen Fachkräftemangel, Außenwirtschaft und Internationalisierung mit ab. 
Im Verlauf des Gesprächs wird das Ansinnen formuliert, die Clusterpolitik des Landes stärker mit der 
(noch) separaten Regionalpolitik zu verbinden und auf eine regionale Innovationspolitik bzw. 
Innovationsstrukturpolitik hin zu entwickeln.  
Der Freistaat Thüringen versteht die Clusterentwicklung ganz klar als wirtschaftspolitische Aufgabe 
und sieht für die Clusterpolitik große Schnittmengen mit der Industriepolitik des Landes, in deren 
Rahmen „man gezielt Schwerpunkte im Land setzen möchte“ (CP-P7). Entsprechend betreibe man seine 
Clusterpolitik entsprechend über ein eigenständiges Referat Industriepolitik Cluster. Clusterpolitik sei 
jedoch ein übergreifender Ansatz, der aus vielen Politikfeldern zusammengesetzt und in hohem Maße 
die Innovationspolitik beträfe. Ferner seien andere Bereiche wie die Akquisition, Fachkräfte, 
Internationalisierung und Technologiemanagement sowie ganz besonders der Forschungs-, 
Wissenschafts- und Hochschulbereich tangiert. Das zuständige Clusterreferat arbeite daher eng mit 
den jeweils zuständigen Fachreferaten zusammen und habe bei allem, was das Thema Cluster 
anbelangt, die Federführung – auch im Hinblick auf die abschließende Entscheidung im Förderfall. Die 
operative Umsetzung von Clusterpolitik wird über die Landesentwicklungsgesellschaft (LEG) 
implementiert, wo das Thüringer Clustermanagement (ThCM) als staatliche Anlaufstelle für 
übergeordnete Aufgaben allen Clusternetzwerken zur Verfügung steht.     
Der Freistaat Sachsen verortet seine Clusterpolitik ähnlich wie Thüringen eher im Bereich der 
Industriepolitik. Die Clusterpolitik hat sich hier aus der Förderung von Verbundinitiativen heraus 
entwickelt, die zwischen 1999 und 2013 darauf abzielte, im Kontext der Strukturbrüche der 
Nachwendezeit aktiv die Vernetzung der lokalen Akteure aus Wirtschaft und Wissenschaft zu fördern 
und Kooperationsprojekte anzustoßen. Die entsprechenden Clustermanagements sind damals vom 
Freistaat ausgeschrieben und über Strukturmittel gefördert worden. Die Förderung von Clustern läuft 
in Sachsen zurzeit über das Referat für einzelbetriebliche Investition und wirtschaftsnahe 
Infrastrukturförderung, welches GRW-Mittel vergibt, u.a. an Initiativen wie den Automobilcluster 
Ostdeutschland (ACOD). Diese GRW-Förderung für Clustermanagement sei „so ein Angebot für die 
Wirtschaft, die selber auf die Idee kommt, wir haben eine Vernetzungsidee, wir brauchen was.“ (CP-P6).  
Der Freistaat Bayern betreibt Clusterpolitik als fest etablierte Säule seiner übergeordneten 
Innovations- und Technologiepolitik. Die Clusterpolitik der Bayerischen Staatsregierung ist dabei 
institutionell nach den 17 Clustern bzw. Wachstumsbranchen der Bayerischen Clusteroffensive 
gegliedert. Jedem Cluster ist jeweils ein eigenes Fachreferat im Wirtschaftsministerium zugeordnet, 
welches sich dann auch ausschließlich jenem Branchenbereich widmet. 
Die Freie und Hansestadt Hamburg betreibt Clusterpolitik als Teil ihrer übergeordneten 
Innovationsförderung. Die Abteilung Innovation, Technologie und Cluster in der Behörde für 
Wirtschaft, Verkehr und Innovation betreut die industriellen Cluster der Stadt sowie weitere 
netzwerkorientierte Themenfelder wie Elektromobilität, ist aber auch für die übergeordnete 
Clusterpolitik verantwortlich. Hamburg bündelt alle seine innovationspolitischen Instrumente, wie z.B. 
Flächenvorsorge, Fördermittel und Kreditwesen unter dem Dach der Innovationsallianz Hamburg. Die 





Handlungsfelder der Innovationsallianz und stehen bei innovationspolitischen Maßnahmen stets im 
Vordergrund. 
Berlin setzt, genauso wie Thüringen und in unmittelbarer Zusammenarbeit mit Brandenburg, auf die 
gezielte Förderung von wirtschaftlichen Schwerpunktbereichen. Als Reaktion auf den industriellen 
Strukturwandel der Stadt nach 1989 soll nicht mehr mit der „Gießkanne“ in der Breite, sondern sollen 
Sektoren und Branchen gefördert werden, „in denen Berlin und die gesamte Region Berlin-Brandenburg 
einen Vorteil sieht, sich […] überproportional zu entwickeln, […], um zum deutschen Durchschnitt aufzuholen.“ 
(CP-P12). Die Clusterpolitik bildet in diesem Zusammenhang eine innovationspolitische Ergänzung 
dieser schwerpunktorientierten Wirtschaftspolitik und ist als Querschnittsmaßnahme in zwei 
separaten Referaten der Abteilung III für Energie, Digitalisierung und Innovation in der Berliner 
Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe angesiedelt. Jene Referate – „Energie“ und 
„Innovation, Cluster, Industrie, Smart Cities, Digitalisierung, Kreativwirtschaft“ – sind jeweils für die 
Steuerung der einzelnen, den jeweiligen Branchenschwerpunkt betreffenden Cluster zuständig. Die 
einzelnen Cluster wurden im Zuge der Entwicklung der Innovationsstrategie Berlin-Brandenburg 
definiert.   
6.1.2.3 Bezug zum Clustermanagement  
Die öffentliche Hand verfolgt mit der Förderung von Clustern bei allen lokalen Unterschieden in den 
einzelnen Bundesländern stets dasselbe übergeordnete Ziel: Die Vernetzung der regionalen 
Wirtschafts- und Wissenschaftsakteure.  
„Ziel ist es, die Wirtschaft untereinander zu vernetzen aus einer bestimmten Branche in einem 
bestimmten Technologiefeld, weil die untereinander sehr viele Ideen haben.“ (CP-P9)  
Das operative Vehikel zur Umsetzung dieser übergeordneten strategischen Zielsetzung ist in allen 
betrachteten Fällen ganz konkret das jeweils in seinem spezifischen Branchenumfeld aktive und 
verantwortlich zeichnende Clustermanagement:  
„Das ist die Rolle der Clustermanager, dass die sagen, wir haben den Auftrag der Vernetzung und dafür 
wird man im Wirtschaftsministerium bezahlt.“ (CP-P9) 
Ein anderer Interviewpartner betont:  
„Wir […] möchten gerne, dass sich industrielle Branchen der Stadt weiterentwickeln, […] gemeinsam 
strategisch aufstellen, […] nach Gemeinsamkeiten gucken, […] nach Synergien […]. Und das 
Clustermanagement unterstützt uns dabei […].“ (CP-P11) 
Nun ist der unmittelbare instrumentelle Charakter des Clustermanagements aus Sicht der einzelnen 
Gesprächspartner bzw. den dahinterstehenden Institutionen nicht in allen Fällen gleich stark 
ausgeprägt, doch besteht in allen Fällen ein unmittelbares Zuwendungs- sowie teils auch 
Auftragsverhältnis zwischen der öffentlichen Hand als Fördermittelgeber und dem 
Clustermanagement als Zuwendungsadressat. Es überwiegt deutlich die Sichtweise eines allgemeinen 
operativen Erfüllungsgehilfen (Bayern, Hamburg, Berlin). Im Falle Berlins wird das Clustermanagement 
als konkretes öffentliches Hilfsangebot an die private Unternehmerschaft definiert und strukturiert. 
Thüringen betreibt zudem ein eigenes staatliches Clustermanagement, das Thüringer 
Clustermanagement der Landesentwicklungsgesellschaft, um etwaige Kompetenzlücken regionaler 
Clusternetzwerke wie das gemeinschaftliche Standortmarketing, Veranstaltungsmanagement und die 
Öffentlichkeitsarbeit zentral zu übernehmen. Sachsen wiederum betrachtet es als rein reaktive 
Möglichkeit, privatwirtschaftlichen Netzwerkinitiativen möglichst zielgenau entgegenkommen zu 





Die befragten Clusterpolitiker verweisen darauf, dass die Clustermanagements den öffentlichen 
Zuwendungen aus diversen Fördertöpfen zum Trotz zunächst einmal juristisch selbständig seien, da 
sie in der Regel als Verein oder GmbH, sei es gemeinnützig oder auch nicht, über eine eigene 
Rechtsform strukturiert sind. Das hat wesentliche Implikationen für das Außenverhältnis der 
Clustermanager zur öffentlichen Hand: „[…] sie gehören uns nicht, das heißt, wir können denen auch nichts 
befehlen.“ (CP-P9). Die Befragten der öffentlichen Hand sehen die Hauptverantwortung für die Führung 
eines Clusters zuallererst beim Clustermanager selbst, er sei der Experte, kenne sich in seiner Branche 
aus, „kennt seine Unternehmen, […] die Trends, […] die Schwingungen, die Bedürfnisse der Unternehmen, der 
setzt die Schwerpunkte bei der Clusterarbeit.“ (CP-P9). Die Clusterpolitik versteht den Befragten zufolge 
ihre Rolle grundsätzlich als allgemeine Hilfestellung, stets jedoch in der Form von konkreter 
finanzieller Unterstützung. Über diese Form der Unterstützung verfügt die öffentliche Hand jedoch 
auch über Steuerungsmechanismen, wie zuwendungsbezogene Abstimmungs- und 
Koordinierungsrunden, im Zuge derer sie über die entsprechenden Mittelverwendungsvereinbarungen 
und Budgetzuteilungen zumindest mittelbar auf inhaltliche Fragen der Clusterarbeit Einfluss nehmen 
kann. Die befragten Clusterpolitiker betonen jedoch, dass sie dem Clustermanagement ermöglichen, 
eigenständig vorzugehen. Das Clustermanagement müsse sich „in dem Rahmen einer Förderung, die 
ausgesprochen wurde, für spezifische Ziele natürlich entfalten.“ (CP-P12). Insofern bestehe für die befragten 
Clusterpolitiker in der heutigen Form der förderrechtlichen Unterstützung für Clustermanagements als 
„Zuwendungsverhältnis“ ein entsprechend größerer Freiheitsgrad als in einem klassischen 
„Auftragsverhältnis“ (CP-P12). Dieser Freiheitsgrad ermöglicht es Clustermanagern, auch bei 
unvorhergesehenen Anpassungen des Budgets bzw. der Maßnahmen sowie neuen Ideen über 
entsprechende Anträge zusätzliche Mittel zu deren Durchführung oder auch Umwidmungen von 
bereits verhandelten Budgetteilmengen zu erwirken (Vgl. CM-P10; CM-P8).  
Zwischen öffentlicher Hand und Clustermanagern gibt es eine Vielzahl an institutionalisierten 
Schnittpunkten, die neben einer gewissen Kontrolle der Arbeit der Clustermanager durch die 
jeweiligen Verwaltungen auch die Sammlung eines regelmäßigen Feedbacks zur Entwicklung der 
Cluster selbst aber auch allgemeinwirtschaftlicher Variablen ermöglicht. In der Praxis halten die 
öffentlichen Verwaltungen so z.B. über eine Reihe von Gremienmitgliedschaften und anderen 
Austauschformaten Kontakt zu den einzelnen Clustermanagern. Diese institutionellen Verflechtungen 
sind jedoch in den jeweiligen Bundesländern unterschiedlich ausgeprägt und wirken sich neben 
inhaltlichen Fragen unmittelbar auf die Verstetigung der einzelnen Clustermanagements aus. Die 
konkreten Routinen zur Einflussnahme auf die örtlichen Clustermanagements sind in den 
Bundesländern verschieden, richten sich nach dem jeweiligen Funktionsverständnis und 
Integrationsgrad des Clustermanagements und bilden die jeweiligen wirtschaftspolitischen 
Zielansprüche ab. Die Clusterpolitiken der betrachteten Bundesländer unterscheiden sich daher in 
ihrem jeweiligen Interventionsgradgrad. Im Einzelnen sind katalytische, unterstützende und auch 
direktive Elemente nach Enright (2000: 15; siehe Abschnitt 3.2.1 Grundsätzliche Möglichkeiten zur 
Förderung von Clustern) erkennbar. Der jeweilige strategische Fokus variiert dabei in Abhängigkeit von 
den jeweils als ursächlich empfundenen hauptsächlichen regionalen Entwicklungshindernissen von der 
innovationsorientierten Netzwerkarbeit im KMU-Bereich, der Erhöhung der Standortattraktivität 
durch entsprechendes Marketing und andere Maßnahmen zur Steigerung der regionalen 
Wirtschaftskraft bis hin zur technologieorientierten Kooperation zwischen Wirtschaft und 
Wissenschaft80.      
Das Wirtschaftsministerium in Baden-Württemberg nimmt sich in seinem Bezug zu den geförderten 
örtlichen Clustermanagements inhaltlich stark zurück und verfolgt einen Politikansatz, der explizit eine 
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unternehmerisch getriebene bottom-up-Dynamik voraussetzt. Zu fördernde Clusterinitiativen müssen 
sich auf Basis vorhandener und entsprechend darzustellender Clusterstrukturen, wie z.B. einer 
technologisch fokussierten Unternehmensballung und damit einhergehender Entwicklungskonzepte 
und -ziele, im Rahmen eines Wettbewerbsprozesses um finanzielle Zuwendungen des Landes für den 
Aufbau und den Unterhalt einer Clustermanagementgeschäftsstelle bewerben. Zum Zeitpunkt des 
Interviews im Jahre 2014 sind auf diese Weise bereits 18 Clusterinitiativen im ganzen Bundesland in 
den Genuss einer auf drei Jahre befristeten öffentlichen Förderung gekommen. Baden-Württemberg 
setzt dabei voraus, dass die betreffenden Clustermanagements über einen stetig wachsenden privaten 
Finanzierungsanteil sukzessive selbständig machen. „[…] wir fördern diese Clusterinitiativen nicht ihrer 
selber willen, dass es zwölf Manager gibt, die Arbeit haben. […] wir unterstützen die ja auch letztendlich, damit 
Unternehmen einen Mehrwert haben.“ (CP-P5). Die Clustermanagements sollen unternehmensgetrieben 
arbeiten und Eigeninitiative entwickeln. Das Wirtschaftsministerium flankiert die Bemühungen der 
einzelnen Clustermanagements zum Erreichen ihrer Ziele über die Einrichtung zentraler 
Clusterdatenbanken sowie Veranstaltungsverzeichnisse, überlässt es ihnen jedoch selbst, sich in ihrem 
jeweiligen Umfeld bekannt zu machen und zu entwickeln. Der Kontakt mit den geförderten 
Clustermanagern findet in der Regel einmal jährlich statt. Aber auch mit den übrigen der 100 bis 110 
Clustermanagern des Bundeslandes81. Zur Bewältigung dieses Austausches ist über die Benennung von 
clusterpolitischen Ansprechpartnern in den lokalen IHKs und Wirtschaftsförderungen eine 
„Zwischenebene eingeschaltet“ (CP-P5) worden. Ziel des Austauschs soll es sein, sich gegenseitig stetig 
auf dem neuesten Stand der Entwicklungen zu halten und etwaig notwendige Maßnahmen zu 
erörtern. Dies schließt projektbezogene Förderungen seitens der öffentlichen Hand, die über das 
eigentliche strukturelle Clustermanagement hinausgehen, mit ein. Baden-Württemberg geht davon 
aus, dass ein Drittel der geförderten Clustermanagements nach Auslaufen der dreijährigen 
Förderphase „relativ sang- und klanglos untergehen“ (CP-P5) werden, da es den Managements nicht 
gelingen würde, einen klaren Mehrwert für Unternehmen darzustellen. Bei einem weiteren Drittel 
würden lokale Wirtschaftsförderungen eine Anschlussfinanzierung aufbringen, da sie vom Erfolg der 
Maßnahmen überzeugt seien und die Clustermanagements in vollem Umfang weiterführen wollen. Ein 
letztes Drittel wiederum würde selbsttätig und in privater Trägerschaft, jedoch wohl in reduziertem 
Umfang, weitermachen. Diese letzte Variante sei das eigentliche Ziel des Landes, da es „nicht sein 
[kann], dass wir auf Dauer eine Grundstruktur fördern.“ (CP-P5). Stattdessen „wollen wir die ja ertüchtigen, 
damit sie sich selber finanzieren können“ (CP-P5). Zu jener Ertüchtigung der Clustermanagements 
unterhält das Land eigens eine über EFRE-Mittel finanzierte Clusterunterstützungsagentur als 
beratende Dienstleistungsstelle, um beispielsweise mit zielgerichteten Coachings Clustermanager 
fortzubilden und in ihrer Arbeit zu unterstützen.  
Sachsen befand sich zum Zeitpunkt des Interviews im Jahr 2014 am Scheideweg zwischen der seit 
1999 vom Freistaat betriebenen und 2013 ausgelaufenen branchenspezifischen Verbundförderung, 
welche zunächst die vollständige Finanzierung von konkret beauftragten Clustermanagements 
beinhaltete, hin zu einer von Anfang an anteilig privat getragenen Variante aus GRW-Mitteln im 
Wettbewerbsverfahren nach Baden-Württemberger und Nordrhein-Westfälischem Modell. Die 
ursprünglich betriebene Verbundförderung hatte vorgesehen, in bestimmten in Sachsen stark 
vertretenen Branchen über eine von einem Clustermanagement vorgenommene Vernetzung 
relevanter Akteure top-down auf eine mögliche Clusterbildung hinzuwirken. Die Clustermanagements 
wurden per Ausschreibungsverfahren gesucht und standen durch einen Dienstleistungsvertrag in 
einem konkreten Auftragsverhältnis zum Freistaat. Dieses beinhaltete „Vernetzungsleistungen im 
weitesten und im engsten Sinne, bis hin zur Beschaffung von Kooperationspartnern bei konkreten geplanten 
Projekten aber auch allgemeine Wirtschaftsinformationen zu Trends in der Industrie. Hilfe bei Außenwirtschaft.“ 
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(CP-P6). Die gesamten Kosten der jeweiligen Clustermanagements wurden komplett vom Freistaat 
übernommen und deren Dienstleistungen kostenlos im Branchenumfeld angeboten. Obwohl man 
wohl 1999 noch davon ausgegangen sei, dass die Verbundinitiativen nur kurzfristig öffentlich 
finanziert werden müssten, sah man sich gezwungen, die Finanzierung zumindest anteilig weiterlaufen 
zu lassen. Teilweise wurde die Finanzierung auch degressiv gestaltet, um die Clustermanagements 
entsprechend über Langzeitziele zur Eigenfinanzierung von 10% bis 70% unter Erfolgsdruck im Hinblick 
auf die Gewinnung privaten Kapitals aus dem Verbundumfeld zu setzen. Nach Auslaufen der 
Verbundförderung 2013 mussten die Verbundinitiativen jedoch alle auf eigenen Füßen stehen. 
Anfangs gab es dem Interviewpartner zufolge noch vierteljährliche Treffen aller Clustermanager. Im 
Zuge der steigenden finanziellen Eigenständigkeit der einzelnen Clustermanagements haben wohl 
jedoch die jeweiligen Einzelinteressen divergente Züge angenommen, wodurch man das Format 
letzten Endes heruntergefahren habe. Auf Einzelclusterebene fanden laufende Jour-fixes unter 
Beteiligung des zuständigen Referenten des Landes oder des Referatsleiters und dem jeweiligen 
Cluster- bzw. Projektmanager statt. Das geplante Folgeprogramm auf Basis einer GRW-Finanzierung 
folgt einem bottom-up inspirierten Ansatz und richtet sich an die „Wirtschaft, die selber auf die Idee 
kommt, wir haben eine Vernetzungsidee“ (CP-P6). Die Zielstellung der Nachhaltigkeit ist darin bereits über 
die Statuten zur privaten Gegenfinanzierung von 100% angelegt. Sollte nach drei Jahren Laufzeit keine 
solche private Eigenleistung darstellbar sein, müssen die öffentlichen Zuwendungen zurückgezahlt 
werden. Die Auswahl der zu fördernden Clusterinitiativen sollte per Wettbewerbsverfahren erfolgen. 
Teilnahmeberechtigt sind sogenannte „Zukunftsinitiativen“ (CP-P6), d.h. konkrete, 
branchenübergreifende Netzwerke aus Unternehmen und Forschungsinstituten, die in einem 
technologischen Zukunftsfeld aktiv sind und sich auf ein konkretes Konzept geeinigt haben. 
Idealerweise bilden diese Netzwerke die Wertschöpfungskette bis hin zum Endverbraucher ab. Das 
Thema Nachhaltigkeit sei damit zwar noch nicht endgültig gelöst. Man gehe jedoch davon aus, jene 
Netzwerke in Richtung Eigenständigkeit begleiten zu können: „Aber, ich meine, wenn die immer auf starke 
Unterstützung angewiesen sind, muss ich irgendwann sagen ‚nein‘.“ (CP-P6). 
Thüringen hat sich laut Aussage des entsprechend verantwortlichen Interviewpartners ähnlich wie 
Sachsen in der Vergangenheit stark auf die Anschubfinanzierung von Netzwerkinitiativen konzentriert 
und entsprechende Geschäftsstellen über GRW-Mittel sowie die landeseigene Verbundförderung 
finanziert. Mit dieser Anschubfinanzierung war stets der Anspruch einer perspektivischen 
Eigenständigkeit dieser Netzwerke verbunden. Sie sollten über die Darstellung eines entsprechenden 
Mehrwerts für die lokalen Akteure ihre bestehenden Mitglieder von ihren Leistungen überzeugen, 
weitere Mitglieder akquirieren und so in eine industriegeführte, eigendynamische Entwicklung 
übergehen. Eine dauerhafte Finanzierung eines etwaigen Clustermanagements war demnach nicht 
vorgesehen. Trotzdem wird die Entwicklung von Clustern als grundlegendes wirtschaftspolitisches 
Interesse des Freistaats formuliert – ein Ansatz, der eine dauerhafte öffentliche Unterstützung in Form 
einer fortgesetzten Finanzierung zunächst nahelegt. Tatsächlich manifestiert sich der clusterpolitische 
Entwicklungsanspruch Thüringens aber maßgeblich in der zielgerichteten inhaltlichen Unterstützung 
bestehender Netzwerke – Thüringen spricht laut Interviewpartner im Zusammenhang mit Clustern 
bevorzugt von Netzwerken – über entsprechend institutionalisierte öffentliche Maßnahmen, nicht 
jedoch in deren dauerhafter Subventionierung. Auf Grundlage des im Jahr 2011 von Roland Berger 
erarbeiteten Trendatlas 2020, dessen zentrale übergeordnete Handlungsempfehlung die Stärkung der 
bestehenden lokalen Netzwerke durch ein professionelles Clustermanagement ist, hat der Freistaat 
ein Thüringer Clustermanagement, kurz ThCM, bei der Landesentwicklungsgesellschaft LEG 
geschaffen, um den in den einzelnen vom Trendatlas identifizierten Wachstumsfeldern existierenden 
Netzwerken Hilfestellung bei übergreifenden Aufgaben wie z.B. Veranstaltungsorganisation, 
internationaler Vernetzung, Fachkräftegewinnung, Marketing oder Öffentlichkeitsarbeit zu leisten 





Darüber hinaus fungiert das ThCM als Austauschplattform zwischen der politischen Ebene und den 
„wichtigen tragenden Akteuren in diesen Wachstumsfeldern“ (CP-P7), um aus den zuvor erstellten 
Potentialanalysen des Trendatlas 2020 konkrete Maßnahmenabfolgen abzuleiten und umzusetzen82. 
Die mit einer Clusterförderung zwar unmittelbar in Bezug stehenden, jedoch wirtschaftspolitisch 
grundsätzlich übergeordneten Tätigkeitsschwerpunkte im Hinblick auf Akquisition, 
Internationalisierung und Technologiemanagement sind entsprechend in das ThCM überführt worden. 
Der Freistaat sieht die Verantwortung für die Entwicklung der einzelnen Netzwerke hin zu idealerweise 
clusterähnlichen Strukturen ganz klar bei den Cluster- bzw. Netzwerkmanagern selbst und trennt 
explizit zwischen der im öffentlichen Interesse durchgeführten Wirtschafts- und insbesondere 
Industriepolitik, deren Teil die Clusterpolitik des Freistaats und damit auch das ThCM ist, und der 
Entwicklung industriegetriebener, sich finanziell selbst tragender Clusternetzwerke, die in 
Eigenverantwortung ihre „Kernaufgaben“ (CP-P7) wahrnehmen und von der öffentlichen Hand nur 
durch eine Anschubfinanzierung oder eben durch Inanspruchnahme der „übergreifende(n) […] 
Unterstützungsmöglichkeiten“ (CP-P87) des ThCM profitieren. Die Abstimmungen zur konkreten 
Ausgestaltung der Maßnahmen des ThCM sowie sonstiger übergreifender Themen erfolgen über 
verschiedene Gremien, denen alle wesentlichen Clusterakteure angehören. Das clusterpolitisch 
verantwortliche Industriereferat Cluster, dem auch der Interviewpartner angehört, leitet die zweimal 
jährlich zusammenkommenden wachstumsfeldspezifischen Cluster-Boards, denen „alle wichtigen 
Akteure“ im Land angehören, die einen „Beitrag“ (CP-P7) zur Clusterentwicklung in den jeweiligen 
Wachstumsfeldern leisten. Dazu gehören neben den jeweiligen Vertretern der dazugehörenden 
Netzwerke bzw. den Netzwerkmanagern auch Vertreter der LEG sowie des ThCM, der Thüringer 
Aufbaubank (TAB) als Fördereinrichtung, des Wissenschaftsministeriums sowie relevanter Kammern. 
Die Zusammenkünfte der Cluster Boards bilden die „Arbeitsebene“ (CP-P7), auf der das 
Arbeitsprogramm des ThCM im Sinne der Netzwerkpartner abgestimmt und „vordiskutiert“ (CP-P7) 
wird. Der Freistaat möchte mit den Leistungen des ThCM nicht in Konkurrenz zu den einzelnen 
Netzwerken treten, sondern vielmehr mit ihnen im Sinne der übergeordneten wirtschaftspolitischen 
Ziele sowie gemeinsamer Interessen zusammenarbeiten. Es sollen grundsätzlich solcherlei 
Hilfestellungen angeboten werden, die übergeordneter strategischer Natur sind und die Kompetenzen 
und Möglichkeiten der Netzwerke übersteigen (Vgl. CP-P7). Hierzu zählten strategische Aufgaben wie 
die Erarbeitung von „Potentialanalysen, Roadmaps, und Entwicklungskonzepte“ (CP-P7). Formell 
abgesegnet wird das Arbeitsprogramm des ThCM letztendlich vom einmal jährlich tagenden Cluster-
Council unter Leitung des Wirtschaftsministers. Das Cluster-Council umfasst die Leitungsebenen aller 
im Cluster-Board vertretenen Clusterakteure, d.h. Vereinsvorstände der Clusternetzwerke, 
Staatssekretäre des Wissenschaftsministeriums u.a. Ziel soll es sein, über die Clusterpolitik des Landes, 
welche im ThCM institutionell Ausdruck findet, zu „bündeln. Wir wollen das, was im Land passiert, 
zusammenbringen. Wir wollen Plattformen aufbauen […]“ (CP-P7). So fungiert das ThCM als Schnittstelle 
zwischen den einzelnen lokalen Initiativen und der Landespolitik und wird zu einem strategischen 
Werkzeug in der Umsetzung der Thüringer Clusterstrategie. Den einzelnen Netzwerkmanagements 
gegenüber jedoch, welche nach konzeptionellem Blickwinkel der vorliegenden Arbeit das eigentliche 
Clustermanagement betreiben, ist das ThCM und damit das Land nicht weisungsbefugt. Im konkreten 
Förderungsfall sei man zwar über den „Geldhebel“ (CP-P7) im Rahmen der Projektanträge in einem 
gewissen Maße in der Lage auf inhaltliche Fragen einzuwirken, aber grundsätzlich seien die Netzwerke 
„völlig eigenständig“ (CP-P7). Durch die bewusste institutionelle Strukturierung von clusterspezifischen 
Aufgaben der Wirtschaftspolitik im Gewand der ThCM stellen sich für Thüringen keine Fragen einer 
weiteren Verstetigung. Das ThCM betreibt Wirtschaftspolitik und wird stetig fortgeführt. Die 
Netzwerke selbst sind in ihrem Fortbestehen davon komplett unberührt. 
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Hamburg verfolgt im Hinblick auf die wirtschaftspolitische Einbindung örtlicher Clusterinitiativen einen 
vergleichsweise integrativen Ansatz, der top-down- und bottom-up-Elemente miteinander verbindet. 
Nach Ansicht der Stadt besteht ein Cluster aus Akteuren der Wirtschaft, der Wissenschaft und der 
Politik und bezieht sich dabei explizit auf den Begriff der Triple-Helix.  Somit sitzt die Stadt als Mitglied 
der einzelnen geförderten Clustervereine mit in den jeweiligen Vorständen. Zur operativen 
Geschäftsführung der Vereine werden entsprechend Clustermanagements eingerichtet, an deren 
Finanzierung sich die Stadt in Form einer Fehlbedarfsfinanzierung beteiligt. Die gemeinschaftliche 
Strategieerstellung, operative Ausrichtung der Clustermanagements und die damit einhergehende 
jährliche Budgetfestlegung hinsichtlich geplanter Maßnahmen und entsprechend benötigter Sach- und 
Personalmittel usw. erfolgt über regelmäßige Steuerungsrunden der Vorstandsmitglieder, an denen 
sich die Stadt beteiligt. Die einzelnen Clustermanager sind personalrechtlich und fachlich dem Verein 
gegenüber verantwortlich, insofern auch der Stadt. Trotzdem ist der Bezug der öffentlichen Hand zum 
Clustermanagement in Hamburg kein klassisches Auftragsverhältnis. „[…] die Ziele, die sich das 
Clustermanagement setzt, die werden […] mit den Clustermitgliedern, mit den Unternehmen und 
wissenschaftlichen Einrichtungen im Cluster ausgehandelt“ (CP-P11). Die Vereine erarbeiten Strategien, 
geben sich Ziele und vereinbaren Meilensteine – die Stadt Hamburg sitzt damit als 
Verhandlungspartner stets mit am Tisch. Die Clustermanagements stellen bei der Stadt in der Folge 
Zuwendungsanträge, um etwaige finanzielle Fehlbedarfe, die nicht von Mitgliedsbeiträgen oder 
Projektfinanzierungen aus anderen Quellen, wie bspw. der Spitzenclusterförderung, gedeckt sind, 
über zusätzliche Mittel aus der Stadtkasse auszugleichen. Die Stadt verfügt den im Rahmen dieser 
Arbeit befragten Angehörigen eines Hamburger Clustermanagements zufolge über die 
Zurverfügungstellung von solchen Zuwendungen über einen wirksamen Hebel zur 
Schwerpunktsetzung bei etwaigen Maßnahmen (Vgl. CM-P3). Allerdings wird vom Interviewpartner 
aus der Politik betont, dass man sich inhaltlich eher zurückhalte, sondern lediglich über die 
entsprechenden Mittelverwendungsnachweise inhaltlich prüfe, „ob die mit der Zuwendung verbundenen 
strategischen, operativen, sozusagen Leistungen, die das Clustermanagement durchführen wollte […]“ (CP-P11) 
auch durchgeführt worden sind. Bei etwaigen Änderungen, die sich aus der Notwendigkeit der 
Clusterarbeit im Zeitverlauf ergeben, zeige man sich kooperativ und passe entsprechend die 
Zuwendungsvermerke an – man arbeite schließlich sowieso täglich zusammen und sei daher stets sehr 
genau über die Aktivitäten der Clustermanagements informiert. „Die eigentliche Steuerung findet in den 
Gremien des Vereins statt, in denen wir auch teilnehmen. Und die Zuwendung vollzieht das nur nach, weil das 
haushaltsrechtlich notwendig ist.“ (CP-P11). Der Interviewpartner betont, dass die Zusammenarbeit mit 
den Clustervereinen sich stets auf Augenhöhe vollzieht, man steuere nicht gegen den Verein oder sein 
Management, sondern unterstütze den Verein vielmehr konkret über den Hebel Zuwendungen in der 
Steuerung des Managements. Hamburg betrachtet Cluster ganz konkret als wirtschaftspolitische 
Instrumente, mit deren Hilfe sich die industriellen Branchen der Stadt weiterentwickeln lassen. 
Entsprechend spielt die Stadt über die Teilnahme in den Clustergremien einzelne 
technologiebezogene Themenschwerpunkte wie z.B. die gemeinschaftliche Entwicklung neuer ziviler 
Drohnenanwendungen in die entsprechenden Branchen der Luftfahrt aber auch der maritimen 
Industrien ein. Zudem bemühe man sich, spätestens alle drei Jahre einen grundlegenden Strategie- 
und Reflexionsprozess anzuregen, um eine kritische Auseinandersetzung der Cluster mit der Aktualität 
ihrer jeweiligen Ziele zu erwirken. Hinsichtlich einer etwaigen rein privatwirtschaftlichen Verstetigung 
der Clusterarbeit macht der Interviewpartner im Verlauf des Gesprächs mehrfach deutlich, dass die 
Stadt Hamburg keinerlei Absichten zu einem Rückzug aus der Finanzierung hege, solange man das 
Clustermanagement noch als sinnvolles wirtschaftspolitisches Instrument betrachte. Zudem sei die 
Beteiligung der öffentlichen Hand nach Sicht der Stadt definitorisches Element eines Clusters. Insofern 
sei allerdings ein rein privates Handeln unternehmerischer Netzwerke – ein Umstand, den der 





Berlin sticht insofern aus der Gruppe der Befragten hervor, als dass die Clusterpolitik der Stadt sich auf 
grundsätzlich top-down definierte, rein branchenbezogene Clusterdefinitionen stützt, ohne dass diese 
theoretischen Clusterkonstruktionen in irgendeiner Form als Clusterverein o.ä. institutionalisiert sein 
müssen, um als Cluster anerkannt zu werden und als zuwendungsfähige Körperschaften fungieren zu 
können. Die fünf Berliner Cluster sind IKT (Informations- und Kommunikationstechnologien), Medien 
und Kreativwirtschaft (1), Verkehr und Logistik (2), Energietechnik (3), Optik und Photonik (4) sowie 
Gesundheitswirtschaft (5). Clustermitglied ist, wer sich als solches fühlt und eben zu der 
entsprechenden Branche gehört. Die Clusterzugehörigkeit und somit auch die Clusterarbeit seitens 
etwaiger Akteure, d.h. die Inanspruchnahme entsprechender Angebote seitens der öffentlichen Hand 
bzw. eines Clustermanagements, beruht somit auf dem Prinzip der Freiwilligkeit (Vgl. CM-P8). Die 
Clustermanagements der Berlin-Brandenburger Cluster sind folglich auch nicht bei den Clustern selbst 
angesiedelt, sondern werden von der im Auftrag des Senats agierenden Wirtschaftsfördergesellschaft 
Berlin Partner getragen. Die Berlin-Partner für Wirtschaft und Technologie GmbH ist eine anteilig von 
privaten Mitgliedschaftsgebühren eben jener Partner-Unternehmen der Agentur finanzierte, jedoch 
grundsätzlich im Auftrags- und Zuwendungsverhältnis der Stadt stehende Körperschaft zur operativen 
Umsetzung sämtlicher übergeordneter wirtschaftspolitischer Zielsetzungen der Stadt83. In dieser Rolle 
hatte die Vorgängergesellschaft bereits die Verantwortung für die Unterstützung von 
Technologietransferprozessen in den branchenbezogenen Kompetenzfeldern der Region inne. Im Zuge 
der strategischen Neuorientierung der Wirtschaftspolitik im Rahmen der neuen Innovationsstrategie 
Berlin-Brandenburgs sowie struktureller Veränderungen der Wirtschaftsförderungsgesellschaften 
entstanden daraus die einzelnen Clustermanagements. Personell sind diese teils doppelt besetzt, um 
den jeweiligen regionalen Verantwortlichkeiten in Berlin und Brandenburg Rechnung zu tragen. Die 
Clustermanagements werden von der öffentlichen Hand in drei-Jahres-Zeiträumen finanziell 
unterstützt. Die Finanzierung setzt sich aus EFRE-Mitteln zusammen, die an eine Ko-Finanzierung der 
Stadt gebunden sind. Berlin zieht letztere aus der öffentlichen Innovationsförderung. Eine zusätzliche 
private Komponente von etwaigen Clusterakteuren existiert nicht. Die Clustermanagements haben 
den Auftrag, Projekte und andere Maßnahmen durchzuführen, im Rahmen derer Unternehmen und 
Forschungseinrichtungen zusammenfinden können. Die Grundzielrichtung ist die überproportionale 
Belebung des Wirtschaftsgeschehens in Berlin. Entsprechend unternimmt die Stadt sowohl ein 
makroökonomisches Monitoring zur Überprüfung der Grundzielsetzung als auch ein 
clusterspezifisches Ergebnis- und Wirkungsmonitoring bezogen auf die an die Clustermanagements 
ausgereichte Förderung. Man sei sich zwar dessen bewusst, dass entsprechende Wirkungen erst nach 
einigen Jahren sichtbar werden könnten, wäre aber gleichzeitig bemüht, möglichst frühzeitig 
Ergebnisse festzustellen. Zweimal jährlich tagt ein Koordinierungskreis, bestehend aus 
Clustermanagement und entsprechend verantwortlichen Referatsmitarbeitern der 
Senatsverwaltungen, in dem die Clustermanager den Verwaltungen Bericht erstatten und 
budgetrelevante Planungen diskutieren. Daneben tagt einmal jährlich ein Steuerungskreis, zusätzlich 
bestehend aus der Geschäftsführung der das Clustermanagement tragenden 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft sowie des ehrenamtlichen Clustersprechers, bei dem die 
Verwaltung offiziell nur eine beobachtende Funktion hat (Vgl. CM-P8). Der befragte Vertreter der 
öffentlichen Hand betont, dass man zwar im Rahmen der gegebenen Steuerungsmechanismen auch 
inhaltlich Einfluss auf die Arbeit des Clustermanagements nehme – insbesondere in Bezug auf 
wirtschaftspolitisch übergeordnete Themen, die entsprechend in die einzelnen Cluster hineingespielt 
werden sollen – jedoch Berlin Partner eine relativ große Freiheit ließe, eigenständig zu handeln und 
sich im Rahmen der ausgegebenen Förderung zielgetreu zu entfalten. Aufgrund der Freiwilligkeit einer 
Inanspruchnahme oder Mitwirkung an Leistungen des Clustermanagements sowie der bereits 
langjährigen vollständigen Finanzierung durch die öffentliche Hand sieht der Interviewpartner kaum 
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eine Chance, das Berliner Clustermanagement in seiner gegenwärtigen Form, mit seinen 
gegenwärtigen Aufgaben und Strukturen, in eine private Förderung zu überführen. Allerdings bereite 
man sich perspektivisch auf das Auslaufen der Förderperiode der Strukturfonds ab 2020/2021 vor und 
initiiere bereits aus den bestehenden Clustermanagements heraus neue, auf spezifische 
Themenschwerpunkte fokussierte, Netzwerke, deren Finanzierungsstruktur von vornherein anteilig 
oder gar vollständig auf privaten Mitgliedschaften basieren soll. Kern dieses Ansatzes sei die gezielte 
Einbindung unternehmerischer Akteure gemäß ihren ureigenen Interessen und über konkrete 
Mitbestimmungsmöglichkeiten. Ohne das gegenwärtige System der Clustermanagements somit 
komplett neu aufbauen zu müssen und damit riskante Brüche zu riskieren, könne man so eine 
themenspezifische Eigendynamik anstoßen und sich ggfs. auch in der übergeordneten Clusterstruktur 
sowie deren Management teilweise bis vollständig zurückziehen.  
Bayern betrachtet analog zu Berlin-Brandenburg ganze Branchenfelder mit besonderem 
Wachstumspotential als Cluster. Diese sind jedoch entgegen dem Berliner Modell als Clustervereine 
organisiert und verfügen daher über einen konkreten beitragspflichtigen Mitgliederstamm sowie eine 
juristisch vom Freistaat Bayern unabhängige Geschäftsführung, zu der auch ein Clustermanager 
gehört. Dessen Auftrag sei es aus laut Interviewpartner, im Sinne der vom Freistaat beabsichtigten 
Vernetzung der bayerischen Wirtschaft im Rahmen der Clusteroffensive Bayern, alle in seinem 
Branchen- bzw. Clusterfeld relevanten Akteure aus Wirtschaft und Wissenschaft zusammenzubringen. 
Dafür würde das Wirtschaftsministerium die Clustermanager auch bezahlen. Der Interviewpartner 
formuliert damit eine klare Erwartungshaltung seitens der öffentlichen Hand und verknüpft diese 
konkret mit dem Zuwendungsverhältnis des Freistaats zum Clustermanagement. Tatsächlich 
unterstützt Bayern die Clustervereine finanziell und übernimmt bis zu 50% der Betriebskosten. Den 
übrigen Teil der Finanzierung müssen die Clustervereine über Mitgliedsbeiträge, Sponsoring oder 
anderweitige Einnahmen wie z.B. Veranstaltungsgebühren selbst aufbringen. Zudem werden sie von 
der öffentlichen Hand angehalten, über die Durchführung von über die reine Clusterarbeit 
hinausgehenden Projekten weitere Fördermittel aus Landes-, Bundes- oder EU-Töpfen zu akquirieren. 
Die Beschränkung der öffentlichen Zuwendungen auf 50% der Betriebskosten resultiert aus der 
Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung, kurz AGVO, einem Regelwerk der EU, das eine maximal 
zehn Jahre andauernde Förderung von sogenannten Innovationsclustern mit bis zu insgesamt 7,5 
Millionen Euro vorsieht und seit 2014 in Kraft ist. Die Frage einer etwaigen privatwirtschaftlichen 
Verstetigung der bayerischen Clustermanagements wird vom Interviewpartner aus zweierlei Gründen 
verneint. Zum einen sei eine 100%ige Eigenfinanzierung aufgrund der Intensität der Aufgaben und 
Maßnahmen ausgeschlossen, „das können die gar nicht schaffen“ (CP-P9). So sei eine Eigenfinanzierung 
von „75, 80% […] eine Schwelle, was dann auch selbst die Besten nicht schaffen“ (CP-P9). Zum anderen 
übernähmen die einzelnen Cluster aber auch im jeweiligen Branchenfeld Aufgaben für das 
Wirtschaftsministerium, beispielsweise in der Umsetzung der bayerischen Luft- und 
Raumfahrtstrategie – eben durch den Cluster Luft- und Raumfahrt. Sämtliche Cluster unterstützen den 
Freistaat zudem im allgemeinen Standortmarketing und in der Außenwirtschaft. Konkret betreffe dies 
u.a. die Begleitung wirtschaftspolitischer Delegationen ins Ausland durch die entsprechenden 
branchenrelevanten Clustermanager. Umgekehrt fungieren diese als branchenspezifische Gastgeber 
im Falle etwaiger Gegenbesuche, da sie über die entsprechenden Kenntnisse und Kontakte verfügten. 
Da dies eine staatliche Aufgabe sei, könne niemand von einem privaten Unternehmen erwarten, 
einem Clusterverein dafür Geld zu geben. Und somit müsse der Staat dauerhaft dafür aufkommen. 
Was die clusterspezifische Arbeit der Clustermanager angeht, seien diese im Grunde jedoch 
selbständig. Die Schwerpunkte der Clusterarbeit würden in Abstimmung der Vereinsmitglieder 
untereinander gesetzt, die Hauptverantwortung für die Führung der Cluster läge bei den 
Clustermanagern. Die öffentliche Hand würde lediglich über finanzielle Zuwendungen eine materielle 





man jedoch. Man würde lediglich über den persönlichen Kontakt zu den Geschäftsführern und 
Clustermanagern ohne jedweden „Druck“ oder etwas zu „befehlen“ (CP-P9) eigene Ideen und Wünsche 
einspielen, z.B. die Maßgabe, sich auch als Cluster untereinander stärker zu vernetzen oder aber sich 
neuer Produktionstechniken wie dem 3D-Druck anzunehmen. Entsprechende Maßnahmen könnten 
dann entsprechend über Projektanträge nach AGVO zu 50% gefördert werden. So sei man 
grundsätzlich in regelmäßigem Kontakt zueinander und pflege einen entsprechenden Austausch. 
Einmal jährlich kämen zudem alle Clustergeschäftsführer im Wirtschaftsministerium zusammen, um 
übergeordnete Themen wie z.B. die AGVO-Regularien, gemeinsam zu besprechen. Die AGVO läuft 
noch bis 2020/2021. Was danach käme, müsse „man erst mal sehen“ (CP-P9). Bayern setze seinen 
Clustern jedoch grundsätzlich keine „Deadline“ (CP-P9) für die öffentlichen Zuwendungen, da man nicht 
davon ausgehe, dass ein solches Vorgehen von Erfolg gekrönt sein würde.  
„Nein, nein. Wir haben diese Strukturen aufgebaut, wir sind überzeugt, dass sie richtig gut funktionieren. 
So wollten wir es weitermachen. Und solange wir natürlich von der Politik das Geld bekommen, werden 
wir es an die ganzen Cluster weiterreichen, um deren Arbeit zu unterstützen.“ (CP-P9)       
Insgesamt kann festgehalten werden, dass jedes der befragten wirtschaftspolitischen Ressorts in den 
betreffenden Bundesländern einen konkreten clusterpolitischen Ansatz verfolgt und sich inhaltlich und 
strukturell über ihren jeweiligen Bezug zum örtlichen Clustermanagement auf mehr oder minder 
proaktive Weise in die Förderung und Entwicklung von regionalen Clustern einbringt. Die in Kapitel 3 
beschriebenen wirtschaftspolitischen Clusterstrategietypen nach Enright (2001) sowie die jeweiligen 
beschriebenen strategischen Grundausrichtungen nach Boekholt/Thuriaux (1999) finden sich dabei 
nicht in Reinform, vielmehr überlagern sich einzelne Elemente der entsprechenden 
Herangehensweisen. Während Bundesländer wie Baden-Württemberg, Sachsen und Thüringen auf 
eher katalytische Maßnahmen setzen und eine entsprechend eigendynamische – und damit aus ihrer 
Sicht förderwürdige – örtliche bzw. regionale Cluster- oder Netzwerkstruktur voraussetzen und diese 
mit unterstützenden Maßnahmen wie einer zeitlich begrenzten institutionellen Geschäftsstellen- und 
Einzelprojektförderung, gezielten Weiterbildungs- und Beratungsmaßnahmen sowie Dienstleistungen 
zur Befähigung der Clustermanager zur Eigenständigkeit unterstützend flankieren, verbinden 
Hamburg, Bayern und Berlin unterstützende mit direktiven Elementen, die darüber hinaus zudem 
stärker an ein dauerhaftes finanzielles Engagement des Staates geknüpft sind. So überlassen letztere 
zwar wesentliche operative Fragen hinsichtlich der Clusterführung den betreffenden 
Clustermanagements, üben jedoch über eine Mitsprache im Strategiebildungsprozess in den 
entsprechenden Steuerungsgremien der Clustervereine sowie durch die aktive Einbindung der Cluster 
in übergeordnete wirtschafts- und technologiepolitische Agenden einen stärkeren gestalterischen 
Einfluss auf die inhaltliche Richtung der Clusterentwicklung aus. Zum Teil trifft dies auch auf Thüringen 
zu, jedoch trennt der Freistaat explizit die übergeordnete wirtschaftspolitische Einflussnahme durch 
sein staatliches Thüringer Clustermanagement – für welches eine entsprechende strategische 
Abstimmung unter Teilnahme aller Stakeholder inklusive der staatlichen Akteure erfolgt – von der 
eigentlichen industriegeführten Netzwerkentwicklung auf Ebene der individuellen Cluster. Die 
Unterschiede zwischen den eher katalytisch an die Clusterförderung herangehenden und den stärker 
auf direktive Maßnahmen setzenden Bundesländern spiegeln sich ebenfalls im strategischen Fokus der 
einzelnen Clusterpolitiken. So eint zwar alle befragten Clusterpolitiker der Anspruch, durch 
clusterpolitische Maßnahmen die jeweilige regionale Wirtschaftskraft und Standortattraktivität zu 
erhöhen sowie den Austausch zwischen Wissenschaft und Wirtschaft zu verbessern. Jedoch setzen die 
katalytisch operierenden Länder Baden-Württemberg und Thüringen sowie Sachsen dabei eher auf 
der einzelbetrieblichen Ebene an und legen den strategischen Fokus auf die Stärkung von KMU durch 
gezielte branchenübergreifende Netzwerkarbeit auf der regionalen Ebene. Im Ergebnis sollen finanziell 
möglichst selbständige Netzwerke eigenständig operieren und dadurch mittelbar die Wirtschaftskraft 





sprechen. Die eher direktiv operierenden Bundesländer Hamburg, Bayern und Berlin hingegen 
beziehen sich in ihren Maßnahmen explizit auf die Entwicklung bestimmter industrieller 
Branchenfelder und projizieren entsprechende normative wirtschaftspolitische Ansprüche in die 
Entwicklungszusammenarbeit mit den Clustermanagements. Darüber hinaus besteht aufgrund der 
starken Verflechtung clusterpolitischer mit strukturpolitischen Ansprüchen eine Präferenz für 
dauerhaft durch öffentliche Mittel gestützte Clustermanagementstrukturen. Hier werden folglich 
bottom-up Entwicklungsprozesse mit top-down Governance-Elementen verbunden. 
6.2 Konzeptioneller und struktureller Rahmen der Clustermanagementpraxis  
Der konzeptionelle und strukturelle Rahmen der Clustermanagementpraxis soll Aufschluss darüber 
geben, was die clusterpolitischen Akteure aus Clustermanagement und öffentlicher Hand tun, warum 
sie es tun und wie sie es tun. Die Diskussion entsprechender Aspekte verspricht Einblicke in die Rolle 
der wirtschaftlichen Nachhaltigkeit in der strategischen und operativen Ausrichtung der 
clusterpolitischen Praxis. Darüber hinaus werden das Auftreten und der Umgang mit bestimmten 
spezifischen Konfliktfeldern erhellt.  
6.2.1 Konzeptionelles Clusterverständnis der Akteure aus Clustermanagement und            
 öffentlicher Hand 
6.2.1.1 Clusterdefinitionen 
Clustermanager  
In allen mit Clustermanagern geführten Gesprächen klingt zunächst die klassische Perspektive auf 
Cluster an. Diese werden als regionale oder räumliche Zusammenballung (Vgl. Interview P2) einer 
kritischen Anzahl von Akteuren aus Wirtschaft und Wissenschaft betrachtet, die untereinander 
vernetzt sind und entlang einer möglichst vollständigen Wertschöpfungskette koordiniert handeln. Die 
Interviewteilnehmer stehen dabei dem Clusterkonzept als konzeptioneller Basis für eine regionale 
Wirtschaftsförderung zwar stets wohlwollend aber nicht kritiklos gegenüber. Die mitunter 
vorgetragene Skepsis der Befragten erlaubt jedoch interessante Einblicke in weitere definitorische 
Dimensionen des Clusterbilds wie z.B. die Frage nach der geografischen Ausdehnung, Anzahl der 
Clustermitglieder oder gar die jeweiligen Einflüsse von räumlicher Nähe und lokalem Vernetzungsgrad. 
Die öffentliche Hand wird in die Definition von Clustern meist konkret mit einbezogen und als 
notwendige Unterstützerin, teilweise gar als Teil des Clusterkerns gesehen. In diesem Zusammenhang 
erfahren Initiativen zur Koordinierung der Clusterbelange wie z.B. dedizierte Clustermanagements 
häufig eine spezielle Erwähnung und werden sowohl direkt als auch indirekt als integraler, teilweise 
gar definitorischer Bestandteil des jeweiligen Clusters betrachtet:   
„Wenn man sich das Thema internationale Wettbewerbsfähigkeit anguckt und sich anguckt, welche 
 Regionen sich besonders dynamisch entwickeln […] dann ist das eine Hauptelement, ist ihre Fähigkeit, 
 Toptalente dieser Welt an ihren Standort zu bringen. Das Geld kommt mit den Toptalenten. Die 
 Firmenansiedlungen kommen mit den Toptalenten. Und um Toptalente ansiedeln zu können, braucht 
man regional konzentriert eine kritische Masse, die international sichtbar ist und die auch eine Vielfalt an 
 Karriereperspektiven mit sich bringt. […] Und das nennt man dann eben Cluster, das ist eine Anhäufung, 
 eine lokale Konzentration an kritischen Playern in einem bestimmten Gebiet.“ (CM-P4) 
„Eigentlich ein Kooperationsnetzwerk. Aber, da brauche ich den Namen Cluster eben nicht. Ein 
 Kooperationsnetzwerk hat jedes Unternehmen irgendwie. Also, es ist nur, wie gesagt, neuer Wein in 
alten Schläuchen. […] Das ist sozusagen eine neue Form der Zusammenarbeit aber an sich […] jedes 
 Unternehmen hat soundso viele Kooperationen mit nationalen, regionalen, […] internationalen und es 
 setzen sich da natürlich die durch, ja, die am gewinnbringendsten sind.“ (CM-P1)  
„wir sehen den Clusteransatz ganz traditionell, also halt diese wirklich reine Form des Clusters, dass man 
 immer den Kern aus der öffentlichen Hand hat, der Forschung und der Industrie. Und in dieser Triple-





gesamten Wertschöpfungskette [ballen; Anm. d. Verf.]. Dann Ausbildung, Forschungseinrichtungen, dass 
wir Initiativen haben die dann auch Projekte sozusagen durchführen, koordinieren und natürlich die 
 öffentliche Hand muss das Ganze dann auch nochmal unterstützen und diese Entwicklung positiv […] 
 unterstreichen und da sich entsprechend halt auch einbringen.“ (CM-P3) 
 „Also in einer umsatzstarken wachstumsträchtigen Branche mit kritischer Masse an Unternehmen und 
 Forschungseinrichtungen in einem geografisch eng umrissenen Raum zu haben und das mit einem 
 professionellen Clustermanagement zu koppeln – das ist unser Verständnis von Clustern.“ (CM-P8) 
Im Hinblick auf die räumliche Ausdehnung von Clustern sind sich die Interviewteilnehmer im 
Grundsatz alle einig, dass ein Cluster einen ungefähren Radius von ca. 50 bis maximal 100 Kilometern 
hat und die jeweiligen Teilnehmer sich idealerweise innerhalb einer maximal halbstündigen Autofahrt 
aufsuchen können sollten, um austauschfördernde Netzwerkeffekte, insbesondere im Bereich 
ungerichteten Austauschs auf sozialer Ebene, zu gewährleisten (siehe CM-P2, CM-P3, CM-P4, CM-
P10). Demnach entscheiden gar Minutenunterschiede in der Fahrzeit von einem Ort zum anderen 
innerhalb des Clusters über die Standortentscheidung für Büros und/oder Labore (CM-P4). In diesem 
Zusammenhang wurde teils auch Grundsatzkritik an der Ausweisung von Clustern über ganze 
Bundesländer hinweg geübt.  
 „…ein Cluster ist ja, sollte zumindestens […] eine räumliche Begrenzung haben die jetzt eben nicht in 
 hunderten Kilometern gemessen wird, sondern wo die Grenze eigentlich unterhalb der dreistelligen 
 Kilometerzahl irgendwie aufhört […].“ (CM-P3) 
 „Aber bei uns fängt schon die Unterscheidung an, wer sitzt auf dem Campus und wer nicht. Das heißt, 
 räumliche Dichte ist absolut essentiell sowohl fürs Branding, als auch für die Ansiedlung von Talenten, als 
 auch für die Ansiedlung von Firmen und Kapital. Die räumliche Nähe ist das A und O.“ (CM-P4) 
 „Das ist etwa zehn Fahrradminuten von hier weg, fünf Autominuten. Die haben richtig Probleme, dieses 
 Technologieparkgebäude zu füllen, obwohl das superattraktiv ist direkt am Bahnhof, aber es wird als zu 
 weit weg vom Campus angesehen. Das heißt, so kleine Distanzen sind, machen schon einen Unterschied. 
 […] Es gibt ganze Bundesländer, die sich selbst als Cluster bezeichnen. Das ist kompletter Blödsinn.“ 
 (CM-P4) 
Die Interviewpartner brachten häufig zum Ausdruck, dass die räumliche Nähe der Clusterakteure 
zueinander eine wesentliche Rolle in der Anbahnung und Ausführung von Austauschbeziehungen 
spielt. Allerdings werden im Hinblick auf die Frage nach der konkreten Mitgliedschaft von etwaigen 
Akteuren im Cluster die eigentlichen Grenzen des Clusterbezugs auch überregional und damit sehr viel 
weiter gesteckt. Grundsätzlich spielt die räumliche Nähe der Clusterpartner zueinander in der 
Wahrnehmung der Clustermanager nachweislich eine Rolle: 
„Man merkt tatsächlich die räumliche Nähe, der Austausch zwischen den Partnern, die hier vor Ort sind, 
 ist intensiver als der mit den Partnern, die weiter weg sind. […] Und da macht sich einfach wieder das, ich 
kann mal für einen Tag vorbeikommen, bemerkbar.“ (CM-P10) 
 „Als Cluster zu agieren, ist – ich sage mal – maximal eine halbe Stunde Autofahrt.“ (CM-P4) 
Mehrere Interviewteilnehmer betonten jedoch, dass die räumliche Nähe an sich noch keine 
hinreichende Komponente für eine Clusterzugehörigkeit darstellt, sondern vielmehr funktionale 
Bezüge zum Wertschöpfungsgeflecht des betreffenden Clusters die ausschlaggebende Rolle spielen:  
 „…es sind nicht alle hier vor Ort. Wir haben so ungefähr 16 Partner die hier sitzen und der Rest ist dann 
 teilweise eben entweder nicht so nah dran […] ich mein die [Firma; anonymisiert – Anm. d. Verf.] ist doch 
 noch weit entfernt, wenn man sieht, dass die [Technologie, anonymisiert – Anm. d. Verf.] noch nicht so 
 weit sind. Aber es ist natürlich wichtig zu wissen, wenn das massenmarktfähig sein soll, wie sind die 





„…auf der einen Seite haben wir eben auch Partner oder Leute aus Lübeck, die mit dabei sind, also 
 Schleswig-Holstein, haben auch Mitglieder aus Mecklenburg-Vorpommern, aus Niedersachsen.“ (CM-
P3) 
„Wobei wir als Clusterakteur auch die bezeichnen, die ganz, ganz eng mit dem Standort hier und mit den 
 Unternehmen kooperieren oder zusammenarbeiten, auch wenn sie zum Beispiel in Kassel sitzen. […] 
wenn nachweisbar ist, dass da wirklich auch eine Beförderung des […]Standorts, ja, das nach sich zieht 
[…].“ (CM-P3) 
So wird häufig auch zwischen einem regionalen Clusterkern (CM-P10) im unmittelbaren Umfeld eines 
zentralen Bezugspunkts, wie z.B. eines identitätsstiftenden Forschungscampus und/oder einer 
Leitfirma (CM-P4), und dessen peripheren, überregionalen und teils bundesdeutschen (CM-P10) 
Dimensionen unterschieden. Letztere schließt teils auch geografisch weit entfernt angesiedelte 
Akteure mit ein, die nichtsdestotrotz wesentliche Dienstleistungen, Produkte und Informationen 
beisteuern, die im Clusterkern selbst nicht zu erhalten wären, oder einen wissenschaftlichen Fokus im 
betreffenden Technologiesektor haben und somit darüber einen konkreten Beitrag zum Cluster leisten 
können (CM-P1). Bleibt die räumliche Nähe der Kernakteure so zwar ein wesentlicher Faktor in der 
lokalen, ungerichteten und zufälligen, Clusterdynamik (CM-P10), wird in der von den 
Interviewpartnern vorgenommenen Differenzierung zwischen Binnen- und Außenvernetzung ihrer 
Cluster ein expliziter Fokus auf die funktionale Passung etwaiger Akteure ins lokale 
Wertschöpfungsgeflecht in Form konkreter, wertstiftender Kooperationsprojekte oder anderweitigen 
Austauschs deutlich. In vielen Aussagen steht die tatsächliche Vernetzung der Clusterpartner 
untereinander sinnbildlich für diese Perspektive: 
„Für mich ist ein Cluster, und das unterscheidet es auch von einem Netzwerk, ein Cluster ist zum einen 
ein eher regionaler Verbund von Unternehmen, die sich nicht nur kennen – das wäre für mich das 
Netzwerk – sondern die wirklich aktiv zusammenarbeiten und – ich sage mal – auch offen miteinander 
 zusammenarbeiten.“ (CM-P10) 
 „Mein Verständnis von Cluster ist tatsächlich diese Vernetzung der Partner untereinander. Das zeichnet 
 einen Cluster aus. Ein Cluster ist für mich immer das Thema, ich bringe Firmen zusammen, ich muss diese 
 Firmen dann noch vernetzen, ich muss zu einem zumindest Minimum an Austausch zwischen diesen 
 Firmen kommen. In dem Augenblick, wo es das nicht gibt, ist man eigentlich meiner Meinung nach kein 
 Cluster.“ (CM-P10) 
Räumliche Nähe wird folglich nicht von allen als hinreichendes Merkmal eines Clusters gesehen. Die 
Ergebnisse decken sich mit den Resultaten von Müller/Jungwirth (2011), wonach räumliche Nähe kein 
ausschlaggebender Faktor für die fortgesetzte Leistungsfähigkeit von Clustern zu sein scheint. Den im 
Rahmen der vorliegenden Arbeit interviewten Clustermanagern ist ebenso klar, dass vielmehr die 
aktive Zusammenarbeit im Cluster bzw. die Möglichkeit, dies recht unkompliziert und zeitnah tun zu 
können, die Dynamik eines Clusters entscheidend bestimmt. Selbstverständlich wird letzteres von der 
räumlichen Nähe begünstigt, ein Faktum, dass von den Befragten immer wieder betont wird.   
Zwar wird von einigen Clustermanagern eine genaue Anzahl ihrer jeweiligen Mitglieder genannt – die 
Angaben variieren zwischen 30 lokalen und überregionalen Clusterpartnern (CM-P1), über 80 
institutionelle Mitglieder (CM-P4) bis hin zu 95 Mitgliedern im betreffenden Spitzencluster (Interview 
P3) – und auch eine kritische Schwelle von mindestens 80 Unternehmen beziffert, ab der in der Praxis 
von einem tatsächlichen Cluster gesprochen werden könne (CM-P2). Allerdings ist man sich 
gleichzeitig dessen bewusst, dass die tatsächliche Zahl regional im Cluster vernetzter Akteure kaum 
konkret abbildbar wäre:  
 „Ich sag mal, die Leute jetzt im Spitzencluster, die Firmen und Partner die im Spitzencluster gefördert 





 dass wir auch Stimmen von außen bekommen. Auch stimmen von Leuten, die zurzeit noch nicht Mitglied 
 sind […].“ (CM-P3)  
Der wahrgenommene Mitgliederkreis wird von Clustermanagern folglich in Einzelfällen auch auf 
latente, nicht oder noch nicht explizit von der institutionalisierten Clusterkoordinierung bzw. -führung 
erfasste, aber dennoch in das regionale Austauschgeflecht integrierte Akteure ausgedehnt. Ein 
Extrembeispiel liefert in diesem Zusammenhang der Repräsentant des nicht im Rahmen des 
Spitzenclusterwettbewerbs institutionalisierten Clustermanagements (CM-P8) und offenbart dabei 
gleichzeitig eine wirtschaftspolitisch stark top-down geprägte, instrumentelle Sichtweise auf seinen 
Cluster. So werden in diesem Fall ganze regionale Branchen als vielversprechende Wachstumsfelder in 
die Clusterdefinition mit einbezogen (siehe oben) und die entsprechenden Clustermitglieder als 
Zielgruppe der Maßnahmen des Clustermanagements nach WZ-Klassifikation84 bestimmt:   
„…wir haben keine Mitglieder, wir sprechen nicht von Mitgliedern oder, wir sprechen von 
Clusterakteuren.  Diese Akteure wurden natürlich niemals gefragt, wollt ihr denn ein Clusterakteur sein, 
sondern sie werden einfach so definiert. Clusterakteure sind für uns etwa 60.000 Personen, die im Cluster 
[anonymisiert – Anm. d. Verf.] Beschäftigung gefunden haben oder beschäftigt sind und zwischen 5 und 
6.000 […]-Unternehmen. […] Woher kommt diese Zahl? – eine WZ-Klassendefinition, die sehr breit 
gefasst ist.“ (CM-P8) 
Ursächlich hierfür mag die konkrete Genese des letzteren als politisch motiviertem, top-down von der 
öffentlichen Hand auf entwicklungsstrategischer Grundlage initiiertem Cluster sein, so dass die 
institutionelle Clusterdefinition einen eher strukturpolitischen Anspruch des örtlichen politischen 
Souveräns widerspiegelt. Der Interviewteilnehmer betont in diesem Zusammenhang auch, dass das 
Clustermanagement ganz explizit ohne entsprechende Mitgliedschaftsgebühr gestaltet ist, und dessen 
Maßnahmen und Veranstaltungen allen Unternehmen der betreffenden Branche offenstehen bzw. 
allen gleich zugänglich sind, eine privatwirtschaftliche Verstetigung in der gegenwärtigen Form daher 
außer Frage steht.  
Festzuhalten bleibt, dass mit Ausnahme eines einzigen Gesprächs in allen Interviews der funktionale 
Charakter einer Clusterzugehörigkeit, definiert über den konkreten Beitrag zur lokalen Wertschöpfung 
durch Teilhabe an entsprechenden Austauschbeziehungen, als grundlegende Clusterdeterminante 
gesehen wird – noch vor räumlicher Nähe im Allgemeinen und formeller Zugehörigkeit zu 
irgendwelchen Clusterinstitutionen im Besonderen. Gleichzeitig offenbart sich in fast allen Gesprächen 
ebenso der implizit instrumentelle Charakter der Clusteridee. Hierbei spielt insbesondere die Rolle 
eines Clustermanagements als mutmaßlich bestimmendem Bestandteil eins Clusters eine Rolle. 
Besonders deutlich wird dies im Zusammenhang mit der Frage, welche Folgen eine Abkopplung des 
Clustermanagements von öffentlicher Förderung im Zuge des Auslaufens der Spitzenclusterförderung 
haben würde: 
 „…das Cluster gäbe es ja dann nicht mehr. Also dann würden ja viele administrative Aufgaben dann 
 wegfallen. […] 
 Zwischenfrage:  Warum würden Sie denn…wie kann ich das verstehen, dass der Cluster dann  
   nicht mehr existiert? 
 „Nein. Also so als…der würde nicht mehr gefördert und diese administrativen, also Jahresbericht 
 schreiben, Fortschrittbericht schreiben, solche Aufgaben würden ja wegfallen.“ (CM-P2) 
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Auch im Hinblick auf die freien Assoziationen im Zusammenhang mit Clustern zeigt sich diese 
Sichtweise. Oft dient hierbei die Überwindung der Kleinteiligkeit der örtlichen, von KMU geprägten, 
Unternehmenslandschaft als Anlass einer speziellen Clusterförderung: 
  „…also im Prinzip so Cluster, das ist, wenn man also Stärken stärken – sage ich mal. So Kompetenzen 
 bündeln, dann kleinteilige Strukturen dann im Prinzip überwinden, indem man auch Stärken, also 
 Kompetenzen zusammenführt. […] Idealerweise wäre natürlich so ein Cluster, was wie ein Unternehmen 
 fungiert und dann Aufträge für die Mitglieder heranschafft […].“ (CM-P2)   
Den oben aufgeführten Aussagen aus Interview P2 kann man darüber hinaus entnehmen, dass der 
Befragte im Hinblick auf die Benennung eines Clusters implizit diesen mit der Existenz entsprechender 
steuernder oder koordinierender Körperschaften gleichsetzt. Die begriffliche Vermengung von 
Clustern und deren Clustermanagements ist nichts Neues, sondern wird auch in der Literatur vielfach 
beschrieben (siehe Benner 2012; Häfner 2014/2016). Auch im Laufe der geführten Interviews wurde 
diese Gleichstellung von Clustern und Clusterinstitutionen immer wieder deutlich.   
Letztlich werden dem Clusteransatz als Instrument der Wirtschaftsförderung Vorteile gegenüber 
althergebrachter Wirtschaftspolitik zugesprochen: 
 „wir sehen ja das Cluster als moderne Form der Wirtschaftsförderung. Und man hat mit [anonymisiert: 
 regionales Clusterprogramm; Anm. d. Verf.] das erste Mal tatsächlich eine branchenspezifische 
 Wirtschaftsförderung.“ (CM-P3)  
Die befragten Clustermanager stützen sich in ihrer jeweiligen Arbeit zum einen zwar auf die 
konzeptionelle Basis von Porter, erwähnen diesen jedoch nie direkt. Es existiert vielmehr ein aus dem 
täglichen Umgang mit Clustermitgliedern entstandenes Clusterbild, das sich am ehesten als regional 
fokussiertes, mehrschichtiges Netzwerk beschreiben lässt, als dessen integralen Bestandteil sich die 
einzelnen Clustermanager – mehr oder weniger – betrachten, auf welches sie jedoch gleichzeitig 
gezielt Einfluss nehmen.  
Clusterpolitiker 
Die vorangegangene Literaturauswertung legt eine ausgeprägte Fokussierung der öffentlichen 
Clusterpolitik auf institutionalisierte Kooperationen und Netzwerkbildung in regionalen 
Wirtschaftsräumen nahe. Die von den befragten Clusterpolitikern im Laufe der geführten Gespräche 
getroffenen Äußerungen bestätigen dieses Bild, wenn auch in einer Weise, die in einzelnen Fällen eine 
kritische Distanz zu den Verheißungen des Clusterkonzepts als wirtschaftspolitischem Instrument 
vermuten lassen. 
Einzelne Interviewpartner erkennen dabei durchaus explizit an, dass Cluster nicht vom Staat 
geschaffen werden können, betrachten jedoch gleichzeitig die Einrichtung von Clusterinstitutionen 
wie z.B. dedizierten Clustermanagements unter Beteiligung der öffentlichen Hand stets als Instrument 
zur Erreichung clustertypischer Idealzustände in der Region. Analog zu einzelnen Aussagen der 
Clustermanager ist hierbei für einige Clusterpolitiker die sogenannte Triple-Helix Struktur unter 
Beteiligung der öffentlichen Hand ein wesentliches kennzeichnendes Merkmal von Clustern (CP-P11). 
In diesem Zusammenhang wird sogar aus dem Kreise der Befragten die häufig auch in der Literatur 
formulierte Kritik geäußert, Cluster würden von der öffentlichen Hand vielfach mit einer 
Organisationseinheit gleichgesetzt und dadurch die Ebenen des regionalwirtschaftlichen Phänomens 
des Clusters auf der einen mit der gezielten Förderung von Clustern auf der anderen Seite begrifflich 
vermengt und teils missbraucht (CP-P7, siehe unten). 
So werden Cluster zunächst, ganz im Sinne Porters und nahezu deckungsgleich mit den Aussagen der 
Clustermanager, als lokal gehäufte Anwesenheit von Unternehmen einer bestimmten Branche – 





betrachtet, die von wechselseitigen Kooperationsverflechtungen der einzelnen Akteure 
gekennzeichnet ist. Ebenso wird räumliche Nähe per se noch nicht als hinreichender Faktor für eine 
Clusterdynamik gesehen. Vielmehr wird der Bereitschaft der Akteure zur Interaktion und lokalen 
Netzwerkbildung (CM-P11) und damit einhergehend die Schaffung clusterbezogener 
Kooperationsstrukturen durch die Clusterakteure selbst eine zentrale Rolle zugesprochen: 
 „Cluster ist eine Anhäufung von Unternehmen einer Branche oder einer Technologie, die tatsächlich auch 
 eine regionale Fokussierung hat. Das ist ein Cluster. […] Das gibt es oder das gibt es nicht. Und die 
 Clusterinitiative ist dann die Definition, wenn sich dieser – ich sage mal – lose Haufen tatsächlich dann 
 organisiert, professionalisiert, sich eine Struktur gibt.“ (CP-P5) 
„Ein Cluster ist eigentlich für uns wirklich eben diese regionale Konzentration mit einer gewissen 
kritischen Masse natürlich, also nicht bloß ein Stammtisch am Ende von vernetzten Akteuren in einer 
Branche, über eine Branche hinaus, also von Forschungs-, Wissenschafts-, Unternehmensakteuren, 
Wirtschaftsakteuren und […] dieser Cluster, der kann dann repräsentiert werden durch eine formale 
Organisation […].“ (CP-P7) 
„Ein Cluster ist für mich ein Netzwerk von Unternehmern, Herstellern, Zulieferern, also der Wirtschaft auf 
 der einen Seite und Wissenschaft auf der anderen […] und das ist zum Beispiel der große Unterschied 
zum Silicon Valley. Silicon Valley hat eine geografische Konzentration von [Akteuren – Anm. d. Verf.], die 
halt aus einem bestimmten Bereich sind, aber […] von alleine funktionieren.“ (CP-P9) 
Der Institutionalisierungsgrad eines lokalen Clusters spielt damit für Clusterpolitiker eine 
entscheidende Rolle in ihrer Sicht auf das Phänomen. Bloße Netzwerkbildung sei dagegen nicht 
hinreichend (CP-P5, u.a.). Interviewpartner aus mehreren Bundesländern betonten, dass erst die 
Herausbildung einer Clusterinitiative oder ähnlicher clusterbezogener Strukturen einen „losen Haufen“ 
(CP-P5) zu einem echten Cluster macht. 
„Stammtisch ist schön und wichtig. Aber wenn es da stehenbleibt, dann ist es kein Cluster. […] Nicht 
jedes Netzwerk ist ein Cluster, jedes Cluster ist auch ein Netzwerk, aber umgekehrt eben nicht. 
 Unternehmensnetzwerk, Stammtisch, alles schön und gut. Clusterinitiativen ist ein qualitativer Sprung, 
wo es wirklich darum geht, Innovationen zu generieren.“ (CP-P5) 
Implizit in dieser Sichtweise ist die Erkenntnis, dass räumliche Nähe allein nicht ausreicht, um die 
Existenz eines Clusters zu postulieren. Dieser Umstand wird teils direkt angesprochen:  
„Cluster entstehen nicht durch staatliche Politik. Cluster entstehen oder sie entstehen nicht, der Staat 
 kann möglicherweise dabei helfen. Aber dadurch, dass ein paar Automobilzulieferer in derselben Ecke 
sind, bedeutet noch nicht, dass daraus ein Cluster entsteht. […] Es muss eine gewisse Größe da sein an 
Akteuren. […] es muss ein gewisser Teil der Wertschöpfungskette da sein, es müssen Forschungsinstitute 
da sein und es muss eine Kooperation, diese Unternehmen müssen auch was miteinander zu tun haben. 
[…] Ein Cluster muss eine Eigendynamik haben. Es reicht nicht, dass hier so und so viele Unternehmen 
sind, es muss auch eine Dynamik da sein. […] Wenn hier nur irgendwelche Unternehmen sind, die gar nix 
miteinander zu tun haben, dann ist kein [Cluster – Anm. d. Verf.].“ (CP-P6) 
Allerdings verweisen einzelne Interviewpartner gleichzeitig darauf, dass mit eben jener Sichtweise 
eines institutionalisierten Clusters und der damit verbundenen instrumentellen Auslegung des 
Clusterkonzepts, eine begriffliche Unschärfe einhergeht. Dies wird teils in eine umfassendere Kritik der 
Anwendung des Clusterbegriffes auf raumwirtschaftliche Phänomene überführt: 
„[…] dieser Cluster, der kann dann repräsentiert werden durch eine formale Organisation und die nennen 
 wir für uns immer lieber Netzwerk als Cluster weil ansonsten immer dieser, diese Unschärfe reinkommt 
in die ganzen Begrifflichkeiten […] Cluster ist eigentlich etwas, ein Konstrukt, ist ein Zustand eher und das 
ist nicht automatisch damit ein Cluster gleich eine Organisationseinheit. Und das wird oft vermengt in 





„[…] nichts anderes als ein Unternehmensnetzwerk […], wo sich Unternehmen – auch 
Forschungseinrichtungen – zu einem Programm zusammengefunden haben, also ein klassischer Cluster-
Ansatz, um […] gemeinsam Aktivitäten durchzuführen. […] im Prinzip schon etwas, was sich organisch 
selbst dann auch entwickelt […]. Ja, da scheiden sich die Geister, was ist jetzt ein Cluster, ist es das, was 
existiert, was dann nur von außen so benannt wird oder ist es das, was sich selbst so nennt […], und sich 
eine Struktur gibt.“ (CP-P12) 
Folglich gehen einzelne Interviewpartner davon aus, dass Cluster nicht zielgerichtet vom Staat 
geschaffen werden können, sondern vielmehr aufgrund lokaler Eigendynamiken entstehen – wenn 
gewisse Voraussetzungen zu deren Entfaltung erfüllt sind. Dieser konzeptionellen Kritik an der 
übermäßig instrumentellen Auslegung des Clusterbegriffes zum Trotz, sehen andere wiederum explizit 
die öffentliche Hand und deren Engagement im Cluster als unverzichtbar: 
„Also wir folgen grundsätzlich dem Porter‘schen Clusterbegriff […] Von Clustern sprechen wir aber erst 
 dann, wenn die agglomerierten Akteure aus einer bestimmten Branche bereit und willig sind, 
miteinander zu interagieren. Erstens. Zweitens eine gewisse kritische Masse an kleinen, mittleren, 
großen  Unternehmen vorhanden ist sowie eine kritische Masse von Wissenschaft […] die sich mit dieser 
Branche  technologisch befassen. Und dann ist für uns die Basis da und dann gehen wir also im Sinne 
dieses Triple-Helix-Ansatzes als Stadt, als öffentliche Hand dazu und gründen gemeinsame 
Organisationen, entweder GmbH oder Vereine […] weil es uns sehr stark um mitgliedschaftliches 
Engagement geht. Und wenn wir da vom Cluster sprechen, dann sprechen wir in der Regel von den 
organisierten Teilnehmern aus dieser Branche. […] Cluster sind für uns ein wirtschaftspolitisches 
Instrument, mit dem man bestimmte Branchen in bestimmten Konstellationen gut fördern kann.“ (CP-
P11) 
Dass Clusterpolitiker in ihrer Sicht auf Cluster jedoch nicht ausschließlich von qualitativen, teils 
abstrakten Auffassungen zum Institutionalisierungsgrad der lokalen Vernetzung geleitet werden, zeigt 
der Versuch einer Bestimmung der jeweiligen Mitgliedskreise von Clustern. Hier wird von einzelnen 
Clustern mitunter auf ganze Branchenfelder geschlossen und Netzwerken mit zu geringer 
Branchenabdeckung das Recht abgesprochen, stellvertretend für einen Cluster zu sprechen:   
„Unser größtes Netzwerk, wo man wirklich sagen kann, dieses Netzwerk repräsentiert einen Cluster und 
kann damit auch de facto Cluster genannt werden, weil es deckungsgleich ist, ist im Bereich Optik. […] 
Andere wiederum, teils auch recht junge Organisationen, die haben teilweise zwanzig, dreißig 
Mitglieder, vierzig, da natürlich fällt es sehr schwer, dann auch denen sozusagen den Status 
zuzusprechen, dass die letzten Endes für 500 Unternehmen sprechen würden.“ (CP-P7) 
Diese Sichtweise zeigt sich auch in anderen Bundesländern, in denen mit der Clusterförderung ein 
eher flächenstrukturpolitischer Ansatz verfolgt wird:  
„Wir haben uns ja viel mit den, den theoretischen Konzeptionen beschäftigt in der Vergangenheit, haben 
uns davon eigentlich auch ein Stück weit gelöst, haben gesagt, okay, was wir eigentlich wollen, ist, wo 
sehen wir in der Region Stärken, die wir stärken wollen. Also wir sind zunächst einmal davon 
ausgegangen, wo gibt es überhaupt innerhalb großer Themenfelder Schwerpunkte, die wir haben. 
Deswegen habe ich gesagt, Verkehr und Logistik ist ein Cluster. Das ist natürlich alles und nichts.“ (CP-
P12) 
Im Hinblick auf die mitgliederbezogene und regionale Abgrenzung von Clustern wird in den übrigen 
Fällen jedoch ein klarer regionaler Fokus deutlich – auch im Hinblick auf die zugrundeliegende 
Clusterdynamik –, teils gar maximal beziffert auf einen Radius von ca. 100 Kilometern rund um ein 
etwaiges Zentrum des Clusters (CP-P5). Nicht zuletzt aufgrund der für eine erfolgreiche Außenwirkung 
so wichtigen Identitätsfindung und Markenbildung sei ein beschränkt regionaler Bezug zumindest des 





„[…] regionale Clusterinitiativen sind Initiativen, die tatsächlich einen regionalen Fokus haben, Umkreis 
so 100 Kilometer ungefähr […] Daneben gibt es bei uns von der Definition her landesweite Netzwerke, die 
entweder auch branchen- oder technologieorientiert sind, die aber, wie gesagt, landesweit sind. […] Wir 
definieren das ganz klar und bewusst: Das Eine sind die landesweiten [Netzwerkinitiativen – Anm. d. 
Verf.], das Andere sind die regionalen Clusterinitiativen.“ (CP-P5) 
 „Es gibt auch […] die Initiative länderübergreifende Automobilcluster Ostdeutschland. Wir wissen aber, 
 dass man nicht sagen kann, es gibt einen ostdeutschen Automobilcluster, der über ganz Ostdeutschland 
 geht, weil diese Initiative geht bis Meck-Pomm und Brandenburg und ist von der Entfernung her zu groß 
 für einen Cluster.“ (CP-P6)  
„[…] ein gutes Instrument in Branchen, die auch bereit sind, von den Themen her und auch von den 
Akteuren her […], eine lokale Identität zu schaffen. […] Das funktioniert auch nur in bestimmten 
regionalen Bezügen. Ich bin da nicht bei 30 Kilometer, 60 Kilometer – was weiß ich –, aber es ist schon 
hilfreich, wenn man sagen kann, wir sind die [anonymisiert-]industrie in Hamburg, in der Metropolregion 
Hamburg. Darüber kann man Identität aufbauen und das ist wichtig für so ein mitgliedschaftliches 
Commitment, das wir brauchen.“ (CP-P11)  
In den Gesprächen wird deutlich, dass Clustern als Begriff sowie als Phänomen in der 
clusterpolitischen Praxis offenbar ein vornehmlich instrumenteller Charakter beigemessen wird. So ist 
man sich der einen bestehenden regionalen Cluster auszeichnenden „Eigendynamik“ (CP-P6) bewusst 
und betrachtet Cluster als „lebendes Gebilde“ (CP-P7). Allerdings steht für die befragten Clusterpolitiker 
zunächst der instrumentelle Charakter von Clustern als regionalpolitischem Förderansatz im 
Vordergrund.  
6.2.1.2 Rechtfertigung clusterpolitischer Eingriffe  
Clusterpolitiker 
Aus Sicht der interviewten Clusterpolitiker stellt die Clusterförderung zunächst ein interessantes und 
auch wirkungsvolles Instrument dar, ihre allgemeinen wirtschaftspolitischen Ziele im Hinblick auf 
Wachstum und langfristige Beschäftigungssicherung zu verwirklichen. Als Grund für die Attraktivität 
der Clusteridee in diesem Zusammenhang wird stets auf die innovations- und leistungssteigernden 
Einflüsse verwiesen, die Cluster zahlreichen Studien zufolge auf beteiligte Unternehmen ausüben 
würden und Cluster daher etwas seien, „was die besten Wachstumsaussichten“ (CP-P7) habe. Zudem 
funktioniere der Technologietransfer in Clusterinitiativen einfach „sehr viel besser“ (CP-P5).  
„Wir wissen […] dass kleine Unternehmen in solchen Netzwerken einfach schneller an Forschung 
herankommen, schneller an andere Institute herankommen. Und letztendlich sind diese 
Clusterinitiativen, die wir dann fördern, unterstützen, das Vehikel dazu.“ (CP-P5) 
Darüber hinaus wird jedoch von allen Interviewpartnern aus den unterschiedlichen Bundesländern 
auch auf ungefähr dieselben Marktversagen verwiesen. In Abhängigkeit von ihrer jeweiligen 
regionalen Ausgangslage sehen sie sich diesbezüglich allerdings teils unterschiedlichen 
Handlungszwängen ausgesetzt. Die von allen beschriebene grundlegende Herausforderung bestünde 
in der Anregung zwischenbetrieblicher Forschungs- und Fertigungskooperationen, insbesondere im 
jeweiligen regionalen KMU-Bereich. Diese käme noch zu oft nicht eigenständig in Gang, so dass selbst 
in ansonsten relativ strukturstarken Regionen einzelne, teils benachbarte, Unternehmen zu wenig 
voneinander oder von möglichen nahegelegenen Forschungspartnern wüssten und folglich ihre 
jeweiligen Kapazitäten nicht gewinnbringend koordinieren würden. Hinzu käme das in Deutschland 
bestehende „Hauptproblem“ (CP-P6), dass Wirtschaft und Forschung tendenziell zu wenig miteinander 
vernetzt seien. Die Clusterförderung mit ihrer impliziten Netzwerkorientierung erscheint hier offenbar 
als meistversprechende Lösung, da im Gegensatz zur reinen Forschungsförderung ebenso auf die 





erzielt werden kann. So reicht die grundlegende Motivation zur Förderung von Clustern vom 
Ansinnen, diese durch gezielte Netzwerkförderung in potentiell passenden Standorten entstehen zu 
lassen (Sachsen, Thüringen und teils Berlin), über den Anspruch, latent vorhandene Cluster durch 
staatliches Engagement zu institutionalisieren (Hamburg, Berlin) bis hin zur Hilfe zur Selbsthilfe bei 
deren weiteren oder aber vollständigen Entfaltung (Baden-Württemberg und Bayern). Allen 
gemeinsam ist dabei, dass man die Fähigkeit von Clustern, sich aus sich selbst heraus zu entwickeln 
eher als unzureichend einschätzt. Der konkrete regionalwirtschaftliche Kontext, aus dem heraus die 
Notwendigkeit zur expliziten Förderung regionaler Cluster formuliert wird, ist zwar in den jeweiligen 
betrachteten Bundesländern verschieden, jedoch verstehen sämtliche Befragte die Clusterentwicklung 
somit als ihre „wirtschaftspolitische Aufgabe“ und wollen „das, was im Land passiert, zusammenbringen“, 
wollen „Plattformen aufbauen“ (CP-P7) um über die regionale Vernetzung von Wirtschaft und 
Wissenschaft die Innovationstätigkeit zu steigern und damit die Wettbewerbsfähigkeit der regionalen 
Unternehmenslandschaft zu erhöhen.  
Die Repräsentanten der ostdeutschen Bundesländer Sachsen und Thüringen verweisen als 
Grundproblem ganz konkret auf das nach wie vor bestehende und die regionale Wirtschaft lähmende 
Vernetzungsdefizit, dass in Folge des Einflusses der sozialistischen Planwirtschaft sowie der 
nachfolgenden extremen Strukturbrüche der Wendejahre die gesamte ostdeutsche 
Unternehmenslandschaft prägt und zu dessen Überwindung aus eigener Kraft die ansässigen Akteure 
offenbar nicht in der Lage wären.  
„Wir haben die staatliche Clusterpolitik […] damit begründet, dass der Staat hier was machen muss, weil 
aufgrund der DDR-Zeit diese […] natürliche Entwicklung von Clustern, dieses die Leute kennen sich, die 
Leute arbeiten nahe zusammen, einfach unterbrochen wurde. […] die Leute wissen teilweise nicht, dass 
Vernetzung gut ist.“ (CP-P6) 
Neben dem ausgeprägten Vernetzungsdefizit attestieren die ostdeutschen Interviewpartner den 
Unternehmen in ihren Regionen zudem eklatante strukturelle Schwächen. So seien sie vielfach nicht 
nur zu klein, sondern fungierten im nationalen und internationalen Wertschöpfungsgeflecht meist nur 
als einfache Zulieferer, die ohne jedwede eigene Forschung und Entwicklung lediglich 
Fertigungsaufträge nach Spezifikationen des jeweiligen Auftraggebers erfüllen könnten. Neben der 
Unfähigkeit, auf sich verändernde technische Standards initiativ reagieren zu können, wird an dieser 
Stelle auch ein komplettes Wegbrechen ganzer Fertigungszweige im Falle zukünftiger 
Konjunkturflauten befürchtet. Mit den netzwerkorientierten Maßnahmen einer gezielten 
Clusterförderung sollen diese „begrenzten Ressourcen“ (CP-P7) gepoolt werden, um Effizienzvorteile zu 
generieren. Durch Forschungsverbünde in den Regionen möchte man die strukturellen Nachteile im 
Hinblick auf die eigenständige Innovationstätigkeit ausgleichen.     
Die Bewältigung von Größennachteilen ist jedoch nicht nur in den ostdeutschen Bundesländern ein 
Thema, sondern wird ebenso von den strukturstarken westdeutschen Ländern als Ratio ihrer 
Clusterförderung angeführt, wenn auch aus einer Position der relativen Stärke heraus. So soll in 
Baden-Württemberg die neben etlichen Großkonzernen bestehende ebenfalls eher kleinteilige KMU-
Landschaft über die Clusterförderung und die damit einhergehende Vernetzung innerhalb der 
jeweiligen Clusterinitiativen dazu angeregt werden, über den eigenen Tellerrand zu schauen, aus der 
eigenen selbstreferenziellen Informationsblase auszubrechen, und im Verbund noch innovativer zu 
sein.  
„Also unsere Ziele sind ganz klar dieses Thema KMU-Orientierung […] wir wollen unsere KMUs mithilfe 
von Clusterpolitik professionalisieren, zur Innovation bringen und diesen schönen Begriff größenbedingte 





Hierbei orientiert man sich jedoch nicht ausschließlich an den eigenen Schwächen, sondern blickt in 
Richtung eines sich verstärkt arbeitsteilig organisierenden globalen Fertigungs- und 
Innovationsumfelds und möchte den vermeintlich in Clusterinitiativen sehr viel besser 
funktionierenden Technologietransfer dazu nutzen. Baden-Württemberg verfügt über mehrere 
technologisch fokussierte Ballungsgebiete von Firmen, so dass sich auf deren Basis von einer 
zusätzlichen Clusterförderung positive Ausstrahlungseffekte auf die gesamte Region versprochen 
werden. Hierbei wird gewissermaßen von einem lokalen Marktversagen auf hohem Niveau 
gesprochen und die Absicht verfolgt, die bereits bestehenden Netzwerke zu stärken, um die Dynamik 
und Weiterentwicklung jener Ballungen zu unterstützen. Am Beispiel Bayerns lässt sich dabei deutlich 
erkennen, welche Folgen die grundsätzlichen definitorischen Blickwinkel auf Cluster für die 
Wirtschaftspolitik haben. Cluster werden anhand von Wirtschaftsfeldern landesweit verortet und 
beinhalten daher unzählige, weit verstreute Akteure. Es scheint nur folgerichtig, dass die 
Möglichkeiten dieser Branchen, sich aus eigener Kraft zu Clustern zu entwickeln, von den 
wirtschaftspolitisch verantwortlichen Akteuren als unzureichend eingeschätzt werden und eine aktive 
Förderung der Clusterentwicklung durch die öffentliche Hand damit notwendig erscheint (Interview 
CP-P9).   
Im Hinblick auf die Notwendigkeit staatlich gestützter Netzwerkdienstleistungen wird in einem Fall 
konkret darauf verwiesen, dass entgegen zahlreicher „Vernetzungsideen“ von Seiten der Privatwirtschaft 
eine staatliche Unterstützung in vielen Situationen nicht nur praktisch, sondern ganz wichtig sei, „weil’s 
eben Leistungen sind, die sich teilweise nicht unbedingt gleich rechnen“ (CP-P6). Hier, wie auch an anderen 
Stellen, wird ein Bewusstsein für die Beschränktheit endogener Austauschdynamiken vor dem 
Hintergrund technologischer Externalitäten deutlich. In anderen Gesprächen wird zudem die 
grundlegende Bereitschaft lokaler Akteure – inklusive der öffentlichen Hand – als Voraussetzung 
clusterpolitischer Eingriffe betont, um überhaupt an gemeinsamen Themen arbeiten und eine „lokale 
Identität“ schaffen zu können (Interview CP-P11). In Teilen der Gespräche klingt die von Wrobel/Kiese 
(2009) beschriebene technokratische Perspektive auf die Möglichkeiten einer Clusterförderung durch, 
indem betont wird, dass „Innovation eben etwas ist, was notwendig eigentlich eine Zusammenarbeit zwischen 
öffentlicher Hand, also Politik und den Akteuren der Innovationsentwicklung, also Unternehmen und 
Wissenschaft voraussetzt“ (CP-P11). Jedoch wird gleichsam in mehreren Gesprächen sachlich darauf 
hingedeutet, dass von allzu starker staatlicher Intervention auch eine Gefahr ausgehen könnte. 
Konkret bezieht sich diese Kritik auf die Gefahr „versteckten Dirigismus“ (Interview CP-P6) und einer damit 
verbundenen allzu normativen Themenvorgabe im Hinblick auf die Clusterförderung85. Clusterpolitik 
sei vielmehr nur dann zu rechtfertigen, wenn  
„tatsächlich die Wirtschaft gestärkt wird […], wenn ich konkret sagen kann, hier fehlt was, hier gibt es 
tatsächlich Marktversagen, hier gibt es noch nicht genug Vernetzung. […] dann ist Clusterpolitik gut. […] 
Alles andere ist verfehlte Industriepolitik.“ (CP-P6)  
Insofern sei es auch sinnvoll, über die Clusterpolitik Menschen zu aktivieren, die als 
Netzwerkkatalysatoren fungierten oder Institutionen zu unterstützen, die das Wissen über die Region 
zusammentragen und allen zugänglich machen (CP-P5).  
Grundsätzlich erscheint die Förderung von Clustern den befragten Clusterpolitikern als ein lohnendes 
innovationspolitisches Instrument, um Produktivität und Beschäftigungswachstum in ihren jeweiligen 
Regionen zu erhöhen. Hintergrund und Ratio ist für die Befragten oftmals das vermeintlich typisch 
deutsche Kommerzialisierungsdefizit in der Zusammenarbeit aus Wirtschaft und Wissenschaft, sowie 
ähnlich gelagerte Vernetzungsdefizite zwischen kleinen und großen Wirtschaftsakteuren auf allen 
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Ebenen unternehmerischer Tätigkeit. In strukturstarken Regionen wie dem deutschen Süden und 
Südwesten sowie den strukturschwächeren östlichen Bundesländern klingt die Persistenz von 
Vernetzungshemmnissen aufgrund spezifischer Kooperationsrisiken bzw. relativ hohen investiven 
Einstiegsbarrieren bei ungewissem Kooperationsausgang in der Begründung einer 
netzwerkorientierten Clusterförderung gleichermaßen an. Teils seien schlichtweg betriebliche 
Kurzsichtigkeit für eine suboptimale lokale Vernetzung erfolgsverwöhnter KMU verantwortlich (Süd-, 
Süd-Westdeutschland), teils aber auch Strukturbrüche wie die Wendejahre in Ostdeutschland. Bereits 
erfolgte endogene Netzwerkbildung wird von der öffentlichen Hand in diesem Zusammenhang aktiv 
förderpolitisch unterstützt. 
Clustermanager 
Im Hinblick auf die grundsätzliche Notwendigkeit von wirtschaftspolitischen Eingriffen in die lokale 
Clustergenese sind sich die befragten Clustermanager grundsätzlich einig darüber, dass 
netzwerkfördernde Maßnahmen der öffentlichen Hand im Allgemeinen und Clustermanagement im 
Besonderen nützlich seien und einen positiven Einfluss auf die Netzwerkbildung hätten. Allerdings 
gehen die Meinungen über das endogene Potential zur Netzwerkbildung in Einzelfällen und in 
Abhängigkeit von der jeweiligen regionalen Ausgangslage in Teilen auseinander. So sehen die 
befragten Clustermanager die gezielte Vernetzung lokaler Akteure aus Industrie und Forschung zum 
Teil als proaktive Antwort auf eine zunehmend global vernetzte arbeitsteilige Wirtschaft. Allerdings 
bestanden in einigen regionalen Ballungsgebieten bereits unabhängig von clusterpolitischen Belangen 
bereits vor Einführung einer dedizierten Clusterförderung proaktive Netzwerkdynamiken, die vom 
Staat lediglich aufgenommen und im Rahmen einer Clusterförderung instrumentalisiert worden seien. 
Demnach sei der Herausforderung zur institutionen- und betriebsübergreifenden Zusammenarbeit 
und Technologieentwicklung von den Unternehmen und Universitäten selbst bereits hinlänglich 
begegnet worden. Die öffentliche Hand hätte diese Entwicklung lediglich aufgenommen und die 
Clusterförderung aufgrund der Popularität des Clusterkonzepts als Instrument der 
Wirtschaftsförderung gewählt. Folglich seien viele geförderte Clusterprojekte auch lediglich 
Beutegesellschaften, die auf die entsprechenden öffentlichen Fördertöpfe abstellen (CM-P1)86. Zudem 
wird von anderer Seite, aber aus derselben starken Region, bemerkt, dass es bei der Clusterförderung 
wohl einfach darum ging,  
„dass man das nachmachen wollte, was in den USA schon erfolgreich war, nämlich Start-ups gründen. 
Und, dass kritische Masse auf einem Campus sinnvoll ist, das wusste man schon länger, man hat’s halt 
nicht Campus genannt, nicht Cluster […].“ (CM-P4)  
Nichtsdestotrotz könne durch eine öffentliche Flankierung beschleunigend auf die Netzwerkbildung 
eingewirkt werden,  
„man wird ja gezwungen, einfach, aufgrund der Auflagen, enger miteinander zu arbeiten und natürlich 
auch Ergebnisse zu liefern […].“ (CM-P1)   
Im Hinblick auf konkrete Marktversagen finden sich jedoch auch in den Gesprächen mit 
Clustermanagern Hinweise auf die Probleme lokaler Vernetzungsdefizite, insbesondere in den 
strukturschwachen Gebieten der ostdeutschen Bundesländer, in denen nach wie vor „relativ viele 
KMUs, wenig Großunternehmen“ und „eigentlich kaum Firmenhauptsitze“ zu finden wären (CM-P2). Dort sei 
„Vernetzung ein Instrument, [um] größere Sichtbarkeit überhaupt mal zu erzielen“. Bei den befragten 
Clustermanagern herrscht mit einzelnen Ausnahmen Einigkeit darüber, dass in Abwesenheit bereits 
zuvor erfolgter Vernetzungsprozesse diese in den meisten Fällen nicht ohne koordinierende Eingriffe 
seitens einer eigens dafür eingesetzten operativen Instanz zur vollen Entfaltung kommen würden. Zur 
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Illustration wird hierbei von einem Interviewteilnehmer die Analogie zum Projektmanagement 
gezogen, wonach ein Projekt nur dann erfolgreich sein könne, wenn es „einen Projektleiter und darüber 
hinaus natürlich auch eine Struktur die noch das Projekt selber auch im Blick hat, ja, ein Review Board, einen 
Auftraggeber hat“ (CM-P3). Übertragen auf die Clusterentwicklung und diesbezüglich insbesondere die 
dabei gewöhnlich im Vordergrund stehende Netzwerkentwicklung laute die Frage daher  
„Vernetzung ist gut, aber wer kreiert dann die Veranstaltung? Wer organisiert das? Wer macht sich 
Gedanken darüber, welche zusätzlichen Elemente, Services, Dinge von Nutzen sein können?“ (CM-P3)  
Eine an ihren jeweiligen Geschäftszweck gebundene Firma können dies nebenbei nicht leisten, ebenso 
wenig eine Universität mit ihrer akademisch geprägten Brille. Die lokalen Akteure müssten zudem 
häufig erst proaktiv zur Vernetzung animiert werden. Der Interviewteilnehmer sprach von seiner 
Überraschung zu Beginn der betreffenden Clusterinitiative, als erkannt worden sei, dass sich die 
örtlichen Unternehmen – der Befragte repräsentiert ein urban geprägtes, wirtschaftlich erfolgreiches 
industrielles Ballungsgebiet – untereinander teils gar nicht kannten. So  
„saßen zwei Unternehmen in derselben Straße, zwei Häuser getrennt voneinander, hatten ein identisches 
Problem und haben im Prinzip nichts voneinander gewusst.“ (CM-P3)  
Erst durch den gezielten Eingriff der entsprechenden Vernetzungsinitiative als lokaler 
Austauschplattform – wohlgemerkt bottom-up bereits im Vorfeld des Gewinns des 
Spitzenclusterwettbewerbs – hätte sich eine Eigendynamik in der Netzwerkbildung entwickelt, im 
Verlauf derer sich über mehrere Jahre hinweg „auch so ein Familiengefühl“ (CM-P3) gebildet habe. Als 
ursächlich für dieses latente Austauschdefizit innerhalb von Standorten verweist der Gesprächspartner 
auf nur schwer überbrückbare Unterschiede in Sprache und auch Denkweisen zwischen den Personen 
in KMUs und Universitätsinstituten. Ein clusterpolitischer Eingriff in Form einer Vernetzungsinstitution 
wie z.B. einem Clustermanagement sei daher sinnvoll, um Kulturschranken zwischen den einzelnen 
Akteuren aus Wissenschaft und Wirtschaft zu überbrücken. Ein Clustermanagement mit seiner 
übergeordneten Perspektive und vielfältigen Kontakten sei eher dazu in der Lage, die jeweiligen 
Akteure zu verstehen und entsprechend zu vermitteln, als es einzelne Clustermitglieder mit ihrer 
institutionellen oder betrieblichen Kurzsichtigkeit selbst wären. Und so sei es auch erklärbar, dass 
Cluster, die von einem Clustermanagement unterlegt sind, nachweislich bessere Wachstumszahlen 
aufzeigen würden. Durch den mittelbaren öffentlichen Eingriff über ein Clustermanagement würden 
Projekte realisiert „die noch wenig ausgereift sind, wo sich schwierig ein anderer finden würde, der diese 
Aufgabe ohne Weiteres machen würde“ (CM-P8).  
Die Clustermanager aus den strukturstarken Regionen berichten von problemloser endogener 
Netzwerk- und sogar Clusterbildung und stehen dem Instrument des Clustermanagements zwar 
positiv, dem Thema der Clusterförderung an sich jedoch bzw. dem Hype darum skeptisch gegenüber. 
Allerdings seien auch in wirtschaftlich starken Regionen die unterschiedlichen Mentalitäten auf Ebene 
der einzelnen Institutionen aus Wissenschaft und Wirtschaft ein grundsätzliches 
Vernetzungshemmnis. Im Vordergrund stehen dabei meist kulturelle Gräben, die es zu überbrücken 
gilt. Anders sieht es in strukturschwachen Regionen aus, in denen eine endogene Vernetzung teils 
ganz und gar ausbleibt und von außen zunächst einmal angestoßen werden muss. Da der 
eigenständigen Vernetzung individueller Akteure ohne unmittelbare erkennbare Not somit in den 
meisten Fällen Grenzen gesetzt seien, müsse entsprechend nachgeholfen werden. Clusterförderung 
sei in diesem Zusammenhang nur eine von vielen Möglichkeiten, jedoch wohl die populärste. Aber, 
und diese Haltung fand sich in vielen Gesprächen, „ohne ein Clustermanagement geht es nicht. Punkt.“ 





6.2.1.3 Grundsätze des eigenen Handelns 
Clusterpolitiker 
Die Praxis der Clusterpolitik wird, wie schon anhand der zuvor beschriebenen Dichotomie zwischen 
Wissenschaft und politischer Praxis dargestellt, von praxisorientierten Handlungsgrundsätzen bzw. 
politökonomischen Maximen geleitet, die teils explizit mit den regional vorgefundenen 
Voraussetzungen und Notwendigkeiten zur Förderung und Entwicklung der örtlichen 
Unternehmenslandschaft begründet, teils aber auch unmittelbar aus der historischen Entwicklung der 
politischen Clusterförderung als einer Weiterentwicklung der verbund- bzw. innovationsorientierten 
Regionalpolitik abgeleitet werden. Insbesondere mit Auslaufen der EFRE-Förderung im Jahr 2014 zeigt 
sich dabei eine regionale Spreizung in der konkreten Auslegung des Clusterförderungsgedankens. Die 
Bundesländer haben dabei im Einzelnen unterschiedliche Herangehensweisen, die sich sowohl auf die 
Strukturierung von Clustern, die Organisation und Governance der jeweiligen Clustermanagements als 
auch die Frage einer möglichen privatwirtschaftlichen Verstetigung der Clusterförderung auswirken. 
Strategische und operative Grundlage sind neben den Statuten der EFRE-Förderung  in einigen Fällen 
konkrete Gutachten externer Beratungsinstitute, die in der jüngeren Vergangenheit auf Basis lokaler 
Potentialanalysen wirtschaftspolitische Handlungsempfehlungen ausgesprochen und teilweise 
entsprechende clusterförderungsorientierte Masterpläne erstellt haben. So bezieht sich Baden-
Württemberg auf ein Gutachten von Prognos aus dem Jahr 2006 als Basis für die Clusterpolitik des 
Landes (CP-P5). Thüringen basiert seine Clusterpolitik wiederum auf den von Roland Berger im Jahr 
2011 erstellten Trendatlas Thüringen 2020 (CP-P7). Andere wiederum berufen sich auf eine bereits im 
Vorfeld expliziter Clusterförderung betriebene Verbundförderung, die im Rahmen 
innovationspolitischer Maßnahmen eine Vernetzung von Wissenschaft und Wirtschaft zum Ziel gehabt 
hatte. So sehen sich die clusterpolitisch verantwortlichen Gesprächsteilnehmer aus Sachsen und Berlin 
beide in der Tradition einer forschungs- und netzwerkorientierten Strukturpolitik – eine Haltung, von 
der sich Baden-Württemberg ausdrücklich distanziert. Alle Gesprächsteilnehmer verwiesen jedoch 
gleichermaßen darauf, in ihrer Wirtschaftsförderpolitik nicht mehr dem Prinzip der „Gießkanne“ (CP-
P12) zu folgen, sondern stattdessen Schwerpunkte in einzelnen Wachstumsbereichen setzen zu 
wollen. Somit wird ein gemeinsames Grundmotiv aller Interviewteilnehmer klar, nämlich das der 
gezielten Förderung von regionalen Stärken, welches dem Grundsatzprinzip der bundesdeutschen 
Hightech-Strategie87 entspricht. Die Bundesländer haben nicht zeitgleich mit der Clusterförderung 
begonnen und somit dienen ältere Clusterpolitiken einzelner Bundesländer den erst später mit einer 
dedizierten Clusterförderung beginnenden Administrationen teils als Anregung und Beispiel für eine 
eigene Clusterpolitik. Zum Beispiel Baden-Württemberg:  
„Also man hat natürlich am Anfang schon geguckt, was machen andere Bundesländer, also was macht 
NRW, was macht Bayern, so große Länder auch, die sehr systematisch Clusterpolitik betreiben.“ (CP-P5) 
Allerdings stellte man dabei wohl fest, dass man aufgrund der regionalen Besonderheiten in der 
Wirtschaftsstruktur, insbesondere auch im Hinblick auf die regionale Verteilung wirtschaftlicher 
Zentren im Bundesland, etwas „Eigenes machen“ müsse, so dass man sich „eigentlich weniger“ an 
etablierten Beispielen orientiert habe. Diese Haltung wird ebenso bei anderen Interviewteilnehmern 
laut. Man sei sich ferner über die institutionellen und strategischen Unterschiede bewusst und 
diskutiere diese auch bei Zusammenkünften wie der regelmäßig stattfindenden go-cluster Konferenz 
im BMWi in Berlin88 (CP-P5).  
In der Folge variiert die jeweilige Interpretation des genannten Grundmotivs von Bundesland zu 
Bundesland. So bezieht sich Baden-Württemberg in seiner Clusterförderung explizit auf die für dieses 
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Bundesland typischen industriellen, technologisch heterogenen, Ballungsräume und reagiert auf den 
etwaigen Unterstützungsbedarf einzelner bestehender Clusterinitiativen durch eine projektbezogene, 
technologieübergreifende Förderung, die in einem Wettbewerbsverfahren ausgelobt wird (CP-P5). Ziel 
sei es dabei nicht, „noch mehr Clusterinitiativen oder Cluster zu unterstützen, zu gründen […]“, sondern die 
qualitative Aufwertung existierender Initiativen zu fördern. Man sieht sich einer bottom-up 
Clusterförderung verpflichtet. So werden konsequenterweise auch nicht alle der offiziell 110 
bestehenden regionalen Clusterinitiativen89 gefördert. Andere Flächenländer wie Bayern, Thüringen 
und Sachsen hingegen, aber auch Berlin mit seiner zusammen mit Brandenburg erarbeiteten 
Innovationsstrategie, konzentrieren sich auf die Förderung von Vernetzungsprozessen in ganzen 
Sektoren oder Branchen, die sie als besonders aussichtsreich einschätzen, die aber teils über das 
gesamte Bundesland verteilt liegen. Zum Teil werden diese Branchen wie in Berlin und Bayern dann 
bereits als Cluster definiert. Thüringen hingegen betont, mit seinen branchenbezogenen 
Verbundinitiativen lediglich darauf hinwirken zu wollen, dass aus diesen einmal Cluster entstehen 
mögen, bezeichnet diese jedoch nicht ex-ante als Cluster (CP-P9). 
In den Gesprächen mit Clusterpolitikern wird deutlich, dass die zugrundeliegende Clusterdefinition 
von Porter zwar omnipräsent, jedoch nicht in ihren theoretischen Einzelheiten als bindend betrachtet 
wird oder betrachtet werden kann. Im Hinblick auf eine bestmögliche praktische Umsetzung beruft 
man sich vielmehr auf die eigenen Voraussetzungen und Erfahrungen im Umgang mit der 
Clusterförderung. In Fällen bereits erfolgter endogener Clusterbildung wie In Baden-Württemberg 
beruft man sich explizit auf die Grenzen der staatlichen Clusterförderung. In anderen Ländern mit 
weniger stark ausgeprägter endogener Clusterbildung hingegen wirkt man aktiv auf deren Entstehung 
hin. Eine Orientierung an sogenannten Best Practices findet dabei nur bedingt statt. Man betrachtet 
vielmehr die eigenen (erfolgreichen) Clusterinitiativen als Best Practice (z.B. Hamburg).  
Clustermanager 
Auf Seiten der Clustermanager bietet sich im Hinblick auf die Grundsätze des eigenen Handelns bzw. 
eine Orientierung an möglichen Best Practice Beispielen ein heterogenes Bild. So betonen mehrere 
Clustermanager aus dem Kreis der vom BMWi geförderten Spitzencluster, das die konkrete 
Ausgestaltung ihrer Tätigkeit, sowohl im operativen als auch institutionellen Sinne, wesentlich von den 
Anforderungen und Berichtspflichten des Fördermittelgebers ausgeht. Gleichzeitig ist man sich über 
die Bedarfslage im Cluster bewusst und versucht, beispielsweise über entsprechende 
Mitgliederbefragungen und andere Kommunikationsformate, das Leistungsangebot und 
Maßnahmenspektrum möglichst zielgruppengerecht und im regelmäßigen Austausch mit den 
Clustermitgliedern zu gestalten. Entsprechend unterschiedlich sind mitunter die jeweiligen Ansichten 
zur Notwendigkeit von gemeinschaftlichen Messeauftritten, Clusterbroschüren oder ähnlichem. Auf 
etwaige Blaupausen im Aufbau und der Führung von Clustermanagements kann dabei nur bedingt 
zurückgegriffen werden, da auch es auch auf operativer Ebene der Clusterförderung gelte, sich den 
jeweiligen Voraussetzungen der Region, den Entwicklungsständen lokaler Cluster und den konkreten 
Nachfragen lokaler Akteure anzupassen. So wird betont:  
„Was […] die Weiterentwicklung betrifft, gucken wir uns natürlich an, was passiert, was machen andere, 
was funktioniert, was funktioniert nicht. Wobei das nicht nur, weil es bei denen funktioniert, heißt, dass 
es bei uns auch funktioniert.“ (CM-P10)  
Jedoch bilden die Orientierung an anderen erfolgreichen Standorten sowie der gezielte Austausch mit 
erfahrenen Clustermanagern nichtsdestotrotz vielfach den Ausgangspunkt eigener, 
regionalspezifischer Herangehensweisen:  
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„Ich war arrogant genug, eigene Strategien zu entwickeln. […] habe die ersten zwei Jahre im Prinzip nur 
dafür genutzt […] in der Welt rumzutingeln und mir die gesamten Spitzenstandorte anzugucken, wie 
funktionieren die, wie funktionieren die Innovationszentren, die Technologieparks, welche 
Businessmodelle sind dahinter, was funktioniert, was nicht.“ (CM-P4)  
Dabei sei es jedoch besonders wichtig, auch auf die tatsächliche Substanz der Beispielcluster zu 
achten, nicht auf gute Werbung reinzufallen, sondern volkswirtschaftliche Benchmarks zu 
berücksichtigen. Den Interviewteilnehmern zufolge findet ein reger Austausch zu Erfahrungen und 
Best Practices zwischen den Clustermanagern verschiedener Standorte statt, beispielsweise auf 
eigenen Clustermanagerkonferenzen (CM-P2; CM-P3). Zum Teil beraten die Angehörigen der 
erstprämierten Spitzencluster Aspiranten aus anderen Regionen in deren Antragstellung als 
Spitzencluster sowie deren Organisationsdesign (CM-P4).  
Vor dem Hintergrund der Situation als erstprämierte Spitzencluster verweisen mehrere Befragte auf 
den Mangel an Musterbeispielen für den Aufbau effektiver Clustermanagements in der Anfangsphase 
ihrer Tätigkeit. Man musste zunächst eigene Erfahrungen sammeln und hätte „nicht auf so wahnsinnig 
viele Expertise andererseits zurückgreifen können“ (CM-P3). Wie schon oben erwähnt, behalfen sich 
einzelne designierte Clustermanager auch durch die Orientierung an anderen erfolgreichen 
Standorten (CM-P4). Weitere Interviewteilnehmer verwiesen jedoch ebenso auf das institutionelle 
Erbe der regionalen branchenspezifischen Verbundförderung auf Ebene der jeweiligen 
Wirtschaftsförderungsorgane als beispielgebende Projekte:  
„Gerade mit Vernetzungsveranstaltungen, die Unternehmen miteinander bekannt machen. Das ist eine 
ganz andere Struktur; aber häufig haben wir mit den anderen Clustern ja gleiche, identische 
Problemstellungen. […] Auch jetzt noch pflegen wir einen regen Austausch, also man lernt voneinander, 
miteinander, man tauscht […] Best Practice aus.“ (CM-P3)  
In einem anderen – nicht zum Kreis der Spitzencluster gehörenden – Fall orientiere man sich schlicht 
eng an den im Rahmen der übergeordneten (top-down) Clusterförderstrategie formulierten 
Masterplänen zur Umsetzung des Clustermanagements und beziehe sich dabei auf die Ergebnisse der 
örtlichen Stärken-Schwächen-Analyse (CM-P8), welche wiederum von clustertheoretischen Belangen 
inspiriert wurde.  
Eine Reflektion und etwaige Anpassung von Maßnahmen und Instrumenten des Clustermanagements 
erfolge den Gesprächsteilnehmern zufolge ständig. Zudem sei man regelmäßigen Evaluationsroutinen 
seitens des Fördermittelgebers unterworfen. Allerdings wohl eher zum Zweck der Nachverfolgung ex-
ante bestimmter übergeordneter Kriterien. Einige Gesprächspartner gaben zu bedenken, dass 
Monitoring zwar unverzichtbar sei, da schließlich Steuergelder in der Clusterförderung Verwendung 
fänden, eine objektive Messung jedoch nicht immer möglich ist, da entsprechende Kennzahlen zu 
unspezifisch oder kontextabhängig seien. Das absehbare Auslaufen der Spitzenclusterförderung 
konfrontiert die Befragten ganz konkret mit der Frage der Relevanz ihrer jeweiligen Maßnahmen für 
die in den Clustern ansässigen Akteure. Somit setzen sich die Befragten ganz konkret mit deren 
Interessenlagen auseinander.  
6.2.1.4 Selbstverständnis der Akteure 
Clusterpolitiker 
Für die befragten Clusterpolitiker sind Cluster zunächst ein wirtschaftspolitisches Instrument. So 
betonen mehrere der befragten Praktiker den Nutzen von Clustern im Standortwettbewerb sowie im 
Hinblick auf die Entwicklung von Wirtschaftswachstum und Beschäftigung in einer Region. Allerdings 
unterscheiden sich die Clusterpolitiker, wie auch schon im Hinblick auf ihren institutionellen Bezug 
zum Clustermanagement, hinsichtlich ihres Gefühls der Zugehörigkeit zum Cluster. Während einige 





lokaler Cluster betrachten, sehen andere sich lediglich als Randakteur, der wenn, dann überhaupt nur 
eine Hilfestellung zur Selbstentfaltung gibt. So betont Hamburg die sogenannte Triple Helix als 
Verbund aus Wirtschaft, Wissenschaft und öffentlicher Hand: „[…] wenn wir über Cluster sprechen, dann 
reden wir über Triple Helix“ (CP-P11). Ohne Beteiligung des staatlichen Souveräns sei ein Verbund aus 
Wissenschaft und Wirtschaft „kein Cluster mehr nach unserer Definition“ (CP-P11). Andere, wie bspw. 
Baden-Württemberg, nehmen davon explizit Abstand: „Also wir werden auch nie als Land Mitglied von 
Clusterinitiativen werden – das geht gar nicht“ (CP-P5). Die übrigen befragten Clusterpolitiker sehen sich 
ebenfalls als öffentliche Hand nicht als unmittelbares Mitglied in Clustern.   
Auch im Hinblick auf die Rolle des Staates in der Entfaltung von Innovationspotentialen gehen die 
Ansichten auseinander. Wieder steht Hamburg stellvertretend für eine sehr integrale Rolle der 
Clusterpolitik:  
„[…] weil Innovation eben etwas ist, was notwendig eigentlich einen Zusammenarbeit zwischen 
öffentlicher Hand, also Politik und den Akteuren, der Innovationsentwicklung, also Unternehmen und 
Wissenschaft voraussetzt.“ (CP-P11) 
 
Demgegenüber betont Baden-Württemberg:  
 
„es kann nicht sein, dass wir auf Dauer eine Grundstruktur fördern, dass wir sagen, wir fördern jetzt 
Clustermanagement für die nächsten zehn Jahre.“ (CP-P5)   
 
Allerdings betonen die befragten Praktiker gleichermaßen, dass sie trotz ihres aktiven Engagements im 
Cluster diesen nicht schaffen könnten, sondern dass eine Clusterbildung nur über „ein Austauschen, ein 
Informieren, ein Kommunizieren aber auch ein Abstimmen der Tätigkeiten“ (CP-P7) unter Beteiligung aller 
Stakeholder bewältigt werden könne.  Dem Staat käme somit die Rolle eines führenden Moderators 
zuteil, der die losen Enden lokaler Entwicklungspotentiale zentral zusammenführt, bzw. diesen Prozess 
wohlwollend begleitet:  
 
„Die Politik kann Clusterinitiativen fördern, die Politik kann professionalisieren, Politik kann Strukturen 
weiterentwickeln, aber Cluster machen kann die Politik nicht.“ (CP-P5)    
 
„[…] Cluster entstehen nicht durch staatliche Politik. Cluster entstehen oder sie entstehen nicht, der Staat 
kann möglicherweise dabei helfen. […] Bei uns ging es erstmal darum, die Leute zusammenzubringen an 
einen Tisch.“ (CP-P6) 
 
Abschließend kann die Vermutung geäußert werden, dass bei allen Unterschieden in der individuellen 
Einschätzung der eigenen Rolle im Clusterbildungs- und Wachstumsprozess, sämtliche Clusterpolitiker 
in der Meinung übereinstimmen, dass sie als Schirmherr, Koordinator oder auch Initiator eine 
katalytische und unterstützende Rolle in der Clusterförderung spielen.  
Clustermanager 
Die befragten Clustermanager betrachten ihre Rolle in der Clusterentwicklung teilweise recht 
unterschiedlich. Zum einen sehen sie sich als unverzichtbaren zentralen Akteur, ohne den die 
gewünschten Vernetzungseffekte nicht zustande kommen würden: „[…] ohne ein Clustermanagement 
geht es nicht. Punkt.“ (CM-P3). Zum anderen wird auf die grundsätzliche Eigeninitiative von 
Unternehmen in der Suche nach potentiellen Partnern für eine etwaige Zusammenarbeit verwiesen, 
so dass ein Clustermanagement maximal als Katalysator einer Clustergenese wirken kann, um den 
Effekt zu verstärken und „ein bisschen effizienter“ (CM-P10) zu gestalten. In einem anderen Fall wird die 





allgegenwärtiges Faktum sei und der zusätzlich durch ein dediziertes Clustermanagement betriebene 
Aufwand in keinem Verhältnis zum tatsächlich dadurch erzielten Mehrwert stünde (CM-P1). Im 
Zusammenhang dieser Aussage wird die Gründung eines Clusters vielmehr auf die Funktion als 
marketingtechnisches Differenzierungsmerkmal im überregionalen Standortwettbewerb reduziert, 
dessen Wirkmächtigkeit aufgrund der inflationären Verwendung des Begriffes in ganz Deutschland 
und darüber hinaus mittlerweile verflogen sei. Konsequenterweise betrachte man sich selbst viel mehr 
als „Forschungsplattform oder Kooperationsnetzwerk“ (CM-P1) im Dienste der regional ansässigen 
Unternehmen, deren Zusammenarbeit in der Unterhaltung gemeinsamer Entwicklungslabors zum 
gegenseitigen Vorteil Ausdruck findet. Die Bezeichnung Cluster sei dabei „nur halt ein nettes neues Label, 
wie man irgendwie halt auch den Facility Manager aus dem Hausmeister gemacht hat“ (CM-P1). Vielmehr 
betrachte man sich selbst und die dazugehörigen Kooperationsprojekte als „Unternehmen“ mit klarem 
Geschäftszweck. „Die Finanzen müssen stimmen, wir müssen das operative Geschäft am Laufen halten Also 
unsere Ausgaben müssen gedeckt sein, wir müssen wachsen können.“ (CM-P1). Ein ähnliches Selbstbild, 
konkret als „GmbH“ (CM-P2), findet sich auch an anderer Stelle, allerdings mit deutlich weniger Distanz 
zum Clusterkonzept formuliert. So begreife man sich als integralen Bestandteil des Clusters und trenne 
zwischen den öffentlich finanzierten allgemeinen bzw. hoheitlichen Aufgaben des 
Clustermanagements und den reinen (zahlungspflichtigen) Dienstleistungen. Man sei eben kein reines 
Projektbüro, sondern fungiere als verlängerter Arm der Wirtschaftsförderung. Verbindendes Element 
aller Aussagen ist ein mehr oder weniger explizit zum Ausdruck gebrachter Dienstleistungsgedanke. So 
sehen sich die einzelnen Clustermanager zwar in Abhängigkeit ihrer jeweiligen 
regionalwirtschaftsstrukturellen Hintergründe in unterschiedlichen Positionen zur Beeinflussung der 
Clusterentwicklung – diese variiert von ausschlaggebender Initiation über die assistierende 
Flankierung als Katalysator bis hin zur bürokratischen Redundanz – begreifen sich jedoch allesamt 
grundlegend als Erbringer einer Dienstleistung am „Kunden“ (CM-P10), d.h. den Unternehmen. Die 
Clustermanager identifizieren sich selbst darüber hinaus teils als strukturelle Klammer des Clusters 
(Vgl. CM-P3). 
 
6.2.1.5 Zusammenfassung und Gegenüberstellung der Sichtweisen von Clustermanagern und 
Clusterpolitikern auf definitorische Dimensionen von Clustern  
Grundlegender Clusterbegriff 
Im Hinblick auf die Grunddefinition von Clustern klingt zunächst die klassische Perspektive von Porter 
an. Für Clustermanager sind Cluster eine regionale Zusammenballung einer kritischen Anzahl von 
Akteuren aus Wirtschaft und Wissenschaft, die untereinander vernetzt sind und entlang einer 
möglichst vollständigen Wertschöpfungskette koordiniert handeln. Sie betrachten Cluster als regional 
fokussiertes, mehrschichtiges Netzwerk, dessen Bestandteil die Clustermanagements sind, auf 
welches die Clustermanagements jedoch gleichzeitig gezielt Einfluss nehmen. Aus Sicht der 
Clusterpolitiker ist ein Cluster eine lokal gehäufte Anwesenheit von Unternehmen und 
wissenschaftlichen Einrichtungen einer bestimmten Branche, die von wechselseitigen 
Kooperationsverflechtungen der einzelnen Akteure gekennzeichnet wird. Für einzelne ist die Triple-
Helix Struktur wesentliches Merkmal von Clustern. Einzelne Interviewpartner der öffentlichen Hand 
erkennen an, dass Cluster nicht vom Staat geschaffen werden können, betrachten die Einrichtung von 
Clustermanagements usw. unter Beteiligung der öffentlichen Hand jedoch als Instrument zur 
Erreichung clustertypischer Idealzustände. Für Clusterpolitiker ist der Institutionalisierungsgrad 
entscheidend, bloße Netzwerkbildung reicht nicht aus. Erst die Herausbildung einer Clusterinitiative 
o.ä. clusterbezogener Strukturen macht aus einem „losen Haufen einen echten Cluster“ (CP-P5). Aus den 
Reihen der öffentlichen Hand wird jedoch die Kritik geäußert, dass mit der Gleichsetzung von Clustern 





regionalwirtschaftlichen Phänomens mit der der gezielten instrumentierten Förderung erfolgen 
könne. Aufgrund dieser begrifflichen Unschärfe durch eine institutionalisierte und instrumentelle 
Auslegung des Clusterkonzepts sei es aus Sicht eines Clusterpolitikers besser (und wird bspw. in 
Thüringen auch praktiziert), Cluster eher als Netzwerke zu bezeichnen.  
Rolle und Einfluss des Clustermanagements 
Clustermanagements werden von den befragten Clustermanagern als mutmaßlich bestimmender 
Bestandteil eines Clusters betrachtet. Es offenbart sich dadurch der Instrumentelle Charakter der 
Clusteridee, welche teils kritisiert wird. Aufgrund der häufig zu beobachtenden Gleichstellung von 
Clustern mit ihren Clusterinstitutionen erfolge demnach eine für das Verständnis des 
Clusterphänomens ungünstige begriffliche Vermengung. Für die befragten Clusterpolitiker spielt die 
Schaffung clusterbezogener Kooperationsstrukturen, entweder endogen bzw. bottom-up durch die 
Clusterakteure selbst oder aber aufgrund staatlicher Initiativen eine wesentliche Rolle in der 
Clusterdynamik. Ohne Clustermanagement sei ein Cluster kein Cluster.   
Rolle und Einfluss der Öffentlichen Hand 
Die befragten Clustermanager sind sich einig darin, dass der Clusteransatz ein vorteilhaftes Instrument 
der Wirtschaftsförderung sei, über das wesentliche Hilfestellungen im Hinblick auf eine konzertierte 
lokale Clusterentwicklung geleistet werden können. Den Clusterpolitikern zufolge können Cluster 
jedoch nicht vom Staat geschaffen werden, sondern entstehen aufgrund lokaler Eigendynamiken, 
wenn gewisse Voraussetzungen gegeben sind. Trotz allem wird das Engagement der öffentlichen Hand 
teils als unverzichtbar betrachtet, bspw. im Rahmen der Triple Helix. 
Geografische Ausdehnung 
Die befragten Clustermanager betonen die unverzichtbare Rolle räumlicher Nähe der Akteure 
zueinander. So sei alles innerhalb von 50 bis 100 Kilometern oder aber innerhalb einer halben Stunde 
Autofahrt noch akzeptabel, um austauschfördernde Netzwerkeffekte, insbesondere im Bereich 
ungerichteten Austauschs auf sozialer Ebene, zu gewährleisten. Schon Minutenunterschiede in der 
Fahrtzeit entscheiden im Einzelnen jedoch wohl über die Standortwahl. In diesem Zusammenhang 
äußern mehrere Clustermanager deutliche Kritik an der Ausweisung von Clustern über ganze 
Bundesländer hinweg. Die befragten Clusterpolitiker stützen diese Ansicht zum Teil explizit und halten 
Cluster über ganze Bundesländer hinweg nicht für sinnvoll. Der Clusterradius sollte maximal 100 
Kilometer betragen, ein zentraler regionaler Fokus sei zudem wesentlich für die Entfaltung wichtiger 
Standortmarketingeffekte.  
Anzahl Clustermitglieder 
Die Angabe der Mitgliedsakteure variiert bei den befragten Clusterakteuren zwischen 30 bis 80 und 95 
regionalen und überregionalen Mitgliedern. Ein Gesprächspartner sieht die kritische Schwelle für die 
Generierung von Clustervorteilen in der Vernetzung bei 80 Unternehmen. Die tatsächliche Zahl 
regional im Cluster vernetzter Akteure sei dagegen kaum konkret abbildbar, da der wahrgenommene 
Mitgliederkreis auch latente, nicht oder noch nicht explizit vom Clustermanagement erfasste aber 
dennoch in das regionale Austauschgeflecht integrierte Akteure umfasst. Die befragten 
Clusterpolitiker sehen es fast genauso. Aus Thüringer Sicht können 20 bis 30 Mitglieder nicht für einen 
Cluster sprechen, da sie wohl kaum eine ganze Branche repräsentierten. Es müssten demnach schon 
eher 500 sein (Vgl. CP-P7). Im Falle der Berliner Clusterpolitik wird von einem Clustermanager gar von 
einem gesamten Branchenfeld als Cluster gesprochen, was eine eher strukturpolitische Sichtweise 
offenbart. 
Einfluss räumlicher Nähe 
Den befragten Clustermanagern zufolge spielt die räumliche Nähe eine wesentliche Rolle in der 





hinreichender Grund für eine Clusterzugehörigkeit, vielmehr spielten funktionale Bezüge zum 
Wertschöpfungsgeflecht die ausschlaggebende Rolle. So wird in der Frage der Clusterzugehörigkeit 
bspw. eingeteilt in einen identitätsstiftenden regionalen Clusterkern (Campus, Leitfirma) plus 
periphere, überregionale, Dimensionen, die teils geografisch weit entrückt sind. Zentral sei lediglich 
der konkrete Beitrag zum Cluster. Es wird folglich zwischen Binnen- und Außenvernetzung 
differenziert und ein expliziter Fokus auf die funktionale Passung etwaiger Clusterakteure sowie 
konkrete wertstiftende Kooperationsprojekte oder anderweitigen Austausch gelegt. Aktive 
Zusammenarbeit bzw. die Möglichkeit, dies unkompliziert und zeitnah tun zu können, bestimmt 
demnach die Dynamik des Clusters. So sollte ein beschränkt regionaler Bezug bestehen, da sonst keine 
Identitätsbildung möglich ist. Auch für die befragten Clusterpolitiker ist räumliche Nähe kein 
hinreichender Faktor für Clusterdynamik, sondern die Bereitschaft der Akteure zur Interaktion und 
lokalen Netzwerkbildung.  
Einfluss des lokalen Vernetzungsgrads (relationale Nähe) 
Mit einer Ausnahme wird in allen Interviews mit Clusterpolitikern und Clustermanagern der 
funktionale Charakter der Clusterzugehörigkeit, definiert über den konkreten Beitrag zur lokalen 
Wertschöpfung durch Teilhabe an entsprechenden Austauschbeziehungen, als grundlegende 
Determinante gesehen – noch vor räumlicher Nähe im Allgemeinen und formeller Zugehörigkeit zu 
irgendwelchen Clusterinstitutionen im Besonderen. 
6.2.2 Aufgaben und Ziele von Clustermanagement  
Im Hinblick auf die Frage nach der grundlegenden Rolle und Aufgabe von Clustermanagement bot sich 
in den Gesprächen ein zwischen Clusterpolitikern und Clustermanagern stark übereinstimmendes Bild. 
So wird dem Clustermanagement von allen Gesprächsteilnehmern in der Regel zuallererst die Rolle 
einer formalen Repräsentanz der Akteure im jeweiligen regionalen (Cluster-)Netzwerk zugeschrieben, 
die – unabhängig vom jeweiligen institutionellen Integrationsgrad der 
Clustermanagementgeschäftsstelle in übergeordnete wirtschaftspolitische Strukturen – über 
bestimmte Dienstleistungen und Unterstützungsleistungen auf die kollektiven Bedarfe der lokalen 
Clustermitglieder eingehen kann und darüber hinaus als zentrale Schnittstelle zum 
Informationsaustausch zwischen den Clustermitgliedern und den wirtschaftspolitischen Entscheidern 
fungiert.  
Im Hinblick auf die konkrete Ausgestaltung ihres Aufgabengebietes sehen sich die einzelnen 
Clustermanager zunächst den mit der öffentlichen Förderung verbundenen Auflagen verpflichtet. 
Diese wurden im Verlauf der Teilnahme am Spitzenclusterwettbewerb sowie vergleichbaren 
regionalen „Masterplänen“ (CM-P8) zwar im Detail auch regionalspezifisch formuliert, sehen aber in der 
Regel grundsätzlich vor, dass das Clustermanagement die administrative Betreuung des Clusters bzw. 
dessen operative Führung übernimmt und in diesem Rahmen alle Clusteraktivitäten zentral steuert. 
Die Clustermanagements sind als institutionelle Klammer des Clusters (Vgl. CM-P3) Träger der lokalen 
strategischen Agenden, aus denen sich wiederum einzelne Maßnahmenbereiche und konkrete 
Aktivitäten ableiten. Da sich jene strategischen Agenden oftmals mit allgemeinen 
wirtschaftspolitischen Zielstellungen der öffentlichen Hand überschneiden und Clustermanagements 
daher gezielt instrumentalisiert werden, kann es hierbei grundsätzlich zu einer Überschneidung von 
öffentlichen und privaten Interessensphären kommen. 
Die übergeordneten strategischen Ziele der einzelnen Clusterinitiativen reichen von der Positionierung 
und Anerkennung der einzelnen Standorte als weltweit führende Produktions-, Forschungs- und 
Ausbildungsstandorte in ihrem jeweiligen Technologiesektor (siehe CM-P1, CM-P2, CM-P3) über den 
strukturellen Ausbau der regionalen bzw. lokalen Forschungs- und Entwicklungsinfrastruktur sowie die 





CM-P4) bis hin zur Gewinnung neuer Ansiedler, Talente und Investitionskapital (siehe CM-P4). Die 
Leitidee allen Tuns sei in den Worten eines Clustermanagers die Frage, wie man aus herausragender 
Forschung letztendlich auch Produkte macht, die den Menschen zugutekommen und Arbeitsplätze 
schaffen (Vgl. CM-P4). Tatsächlich steht die Produktentwicklung für viele der befragten 
Clustermanager im Vordergrund, eine Haltung, die auch von der stets von den befragten 
Clusterpolitikern zum Ausdruck gebrachten Innovationsorientierung impliziert wird (siehe CP-P9). In 
diesem Zusammenhang habe ein Clustermanagement daher beispielsweise die Aufgabe, über die 
Anregung einer entsprechenden Entwicklungszusammenarbeit über konkrete Projekte im Laufe derer 
neue Produkte und Prozesse zur Patentreife geführt und schließlich von ortsansässigen Firmen 
vermarktet werden können, den Technologietransfer zu professionalisieren (Vgl. CM-P4; CP-P6). Im 
Kern gehe es beim Management von Clustern daher vornehmlich um ergebnisorientierte Vernetzung 
aller Akteure am Standort, sprich, um Clusterbildung.  
Die sich aus den oben genannten strategischen Handlungsfeldern ergebenden Aktivitäten betreffen 
aus Sicht aller Befragten zuallererst die aktive Vernetzung der lokalen Akteure aus Wissenschaft und 
Wirtschaft – sowohl innerhalb des Clusters als auch national und international – durch die Anbahnung 
konkreter Kooperationsprojekte und Durchführung und Besuch entsprechender Veranstaltungen aber 
auch Standortmarketing zur Erhöhung der nationalen und internationalen Sichtbarkeit des Standorts 
sowie Öffentlichkeitsarbeit im Interesse clusterspezifischer Technologiebereiche, um sowohl deren 
Akzeptanz in der Bevölkerung als auch deren Attraktivität für Nachwuchsfachkräfte zu erhöhen (Vgl. 
CM-P2; CM-P3; CM-P10; CP-P6; CP-P9). Die Clustermanager interpretieren ihre jeweiligen 
Aufgabenbereiche jedoch ebenso eigenständig in Anlehnung an die im Laufe der 
Maßnahmenimplementierung deutlich gewordenen Anforderungen und Entwicklungen in den 
entsprechenden Clustern. Schwerpunkte verschieben sich mitunter im Laufe der einzelnen 
Clusterprojekte. So wird beispielsweise in einem vornehmlich von starken multinationalen Akteuren 
geprägten Cluster teilweise vollständig auf die Teilnahme an Messen verzichtet und Personal und 
Ressourcen stattdessen auf die Anbahnung konkreter bi- und multilateraler 
Technologietransferprojekte konzentriert (siehe CM-P4). Ein anderer, von einer sehr hohen Zahl an 
Mitgliedern aus dem KMU-Bereich geprägter Cluster bzw. dessen Clustermanager, sieht kein Heil im 
weiteren zahlenmäßigen Wachstum des Clusters, sondern legt den Fokus darauf „ein Maximum an 
erfolgreichen Projekten, an Drittmitteln die hier reinkommen, für die bestehenden Akteure zu generieren“ (CM-
P8). Es sei schließlich Clusteraufgabe „mit denen, die schon hier sind, was Sinnvolles anzustellen“ (CM-P8). 
Das Anwerben neuer Unternehmen verorte man dagegen im Verantwortungsbereich der klassischen 
Wirtschaftsförderung. Ein weiterer Cluster konzentrierte sich in der Vergangenheit vornehmlich auf 
den Aufbau gemeinschaftlich genutzter Laborflächen als Kern des Standorts und verzichtete trotz 
erheblichen Erwartungsdrucks seitens der öffentlichen Hand auf intensive Öffentlichkeitsarbeit (siehe 
CM-P1). Im Hinblick auf das eigentlich anzustrebende Maßnahmenspektrum wird in einer weiteren 
sehr stark von KMU geprägten Region gar eine gezielte Auftragsakquise seitens des 
Clustermanagements angeregt (siehe CM-P2). 
Die Rolle des Clustermanagements als Schnittstelle zwischen allen Akteursebenen wird durch einen 
Perspektivwechsel hin zur öffentlichen Wirtschaftspolitik deutlich. Demnach erfahre die öffentliche 
Hand über die Bedarfsrückkopplung aus der lokalen Wirtschaft, welcher konkrete Entwicklungsbedarf 
in den jeweiligen wirtschaftspolitisch-strategisch bestimmten Wachstumsfeldern als Bezugsraum 
öffentlicher Clusterpolitik bestehe. Dadurch könne die öffentliche Hand mittelbar über jene öffentlich 
gestützten Clustermanagements operativ Einfluss nehmen und beispielsweise durch gezielte 
Zuwendungen für eine zentrale Veranstaltungsorganisation, Standortmarketing und andere für das 
lokale Kollektiv bereitgestellte Maßnahmen die Wirksamkeit und Reichweite entsprechender, 





Clustermanagement komme aus Sicht der öffentlichen Hand darüber hinaus die „kernstrategische 
Aufgabe“ (CP-P7) zu, die auf die jeweiligen regionalen Wachstumsfelder bezogenen Potentialanalysen 
zu umsetzungsorientierten Konzepten weiterzuentwickeln und diese schließlich im Austausch mit den 
tragenden Akteuren vor Ort zu implementieren. Das übergeordnete Hauptziel sei dabei stets die 
Vernetzung der örtlichen Akteure aus Wissenschaft und Wirtschaft (Vgl. CM-P3). Daraus resultiere 
zudem eine Rolle als lokaler Moderator zur Integration aller relevanten Akteure und bestehenden 
Netzwerke in den übergeordneten Regionalentwicklungsprozess (Vgl. CP-P7). Die Sicht der jeweiligen 
Clustermanager bestätigt dieses Rollenverständnis. Daneben wird der Dienstleistungsgedanke in der 
Selbsteinschätzung aller Gesprächsteilnehmer, insbesondere von den befragten Clustermanagern, 
stets betont. Zudem operiere man als eigenständige, von der Verwaltung unabhängige, 
Kooperationsplattform – oder „Shared Service Center“ (CM-P1) – gewissermaßen als „Spange“, die den 
ganzheitlichen Entwicklungsansatz für den jeweiligen Standort „zusammenhält“ (CM-P3). Ein (öffentlich 
getragenes) Clustermanagement sei dabei eine spezielle Ausprägung der allgemeinen 
Wirtschaftsförderung mit dem konkreten Ziel der Vernetzung innerhalb und außerhalb des Clusters 
(Vgl. CM-P8). Vernetzung sei dabei jedoch nicht Selbstzweck, sondern müsse konkrete Ergebnisse in 
Form von Projekten zeitigen, seien es Verbundprojekte, FuE-Projekte oder 
Technologietransferprojekte.  
Die Anregung regionaler Innovationstätigkeit ist ein Kernbestandteil staatlicher Industriepolitik, der 
auf die Erhöhung der Produktivität und Wettbewerbsstärke und damit indirekt auf die Sicherung von 
Wachstum und Beschäftigung in der Region abzielt. Die einzelbetriebliche Zielstellung einer 
produktbasierten Entwicklungszusammenarbeit steht damit ganz konkret auch in einem öffentlichen 
Interessenzusammenhang. Tatsächlich lassen sich nach Aussage einzelner Clustermanager beide 
Sphären kaum bis gar nicht voneinander trennen, was für die Refinanzierbarkeit einzelner 
Maßnahmen unmittelbare Konsequenzen hat.  
6.2.2.1 Erwartungen an ein Clustermanagement  
Hinsichtlich der Erwartungshaltungen der einzelnen Anspruchsgruppen an ein Clustermanagement 
lassen die Aussagen der Gesprächsteilnehmer weitere interessante Einblicke zu. Die Haltung der 
öffentlichen Hand leitet sich dabei unmittelbar aus deren grundlegenden wirtschaftspolitischen 
Ansprüchen ab.  
„Wir als Stadt möchten gerne, dass sich industrielle Branchen in der Stadt weiterentwickeln, dass sie sich 
[…] gemeinsam strategisch aufstellen, […] nach Gemeinsamkeiten gucken, […] nach Synergien gucken. 
[…] Und das Clustermanagement unterstützt uns dabei.“ (CP-P11)  
Das konkrete Mittel zur Unterstützung seien die vom Clustermanagement angebotenen Formate, wie 
z.B. „Workshops, Meetings, wo dann alle eingeladen werden und diese Dinge miteinander tun." (CP-P11). Das 
Clustermanagement wird somit als operativer Erfüllungsgehilfe, als Instrument der regionalen 
Wirtschaftspolitik betrachtet. Es erfülle dabei jedoch gleichfalls einen konkreten Unterstützungsbedarf 
seitens lokaler Unternehmen „bei spezifischen Entwicklungsschritten, Internationalisierung, FuE […]“ (CP-
P11). Die öffentliche Hand setzt in diesem Zusammenhang auch voraus, dass die Clustermanager 
selbst „in ihrer Branche perfekt vernetzt“ seien, um Akteure aus Wirtschaft und Wissenschaft 
zusammenzubringen und miteinander ins Gespräch zu führen (CP-P9). Eng damit verknüpft ist ferner 
der Anspruch, dass Clustermanagements möglichst die gesamte Wertschöpfungskette innerhalb einer 
Branche abbilden mögen (Vgl. CP-P9). Um den genannten Aufgaben gerecht werden zu können, 
formulieren einzelne Gesprächsteilnehmer aus dem Clustermanagement den Anspruch an sich selbst, 
mit „Leidenschaft“ an die Sache heranzugehen, dabei stets die Unternehmen vor Ort im Blick zu haben, 
diese im und über den Cluster hinaus sichtbar zu machen und als „Kümmerer“ (CM-P3) stets ein valider 





Dafür müsse ein Clustermanagement allerdings auch für lokale Unternehmen und andere Akteure 
„sichtbar“ sein – eine Forderung, die sowohl von Seiten der ortsansässigen Unternehmen als auch der 
öffentlichen Hand aufgestellt wird (Vgl. CP-P5).  
Strategische Ziele Aufgaben – funktional/inhaltlich 
 Positionierung des Clusters im weltweiten 
Standortwettbewerb 
 Ausbau der lokalen Forschungs- und 
Ausbildungsinfrastruktur  
 Erhöhung der Leistungsfähigkeit und 
Innovationskraft der ansässigen 
Unternehmen 
 Gewinnung neuer Ansiedler, Talente und 
Kapital 
 Schaffung eines (stärker) vernetzten 
Standorts 
 Clusterbildung (wenn noch nicht geschehen) 
 Verstetigung der Clusterentwicklung 
 Verstetigung des Clustermanagements 
(Gründung von Clustervereinen mit eigenem 
Personal) 
 Weiterentwicklung der auf die jeweiligen 
regionalen Wachstumsfelder bezogenen 
Potentialanalysen zu 
umsetzungsorientierten Konzepten  
 Professionalisierung des 
Clustermanagements 
 
 Operative Führung und Administration des 
Clusters  
 Steuerung aller Clusteraktivitäten 
 Repräsentation des Clusters 
 Monitoring, Berichtswesen 
 Verwaltung und Wartung 
gemeinsam genutzter Plattformen 
wie z.B. Labors [CM-P1] 
 Vernetzung der Clusterakteure 
 Anstoßen von 
Kooperationsprojekten zwischen 
Wirtschaft und Wissenschaft 
(Auftragsforschung) [CM-P1, ] 
 Veranstaltungen zum 
gegenseitigen. Austausch [P1] 
 Pflege internationaler Kontakte 
 Projektmanagement 
 Professionalisierung des 
Technologietransfers 
 Rekrutierung, Vermittlung von Fachkräften 
 Ausbildung von Nachwuchskräften 
 Standortmarketing 
 Öffentlichkeitsarbeit 





Tabelle 9: Zusammenfassung der von den Interviewteilnehmern genannten Ziele und Aufgaben eines Clustermanagements 
6.2.3 Instrumente der Clustermanagements  
Clustermanagements fungieren den befragten Clustermanagern zufolge als zentrale 
Kommunikationsplattform und Ansprechpartner für die einzelnen Akteure in einer Reihe von 
clusterbezogenen Fragen (Vgl. CM-P2) und zeichnen verantwortlich für die Einbindung sämtlicher 
relevanter Akteure und Stakeholder innerhalb und außerhalb des Clusters. Auch aus Sicht der 
öffentlichen Hand übernimmt ein Clustermanagement im Rahmen seiner übergeordneten Ziele die  
„Verwaltung […] die tägliche Arbeit“ (CP-P9) im Cluster. „Das heißt Vernetzungstätigkeiten, die 
allgemeinen Dienstleistungen, die […] ein Cluster macht, das heißt Zugang, Austausch von Ideen, 
Markttrend, Beratung bei Fördermöglichkeiten, der Kontakt zu nationalen/internationalen Netzwerken 
und Messebesuche. Ja, dann natürlich Fördergeldakquise und letztendlich die Projektarbeit.“ (CP-P9) 
Tatsächlich zeigt sich in allen Gesprächen, dass das Zusammenführen von Akteuren im Rahmen 
verschiedener Veranstaltungen, sei es zu allgemeinen oder auch spezifischen Themen, Tagesgeschäft 
der Clustermanagements ist und den Großteil der konkreten Instrumente ausmacht. Grundsätzlich 
zieht sich der Vernetzungsgedanke daher durch nahezu alle Bereiche der vom Clustermanagement 
unternommenen Tätigkeiten. Die im Einzelnen gewählten Instrumente ließen sich den befragten 
Clustermanagern zufolge den übergeordneten Themenbereichen vernetzen [1], informieren [2] und 





konkrete Dienstleistungsangebote für die jeweiligen Clusterakteure, als auch übergeordnete 
Maßnahmen wie z.B. Standortmarketing, beinhalten, welche dem Standort insgesamt zugutekommen. 
Die Instrumente können sich ferner in ihrem jeweiligen Zweck gegenseitig ergänzen oder aber auch 
überschneiden.   
6.2.3.1 Vernetzung organisieren 
Die befragten Clustermanagements organisieren regelmäßige, teils mehrmals im Jahr stattfindende, 
Veranstaltungen, die der Binnen- und Außenvernetzung sowie dem Informationsaustausch, teils aber 
auch der konkreten Projektanbahnung dienen. Dazu gehören Mitgliederversammlungen, 
Vortragsreihen und Diskussionsrunden, zu denen teils auch externe Referenten als Vortragende bzw. 
Diskussionsteilnehmer geladen werden. Ziel sei es zunächst, ganz allgemein das Netzwerk 
zusammenzuhalten, „dass die Leute miteinander reden und dass man sie überhaupt in Kontakt bringen kann“ 
(CM-P4). Genauso möchte man jedoch auch neue Impulse setzen und Ideen in den Cluster 
hineinspielen (Vgl. CM-P1). Im Zusammenhang mit der Relevanz von Fachvorträgen für die jeweiligen 
Akteure und dem damit einhergehenden Austausch sprechen die befragten Clustermanager häufig 
explizit von einem „Mehrwert“ (CM-P3) für die Clustermitglieder. Diesem mehrwertorientierten 
Ansinnen dienen auch themenspezifische clusterinterne Projektforen, Fachvortragsrunden, 
Paneldiskussionen oder Workshops, im Rahmen derer sich einzelne Clusterakteure zu laufenden 
Projekten und FuE-Ergebnissen gegenseitig informieren und austauschen können. Zur gezielten 
Einbindung von Studenten, Doktoranden und Post-Docs in den Informationskreislauf des Clusters 
veranstaltet ein Clustermanagement beispielsweise mehrmals im Jahr fachspezifische Kolloquien und 
Seminare sowie lockere Zusammenkünfte wie z.B. „Teatime Discussions“ (Vgl. CM-P1). Ein von mehreren 
Clustermanagements hervorgehobenes weiteres Vernetzungsinstrument ist das der 
themenspezifischen Facharbeitsgruppen. Hierbei kommen mehrere relevante Akteure des Clusters zu 
einem ganz bestimmten Thema zusammen, um es über einen längeren Zeitraum zielgerichtet 
gemeinsam zu bearbeiten. Oftmals münden diese Arbeitsgruppen in eigene Netzwerke innerhalb des 
allgemeinen Clusterverbunds und bilden, wie z.B. in Berlin, die Basis für eine privatwirtschaftliche 
Verstetigung einzelner Netzwerkinitiativen auf der Grundlage ansonsten öffentlich gestützter 
Clustermanagements.  
6.2.3.2 Informieren und beraten 
Sämtliche befragten Clustermanagements betätigen sich in der Information und Beratung ihrer 
Clustermitglieder hinsichtlich der Möglichkeit zum Erhalt projektbezogener Fördergelder. Als 
Gegenstand dieses „Service“ (CM-P3) informieren sie über Beteiligungsmöglichkeiten bei aus EU- oder 
sonstigen Mitteln geförderten Projekten und helfen bei der Vermittlung entsprechender 
unternehmerischer und wissenschaftlicher Kooperationspartner im Cluster. Einzelne Cluster haben 
diesbezüglich eigene online-Plattformen als Kooperationsportale angelegt (siehe CM-P2). Ein Cluster 
setzt hier gar einen konkreten Schwerpunkt seiner Arbeit und verzichtet zu dessen Gunsten auf die 
Teilnahme an allgemeinen Veranstaltungen wie Messen und dergleichen, geht jedoch über die 
Vermittlung rein öffentlicher Fördergelder hinaus und hilft konkret beim Einwerben zusätzlichen 
privaten Investitionskapitals. So wird im Rahmen eines gezielten Projekt- und Wissensmanagements 
durch das betreffende Clustermanagement auf Basis von Projektvorschlägen oder Funding-
Möglichkeiten, die an sie herangetragen werden, versucht, „Partner-Nuklae zu bilden von kritischer Masse, 
die dann als Konsortium einen Projektantrag stellen oder ein Projekt starten.“ (CM-P4). In der Folge könnten 
weitere private Investitionsmittel „getriggert“ (CM-P4) werden. Man versuche dabei stets  
„Anreize zu schaffen, Dinge zu tun mit dem Geld, die nicht primär auf wissenschaftliche Publikationen 
aus sind, […] sondern primär auf wirtschaftliche Wertschöpfung, heißt, das weitere Einwerben von 





Entsprechend finden sich darüber hinaus Schulungsprogramme im Portfolio des betreffenden 
Clustermanagements, im Rahmen derer den Teilnehmern vermittelt wird, wie man produktorientiert 
Patente anmeldet, Präsentationen bei möglichen Industriepartnern und Venture Kapitalisten abhält 
und auf diesem Wege lukrative Lizenz- und Kooperationsverträge gewinnt. Ein ähnliches Ansinnen 
verfolgt die Durchführung von Businessplan-Wettbewerben für Start-ups in Kooperation mit anderen 
„befreundeten Clusterregionen“ (CM-P4). Den Gewinnern winkt die Teilnahme an einem gemeinsamen 
Summer-Camp, an dessen Ende vor Venture Kapitalisten präsentiert wird. Das Instrument des 
clusterübergreifenden Wettbewerbs diene ferner der Herstellung einer ansonsten kaum darstellbaren 
„kritischen Masse“ (CM-P4) an Kandidaten (d.h. Start-ups – Anm. d. Verf.), um überhaupt kapitalstarke 
Investoren aus Übersee anlocken zu können.  
Das Thema Qualifizierung ist zentral für die Funktionsweise lokaler und technologiespezifischer 
Arbeitsmärkte. Entsprechend betätigen sich mehrere Clustermanagements in der Gestaltung 
adäquater Studiengänge und Ausbildungslehrgänge mit ortsansässigen Unternehmen, Universitäten 
und sonstigen Ausbildungseinrichtungen (siehe CM-P3; CM-P10). Ferner wird die Einrichtung von 
Werksstudentenstellen, die Finanzierung von Promotionen oder die Vergabe von produktorientierten 
Forschungsstipendien durch lokale Unternehmen vom Clustermanagement angeregt und begleitet, 
um die Fachkräftesicherung zu unterstützen. 
6.2.3.3 Vernetzende Außendarstellung 
Zur gezielten Außendarstellung und -vernetzung des Clusters insgesamt aber auch zur Ermöglichung 
einzelbetrieblicher Vermarktungstätigkeiten organisieren die befragten Clustermanager – mit 
Ausnahme eines einzelnen – regelmäßige nationale und internationale Messebesuche und 
Konferenzteilnahmen, aber auch Delegationsreisen für die Clusterakteure (Vgl. u.a. CM-P1; CM-P2; 
CM-P8). Die Clustermanagements bieten den Akteuren hierbei eine konkrete Messeteilnahme auf 
Gemeinschaftsständen oder die Möglichkeit zur Mitgabe von Werbematerialien an und binden die 
Akteure gezielt in die entsprechende Pressearbeit mit ein. Clusterakteure können demnach auch zur 
Teilnahme an oder Durchführung von Fachvorträgen mitreisen. In diesem Rahmen erfolgt zum Teil 
auch die gezielte Bewerbung bestimmter clusterspezifischer Technologien durch die Ausstellung 
entsprechender Demonstratoren und Exponate (Vgl. CM-P1). Neben Messen kann dies jedoch auf in 
eigens dafür organisierten Ausstellungsformaten in Zusammenarbeit mit lokalen Kunstprojekten (Vgl. 
CM-P2) oder entsprechenden Informationsveranstaltungen und Präsentationen (Vgl. CM-P3) sowie 
über die Erstellung von Informationsbroschüren zu bestimmten Werkstoffen (Vgl. CM-P10) 
stattfinden. Die Ausnahme hinsichtlich Messeteilnahmen bildet ein Clustermanagement, das sich  - 
wie bereits oben erwähnt – aufgrund der bereits starken internationalen Vernetzung seiner Akteure 
eher auf unmittelbare Projektanbahnung konzentriert. Messen seien demnach nicht effizient und 
führten zu hohen Streuverlusten hinsichtlich der Mittelverwendung.   
Im Hinblick auf die Außendarstellung bieten die befragten Clustermanagements neben den 
marketingtechnischen Veranstaltungsformaten wie Messen und Konferenzen ihren jeweiligen 
Mitgliedern bzw. Clusterakteuren die Nutzung ihrer „Kommunikationskanäle“ (CM-P3) wie Webseiten, 
Newsletter u.ä. an. Darüber hinaus betreiben die Clustermanagements eine gezielte Pressearbeit und 
veröffentlichen regelmäßig Autorenbeiträge und Anzeigen in Fachzeitschriften und bewerben die 
clusterbezogenen Veranstaltungen. Darüber hinaus können Clusterakteure die übergeordnete 
Clusterdachmarke in „ihre Geschäftsausstattung und ihre Werbemedien“ (CM-P3) einbinden und so von 
deren „Strahlkraft“ (CM-P3) in der Außenwirkung profitieren.   
6.2.3.4 Orientierung am Bedarf – Möglichkeiten und Grenzen 
Das Clustermanagement fungiert in den meisten Fällen als Initiator der einzelnen Veranstaltungen, 





entsprechend Hilfestellung in der Umsetzung entsprechender Formate. Hauptziel sei immer das 
Zusammenbringen von Leuten, die zusammen ein Projekt machen (Vgl. CM-P3). Clustermanagements 
dienten somit vornehmlich den Interessen der Clusterakteure, selbstverständlich im Rahmen der 
übergeordneten strategischen Agenda bzw. der anzustrebenden Clusterbildung oder 
Weiterentwicklung des Clusters, andernfalls sei es nach einhelliger Meinung der befragten Akteure 
kaum möglich, die Aufmerksamkeit und fortgesetzte Teilnahme und Mitwirkung der Akteure an den 
einzelnen Interaktions- und sonstigen Formaten zu gewährleisten. Entsprechend erfolgt die Auswahl 
konkreter Instrumente in der Regel in engem Austausch der Clustermanager mit den Clusterakteuren 
und richtet sich nach deren konkreter Nachfrage (Vgl. CM-P1). Ein Clustermanager bemerkt 
dementsprechend hinsichtlich der konkreten Auswahl an Instrumenten:  
„Das kann all das sein, auf was sich die Akteure einigen, was sie tun sollen.“ (CM-P11) 
Im Hinblick auf die Emergenz der angebotenen Leistungen wird in den geführten Gesprächen eine 
vornehmlich bedarfsorientierte Ausrichtung der Clustermanagements deutlich. Die Notwendigkeit zur 
Gestaltung von Maßnahmen gemäß dem jeweils vorherrschenden Nachfragebild wird von sämtlichen 
Gesprächspartnern betont. 
Instrumente des Clustermanagements 
Vernetzen Informieren Organisieren 
 Jahrestagungen der 
Clustermitglieder 
 Konferenzen 
 Workshops / 
Diskussionsrunden 
 Arbeitskreise / 
Facharbeitsgruppen 




zur Fachkräftegewinnung,     











 Workshops / 
Diskussionsrunden 
 Projektforen 





Kolloquien u. Seminare 






















 Durchführung und 
Besuch von Messen 
(insbesondere 
Gemeinschaftsstände) 
 Einrichten von 
Kommunikations- und 
Austauschplattformen 
(online u. offline) 
 Fördermittelakquise 
 Projektanbahnung u. 
Vermittlung von 
Projektpartnern 







 Gestaltung v. Studien- u. 
Ausbildungslehrgängen 
(in Koop. mit lokalen 
Ausbildungs-
einrichtungen) 












6.2.4 Strukturen und operative Abläufe 
Mit Ausnahme des in Berlin angesiedelten Clustermanagements sind alle befragten 
Clustermanagementkörperschaften als GmbH oder eingetragener Verein juristisch eigenständig 
institutionalisiert und stehen in einem untergeordneten Auftragsverhältnis zu den Vereinen, die die 
jeweiligen örtlichen Cluster repräsentieren. Die Clustermanager sind innerhalb des Hierarchiegeflechts 
aus Clustersprechern, Vorständen, Beiräten und sonstigen Gremien der jeweiligen Cluster für die 
operativen Tätigkeiten des Clusters verantwortlich und werden als „Beschäftigte des Clusters“ (CP-P11) 
verstanden. Sie sind „angestellt von dem Verein, […], sie sind personell, personalrechtlich, auch fachlich dem 
Verein verantwortlich“ (CP-P11). In der Regel sind die Clustermanagements wie Unternehmen 
organisiert, betrachten sich mitunter gar explizit als ein solches (siehe CM-P2).   
6.2.4.1 Personalstruktur und Entgeltsysteme 
Neben einem oder mehreren Geschäftsführen als Hauptverantwortlichen für die jeweiligen 
Geschäftsstellen beschäftigen die Clustermanagements in der Regel weitere Mitarbeiter, deren 
Aufgabengebiete und Anzahl mit der jeweiligen Clusterausrichtung und Budgetgröße variiert. Daneben 
gibt es Mitarbeiter für die Büroassistenz. Die Mitarbeiter können dabei als Projektmanager oder -
koordinatoren einzelnen Projekten zugeordnet sein, oder aber projektübergreifende Themenbereiche 
wie Veranstaltungs- und Netzwerkmanagement bzw. Mitgliederverwaltung, Öffentlichkeitsarbeit oder 
Marketing des Clusters betreuen oder für das Wissensmanagement innerhalb des Clusters 
verantwortlich sein. Einzelne Clustermanagements unterteilen ihre Mitarbeiterstäbe in separate 
Abteilungen mit unterschiedlich gelagerten Schwerpunkten, häufig zeichnen jedoch einzelne 
Mitarbeiter für mehrere Tätigkeitsbereiche verantwortlich. So werden administrative Aufgaben wie 
strategisches und Budgetcontrolling sowie Berichtswesen und Benchmarkanalysen teils in Vollzeit von 
einzelnen Personen betreut, aber auch von Mitarbeitern mit eigentlich anderen inhaltlichen 
Schwerpunkten mitgetragen. Die Mitarbeiter der Clustermanagements üben ihre Tätigkeit in der Regel 
in Vollzeit und ausschließlich im Rahmen des jeweiligen Clustermanagements aus. Die Geschäftsleiter 
können in Einzelfällen und in Abhängigkeit von der Genese der jeweiligen Clusterinitiativen ebenso in 
übergeordneten Gremien wie den Clustervereinen und in anderen clusterverwandten Initiativen tätig 
sein (siehe CM-P4), richten ihre Aufmerksamkeit in der Regel jedoch zu 100% auf die Belange des 
jeweiligen Clusters. Dies entspricht auch der Erwartungshaltung der öffentlichen Zuwendungsgeber 
(siehe CP-P11). Wenn wie im Falle Berlins die Trägerorganisation des Clustermanagements eine im 
öffentlichen Auftrag handelnde Wirtschaftsförderungsgesellschaft ist, zeichnen die verantwortlichen 
Leiter der Clustermanagements ebenso für übergeordnete wirtschaftspolitische Fragen wie 
allgemeines Standortmarketing und Akquisition in ihren jeweiligen Branchenbereichen verantwortlich.  
Um Interessenkonflikte zu vermeiden, sollte der Clustermanager den befragten Personen zufolge stets 
neutral sein, d.h. keine eigenen Interessen, etwa zugunsten eigener, im Cluster angesiedelter, Firmen 
verfolgen. So könne er oder sie zwar aus einem solchen Unternehmen stammen, müsse jedoch bei 
Übernahme der Tätigkeit als Clustermanager voll und ganz in dieser aufgehen (Vgl. CM-P3; CP-P9). 
Entsprechend treten die befragten Clustermanager stets als Repräsentanten ihrer jeweiligen Cluster 
und deren zugrundeliegenden Netzwerken auf, nicht jedoch als Angehörige einzelner Unternehmen 
oder Institutionen.  
Die Bezahlung der Clustermanager sowie weiterer Angestellter richtet sich aufgrund des im Rahmen 
öffentlicher Zuwendungen greifenden Besserstellungsverbots in den meisten Fällen nach den jeweils 
gültigen öffentlichen Diensttarifverträgen und korrespondiert in der Regel mit den Entgeltstufen des 
höheren Dienstes, d.h. der Entgeltstufen E13 bis E15. In Abhängigkeit von Qualifikation und 
Tätigkeitsschwerpunkten der einzelnen Mitarbeiter seien auch die niedrigeren Stufen E11 und E12 
möglich. Da die Geschäftsführer der Clustermanagements häufig auch aus dem Kreise der 





vom Besserstellungsverbot machen und über den öffentlichen Tarif hinaus bezahlen, um eine 
adäquate personelle Besetzung der Stelle aus dem entsprechenden Kreis gewährleisten zu können 
(Vgl. CP-P11). Über die normalen Dienstbezüge hinausgehende Anreize wie Boni oder andere 
Sonderzahlungen existieren den befragten Personen zufolge nicht. Die Laufzeiten der jeweiligen 
Arbeitsverträge richten sich in der Regel nach den Laufzeiten der zugrundeliegenden Förderzeiträume. 
Insbesondere im Hinblick auf die häufig stattfindende Entlohnung über konkrete Projektbezüge aus 
diversen Förderquellen der öffentlichen Hand, sind die Anstellungsverhältnisse von Clustermanagern 
und deren Mitarbeitern daher tendenziell befristet. In der Folge variiert die Anzahl der Mitarbeiter 
häufig im Zeitverlauf und entsprechend der jeweils aktuellen Projektlage. Die befragten Personen 
zeigten sich aufgrund dessen sowie aufgrund der nur im Rahmen öffentlicher Diensttarife möglichen 
Entlohnung der Mitarbeiter des Clustermanagements zum Teil erstaunt darüber, keine Probleme bei 
der Rekrutierung zu haben. Es wird mehrfach darauf verwiesen, dass Mitarbeiter in der freien 
Wirtschaft deutlich mehr verdienen könnten. So entsteht insbesondere bei den befragten 
Clusterpolitikern der Eindruck, dass die Motive einer Mitarbeit im Clustermanagement meist nicht 
primär monetär seien, sondern vielmehr ein Interesse an der konkreten Aufgabe, an der 
Weiterentwicklung der spezifischen Branche herrsche (siehe CP-P11).   
6.2.4.2 Operative Routinen und Einflussmöglichkeiten der Clusterakteure  
Gefragt nach den Routinen und administrativen Abläufen innerhalb der Clustermanagements im 
Hinblick auf Strategieentwicklung und operative Entscheidungsfindung im Cluster, berichten alle 
Interviewpartner mit Bezug zu Spitzenclusterstandorten gleichermaßen von strukturierten 
partizipativen Abstimmungsprozessen, die von den Strukturen der zugrundeliegenden Cluster als 
eingetragene Vereine geprägt sind. So sind die Clustermanagements zwar rein juristisch eigenständig, 
als formal vom übergeordneten Clusterverein im Namen sämtlicher Vereinsmitglieder mit der 
Verwaltung und Steuerung des Clusters beauftragte Körperschaften sind sie diesem gegenüber jedoch 
rechenschaftspflichtig. Darüber hinaus existieren projektbezogene Rechenschaftspflichten gegenüber 
etwaigen Fördermittelgebern auf kommunaler, nationaler oder auch EU-Ebene. Der Vereinsvorstand, 
dem zumeist die Leitungsebenen der Gründungsmitglieder der jeweiligen Clusterinitiativen 
angehören, seien es Unternehmen, Universitäten oder – wie im Falle Hamburgs – die Stadt bzw. 
öffentliche Hand, bildet die oberste Instanz der sich im Verein als Cluster konstituierenden 
Clusterakteure und zeichnet für die strategische Ausrichtung und Führung des Clusters verantwortlich. 
Die Abstimmung zu Aktivitäten und Budgets der Clustermanagements erfolgt gewöhnlich unmittelbar 
und regelmäßig mit dem Vorstand. Darüber hinaus existieren in einigen Fällen aus Clustermitgliedern 
zusammengesetzte Beiräte und andere Beratungsgremien, die das Clustermanagement in seiner 
Arbeit inhaltlich unterstützt. Über eine Mitgliedschaft im Vorstand oder aber auch einem Beirat – 
sofern er denn existiert – können die Akteure bzw. institutionellen Vereinsmitglieder des Clusters 
demzufolge gezielt Einfluss auf dessen strategische Ausrichtung sowie die Maßnahmenpakete des 
Clustermanagements nehmen. Ein wesentlicher Hebel besteht diesbezüglich in der 
Zurverfügungstellung finanzieller Mittel oder sonstiger Unterstützungsleistungen wie beispielsweise 
Sachmittel, Räumlichkeiten und anderer betrieblicher Infrastrukturen. Als formelles Führungsgremium 
beauftragt der Vorstand das Clustermanagement nicht nur mit der Implementierung der 
Clusterstrategie, sondern delegiert nach Aussage aller Interviewpartner auch den wesentlichen Teil 
der strategischen und operativen Entscheidungsfindung an dasselbe. Die Begrifflichkeiten hinsichtlich 
der Organe zur Steuerung und Kontrolle der Clustermanagements variieren. Grundsätzlich erfolgt die 
Abstimmung von Budgets und Maßnahmenpaketen jedoch in eigens dafür eingerichteten 
Steuerungskreisen oder sogenannten Cluster Management Boards, die entsprechend der jeweiligen 
Budgetlaufzeiten ein bis zwei Mal jährlich tagen und denen Delegierte der einzelnen 
Vorstandsmitglieder sowie die Clustermanager selbst angehören (siehe CM-P2; CM-P3). Die 





mit dem Vorstand erfolgt in den betrachteten Fällen jedoch stets unter Federführung des 
Clustermanagements selbst und in Zusammenarbeit mit den operativen Ansprechpartnern der 
einzelnen Clusterakteure. Hierzu existieren verschiedene Ebenen des inhaltlichen Austauschs mit den 
Clusterakteuren, welche zum Teil hierarchisch bzw. entsprechend der jeweiligen 
zuwendungsfinanzierten Projektstrukturen gegliedert sind. So erfolgt zum einen eine projekt- und 
teilprojektspezifische Steuerung der Clusteraktivitäten über die jeweils inhaltlich verantwortlichen 
Mitarbeiter im Clustermanagement, zum anderen besteht ein regelmäßiger strategischer Austausch 
mit den Clusterakteuren auf übergeordneter Ebene, beispielsweise über die Veranstaltung 
monatlicher Mittagsrunden des Clustermanagements mit lokalen Großunternehmen, um einen 
stetigen strategischen Austausch zu ermöglichen (siehe CM-P4). Die befragten Clustermanager sind 
nach eigenen Aussagen dabei stets bemüht, im Rahmen der gemeinschaftlich gesetzten cluster- oder 
branchenbezogenen strategischen Entwicklungsziele den Interessen und Bedürfnissen der einzelnen 
Akteure in angemessener Weise Rechnung zu tragen. So werden zum einen gezielt Vorschläge zu 
möglichen Veranstaltungsformaten oder Projektansätzen in den Kreis der Clusterteilnehmer 
eingespielt, zum anderen aber auch entsprechende Anregungen aus dem Kreis der Akteure sowie 
deren Feedback zu bestehenden Leistungen aufgenommen. Ein wesentlicher Teil der täglichen Arbeit 
der befragten Clustermanagements besteht demnach im routinemäßigen Austausch mit den 
Clustermitgliedern hinsichtlich etwaiger Dienstleistungsbedarfe oder sonstiger 
Unterstützungsmöglichkeiten seitens des Clustermanagements. Die Gesamtheit der 
Maßnahmenvorschläge und erforderlichen Budgets werden vom Clustermanagement aufbereitet und 
bewertet und mit dem Vereinsvorstand formell abgestimmt. Im Rahmen der jährlichen 
Budgetverhandlungen mit dem Fördermittelgeber erfolgt schließlich die Stellung eines offiziellen 
Zuwendungsantrags bei der öffentlichen Hand. Aus dem Zuwendungsverhältnis zur öffentlichen Hand, 
sei es durch eine unmittelbare institutionelle Zuwendung der jeweiligen Bundesländer oder die 
projektbasierte Spitzenclusterförderung des Bundes, entstehen den Clustermanagements zudem 
Berichtspflichten, die sich in jährlichen Monitoring- und Evaluationsroutinen äußern. Entsprechend 
unternehmen die Clustermanager systematisch Abfragen zu Patenten, Arbeitsplätzen, Innovationen 
und anderen Kennzahlen im Cluster oder veranstalten Mitgliederversammlungen zur gemeinsamen 
Abstimmung der entsprechenden Jahresberichte.  
Die befragten Clusterpolitiker betonten stets die Eigenständigkeit der Clustermanager in der 
inhaltlichen Gestaltung ihrer jeweiligen Maßnahmen und Schwerpunkte sowie der entsprechenden 
Zuwendungsanträge. Allerdings sieht sich die öffentliche Hand als steuernder Einfluss auf die 
Strategiefindung im Cluster und regt dazu bewusst über entsprechende Prozesse an.  
6.2.4.3 Erfolgsbilanzierung und Monitoring 
Vor diesem Hintergrund beschreiben sowohl die befragten Clustermanager als auch die 
Clusterpolitiker ein Clustermanagement im Ergebnis dann als erfolgreich, wenn es tatsächlich zu einer 
nachvollziehbaren Steigerung der Anzahl innovativer Produkte im Cluster und Wachstum im Cluster 
kommt, Arbeitsplätze also nicht nur erhalten, sondern neu geschaffen worden sind und sich neue 
Unternehmen im Cluster ansiedeln sowie existierende expandieren (Vgl. CM-P2, CM-P3; CP-P9; CP-
P12). Der Erfolg eines Clustermanagements wird ferner am Umfang der Drittmittel gemessen, die für 
Gemeinschaftsprojekte eingeworben werden können (CM-P1), sowie anhand der zusätzlichen 
Forschungsinvestitionen, die in den Standort fließen (CM-P3). Dabei wird das Einwerben zusätzlicher 
Mittel aus offiziellen Förderprogrammen teils ebenso als Erfolg verbucht wie das Aufbringen privater 
Gelder.  Ebenso wird die erhöhte Sichtbarkeit des Clusters, gemessen an der Teilnahme an 
internationalen Kongressen oder einschlägiger Referenzen in internationalen Publikationen als Erfolg 
verbucht (CM-P2). Zur konkreten Messung des Erfolges in einer solchen Form existieren eine Reihe 





Mittelverwendungsnachweise, des Monitorings oder der Evaluationsrunden am Ende der jeweiligen 
Förderperioden auferlegt, andererseits aber auch von den Clustermanagements selbst entsprechend 
ihrer jeweiligen strategischen Ausrichtung formuliert worden sind. So wird der Erfolg der eigenen 
Arbeit von denjenigen Clustermanagements, die sich auf die Positionierung als Top-Standort ihrer 
Kerntechnologie verständigt haben, zusätzlich u.a. anhand der erfolgreichen Personalvermittlungen 
innerhalb des Clusters sowie anhand von Bewerbungen von Spitzenforschern, die als Beleg für die 
Attraktivität des Forschungsstandorts betrachtet werden können, gemessen. Weitere Kennzahlen 
erfassen Patentanmeldungen, Erfindungsmeldungen, Abschlussarbeiten sowie clusterspezifische 
Umsätze, d.h. unternehmerische Mehrumsätze durch Kooperationen im Cluster (Vgl. CM-P1; CM-P3, 
CM-P4). Andere Clustermanagements, zwar auch mit einem bestimmten technologischen Profil, 
jedoch aufgrund der stärkeren strategischen Ausrichtung auf konkreten Technologietransfer und 
lokales Entrepreneurship, betrachten neben der Anzahl der Arbeitsplätze im entsprechenden Sektor 
sowie der Anzahl der KMUs, ganz spezifisch die Anzahl der abgeschlossenen Exit, Kooperations- und 
Lizenzverträge, die unter Beteiligung des Clustermanagements zustande gekommen sind, sowie neben 
der Anzahl der Patente und Publikationen insbesondere den Umfang des eingesammelten 
Wagniskapitals (Vgl. CM-P4). Im Falle einer konkret werkstofforientierten technologischen Zielstellung, 
wie beispielsweise das Erreichen der Großserienreife bestimmter Materialien und Verfahren, gehen 
einzelne Clustermanagements gar soweit, über die Formulierung einzelner technischer Spezifikationen 
wie z.B. Zykluszeiten in der Produktion, die Entwicklungserfolge der Akteure selbst mit zu erfassen und 
direkt auf die eigene Arbeit zu beziehen (Vgl. CM-P10). Die öffentliche Hand als Fördermittelgeber 
setzt naturgemäß ganz klassische Maßstäbe an, wie z.B. Wachstum, die Schaffung von Arbeitsplätzen, 
die Erhöhung des lokalen Steuermittelaufkommens aber auch die Hebelung öffentlicher Mittel durch 
private Investments (Vgl. CM-P3; CM-P4; CP-P12). So erscheint es folgerichtig, dass das befragte 
Clustermanagement aus Berlin, das der öffentlichen Wirtschaftsförderung institutionell eingegliedert 
ist, neben der Anzahl an Innovationskooperationen maßgeblich auf die Einwerbung von Drittmitteln 
als Kriterium seines Erfolges schaut (siehe CM-P8). Die Gesprächspartner aus dem öffentlichen Sektor 
verweisen stets auf allgemeine wirtschaftspolitische Ziele, verbinden mit der Arbeit des 
Clustermanagements aber auch die Erwartung eines höheren Projektaufkommens mit möglichst 
vielen Projektteilnehmern. Ebenso gelten clusterspezifische Veranstaltungen für sich genommen, aber 
auch im Kontext möglichst hoher Teilnehmerzahlen als Beleg für erfolgreiche Arbeit (CP-P9; CP-P11).      
6.2.4.4 Passung von Zielansprüchen und Strukturen 
Eine Kernanforderung der Spitzenclusterförderung als auch – wie im Laufe der geführten Gespräche 
deutlich geworden ist – der jeweiligen Landesministerien, besteht in der Fähigkeit der 
Clustermanagements zur eigenständigen Arbeit vor Ort in ihren jeweiligen Clustern. Die in diesem 
Zusammenhang geforderte Institutionalisierung von Clustermanagements in einer eigenen 
Rechtsform als GmbH oder Verein diente nicht zuletzt eben genau diesem Zweck. Durch die 
Institutionalisierung von Clustermanagements in eigenständigen Geschäftsstellen, ausgestattet mit 
entsprechend professionellem und neutralem Personal für die jeweiligen Aufgabenteilbereiche, ist 
eine grundlegende strukturelle Voraussetzung dafür gegeben, sämtliche Clusteraktivitäten zentral zu 
steuern.  
Die Clustermanagements erfüllen in erster Linie die Funktion des administrativen und operativen 
Knotenpunkts einer jeden Clusterinitiative. Es wird von ihnen verlangt, eigenständig und proaktiv, 
stets jedoch im Sinne der gemeinsam getragenen strategischen Zielsetzungen bzw. im Interesse der 
fortgesetzten Clusterbildung zu handeln. Die hierarchische Unterstellung unter Vereinsvorstände und 
Steuerungskreise sorgt in den betrachteten Fällen für ein geregeltes Maß an entsprechender 
Zielkoordination im Clusterverbund und befördert eine Dienstleistungsmentalität der Clustermanager 





die teils widerstreitenden Interessensphären der einzelnen Akteure und Institutionen vor Ort 
vermitteln und unterschiedliche institutionelle Blickwinkel (Vgl. CM-P4) überbrücken helfen. Dabei 
verfügen sie im Rahmen der gemeinschaftlich gesteckten Ziele und abgestimmten Maßnahmen bzw. 
Instrumente nach Aussage aller Interviewpartner über ein ausreichendes Maß an Neutralität und 
operativer Eigenständigkeit, um auf spezifische und sich verändernde Belange der Clusterakteure 
eingehen zu können. Über regelmäßig stattfindende ergebnisoffene Abstimmungsmechanismen zur 
operativen Ausrichtung der Tätigkeiten der Clustermanagements können in Zusammenarbeit mit den 
betreffenden Clusterakteuren neue Maßnahmen erprobt, weniger erfolgreiche Instrumente angepasst 
oder ersetzt sowie strategische Zielstellungen überprüft und ggfs. reguliert werden. Zudem überlässt 
die öffentliche Hand nach Aussage ihrer im Rahmen dieser Studie befragten Vertretern die Gestaltung 
inhaltlicher Details ihres Maßnahmenrepertoires den Clustermanagements und ihren Vereinen, um 
eine möglichst zielgruppengerechte Ausrichtung zu gewährleisten und eine Interessenkongruenz im 
Cluster sicherzustellen.  
Die Budgets der Clustermanagements sind ihrer Höhe variabel, da es den Clustermanagements 
freisteht, weitere Finanzquellen, beispielsweise über zusätzliche Projektförderungen oder 
Auftragsforschung (siehe CM-P1; CP-P11) aber auch Sponsoring und Veranstaltungsgebühren (siehe 
CM-P8) zu erschließen. Über die Maßgabe, sich über die institutionelle und projektbezogene 
Förderung der öffentlichen Hand sowie Mitgliedsbeiträge der Clusterakteure hinaus weitere 
Finanzquellen zur Steigerung ihrer Budgets zu erschließen, wird dem Clustermanagement die 
unternehmerische Souveränität zugestanden, zusätzliche, nicht im Voraus vom Jahresbudget 
berücksichtigte Instrumente aufzulegen – stets vorausgesetzt, diese können sich finanziell selbst 
tragen. Nichtsdestotrotz wird von mehreren befragten Clustermanagern eine strukturelle 
Abhängigkeit von staatlichen Zuwendungen beklagt, da die Gesamtheit der Mitgliedsbeiträge einer 
beschränkten Anzahl von Clusterakteuren vielfach nicht ausreiche, um vollumfänglich besetzte 
Clustermanagementgeschäftsstellen zu unterhalten. Zudem bestehen erhebliche Probleme 
hinsichtlich der kostenpflichtigen Ausgestaltung vieler Maßnahmen und Instrumente (Vgl. CM-P3; 
siehe Abschnitt 6.2.5 unten). Die häufig degressive Ausgestaltung der institutionellen und teils auch 
projektbezogenen Förderung führe darüber hinaus zu zunehmenden Verteilungskonflikten innerhalb 
des Clusters, in deren Verlauf sich in der Vergangenheit bereits einzelne Clusterpartner von der 
Clusterinitiative abgewendet und separate Netzwerke gegründet hätten. Einige Clustermanager 
werfen in diesem Zusammenhang die Frage nach den tatsächlichen Motiven einzelner Clusterpartner 
zur Mitarbeit im Clusterverbund auf und vermuten einen nicht unwesentlichen Opportunismus im 
Hinblick auf das Abgreifen von Fördermitteln zur Schonung eigener Kassenbestände (Vgl. CP-P1) – ein 
Umstand, der zudem einer weiteren Verstetigung zwischenbetrieblicher Entwicklungskooperation im 
Wege stünde.     
Unabhängig davon werden die langen Bewilligungszeiträume von öffentlichen Zuwendungen und die 
damit einhergehende Antragsbürokratie von einzelnen Clustermanagern als ernstzunehmendes 
Problem identifiziert. Ein wesentlicher Zielanspruch von Clusterförderung ist die Intensivierung 
ergebnisorientierter Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und Forschungseinrichtungen zur 
Steigerung des regionalen Innovationsgeschehens. Die Auslobung von Fördermitteln für konkrete 
Entwicklungskooperationen – meist gebunden an eine private Ko-Finanzierung in gleicher Höhe – 
dient dabei der Lenkung von Investivkapital in den wertschöpfungsorientierten Technologietransfer. 
Die Bewilligung entsprechender Projektzuschüsse geht mit einem teils aufwändigen 
Bewilligungsprozedere einher, das sich zudem meist über mehrmonatige Zeiträume erstreckt. Die 
übergeordneten Budgets der Clustermanagements werden gar nur einmal jährlich verabschiedet. Die 
befragten Clustermanager berichten hinsichtlich der Antragsbürokratie sowie den im Vergleich zu 





erheblichen Effizienzverlusten und teils massiven Problemen auf Seite der Clusterakteure. Gerade im 
Hinblick auf besonders innovative Branchen bzw. forschungslastige Produktbereiche sei die 
unterjährige Anpassung von clusterpolitischen Maßnahmen dabei ein Problem. Die aufwändige 
Antragsbürokratie selbst für vergleichsweise kleine Geldbeträge von 30.000 Euro  führe demnach 
dazu, dass größere Firmen gar nicht erst den Umweg über das Clustermanagement machten und 
stattdessen ohne Zuschüsse fortfahren würden. Kleinere Unternehmen ohne ausreichende 
Kapitaldecke würden laut Aussage einiger Clustermanager die bis zu sechsmonatigen Bewilligungs- 
und Abrechnungszeiträume öffentlicher Zuschüsse mitunter als existentielles Problem betrachten 
(siehe CM-P2).  
Die befragten Clustermanager sehen die intensiven Berichtspflichten und Abrechnungsroutinen als 
prinzipiell notwendig, insbesondere im Umgang mit Steuergeldern aber auch Mitgliedsbeiträgen, 
betrachten diese aufgrund des notwendigen personellen und Zeitaufwands jedoch meist als lästig. 
Man könne sich dadurch nicht in vollem Umfang auf die eigentlichen Kerntätigkeiten konzentrieren 
und erleide dadurch Effizienzverluste in der eigenen Arbeit (CM-P1; CM-P8). Ein Vorschlag zu deren 
Minimierung ist bspw. eine Ausreichung grundsätzlicher „Netzwerkförderung“ zur freien Verwendung 
innerhalb der Budgetlaufzeiten. 
6.2.5 Herausforderungen in der Überführung öffentlich gestützter CMs in private Finanzierung  
Die Verstetigung von Clustermanagement spielt für alle Befragten eine wesentliche Rolle in der 
fortgesetzten Entwicklung der jeweiligen Cluster. Die Meinungen zur Art und Weise einer solchen 
Verstetigung sowie zu Möglichkeiten und Bedingungen einer vollständig privatwirtschaftlich 
gestalteten Verstetigung gehen dabei jedoch teils grundlegend auseinander. So betonen mehrere 
Interviewpartner aus dem Clustermanagement sowie der öffentlichen Hand, dass sich ein 
Clustermanagement ab einem gewissen Zeitpunkt selbst tragen müsse, da ansonsten anzunehmen sei, 
dass „man doch den falschen Ansatz“ hätte oder auf „dem falschen Gebiet“ (CM-P2) unterwegs sei. 
Ausgangspunkt dieser Einschätzung ist die Annahme, dass es bei der Clusterförderung stets 
maßgeblich um die Beförderung eigendynamischer Entwicklungen auf Grundlage der Erfüllung eigener 
Interessen und Bedürfnisse der Clusterakteure ginge und diese entsprechend bald selbst dafür 
aufkommen mögen (siehe CP-C5; CP-C6; CP-C7). Einzelne Clustermanagements betrachten sich zudem 
als Unternehmen und begreifen es als ihre grundlegende Verantwortung, kostendeckend zu arbeiten 
(CM-P1; CM-P2). Andere Gesprächsteilnehmer wiederum, sowohl aus dem Bereich des 
Clustermanagements als auch der Clusterpolitik, verweisen auf das übergeordnete standort- und 
regionalpolitische Interesse der öffentlichen Hand, das mit der Clusterförderung einherginge sowie 
wesentliche Determinanten der vollumfänglichen Clusterentwicklung beträfe, und sehen die 
Verstetigung clusterpolitischer Maßnahmen daher stets in einem zwingenden Zusammenhang mit 
fortgesetzten öffentlichen Zuwendungen (CM-P4; CM-P10; CP-P12).  
Diejenigen der befragten Clustermanagements, die einem baldigen Auslaufen der öffentlichen 
Förderung entgegensehen und somit mit dem baldigen Wegfall direkter 
Geschäftsstellenfinanzierungen (Thüringen) oder aber Projektumlagen (Spitzenclusterförderung) 
rechnen müssen, beschäftigen sich bereits intensiv mit Möglichkeiten einer Umgestaltung ihrer 
jeweiligen Geschäftsstellen hin zu langfristig eigenständig tragbaren Strukturen. Mit Ausnahme eines 
einzigen befragten Spitzenclustermanagements, das sich aufgrund seiner langjährigen 
industriegeführten Genese bereits selbst als „nachhaltig“ (CM-P1) im Sinne einer maßgeblich von 
Clustermitgliedern getragenen und von staatlichen Förderprogrammen unabhängigen 
Finanzierungsstruktur bezeichnet, berichten allerdings alle Interviewpartner, inklusive der befragten 
Vertreter der öffentlichen Hand, von persistenten Herausforderungen in der Generierung 
ausreichender privater Zahlungsströme zur Überführung ihrer zunächst anteilig öffentlich gestützten 





mehreren Bundesländern bereits gelungen, geförderte Netzwerke in die Unabhängigkeit zu entlassen 
(siehe CP-P5; CP-P7). Die Generierung eines ausreichenden Zahlungsstromes privater Mittel zur 
Unterhaltung der Geschäftsstelle mitsamt dem darin beschäftigten Personal sowie zur Finanzierung 
der vom Clustermanagement durchgeführten clusterpolitischen Maßnahmen bilde jedoch eine Hürde, 
die nicht alle Clusterinitiativen zu bewältigen in der Lage gewesen wären (siehe CP-C5). Zudem seien 
mit dem Wegfall öffentlicher Zuschüsse teils Komplikationen im Hinblick auf die Umsetzung der 
eigentlichen Zielstellungen der Clustermanagements im Kontext einer umfassenden 
Clusterentwicklung verbunden.  
Aus der Summe der geführten Gespräche ergaben sich im Hinblick auf eine privatwirtschaftliche 
Verstetigung von Clustermanagement aus Sicht der Interviewpartner zwei grundlegende 
Herausforderungen:  
1) Wie kann es gelingen, eine ausreichende Zahlungsbereitschaft der Clusterakteure 
herzustellen, um auf Basis eines dienstleistungsorientierten Umsatzmodells sowie 
kostenpflichtiger Mitgliedschaften langfristig kostendeckend operieren zu können?  
2) Wie wären standorttechnische Kontextfaktoren einer erfolgreichen Clusterentwicklung zu 
besorgen, die eher dem öffentlichen Dienstleistungsbereich zuzuordnen sind und 
aufgrund fehlender privater Refinanzierungsmöglichkeiten von einem rein auf individuelle 
Zahlungsbereitschaft abstellenden Clustermanagement nicht mehr geleistet werden 
können? 
6.2.5.1 Generierung ausreichender privater Zahlungsströme  
Zur Erhöhung des privaten Finanzierungsanteils stehen den Clustermanagements eine Reihe 
verschiedener Instrumente, wie z.B. die Erhebung von Mitgliedsbeiträgen auf Ebene der 
Clustervereine sowie von Dienstleistungs- und Veranstaltungsteilnahmegebühren oder auch 
Sponsoring zur Verfügung. Als Grundvoraussetzungen für die Erhöhung des privaten Budgetanteils 
wird von allen Gesprächspartnern stets auf die Latenz einer entsprechenden Zahlungsbereitschaft 
seitens der Clusterakteure verwiesen, welche maßgeblich vom jeweils empfundenen Mehrwert eines 
Engagements im Clusternetzwerk abhinge. Kosten und Nutzen müssten in einem angemessenen 
Verhältnis zueinanderstehen, um Akteure einerseits als zahlendes Mitglied zur aktiven Mitarbeit in 
Clusterdingen und andererseits zur Zahlung finanzieller Beiträge für den Erhalt von Dienstleistungen 
oder die Teilnahme an Veranstaltungen zu bewegen (Vgl. CM-P3; CP-P5). Da ein Mitgliedsbeitrag im 
Gegensatz zu pflichtgemäßen Kammerbeiträgen grundsätzlich freiwilliger Natur sei, müsse er sich 
lohnen: „[…] den (Mitgliedsbeitrag) zahlen die auch nur, wenn sie sozusagen in ihrer Wirtschaftsbilanz unterm 
Strich sagen, ja, die 1.000 Euro sind gut investiert“ (CP-P11). Der konkrete Nutzen eines Engagements wird 
den befragten Akteuren zufolge von den Unternehmen in etwaigen Zusatzaufträgen, konkreten 
Kontaktanbahnungen zu Lieferanten und Abnehmern sowie Entwicklungspartnern gesehen. 
Die befragten Vertreter der öffentlichen Hand berichten von einer Reihe von Faktoren, die in der 
Vergangenheit bereits allgemein in Verbindung mit den Versuchen einer Verstetigung von 
Verbundinitiativen beobachtet werden konnten. So sei es beispielsweise in Thüringen mit einer von 
Anbeginn an zeitlich begrenzten und degressiven Geschäftsstellenfinanzierung gelungen, regionale 
Branchen- bzw. Clusternetzwerke in die Unabhängigkeit zu entlassen (Vgl. CP-P7). Gleichzeitig wird 
aus dem benachbarten Bundesland Sachsen von erheblichen Defiziten im Hinblick auf die 
Zahlungsbereitschaft unter den vermeintlichen Clusterakteuren berichtet: „Es ist schwieriger als gedacht, 
weil es wenige Unternehmen gibt, die Beitrag zahlen wollen. Die Beiträge von denen wir hier reden sind ein paar 
hundert Euro. Also wir reden jetzt nicht von viel Geld.“ (CP-P6). So würden sich im Falle einer ständigen 
öffentlichen Bezuschussung von Maßnahmen vielfach schlichtweg Gewöhnungseffekte einstellen: „Die 





wieder und bezahlt“ (CP-P6). Nach vielen Jahren einer Clusterpolitik, die alles aus öffentlichen Mitteln 
bezahlt, sei der „Boden verseucht […] da findet man heute […] keine Bereitschaft in zehn Jahre öffentlich 
finanzierter Strukturen hinein zu investieren“ (CP-P12).  Teils wird in diesem Zusammenhang seitens der 
befragten Angehörigen der öffentlichen Hand vermutet, dass man zu lang „am Interesse der 
Unternehmen vorbeifinanziert“ (CP-P6) hätte. Stattdessen hätte man „einfach Geld ausgegeben […] für 
strategische Sachen, […] die in Wirklichkeit nicht gebraucht werden“, so dass „Mitnahmeeffekte“ entstanden 
seien (CP-P6), ohne dass je ein tatsächlicher Bedarf bestanden hätte. Mit Blick auf das bevorstehende 
Ende der öffentlichen Förderperiode und der damit einhergehenden Umstellung seines 
Clustermanagements auf ein umsatzabhängiges Dienstleistungsmodell erwartet ein sächsischer 
Clustermanager, dass sich dann zeigen würde „inwieweit das eine Beutegemeinschaft war“ (CM-P2). Es 
wird in diesem Zusammenhang vielfach darauf verwiesen, wie wichtig es sei, die tatsächlichen 
Bedürfnisse der Clusterpartner in der Ausgestaltung der Clusterinitiativen abzubilden. Insbesondere im 
Falle eher top-down ausgerichteter Clusterpolitiken wie beispielsweise in Berlin wird vor diesem 
Hintergrund von den befragten Clusterpolitikern darauf verwiesen, dass es angebracht sei, zukünftig 
die „Clusterarbeit noch stärker auf die Interessen der Unternehmen aus[zu]richten“ (CP-P12). Hier liegen die 
Probleme häufig darin begründet, dass die Clusterakteure sich in Abwesenheit eindeutiger 
institutioneller Clusterstrukturen, wie z.B. entsprechender Vereine, weder unmittelbar vom 
Clustermanagement angesprochen noch diesem gegenüber verantwortlich fühlten (Vgl. CP-P6; CP-
P12). Vielmehr herrsche eine „Freiwilligkeit, sich an Aktivitäten der Cluster zu beteiligen“ (CP-P12). Zudem 
träfen die Clustermanagements in Berlin trotz eines gewissen lockeren Austauschs mit einigen 
wenigen engagierten Akteuren die clusterpolitischen Entscheidungen vornehmlich allein bzw. in 
Abstimmung mit der Politik. Folglich betrachten die regionalen Akteure die Leistungen und Angebote 
des Clustermanagements als eine von der öffentlichen Hand bereitgestellte Option ohne jedwede 
Verbindlichkeit. So sehen die befragten Ansprechpartner auf Seiten der Politik aber auch dem 
Clustermanagement im Berliner Fall auch „keine Chance, […], die grundlegende Finanzierung der 
Clustermanagements, so wie wir die Cluster im Moment ausgerichtet haben, durch private Beiträge 
mitfinanzieren zu lassen.“ (CP-P12). Nichtsdestotrotz verfolge man dennoch perspektivisch eine Strategie 
zur Verstetigung der Clusteraktivitäten und versuche dies über die gezielte Einbindung von 
Clusterakteuren in die Entscheidungsprozesse hinsichtlich gemeinschaftlicher Maßnahmen zu 
erreichen und dadurch gemäß den konkreten Interessen der Akteure zu handeln. Maßgeblich sei nach 
Aussage eines anderen Clusterpolitikers, ob es gelänge, „genug Leute davon zu überzeugen, ja, wir haben 
ein so gutes Angebot, ihr braucht uns noch“ (CP-P6). In diesem Zusammenhang besteht beispielsweise 
seitens der öffentlichen Hand in Baden-Württemberg die Erwartung, dass nach Auslaufen der 
öffentlichen Projektförderung etwa ein Drittel aller geförderten Clustermanagements „sang- und 
klanglos untergehen“ werde, weil es das jeweilige Management nicht geschafft habe, den Akteuren 
gegenüber „einen Mehrwert darzustellen. Wo einfach auch nicht klar genug wurde, was haben Unternehmen 
davon.“ (CP-P5).  
Von Seiten der befragten Clustermanagements heißt es dazu: „Im Endeffekt wird man kein Geld mit dem 
CM verdienen, indem man nur Konferenzen und Veranstaltungen plant“ (CM-P1), zumal, wenn diese über 
Jahre hinweg als rein unverbindliches und kostenloses Angebot an die örtlichen Unternehmen 
angeboten werden (CP-P6).  Selbst im Hinblick auf die gezielte Akquise von weiteren 
Projektfördermitteln über die Initiation von Antragskonsortien innerhalb des Clusters sowie 
branchenspezifische Lobbyarbeit sei es nicht immer einfach, bestens vernetzten großen Unternehmen 
gegenüber ein Alleinstellungsmerkmal und damit einen Mehrwert zu bieten und sich von 
entsprechend spezialisierten Agenturen oder Verbänden abzuheben (Vgl. CM-P1). Wirkungsvoll sei 
dagegen in der Regel die positive Erfahrung der Clusterakteure aus der konkreten Projektarbeit im 
Cluster. „Unternehmen, die bei konkreten Projekten dabei waren, sind vielleicht eher bereit, wieder was zu 





Hinblick auf die Verstetigung einer projektorientierten Kooperationsdynamik im Cluster von 
zwischenzeitlichen Rückschlägen. Insbesondere nach personellen Wechseln auf Seiten der jeweiligen 
Projektpartner stehe immer wieder die Frage im Raum: „Warum soll ich da Kohle reinstecken, wenn ich das 
eher für meine interne Forschung irgendwie haben sollte“ (CM-P1). Letzten Endes gelte stets, „Unternehmen 
würden kein Geld geben, wenn es nicht Dinge sind, die wirklich wichtig sind, das heißt, die wirtschaftlich relevant 
sind, die sie weiterentwickeln, die Kontakte voranbringen“ (CP-P7). So könnten zwar stets Netzwerkabende 
und andere Veranstaltungen zum Austausch und Kennenlernen veranstaltet und konkrete 
Austauschplattformen aufgebaut werden. Am Ende sei es jedoch „[…] eine Abstimmung mit den Füßen 
von den Akteuren. Dass die sagen, ich bin bereit, da gibt es Mehrwert, der geschaffen wird für mich. Ich bin 
bereit, dafür auch entsprechend zu zahlen, und zwar nicht nur 20 Pfennig“ (CP-P7). 
6.2.5.2 Kritische Masse und regionalwirtschaftliches Wertschöpfungspotential 
Den befragten Praktikern aus dem Bereich der öffentlichen Hand zufolge ist die oben angeführte 
Zahlungsbereitschaft der einzelnen Clusterakteure bzw. Clustermitglieder zwar ein notwendiger aber 
noch kein hinreichender Faktor für eine erfolgreiche privatwirtschaftliche Verstetigung von 
Clustermanagements. Erfahrungen aus der erfolgreichen privatwirtschaftlichen Verstetigung von 
regionalen Netzwerken aus der öffentlichen Verbundförderung der ostdeutschen Länder heraus 
hätten hingegen gezeigt, dass erst eine ausreichende Anzahl bzw. „kritische Masse“ (CP-P7) 
zahlungsbereiter Akteure eine vollständige Eigenfinanzierung entsprechender Netzwerke mitsamt den 
darin befindlichen Geschäftsstellen ermöglicht. Zudem sei es von Vorteil, „potente Unternehmen“ (CP-
P7) im Netzwerk zu haben, die aufgrund der umsatzabhängigen Beitragsordnungen entsprechend 
höhere finanzielle Beiträge beisteuern aber auch entsprechend signifikante Beträge in 
Kooperationsprojekte investieren könnten. Diese Erfahrung wird von den befragten Clustermanagern 
bestätigt. So seien „potente […] oder große Partner“ nicht nur zur Sicherung der allgemeinen Budgets, 
sondern auch als „Lead“ im strategischen Prozess sowie als Zugunternehmen in der Außendarstellung 
des Netzwerks überaus wichtig und hilfreich (CM-P1). Die wirtschaftlich starken und von einer Vielzahl 
ansässiger multinationaler Unternehmen geprägten Regionen des Landes bieten dafür eine 
vergleichsweise bessere Ausgangslage als die strukturschwachen ostdeutschen Bundesländer, wo 
Großunternehmen fehlen. 
Im Hinblick auf die Darstellung hinreichender Mitgliederzahlen habe sich in Thüringen gezeigt, dass 
einzelne, thematisch nah beieinanderstehende Netzwerke teils in Konkurrenz miteinander stünden 
und sich gegenseitig die (zahlungsbereite) Klientel und damit auch die Finanzierungsmöglichkeiten 
raubten. Entsprechend sei es notwendig, auch über die Zusammenlegung verschiedener Netzwerke 
nachzudenken. Wünschenswert sei daher „Konsolidierung, Zusammenführung zu stabilen nachhaltigen 
Strukturen, um kritische Masse noch besser zu erreichen“ (CP-P7).  
6.2.5.3 Über private Einzelinteressen hinausgehende regionalwirtschaftliche Standortinteressen  
Trotz einer Vielzahl allgemeiner und auch spezieller Angebote des Clustermanagements ließe sich den 
befragten Praktikern aus Clustermanagement und öffentlicher Hand zufolge trotz der Darstellung 
eines objektiven Mehrwerts für den Cluster insgesamt nicht in allen Fällen eine Bereitschaft zur 
Zahlung entsprechender Beiträge und Gebühren erwecken. Vielfach sei dies von vornherein auch gar 
nicht angedacht. So werden nicht alle Dienstleistungen der einzelnen Clustermanagements überhaupt 
kostenpflichtig angeboten, teils verzichten die Clustermanagements, wie im Falle Hamburgs und 
Berlins, aufgrund übergeordneter wirtschaftspolitischer Zielstellungen sogar bewusst darauf, 
entsprechende Gebühren zu erheben oder gar den potentiellen Nutzerkreis einzugrenzen. Dieser 
Umstand resultierte vor allem aus der Einbindung der betreffenden Clustermanagements in die 
übergeordnete Wirtschaftspolitik der Länder und der damit einhergehenden gleichzeitigen Verfolgung 
privater und öffentlicher Ziele aber auch aus Gründen der strukturellen und inhaltlichen Ausrichtung 





sich zudem als festen Bestandteil der jeweiligen regionalen Wirtschaftsförderungen. Die Vermischung 
privater und hoheitlicher Ebenen sei nach Aussage einzelner Interviewpartner beider Seiten zudem 
vielfach nicht nur gewünscht, sondern unausweichlich, da ein Teil der vom Clustermanagement 
unternommenen Maßnahmen zwangsläufig auch übergeordnete, nicht ausschließlich auf den Kreis 
der unmittelbaren Clustermitglieder beschränkbare Auswirkungen bzw. Vorteile beinhalte. Hierzu 
gehörten beispielsweise das Standortmarketing – sofern es sich auf die Region und nicht nur auf den 
Cluster selbst bezieht – sowie die Unterstützung der öffentlichen Hand in der Außenwirtschaft, wie es 
u.a. von Bayern, Berlin und Hamburg explizit gefordert wird, aber auch Akquise, Flächenverwaltung 
bzw. -vorhaltung, Qualifizierung und Nachwuchsgewinnung.  
So wird in einigen Fällen zwar von einem konkreten Mehrwert für die Unternehmen gesprochen. 
Dieser stehe jedoch nicht zwingend einer Zahlungsbereitschaft per se gegenüber, sondern finde 
ebenso grundsätzlich im Willen des jeweiligen Unternehmens Ausdruck, Mitglied im – in dem 
betreffenden Fall beitragsfreien – Clusterverein zu werden und sich proaktiv über die entsprechenden 
Abstimmungsgremien an dessen Entwicklung zu beteiligen. Ferner sollen Clustermanagements als 
„gemeinsame Initiative von Politik, Wirtschaft und Wissenschaft“ wie „andere Politikinstrumente auch […] an der 
Politikentwicklung“ mitwirken (CP-P11). Solange die „Politik als Partner dabei ist“ sei es daher aus Sicht 
beider Seiten, der des Clustermanagements als auch der Clusterpolitik, „wichtig und sinnvoll“ einen 
gewissen „Beitrag“ zu zahlen (CM-P3). Zudem sei es aus Sicht der öffentlichen Hand in Hamburg 
grundsätzlich „eine Frage der Definition. […] Cluster […] so wie wir sie in Hamburg verstehen, muss man 
finanzieren öffentlich“ (CP-P11). 
Die Darstellung der Notwendigkeit zur öffentlichen Bezuschussung bestimmter Maßnahmen durch die 
Interviewteilnehmer entspricht weitgehend der in den vorangegangenen Kapiteln herausgearbeiteten 
Problematik öffentlicher sowie quasi-öffentlicher Güter. So sei es nicht zu erwarten, dass ein 
Unternehmen für eine Maßnahme zahlt, deren Nutzen ebenso einem weiteren Umfeld im Cluster 
oder darüber hinaus zugutekommen würde (Vgl. CM-P3). Als illustratives Beispiel wird in diesem 
Zusammenhang das Tätigkeitsfeld der Qualifizierung angeführt. So sei es zwar problemlos möglich, 
von den Clusterakteuren eine Gebühr für die Teilnahme ihrer Angestellten an einer speziellen 
Fortbildungsmaßnahme, einem Lehrgang o.ä. zu erheben. Für die Entwicklung der entsprechenden 
Fortbildungsmaßnahme wiederum, welche sich stets auch an den speziellen Anforderungen anderer 
Akteure orientieren müsste, bestünde jedoch keine Zahlungsbereitschaft (CM-P3). Andersherum sei es 
wiederum auch nicht zielführend, die Gestaltung etwaiger Ausbildungsprogramme nur an einzelnen 
zahlungsbereiten Mitgliedern auszurichten. Wolle man die Interessen und Bedürfnisse aller im Cluster 
abgebildeten Akteure abbilden – nach Aussage der Clustermanager bestünden insbesondere zwischen 
den Großunternehmen und den KMU teils große Unterschiede – bliebe die öffentliche Hand daher 
stets in der Pflicht (Vgl. CM-P3). Dasselbe gelte für den Austausch zwischen Universitäten und 
Forschungseinrichtungen – ein Bereich, der von mehreren befragten Clustermanagern aufgrund der 
starken institutionellen Eigeninteressen als besonders herausfordernd beschrieben wird (siehe CM-
P4). Ähnlich gelagerte Schwierigkeiten in der privaten Beteiligung bestünden im Bereich der 
Nachwuchsgewinnung bzw. der Förderung des Interesses von Schülern an bestimmten Berufsbildern 
und Studienbereichen, zu deren Zweck einzelne Clustermanagements beispielsweise 
themenspezifische Ausstellungen durchführen. Die Bereitschaft an einer finanziellen Teilhabe an 
solchen „Zentralprojekten“ sei demnach nicht sehr ausgeprägt (CM-P2). In den zahlreichen im Laufe der 
Interviews genannten Beispielen schwingt stets ein großes Verständnis für die Sichtweise der 
Unternehmen mit. So werde im täglichen Umgang mit den Clusterakteuren klar, dass diese in der 
Bewertung etwaiger Dienstleistungen des Clustermanagements teils sehr beflissen zwischen 
unmittelbar eigenen Interessen und dem größeren Allgemeinwohl unterscheiden. Für die 





von Delegationsreisen würde „niemand einem Cluster Geld geben. Das ist eine staatliche Aufgabe. Deswegen 
müssen wir (der Staat) es bezahlen“ (CP-P9). Die Möglichkeit einer organisatorischen bzw. institutionellen 
Trennung von hoheitlichen und privaten Zielen wird von den befragten Personen daher insgesamt 
eher skeptisch gesehen. So sei der Übergang von privaten zu hoheitlichen Maßnahmen häufig fließend 
und eine trennscharfe Unterscheidung daher kaum möglich (Vgl. CP-P9).  
Die oben aufgeführten Aussagen zur selbst in weitgehend stabil institutionalisierten Clustern 
fortwährenden Zurückhaltung vieler Akteure im Hinblick auf eine Zahlungsbereitschaft für 
gemeinschaftlich getragene Maßnahmen deutet darauf hin, dass es selbst in langjährig etablierten 
Clustermanagements nicht immer gelingt, eine vollständige Internalisierung von technologischen 
Spillovern zu gewährleisten und die einzelnen Clusterakteure über die kritische Schwelle zur 
eigenverantwortlichen Steuerung der Clusteraktivitäten zu bewegen. Es bleibt hingegen Sache der 
öffentlichen Hand, Maßnahmen zu finanzieren, die potentiell einen über den individuellen Eigennutz 
hinausgehenden Vorteil für ein breiteres Umfeld generieren. Die Existenz eines 
Ausschlussmechanismus allein bedeutet jedoch noch nicht, dass eine Maßnahme vollumfänglich eine 
entsprechende Zahlungsbereitschaft generiert. Dies trifft in besonderer Weise auf einzelne Klubgüter 
zu, die, wie bspw. clusterspezifische Weiterbildungsangebote (siehe oben), aus Sicht der 
nutznießenden Akteure im Kern stets eine hoheitliche Komponente beinhalten. So wird zwischen der 
Konzeption der Maßnahme (hoheitlich, weil Abbildung unterschiedlicher Bedürfnisse und potentiell 
der Allgemeinheit nützlich) und dem individuellen Nutzen durch eine Schulungsteilnahme 
(individueller, privater Nutzen) unterschieden. Eine Umwandlung in ein hinreichend privates Gut 
scheitert ggfs. wiederum an der Heterogenität des Clusterklubs selbst, da die Bandbreite der 
jeweiligen individuellen Eigeninteressen als Grundlage eines etwaigen Mehrwerts – und somit einer 
Zahlungsbereitschaft – möglicherweise zu groß ist (Großunternehmen unterschiedlicher Art sowie 
eine Vielzahl KMU).     
6.2.5.4 Klubs und private Netzwerke  
Die Verstetigung von Clustermanagement ist für alle Interviewteilnehmer ein Kernanliegen. Die 
Grundherausforderung einer entsprechenden Refinanzierbarkeit wird dabei in der möglichen 
Einschränkung des Nutzerkreises von Clustermanagementmaßnahmen und –angeboten gesehen, die 
nicht in jedem Fall eindeutig gegeben ist. Grundsätzlich sehen die Gesprächspartner zwei 
Möglichkeiten einer operativen Verstetigung. Zum einen als vollständig privat finanzierte und 
umsatzorientierte Körperschaft, beispielsweise in Form eines unternehmergetriebenen Projekt- oder 
Netzwerkverwaltungsbüros, einer industriegetragenen Dienstleistungsagentur oder aber einer 
„Beratungsbude“ (CM-P4), wie es u.a. von Baden-Württemberg, Thüringen – im Kontext einer staatlich 
getragenen Dienstleistungsstelle zur clusterpolitischen Flankierung der einzelnen Netzwerke – und 
Sachsen bevorzugt wird.  Zum anderen in Form eines sowohl anteilig privat als auch langfristig durch 
öffentliche Zuwendungen getragenen und somit in die übergeordnete Regional- und 
Standortentwicklung eingebundenen Cluster- bzw. Netzwerkmanagements, wie es in Hamburg, Berlin 
und Bayern zu finden ist.       
Einer Konzentration auf rein privatwirtschaftlich refinanzierbare Maßnahmen stehen die befragten 
Praktiker im Hinblick auf die langfristige Clusterentwicklung eher skeptisch gegenüber. Zu einer 
erfolgreichen Clusterentwicklung bedarf es Maßnahmen, die dem öffentlichen Aufgabenbereich bzw. 
der Standort- und Regionalentwicklung zuzuordnen sind und, wie oben bereits erläutert, ein 
Clustermanagement vor grundsätzliche Herausforderungen hinsichtlich der Refinanzierbarkeit seiner 
Tätigkeiten stellen. Von mehreren Gesprächspartnern wird betont, dass eine erfolgreiche 





„Bei der Regionalentwicklung sind viele Dinge […] nicht mit direktem Gegenwert für regionale Partner 
 assoziiert, sondern das sind langfristige volkswirtschaftliche Dinge. Also wenn wir hier Arbeitsplätze 
 schaffen, haben wir nichts davon […] die Region hat was davon. Wenn wir Firmen ansiedeln, hat die 
Region was davon. Wir kriegen ja keine Prozente dafür. Und Arbeitsplätze schaffen und Firmen ansiedeln 
gegen Geld, das funktioniert nicht. Und deshalb glaube ich, dass Regionalentwicklung im engeren Sinn 
nur durch öffentliche Förderung geht.“ (CM-P4)   
Daraus ergeben sich aus Sicht der Interviewpartner zwei Probleme: Erfüllt ein Clustermanagement im 
Zuge einer allumfassenden Clusterentwicklung neben privaten auch öffentliche bzw. hoheitliche 
Aufgaben, kann kaum mit einer entsprechenden umfassenden Zahlungsbereitschaft der lokalen 
Akteure zur Refinanzierung aller Tätigkeiten des Clustermanagements gerechnet werden. Konzentriert 
sich ein Clustermanagement hingegen auf rein private Ziele und beschränkt sich auf die Erbringung 
von kostenpflichtigen Dienstleistungen, „verliert man diesen gemeinsamen Zweck, den man letztendlich 
erfüllen will und wird zur for-Profit-Consultingbude“ (CM-P4). Es zähle nunmehr nur noch der Umsatz, man 
würde nur noch diejenigen Projekte initiieren und für die Leute arbeiten, die den meisten Umsatz 
brächten, nicht aber die dauerhafte Steigerung der volkswirtschaftlichen Wertschöpfung im Cluster 
verfolgen. Die bisher diskutierten Aussagen der Interviewpartner lassen vermuten, dass sie die 
Bereitstellung von Klubdienstleistungen begrifflich unter privaten und öffentlichen Gütern 
subsumieren, diese jedoch nicht in allen Fällen als eigene Güterkategorie differenzieren. Vor dem 
Hintergrund weiterer Aussagen zum Thema grundsätzlicher Zahlungsbereitschaft der Clusterakteure 
(siehe oben) könnte folglich an dieser Stelle davon ausgegangen werden, dass die Praktiker auch im 
Hinblick auf das Angebot von Klubdienstleistungen erhebliche Schwierigkeiten hinsichtlich einer 
vollständig privaten Finanzierung sehen. Soll ein Fokus auf die mehrwertorientierte Bereitstellung von 
Dienstleistungen gelegt werden, fielen einige Klubdienstleistungen (wie bspw. die Erstellung einer 
Schulungsmaßnahme) aufgrund ihrer Zwiespältigkeit als Güter mit teils öffentlichem und teils 
privatem Nutzen aus dem Programm, müssten alternativ über Umlagen querfinanziert oder aber von 
einer öffentlichen Körperschaft bereitgestellt werden.   
Die Folgen eines Rückzuges der öffentlichen Hand wären den befragten Clustern zufolge neben einer 
Einschränkung des Maßnahmenportfolios auch in strategischer und struktureller Sicht deutlich 
spürbar. Durch den mit einem Auslaufen öffentlicher Förderung verbundenen Verlust des 
unmittelbaren Bezugs zur öffentlichen Hand ginge bspw. der „Hebel“ (CM-P4) verloren, über den man 
im persönlichen Austausch mit der politischen Ebene des Landes grundlegende 
Entwicklungshemmnisse besprechen und bereinigen könne. Die öffentliche Projektfinanzierung spiele 
darüber hinaus eine unverzichtbare Rolle in der Hebelung privaten Investitionskapitals, da vielfach erst 
im Zuge einer öffentlichen Vorleistung die einzelbetriebliche Bereitschaft zur Aufwendung 
entsprechender Investitionszusagen generiert werden könne. Allerdings bestünde hier auch im Falle 
einer ansonsten rein privaten Finanzierung der Geschäftsstelle die Möglichkeit zur gezielten Akquise 
entsprechender Mittel auf EU- und Landesebene. Ohne staatliche Zuwendungen könne einem 
weiteren der befragten Clustermanager zufolge zudem nur ein „Rumpfkonstrukt“ aus zwei bis drei 
Leuten finanziert werden, die zwar im ureigenen Sinne der privaten Geldgeber aus der lokalen 
Industrie eine „aktive Clusterentwicklung“ verfolgen, allerdings über eben jene sehr spezifischen privaten 
Interessen hinaus keine „richtige […] Standortentwicklung“ (CM-P10) betreiben könnten. 100% privates 
Geld bedeuten auch 100% private Ziele. Die Folge wäre ein Zielkonflikt zwischen rein privaten 
Interessen und dem übergeordneten Ziel der Clusterentwicklung. Um aber wirklich „viel mehr bewegen“ 
(CM-P10) zu können und beispielsweise auch übergeordnete Interessen des Standorts in Bezug auf die 
Erlangung einer kritischen Masse an Unternehmen und die Entwicklung eines entsprechend 
dynamischen Arbeitsmarktes (Vgl. CM-P4) zu erreichen, müssten öffentliche Mittel zur Finanzierung 
weiterer Personalstellen hinzukommen. Andernfalls wäre die Zahlungsbereitschaft der Akteure nicht 





gewissen Punkt auch sagen „irgendwo ist auch mal gut mit Beitragszahlungen“ (CM-P10). Die Mischung 
privater und öffentlicher Ziele in der Clusterentwicklung sei daher langfristig sinnvoll und eine 
Unterstützung der öffentlichen Hand erstrebenswert.  
Im konkreten Beispiel der Thüringer Clusterförderung wird dies über eine flankierende Unterstützung 
privater Netzwerkinitiativen90 durch ein übergeordnetes öffentliches sogenanntes Thüringer 
Clustermanagement91 der öffentlichen Hand realisiert, welches bei Bedarf Dienstleistungen im Bereich 
der Standortvermarktung, für die im Allgemeinen kein Nutzerausschluss möglich ist, aber auch 
Veranstaltungsmanagement, netzwerkspezifische Öffentlichkeitsarbeit und andere 
Unterstützungsangebote erbringt, die der Kategorie der Klubgüter zugeordnet werden können. 
Thüringen löst auf diese Weise den Konflikt zwischen öffentlicher und privater Interessensphäre auf 
und überlässt die rein privaten Maßnahmen den jeweiligen Netzwerkadministrationen. Hamburg 
hingegen betrachtet schon allein aus definitorischer Sicht die Beteiligung der öffentlichen Hand als 
unverzichtbar und unterstützt seine Clustermanagements massiv und langfristig über öffentliche 
Zuwendungen. Ebenso wird aus bayerischer Sicht ein Engagement des Freistaates vorausgesetzt.   
Unabhängig von der jeweils individuellen privatwirtschaftlichen Eigenständigkeit der betreffenden 
Clustermanagementkörperschaften vertreten alle Gesprächspartner den Standpunkt, dass eine 
langfristige erfolgreiche Clusterentwicklung auch eine gezielte Standort- bzw. Regionalentwicklung 
bedeute und daher automatisch öffentliche Ziele eine Rolle in der Ausgestaltung des institutionellen 
Umfelds von Clustermanagement spielen. Wenn man jedoch auch Regional- bzw. Standortentwicklung 
machen wolle, seien zusätzliche Mittel aus öffentlichen Quellen stets notwendig, da durch den 
öffentlichen Charakter der entsprechenden Leistungen starke und den Interviewpartnern zufolge 
persistente Freifahreranreize bestünden und somit keine allumfassende Zahlungsbereitschaft gewährt 
sei. Die langfristige Verstetigung der Clustermanagementaktivitäten selbst fand über die 
zuwendungstechnischen Anforderungen der Spitzenclusterförderung an die institutionelle 
Ausgestaltung von Clustermanagementgeschäftsstellen als clusterpolitische Zielstellung bereits Einzug 
in die clusterpolitische Praxis einzelner (prämierter und nicht prämierter) Regionen. Vor dem 
Hintergrund budgettechnischer Herausforderungen einer allumfassenden 
Clustermanagementtätigkeit sowie der eher gering ausgeprägten universellen Zahlungsbereitschaft, 
bezeichnen einige Clustermanager die fehlende institutionelle Komponente der 
Spitzenclusterförderung daher teils als „Geburtsfehler“ (CM-P3).  
6.3 Wirkung und Nachhaltigkeit von Clustermanagement – Erfahrungen aus der Praxis 
Für die befragten Praktiker aus Clustermanagement und Clusterpolitik hängt die Frage nach der 
Nachhaltigkeit eines Clustermanagements eng mit der Frage nach dessen Erfolg zusammen. Dieser 
wird jedoch nicht nur in einzelbetrieblichen Mehrwerten, sondern ebenso in übergeordneten 
volkswirtschaftlichen Parametern gemessen. Teils werden die Begriffe Erfolg und Nachhaltigkeit auch 
synonym verwendet. In den Worten eines befragten Clustermanagers ist „Ein Clustermanagement dann 
[…] erfolgreich, wenn es die Aufgaben, die es sich gesetzt hat, auch umsetzt oder erfolgreich umsetzen kann.“  
(CM-P10). Vor dem Hintergrund der von den Gesprächspartnern angeführten Schwierigkeiten einer 
Überführung von Clustermanagementstrukturen in eine private Trägerschaft wird dadurch deutlich, 
dass die Nachhaltigkeit eines Clustermanagements zunächst im Lichte seiner eigentlichen 
Zielstellungen und unabhängig von der Herkunft seiner Mittel betrachtet werden sollte. Die 
Grundfrage lautet daher zunächst: Was wollte man erreichen? 
Die befragten Akteure aus Clusterpolitik und Clustermanagement äußerten sich übereinstimmend zur 
Notwendigkeit von Clustermanagement, um eine adäquate Clusterbildung bzw. -entwicklung zu 
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gewährleisten92. Im Vordergrund standen dabei meist lokale zwischenbetriebliche Vernetzungsdefizite 
der Unternehmenslandschaft, aber auch mangelnde ergebnisorientierte Kooperationen zwischen 
Unternehmen und wissenschaftlichen Einrichtungen, die durch eine lediglich eindimensionale 
Netzwerkarbeit, d.h. fach- und technologiespezifische Interessenvertretungen wie z.B. Fach- oder 
Lobbyverbände kaum zu bewältigen seien. In der Folge blieben signifikante lokale Potentiale zur 
Entwicklung neuer und wettbewerbsfähiger Produkte und Verfahren ungenutzt. Die Aussagen der 
befragten Akteure deuten auf die vielfache Existenz konkreter Marktversagen aufgrund 
technologischer Externalitäten aber auch mangelnder Austauschkultur und institutioneller 
Kurzsichtigkeit auf allen Ebenen der regionalen Strukturgüte hin (institutionelle Sichtweise bzw. 
„Filterblase“ der KMU und Unis). Diese Marktversagenstatbestände galt es demnach – mehr oder 
weniger explizit formuliert –  mithilfe eines dedizierten clusterpolitischen Engagements abzustellen, 
um im Endeffekt dauerhaft ein Mehr an innovativen Produkten, ein Mehr an lokaler Wertschöpfung zu 
generieren.  
Die Erfolgsbilanzierung über Kennzahlen ist für die Gesprächsteilnehmer ein Routinevorgang, der im 
Rahmen des regelmäßigen Berichtswesens zur objektiven Kenntlichmachung der Wirksamkeit ihrer 
Arbeit wertvolle Dienste zu leisten vermag. Allerdings verweisen einzelne Gesprächspartner – neben 
ihrer teils deutlich geäußerten Kritik am Gesamtumfang des kennzahlenbasierten Berichtswesens – 
auf den begrenzten spezifischen Informationsgehalt der erhobenen Statistiken, da sich die 
unmittelbaren Auswirkungen der Clusterarbeit im von allgemeinwirtschaftlichen Kennzahlen 
abgebildeten Endergebnis kaum von anderen Einflüssen trennen ließen (Vgl. CM-P2). Zudem 
bestünden beispielsweise im Hinblick auf einzelne Kennzahlen wie die Ermittlung von Mehrumsätzen 
durch ein Engagement im Cluster sowie die Bewertung von Patentschriften erhebliche Zweifel an 
deren Genauigkeit und Aussagekraft (Vgl. CM-P1; CP-P9). Grundlegend und jenseits statistischer 
Zielerreichungskennzahlen und ökonomischer Faktoren, die man ohnehin „fast kaum fassen“ (CP-P5) 
könne, sei daher vielmehr die Frage erkenntnisleitend, ob und in welchem Maße es die 
Clustermanager durch ihre tägliche Arbeit erreichen könnten, dass die Clusterakteure die Angebote 
des Clustermanagements annehmen würden (Vgl. CP-P5; CP-P11), z.B. inwiefern diese von sich aus 
bereit wären, an thematischen Veranstaltungen gezielt teilzunehmen und sich bereitwillig auch zu 
„ganz spezifischen Arbeitsgruppen zusammenzutreffen“ (CP-P11).  „Also für mich sind erfolgreiche 
Clusterinitiativen die, wo tatsächlich Unternehmen diese Clusterinitiativen auch für sich selber als ernsthaftes 
Instrumentarium verstehen, […] sich […] committen und sagen, jawohl, ich bin Mitglied […] zahle auch einen 
Mitgliedsbeitrag, beteilige mich auch aktiv daran.“ (CP-P5). Die Bewertung des Erfolges eines 
Clustermanagements erhält damit über die rein quantitativ-statistische Sichtweise der operativen 
Kennzahlen auch eine qualitative Komponente – die des mitgliedschaftlichen Engagements bzw. der 
aktiven Teilhabe am Cluster(meta)geschehen, welches eine gewisse Selbstwahrnehmung als 
Clusterverbund, eine Identifikation mit dem Cluster, voraussetzt. Die Gesprächsteilnehmer kommen in 
ihrer Einschätzung so teils unmittelbar auf die Lösung grundlegender Marktversagenstatbestände wie 
dem latenten Vernetzungsdefizit zurück. Ausdruck des Erfolges sei es den befragten Clusterpolitikern 
zufolge demnach, wenn es dem Clustermanagement gelänge, Unternehmen zusammenzubringen, die 
vorher nicht zusammengearbeitet haben und sie im Zuge dessen zu der Erkenntnis kommen zu lassen, 
dass eine fortgesetzte Kooperation sinnvoll sei. Dies gelte insbesondere für die 
Forschungszusammenarbeit kleiner Unternehmen, die ansonsten über wenig bis gar keine FuE-
Kapazitäten verfügten, aber auch für die erfolgreiche Durchführung unternehmensübergreifender 
regionaler Karrieremessen zur gemeinsamen Talentakquise am Standort (CP-P5). Als Voraussetzung 
gilt dabei die Erkenntnis eines Mehrwerts in der Zusammenarbeit aber auch das Vorhandensein eines 
Grundvertrauens zwischen den Akteuren. Dieses herstellen zu können, sei eine kritische 
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Erfolgskomponente (Vgl. CP-P5; CM-P10), die sich zudem daran zeigen würde, ob es innerhalb einer 
Clusterinitiative möglich wäre, „eine Kompetenzdatenbank aufzubauen, wo jedes Unternehmen reinschreibt, 
ich habe die und die Kompetenz“, auch über reine produktionstechnische Kapazitäten hinaus, und wenn 
die Unternehmen auch bereit wären, diese Kompetenz zu teilen – gegebenenfalls sogar mit 
Konkurrenten (CP-P5).   
Die Gesprächsteilnehmer verweisend darauf, dass Erfolg aus verschiedenen Gründen objektiv 
darstellbar sein müsse, sei es aufgrund der Sorgfaltspflicht im Umgang mit Steuermitteln oder 
aufgrund des allgemeinen Legitimationszwangs in der Anwendung bestimmter wirtschaftspolitischer 
Werkzeuge im landespolitischen Administrationsumfeld, daher sei die Erhebung ergebnisorientierter 
volkswirtschaftlicher Kennzahlen grundsätzlich notwendig. Um jedoch die für die weitere 
Clusterentfaltung nötige und von allen Gesprächsteilnehmern als unverzichtbar bezeichnete 
Anerkennung und das Vertrauen unter den örtlichen Clusterakteuren zu gewinnen, braucht man 
subjektive Zufriedenheit93 (Vgl. CM-P10).  Vernetzung sei nicht als „Selbstzweck“ (CM-P8) zu betreiben, 
sondern es müssten über die erfolgreiche Abwicklung konkreter Kooperationsprojekte „möglichst viele 
gemeinsame Erfolgserlebnisse generiert werden“ (CM-P4) um durch diese „Performance“ (CM-P4) sowie 
deren für alle sichtbaren konkreten Ergebnisse „den Leuten zu zeigen, dass es Sinn macht, mitzumachen“ 
(CM-P4). Ein Clustermanager fasst das Wesen des Erfolgs von Clustermanagement daher wie folgt 
zusammen:   
 „Am Ende ist man dann erfolgreich, wenn möglichst viele sagen, diese Kooperation war so erfolgreich, 
 dass sie sich auch ohne Fördermittel gelohnt hätte. Und deshalb geht diese Kooperation weiter, obwohl 
 die Fördermittel aufhören. Das ist die Verpflichtung eines Clustermanagements wie jeder 
 Projektkoordinationsstelle zwischen Akademia und der Industrie.“ (CM-P4)  
Die Interviewteilnehmer gehen folglich in der Bewertung des Erfolges von Clustermanagement über 
die reine Kennzahlenperspektive sowie die zeitlich begrenzte projektbezogene Zusammenführung von 
Unternehmen und anderen Akteuren im Cluster hinaus und betonen die Dauerhaftigkeit 
entsprechender Kooperationen und Netzwerke nach Auslaufen etwaiger öffentlich getragener 
Förderprogramme als eigentlichen „Gradmesser“ (CM-P2) des jeweiligen Erfolges.  
6.3.1 Determinanten der Nachhaltigkeit von Clustermanagement  
6.3.1.1 Was ist Nachhaltigkeit? 
Nachhaltigkeit drückt sich für sämtliche Interviewpartner als Beständigkeit aus – Beständigkeit sowohl 
im Hinblick auf die Dauerhaftigkeit der mit Hilfe clusterpolitischer Eingriffe angestoßenen allgemeinen 
wirtschaftlichen Entwicklungen am Standort, als auch im Hinblick auf die Eigenständigkeit und Kraft 
der gegründeten Clusternetzwerke, sich aus sich selbst heraus weiter zu tragen und zu verstärken. So 
wird die Frage zur Nachhaltigkeit eines Clustermanagements als Werkzeug einer regionalen 
Wirtschaftspolitik nicht nur vor dem Hintergrund momentaner Erfolge in der Überwindung 
immanenter Vernetzungshemmnisse in Form einer Initiation von Kooperationsprojekten betrachtet, 
sondern unmittelbar auf die Möglichkeit zur Aufrechterhaltung der vom Clustermanagement 
mobilisierten Austauschdynamik über die jeweiligen Projektlaufzeiten hinaus bezogen. In den 
Interviews wird deutlich, dass in der clusterpolitischen Praxis vor dem Hintergrund zeitlich begrenzter 
sowie degressiver öffentlicher Zuwendungen konkrete Überlegungen zur langfristigen Sicherung und 
Verstetigung des Erfolges clusterpolitischer Eingriffe durch ein Clustermanagement tatsächlich eine 
große Rolle in der strategischen Planung der einzelnen Clustermanager und Clusterpolitiker spielen. 
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Dies betrifft zunächst das Fortbestehen der institutionellen Komponenten der konkreten 
Clustervereine und Clustermanagements wie auch der im Cluster gewachsenen Netzwerke. So heißt es 
unter anderem von einem sächsischen Clustermanager: „Clusternachhaltigkeit bedeutet […] auch, läuft das 
Cluster auch ohne Förderung weiter?“ (CM-P2). Ein Clusterpolitiker aus Thüringen sieht 
Clustermanagements analog dazu dann als nachhaltig an, „wenn sie sich selber tragen können“ (CP-P7). So 
rückt zunächst die unmittelbare strukturelle Nachhaltigkeit der Clustermanagements bzw. der 
übergeordneten Clustervereine ins Blickfeld. In den Worten des clusterpolitischen Ansprechpartners 
aus Baden-Württemberg sind Clusterinitiativen „nur dann nachhaltig, wenn sie hohe Qualität liefern und 
wenn letztendlich deutlich wird, dass Unternehmen einen Mehrwert davon haben“ (CP-P5). Dann könnten die 
Unternehmen „diese Clusterinitiativen auch für sich selber als ernsthaftes Instrumentarium verstehen“ (CP-P5), 
sich entsprechend als Vereinsmitglied betrachten und aktiv einbringen sowie durch einen 
entsprechenden Mitgliedsbeitrag bereitwillig an der Finanzierung beteiligen. Letztendliches Ziel bleibe 
somit aus Sicht der Baden-Württembergischen Clusterpolitik – wie auch aus Sicht Sachsens und 
Thüringens – die vollständige finanzielle Emanzipation von der öffentlichen Hand.   
Darüber hinaus wird jedoch von mehreren Clustermanagern sowie Vertretern der öffentlichen Hand 
betont, dass neben dem reinen Netzwerkfokus die volkswirtschaftliche Perspektive der 
Regionalentwicklung über den individuellen Mehrwert für einzelne Clusterakteure hinaus eine 
wesentliche Rolle in der Nachhaltigkeit aller Bemühungen zur Clusterförderung spiele. So bestünden 
„nachhaltige Entwicklungen“ (CP-P5) im Cluster nicht zuletzt aus der konsequenten Steigerung der 
Attraktivität des Standorts für spezialisierte „Toptalente“ (CM-P4) aus Wirtschaft und Forschung. Dies 
hänge zum einen wesentlich von der Existenz einer ausreichenden Zahl an Unternehmen als 
potentiellen Arbeitgebern für etwaige Zuwanderer aus anderen Regionen ab: „Wenn da ein 
Verpackungsingenieur hingeht, der weiß halt eben, wenn’s notfalls bei der einen Firma nicht funktioniert […] sind 
fünf andere, wo ich jederzeit dann wechseln kann“ (CP-P5). Zum anderen benötige ein Standort 
herausragende Universitäten, um sich im internationalen Standortwettbewerb um die besten Köpfe 
behaupten zu können. Ein attraktiver Standort für Toptalente aus Wirtschaft und Wissenschaft sowie 
ein dynamischer lokaler Arbeitsmarkt – „[…] da müssen wir hin, ja. Das geht nur über lokale kritische Masse, 
wenn die Politik das begreift und auch den Mut hat, das umzusetzen“ (CM-P4).  
Diese Perspektive lenkt den Blick zurück zur originären Zielstellung der einzelnen Clusterinitiativen und 
damit auch zur Frage der Einbettung der Clustermanagementaktivitäten in den übergeordneten 
Clusterbildungskontext. So wird das Thema Verstetigung von den befragten Praktikern keinesfalls nur 
privatwirtschaftlich interpretiert und auf das bloße Weiterbestehen lokaler Netzwerke bzw. die 
Zahlungsbereitschaft der Clustermitglieder reduziert. Vielmehr bedürfe es zur langfristigen 
Absicherung einer erfolgreichen Clusterdynamik neben einer sich selbst tragenden Netzwerkdynamik 
ebenso einer langfristigen partnerschaftlichen Flankierung durch öffentlich getragene 
wirtschaftspolitische Maßnahmen im Bereich der öffentlichen Dienstleistungen oder zumindest eines 
unmittelbaren institutionellen Schnittpunktes mit der Politik (siehe CM-P3; CM-P4; CM-P10). Die 
Akquise von Neuansiedlungen, wesentliche Maßnahmen zur Fachkräftesicherung und -ausbildung 
sowie die institutionelle Forschungsförderung fallen in den Bereich der öffentlichen bzw. hoheitlichen 
Aufgaben, sind jedoch für eine nachhaltige Entfaltung der regionalen Wirtschaftspotentiale nach 
Ansicht der befragten Akteure unverzichtbar. Nun mag man vermuten, dass hier im Kontext der 
unterschiedlichen Sichtweisen der befragten Praktiker zur etwaig anzustrebenden vollständigen 
finanziellen Abkopplung der Clustermanagementgeschäftsstellen von der öffentlichen Hand ein 
Widerspruch entstünde – einige Clustermanagements verfolgen nach eigener Aussage sowohl 
öffentliche als auch private Ziele, andere eben nicht. Ebenso unterschiedlich sind die 
Gebührenstrukturen der einzelnen Clustermanagements. Sämtliche Gesprächspartner berufen sich 





Mehrwert zu offerieren, da sich eine positive Netzwerkdynamik im Wesentlichen durch einen 
entsprechend hohen Partizipationsgrad der Akteure und damit unmittelbar durch die Annahme der 
angebotenen Werkzeuge ausdrücke. Einzelne Clustermanager betonen in diesem Zusammenhang die 
Abhängigkeit der Zahlungsbereitschaft von eben jenem Mehrwert (siehe CM-P1; CM-P2). Andere 
hingegen verweisen darauf, dass im Sinne der übergeordneten Zielstellung kein unmittelbarer 
Zusammenhang zwischen einem Mehrwert und somit der Nachhaltigkeit der Maßnahmen und der 
jeweiligen Zahlungsbereitschaft im Cluster bestünde oder aber gefordert sei (siehe CM-P3; CM-P8; 
CM-P10).  Es solle vielmehr der übergeordnete Zweck der clusterpolitischen Maßnahmen im Auge 
behalten werden. Und ob dieser Zweck nun vom Clustermanagement höchst selbst, quasi in 
öffentlich-privater Funktion erfüllt würde oder ob die öffentliche Hand, wie im Fall von Thüringen 
durch übergeordnete öffentliche Körperschaften die Bereitstellung auch regionalwirtschaftlich 
bedeutender öffentlicher Güter sicherstellen würde, sei für die Nachhaltigkeit der Maßnahmen 
insgesamt irrelevant. Wesentlich sei lediglich die grundsätzliche „Verstetigung“ eines 
gemeinschaftlichen Engagements im Cluster: „Also, was für uns wichtig ist, dass wir das Thema 
(Clusterförderung – Anm. d. Verf.) verstetigen können. Heißt […] Zufluss öffentlicher Mittel aus der Region, aus 
dem Land muss langfristig gegeben sein, sonst kann man keine langfristigen Strategien machen. Weil in dem 
Augenblick, wo man zur Beratungsbude wird, […] ist das ernsthafte Regionalentwicklungsinteresse weg.“ (CM-
P4).     
6.3.1.2 Was macht ein Clustermanagement nachhaltig?  
Die aus Sicht aller Interviewteilnehmer und im Zusammenhang mit deren oben erläuterten 
Nachhaltigkeitsbegriff in der Praxis ausschlaggebenden Determinanten eines nachhaltigen 
Clustermanagements lassen sich wie folgt zusammenfassen und charakterisieren: 
(1) die Möglichkeit zu einer langfristigen Verstetigung der Strukturen und Aktivitäten eines 
Clustermanagements,  
(2) die Fähigkeit zur Schaffung eines Mehrwerts sowohl für die einzelnen Akteure als auch im 
Sinne der übergeordneten volkswirtschaftlichen bzw. regionalwirtschaftspolitischen 
Zielstellung,  
(3) eine effektive Zusammenarbeit aller Stakeholder – Clustermanager, Clustermitglieder und 
öffentliche Hand –  im Cluster,  
(4) eine der Zielstellung und Aufgabe des Clustermanagements gerecht werdende Struktur 
und Governance der entsprechenden Clustermanagementgeschäftsstellen, sowie  
(5) die Existenz passender Umfeldfaktoren einer Clusterbildung wie z.B. regionale Nähe, 
Brancheneignung und Akteursmix. 
Die einzelnen Determinanten hängen dabei von unterschiedlichen, sich teils überschneidenden und 
sich gegenseitig bedingenden Voraussetzungen wie z.B. gegenseitigem Vertrauen, gemeinsam 
getragener institutioneller Verantwortung und klaren gemeinsamen Zielstellungen ab. Darüber hinaus 
werden einige grundlegende Umfeldvariablen wie z.B. die Beschaffenheit der regionalen 
Unternehmens- und Forschungslandschaft sowie die jeweilige Eignung der einzelnen Branchen zur 
Clusterentwicklung als wesentliche Voraussetzungen für eine langfristig erfolgversprechende Arbeit 
des Clustermanagements genannt. Obwohl zum Teil erhebliche Unterschiede in der 
einzelfallbezogenen Rolle der öffentlichen Hand beschrieben werden, zeichnet sich jedoch ein relativ 
klares Bild hinsichtlich der Erwartungen an die Rolle des Staates sowie dessen Möglichkeiten und 
Grenzen zur Gewährleistung nachhaltiger Clustermanagementstrukturen. Die Zahlungsbereitschaft 
der Clustermitglieder wird dabei stets als mittelbare Variable in der budgettechnischen Stabilisierung 






6.3.1.2.1 Langfristige Verstetigung der Clustermanagementstrukturen 
Unabhängig von der etwaigen Herkunft der finanziellen Mittel zur Unterhaltung eines 
Clustermanagements, ist für alle befragten Akteure aus Clustermanagement und Clusterpolitik die 
langfristige Gewährleistung der Durchführbarkeit aller über das Clustermanagement gebündelten 
Aktivitäten zur Förderung der Clusterentwicklung die wichtigste Grundlage für eine nachhaltige 
Wirkungsentfaltung. Dies hat zum einen konkret auf die Clustermanagementgeschäftsstellen sowie die 
von diesen verwalteten gemeinschaftlichen Kooperationsplattformen bezogene 
betriebswirtschaftliche Gründe: „Also wichtig ist für uns in erster Linie […], wir sind ein Unternehmen. Die 
Finanzen müssen stimmen, wir müssen das operative Geschäft am Laufen halten. Also unsere Ausgaben müssen 
gedeckt sein, wir müssen wachsen können.“ (CM-P1). Zum anderen geht es dabei jedoch auch um die 
Signalwirkung gegenüber den Clustermitgliedern: „dass […] bei uns nicht in einem halben Jahr die Lichter 
ausgehen und man nicht weiß, hört man von denen mal noch was“ (CM-P1).  
Die Gesprächspartner verweisen immer wieder auf die lange Zeit, die benötigt wird, um ein 
Kennenlernen und damit die Entstehung einer Grundvertrauensbasis zwischen den Clustermitgliedern 
aber auch der Clusterakteure zum Clustermanagement als „Schlüsselfaktor“ (CP-P11) einer 
Zusammenarbeit und aktiven Beteiligung am Clustergeschehen herzustellen. „[…] es hat auch lange 
gedauert und Vertrauen aufzubauen war eine der schwierigsten Arbeiten hier die wir hatten.“ (CM-P1). Die 
Interviewteilnehmer betonen stets die wesentliche Rolle des regelmäßigen persönlichen Kontakts im 
Aufbau von Vertrauen zwischen den Akteuren und heben im Zusammenhang mit der Verstetigung von 
Clustermanagement die personelle Kontinuität, sowohl auf Seiten der Akteure im Cluster als auch auf 
Seiten des Clustermanagements: „Was wir immer sehen, dass vieles über Köpfe läuft. Unternehmen und 
Personen, nicht Institutionen, sondern Personen sind vernetzt, haben Kontakte. […] Da geht’s auch darum, mal ein 
bisschen nachhaltige oder längerfristige Strukturen aufzubauen“ (CM-P2). Ein großes Problem sei 
diesbezüglich die häufig nur projektbezogene Befristung von Anstellungsverhältnissen im 
Clustermanagement aber auch die in der Regel befristeten Arbeitsverträge an den in die FuE-Projekte 
involvierten Universitäten. Damit einhergehende personelle Brüche würden einen Vertrauensaufbau 
demnach insbesondere über den erfolgreichen Abschluss entsprechender Projekte stets fast 
vollständig zurückwerfen:  
„Und mit dem Weggang dieser Köpfe dann ist natürlich, die Institution mag’s dann noch geben, aber der 
 ganze Vertrauensaufbau, der dann auch Zeit braucht, oder die Kenntnis des Umfelds, also wer forscht 
wo an was […] zerstört man dann durch solche temporären Sachen immer wieder.“ (CM-P2)  
In diesem Zusammenhang bezeichnen einzelne Clustermanager zudem das Fehlen einer dedizierten 
Geschäftsstellenzuwendung als grundlegenden Webfehler der Spitzenclusterförderung (Vgl. CM-P3), 
der das Risiko von personellen Brüchen im Falle ausbleibender Anschlussfinanzierungen oder zu gering 
ausfallender Zuflüsse aus privaten Quellen in sich berge. 
Zur Absicherung der langfristigen Kontinuität und Verlässlichkeit eines Clustermanagements als 
„Ansprechpartner“ (CM-P3) für sämtliche organisationsübergreifende Kooperations- und 
Vernetzungsbelange im Cluster steht für die befragten Clustermanager demnach vor allem eine 
langfristig gesicherte Grundfinanzierung des Clustermanagements im Vordergrund, zunächst einmal 
ganz gleich, ob aus öffentlicher oder privater Hand. Um die Grundfunktionen einer aktiven Cluster- 
bzw. Netzwerkentwicklung gewährleisten zu können, sei ein „Rumpfkonstrukt“ (CM-P10) aus zumindest 
zwei bis drei Personen im Clustermanagement notwendig. Dieses sollte allein schon aus Gründen der 
Interessenwahrung der ansässigen Industrieakteure nach Ansicht der befragten Praktiker vollständig – 
aber zumindest anteilig – aus privater Hand bezahlt werden können. Um auf die Clusterentwicklung 
insgesamt einwirken zu können, seien idealerweise aber noch drei oder mehr weitere Mitarbeiter 
vonnöten (Vgl. CM-P3; CM-P10). Dies bringe die meisten Clusternetzwerke jedoch an ihre 





diesbezüglich eine nach außen hin sichtbare und verlässliche Absicherung der langfristigen 
Handlungsperspektiven, ohne die es laut Aussage einiger befragter Clustermanager zudem fraglich 
wäre, ob sich genügend private Akteure bereiterklären würden, sich mit Blick auf ein längerfristiges 
Engagement im Cluster finanziell zu verpflichten.   
Von den Gesprächspartnern wird darauf verwiesen, dass selbst bei gegebener privater 
Zahlungsbereitschaft der Clustermitglieder private Beiträge stets potentiell variable Beiträge sind (Vgl. 
CM-P10). Mitgliedschaften im Cluster variieren zum Teil in Abhängigkeit von einzelnen 
unternehmerischen Entscheidungen der Akteure im Cluster hinsichtlich ihrer eigenen Budgets; zudem 
verließen einzelne Mitglieder einen Clusterverein mitunter zwischenzeitlich (Vgl. CM-P1; CM-P3). Die 
Gesamtheit aller Mitgliedsbeiträge – wenn die Mitgliedschaften denn überhaupt beitragspflichtig sind 
– ist darüber hinaus, wie oben bereits dargestellt, nicht in allen Fällen ausreichend, um ein 
Clustermanagement in seiner Gesamtheit zu finanzieren. Gerade kleinere Clusternetzwerke mit 
hohem KMU-Anteil stehen dadurch laut Aussage der befragten ostdeutschen Clusterpolitiker 
budgettechnisch vor großen Herausforderungen. Zudem ist ein Teil des zur Verfügung stehenden 
Budgets über Projektumlagen an konkrete Tätigkeiten gebunden, die beispielsweise in Abhängigkeit 
vom nationalen und internationalen Messe- und Konferenzkalender nicht in jedem Jahr gleich hoch 
ausfallen (siehe CM-P1; CM-P3; CM-P10). Es sei aber wichtig, eine dauerhaft verlässliche 
Grundstruktur, zumindest als besagtes Rumpfkonstrukt aufzubauen, um eine nachhaltige 
Clusterentwicklung zu betreiben. „Ohne ein Clustermanagement geht es nicht. Punkt.“ (CM-P3). Allerdings 
müsse man „zumindest von der Grundfinanzierung ein langfristiges Budget haben und das politische 
Commitment, das auch zu wollen." (CM-P4). 
Ein Clustermanagement müsse demnach auf solide ökonomische Füße gestellt werden, wobei der 
Herkunft der Mittel jedoch nicht in allen Fällen dieselbe Relevanz beigemessen wird. Wichtig sei 
vielmehr die langfristig gegebene Fähigkeit, im Sinne der nach außen kommunizierten Zielstellung 
weiterarbeiten zu können. In den geführten Gesprächen wurde vielfach erwähnt, dass die 
budgettechnischen Fragen letzten Endes immer an die Ansprüche an das jeweilige 
Clustermanagement, dessen Umfang sowie dessen Zielstellung gebunden sind.  
6.3.1.2.2 Die Fähigkeit zur Schaffung eines Mehrwerts (Interessen) 
Die befragten Akteure beider Seiten betonen, dass ein Clustermanagement nur dann nachhaltig im 
Sinne seiner Zielstellung sein kann, wenn es in der Lage ist, mit seinen Maßnahmen und Angeboten 
einen in den Augen der Clusterakteure nachvollziehbaren Mehrwert zu liefern bzw. eben jene 
Clusterakteure vom Mehrwert einer zwischenbetrieblichen Kooperation überzeugen zu können. Alle 
Interviewpartner aus Clustermanagement und Clusterpolitik gleichermaßen sind sich explizit dessen 
bewusst, dass die Unternehmen sehr genau zwischen dem zu erwartenden Nutzen einer vom 
Clustermanagement bereitgestellten Dienstleistung und den damit einhergehenden Kosten in Form 
von Gebühren oder auch – wie im Falle von etwaigen öffentlich bezuschussten FuE-
Kooperationsprojekten – von ihnen zu erbringenden Drittmittelanteilen sowie unternehmerischen 
Risiken abwägen.  Insofern könne ein Clustermanagement sich auch nur dann über die bereitwillige 
finanzielle Beteiligung der Clustermitglieder refinanzieren, wenn diese eben jenen Mehrwert auch als 
ursächlich mit den Dienstleistungen des Clustermanagements bzw. der Kooperation mit anderen 
Clusterakteuren verbänden. Der Mehrwert definiert sich dabei aus Sicht der befragten Praktiker 
sowohl als Wertschöpfung auf einzelbetrieblicher Ebene – beispielsweise als relatives Umsatzplus oder 
Neukundengewinnung und damit gewissermaßen als individueller unternehmerischer Anreiz zur 
Beteiligung am Clustergeschehen – und dem regionalen volkswirtschaftlichen Nutzen, welcher die 





Die erstere Variante wird dabei im Erfolgsfall mit einem „direkten Gegenwert für regionale Partner“ (CM-
P4) assoziiert und führt im besten bzw. im strukturell nachhaltigen Fall zu einer entsprechenden 
Zahlungsbereitschaft. Letztere geht jedoch darüber hinaus und führt zu den aus der Literatur 
bekannten und auch von den Gesprächspartnern beschriebenen Problemen in der Refinanzierung 
öffentlicher und quasi-öffentlicher Güter durch einzelbetriebliche private Beiträge. Im Hinblick auf die 
Verstetigung der Clustermanagementstrukturen über die laufenden Förderphasen hinaus zielen die 
befragten Clustermanager daher bewusst darauf ab, im Bereich der auf einzelbetrieblicher Ebene 
wirksamen Instrumente eine mehrwertorientierte Gestaltung ihrer Maßnahmen und Angebote in 
Zusammenarbeit mit den Clusterakteuren zu betreiben. Ausschlaggebend sei dabei jedoch nicht nur 
die „hohe Qualität“ (CP-P5) der Leistungen, sondern vor allem deren Ausrichtung an den Interessen und 
Bedarfen der Clustermitglieder: „[…] dass man gute Leistungen anbietet, die denen nützen und gute 
Leistungen bietet man dann an, wenn man weiß, was die brauchen und man weiß, was die brauchen, wenn man 
mit ihnen redet“ (CM-P11). Mehrere Clustermanager zeigten sich abgeneigt, rein normative, von außen 
durch den öffentlichen Fördermittelgeber aufoktroyierte Maßnahmen und Instrumente zu 
übernehmen (siehe CM-P2), sondern betonten die Notwendigkeit zur auch aus netzwerktheoretischer 
Sicht angebrachten emergenten Maßnahmengestaltung im Cluster. Vielfach sei schlichtweg im 
direkten Austausch mit den Clusterpartnern festzustellen, ob ein avisiertes Kooperationsprojekt mit 
der jeweiligen Unternehmensstrategie eines etwaigen Ankerunternehmens korrespondiert und somit 
für das betreffende Unternehmen sowie die potentiellen Kooperationspartner aus Wissenschaft und 
Wirtschaft im Cluster auch unmittelbar von Nutzen sein könne (Vgl. CM-P1). Das nötige 
Grundvertrauen vorausgesetzt, sei es so auch möglich, „dass Unternehmen Produkte gemeinsam 
entwickeln […] die vorher nicht zusammengearbeitet haben“ (CP-P5). Es sei daher auch von großer 
Bedeutung, inwieweit die Clusterpartner in die Entscheidungsfindung im Cluster eingebunden sind 
und über ihre Mitsprache am Clustergeschehen Einfluss im Sinne ihrer ureigensten Interessen nehmen 
könnten (siehe Folgeabschnitt 6.3.1.2.3 Aktive Zusammenarbeit aller Stakeholder im Cluster). Als im 
Hinblick auf die mehrwertorientierte Gestaltung des Maßnahmenportfolios hinderlich wird von den 
befragten Clustermanagern in diesem Zusammenhang die teils recht starre Budgetplanung in 
Jahresintervallen empfunden. Ein einem nahezu komplett von der öffentlichen Hand finanzierten 
Clustermanagement angehöriger Clustermanager wünscht sich diesbezüglich „dass man flexibel auch 
mal eine Planung in Teilen umwerfen kann und einfach auf Trends reagieren kann, die man jetzt zum 
Planungszeitraum nicht absehen konnte“ (CM-P8).  
Einen Königsweg zur Generierung von Mehrwert können die befragten Praktiker nicht erkennen. 
Allerdings sei die Durchführung ergebnisorientierter Projektarbeit mit einem klaren Entwicklungsfokus 
der Kern einer dahingehend erfolgreichen Clusterarbeit:  
 „Vertrauen ist wichtig für jede Zusammenarbeit, dass man auch offen miteinander sprechen kann. Aber 
 wenn man nicht gemeinsam in einem Projekt gearbeitet hat oder gemeinsam eine Idee verfolgt hat und 
 dann auch wirklich, ja, die Zeit investiert, Ressourcen investiert, würde dieses Netzwerk nicht wachsen.“ 
 (CM-P3)      
Mehrwert müsse über konkrete Ergebnisse darstellbar sein, daher sollte stets „vom Ergebnis her“ (CM-
P2) an Kooperationen herangegangen werden und produktorientiert gedacht werden. So verbessere 
sich auch aus Sicht der befragten Clusterpolitiker die potentielle Refinanzierbarkeit clusterpolitischer 
Maßnahmen: „Unternehmen, die bei konkreten Projekten dabei waren, sind vielleicht eher bereit, wieder was zu 
zahlen, als die, die nicht dabei waren.“ (CP-P6). Um einen Mehrwert darzustellen, sollten sich 
Clustermanagements daher als Dienstleister der Clusterakteure begreifen und deren Interessen 
bestmöglich umsetzen. Dazu gehöre ebenso das Zurückstellen eigener institutioneller Interessen (Vgl. 
CM-P10). Die befragten Clustermanager scheinen sich dementsprechend der Problematik 





explizit auf die Notwendigkeit, etwaige Personalaufstockungen oder Budgeterhöhungen streng im 
Sinne der Zielerreichung zu betrachten und zu verfolgen:  
„Also es geht nicht da drum, meine eigenen Ziele umzusetzen, sondern eigentlich die Ziele, die wir uns als 
 Netzwerk gesetzt haben, diese zu erreichen. Und davon muss ich sozusagen meine eigenen Interessen 
 auch etwas zurückstellen. […] Und das ist auch ein wichtiger Punkt, damit man bei den Mitgliedern als 
für sie arbeitend wahrgenommen wird. Und die Mitglieder gehen ja ins Netzwerk, damit sie was davon 
haben, nicht, dass das Netzwerk was davon hat.“ (CM-P10) 
Im Hinblick auf die Fähigkeit des Clustermanagements, adäquat auf die Belange der Akteure zu 
reagieren, spielt auch die Qualifikation des Personals eine wichtige Rolle (Details siehe Abschnitt 
6.3.1.2.4 Adäquate Struktur und Governance des Clustermanagements unten). Insofern spiele auch die 
entsprechende Weiterbildung des Clustermanagementpersonals von Seiten der öffentlichen Hand 
eine wichtige Rolle in der Befähigung des Clustermanagements. Gewünscht sind hier beispielsweise 
Seminare zur Vertragsgestaltung oder zur Herangehensweise an den Aufbau langfristiger 
Kooperationen (siehe CM-P1). Die Qualität des vom Clustermanagement gelieferten 
Projektmanagements im Cluster ist demnach ebenso von höchster Bedeutung. Laut Aussage eines 
befragten Clusterpolitikers hat der Verlust entsprechend qualifizierten Personals im 
Clustermanagement dazu geführt, dass die Clusterpartner schlichtweg keinen Mehrwert mehr darin 
sahen und entsprechend ihre Zahlungen zurückgestellt haben bzw. sich von der gemeinsamen 
Clusterarbeit abkehrten (siehe CP-P6).  
6.3.1.2.3 Aktive Zusammenarbeit mit allen Stakeholdern im Cluster  
Wie oben im Hinblick auf die Fähigkeit zur Generierung eines Mehrwerts durch das 
Clustermanagement bereits angedeutet, sehen die befragten Praktiker im aktiven Austausch mit den 
Clusterpartnern einen wesentlichen Kontextfaktor in der Gestaltung eines effektiven clusterpolitischen 
Maßnahmenportfolios. Die Vernetzung der lokalen Akteure untereinander wird dabei nicht nur als Ziel 
der clusterpolitischen Maßnahmen betrachtet. Die Vernetzung des Clustermanagements mit den 
Akteuren spiele ferner ebenso als Mittel zur Zielerreichung eine funktionale Rolle. Dies habe zum 
einen mit der Führung des Clusters zusammenhängende administrative Gründe, trüge aber auch dem 
Umstand Rechnung, dass das für eine fortgesetzte projektorientierte Kooperation notwendige 
„Grundvertrauen“ (CP-P5) der Clusterakteure untereinander aber auch der Clusterpartner zum 
Clustermanagement nur über einen längeren Zeitraum und auf der Grundlage positiver 
Kooperationserfahrungen resultiere (Vgl. CM-P5). So sei es ein „Hauptkriterium“ für den Erfolg eines 
Clusters, dass sich die wesentlichen Führungsakteure, „die Obersten der obersten Köpfe aus Akademia, 
Industrie, Kapital und Politik […] persönlich gut kennen, am besten gut befreundet sind“ und dass es „einen 
Clustermanager gibt, der jederzeit jeden von denen anrufen kann“ (CM-P4). Darüber hinaus müssten alle 
übrigen Akteure im Verlauf der Clusterentwicklung aktiv in das Clustergeschehen eingebunden 
werden, um sich entsprechend angesprochen zu fühlen.   
Zunächst betonen die befragten Praktiker im Hinblick auf die aktive Zusammenarbeit des 
Clustermanagements mit den Clusterakteuren die gemeinschaftliche Strategiebildung unter 
Einbindung der regionalen Schlüsselindividuen aus den Führungsetagen der ortansässigen Industrie, 
der Wissenschaft, des Kapitals und auch der Politik. Mit entsprechend prominenter Unterstützung 
könne man im Sinne einer Regional- und Clusterentwicklung sinnbildlich alles erreichen (Vgl. CM-P4). 
Ohne Kontakt zur Politik fehle hingegen ein entscheidender „Hebel“ (CM-P4) zur Gestaltung 
regionalwirtschaftlicher Faktoren. Wie schon im Hinblick auf die Fähigkeit zur Generierung eines 
Mehrwerts oben erläutert, sei es mit den Worten eines Clustermanagers dafür jedoch auch „zwingend 
notwendig, dass wir unsere Strategie mit unseren Partnern zusammen entwickeln, einfach um in unserer 
Strategie deren Interessen abzubilden. Die sind nur in einem Netzwerk, wenn deren Interessen abgebildet 





möglichen regionalen Partner aus „Wirtschaft, Wissenschaft, Politik, Kapital“ (CM-P4) an einen Tisch zu 
holen, um zusammen mit ihnen eine „einheitliche Strategie“ (CM-P4) zur Entwicklung der Region zu 
gestalten. Wenn man eine regionale Clusterentwicklung „nach vorne bringen will und Geld auf den Ort 
konzentriert, wird es immer Leute geben […] die wirklich mittendrin sitzen, eigentlich profitieren müssten davon, 
die Angst vor Veränderungen haben und die einem einen Stein nach dem anderen in den Weg legen“ (CM-P4). 
Auch aus Sicht der befragten Clusterpolitiker müssten jene Akteure vor Ort daher zentral abgeholt und 
von der Clusterförderung im gemeinsamen Interesse überzeugt werden (siehe CP-P5; CP-P11). 
Andernfalls könne eine regionale Clusterinitiative, ganz gleich ob bottom-up oder top-down initiiert, 
nicht funktionieren, da die einzelnen involvierten Großunternehmen und Universitäten am jeweiligen 
Standort aufgrund ihrer jeweiligen institutionellen und unternehmerischen Eigeninteressen „alle in eine 
andere Richtung ziehen“ (CM-P4) würden. Wenn die „Schlüsselindividuen“ (CM-P4) – das seien die 
Rektoren der Universitäten, die CEOs der Großunternehmen, die Minister sowie die Seniorpartner der 
großen Venture Capital Unternehmen – nicht „an einem Strang“ zögen, könne „man es vergessen“ (CM-
P4). Ohne eine entsprechende gemeinsame Agenda sei auch die Aussicht auf den Gewinn des 
Spitzenclusterwettbewerbs relativ gering. So sei es bspw. in München gelungen eine entsprechende 
gemeinsame Vision und Agenda herzustellen, in Berlin dagegen – dessen Cluster sich ebenfalls 
beworben haben – war dies nicht der Fall (siehe CM-P4). Für ein Clustermanagement stelle sich somit 
die Aufgabe, von Anfang an enge persönliche – aus Sicht eines Clustermanagers gar freundschaftliche 
– Kontakte zu den Schlüsselindividuen der Region aufzubauen. Ein Clustermanagement müsse „egal, 
welches Problem kommt, immer einen Telefonanruf von der Lösung entfernt“ (CM-P4) sein. Ein 
Clustermanager müsse darüber hinaus sicherstellen, dass diese zusammenkommen und sich 
kennenlernen, um über den wechselseitigen Austausch gemeinsame Visionen für die Entwicklung der 
Region entwickeln zu können. Aus Sicht eines befragten Vertreters der öffentlichen Hand sei eine 
gemeinschaftliche Strategiebildung zudem Ausdruck einer sich im Clusterverbund herausgebildeten 
„Awareness“ (CP-P11) der jeweiligen Akteure gegenüber wesentlichen Schnittpunkten der 
unterschiedlichen Einzelinteressenlagen. Es sei daher „selbstverständlich, dass man in einem Cluster auch 
mal nach einem gewissen Zeitraum nach einer gemeinsamen Strategie fragt“ (CP-P11). Allerdings trete die 
Signifikanz einer gemeinsamen Entwicklungsstrategie mit dem Erreichen einer „überkritischen Masse“ 
(CM-P4) in den Hintergrund, da die Clusterakteure ab jenem Punkt selbstorganisierend seien und auch 
ohne zentrale Vision liefen.      
Neben der Einbindung von lokalen Führungspersönlichkeiten in die Mobilisierung und Führung von 
Clusterinitiativen, spielt den befragten Praktikern zufolge die fortwährende aktive Einbindung aller 
übrigen relevanten Stakeholder und potentiellen Nutznießer des Clusterverbundes eine ebenso 
wichtige Rolle in dessen nachhaltiger Ausrichtung. Dies träfe sowohl auf Einzelunternehmer als auch 
auf bereits existierende lokale Unternehmerverbände sowie Interessenvertretungen der Hochschulen 
zu (CM-P3). Ein Clusterpolitiker betonte, dass es gerade in Bezug auf öffentlich top-down initiierte 
Cluster wichtig sei, dass die etwaigen Mitglieder oder Stakeholder des Clusternetzwerks nicht erst aus 
der Zeitung erführen, dass sie dazugehörten bzw. dazugezählt würden (Vgl. CP-P11). Vielmehr müsse 
aktiv auf die lokalen Akteure zugegangen werden, mit ihnen geredet und vor allem ganz genau 
zugehört werden. Ansonsten sei es kaum möglich, nützliche Leistungen anzubieten, die über die 
Erfüllung entsprechender Bedarfe einen Mehrwert zu generieren in der Lage sind. Dafür sei neben der 
Bildung einer Vertrauensbasis eine Zusammenarbeit mit den Akteuren im Cluster wesentlich, die 
niemanden ausschließt. Für Einzelunternehmer bedeute dies, dass sich Unternehmer in der 
gemeinsamen Strategie wiederfinden und Teile davon auch mittragen könnten. Im Hinblick auf lokale 
Verbände müsse man darauf hinwirken, nicht als Konkurrent wahrgenommen zu werden, sondern 
vielmehr als Komplementär, welcher über ergänzende regionale Maßnahmen Mehrwert „für alle“ (CM-
P3) böte. Das „Gefühl des Eingebundenseins“ (CM-P3) spiele eine extrem wichtige Rolle in diesem 





nicht im Laufe der Clusterentwicklung wieder von der Clusterorganisation bzw. dem Clusternetzwerk 
abwenden. Clustermanager und Clusterpolitiker erklären im Laufe der Gespräche übereinstimmend, 
man müsse „Strukturen aufbauen, in denen Informationen fließen und sich die Unternehmen abgeholt fühlen“ 
(CP-P11). So sei eine Einbindung dann gegeben, wenn „Informationen fließen über das, was der Cluster tut“ 
(CM-P3) sowie wenn eigene Ideen der Clusterakteure einfließen könnten – bspw. über die Teilnahme 
an Clustergremien und Mitgliederversammlungen – und Berücksichtigung in der Clusterausrichtung 
fänden (siehe auch Abschnitt 6.3.1.2.4 Adäquate Struktur und Governance des Clustermanagements). An 
dieser Stelle müsse jedoch stets auf einen klaren Abgleich der Erwartungshaltungen geachtet werden, 
um überzogenen Erwartungen seitens der Clusterakteure, die das Risiko einer Enttäuschung und 
damit einer Abwendung vom Clustergeschehen in sich bergen, bereits im Vorfeld zu begegnen. Eine 
kontinuierliche Kontaktpflege sei vor diesem Hintergrund zudem eine grundlegende Voraussetzung 
dafür, „um das Netzwerk weiter aufrecht zu erhalten“ und zu „schauen, wo entwickeln sich die Partner hin […] 
um rechtzeitig natürlich auch zu merken, wann muss man vielleicht ein anderes Thema eröffnen, weil das halt bei 
gewissen Partnern halt nicht mehr so im Fokus steht“ (CM-P1). So sei es neben der Darstellung eines 
Mehrwerts über die unmittelbare Bedienung der Interessen und Bedarfe der Clusterpartner durch 
entsprechende Dienstleistungen durch den direkten Austausch im Cluster und entsprechend offene 
Kommunikation notwendig, dass „das Netzwerk irgendwie weiterhin irgendwo sieht, welcher Partner hat von 
wem was, und das enger zu verknüpfen“ (CM-P1). Die befragten Clustermanager berichten, dass sie in der 
täglichen Arbeit nicht zuletzt aufgrund der Betreuung von Kooperationsprojekten im Cluster 
„permanent im Austausch“ (CM-P10) mit den Clusterpartnern stünden und sich dabei ständig auch im 
Hinblick auf alle übrigen Maßnahmen in Abstimmung befänden (Vgl. CM-P1; CM-P2). Über die aktive 
Einbindung der Clusterakteure in den Informationsfluss des Clusters sowie über die Möglichkeit zur 
Mitsprache in der Ausgestaltung clusterpolitischer Maßnahmen kann den befragten Praktikern zufolge 
die notwendige Akzeptanz und Nutzung der Leistungen eines Clustermanagements generiert werden, 
die ihrerseits wiederum zu einer bereitwilligen finanziellen Betätigung über einen freiwilligen 
Mitgliedsbeitrag führen könne (CP-P11).       
In den geführten Gesprächen wird immer wieder deutlich, dass sowohl den Clustermanagern als auch 
den Clusterpolitikern die Bedeutung des gegenseitigen Vertrauens zwischen den Clusterakteuren als 
wesentliche Grundlage für einen wechselseitigen Austausch und eine eventuelle Zusammenarbeit an 
Entwicklungsprojekten und anderen kollektiven Maßnahmen bewusst ist. Um dieses Vertrauen 
herzustellen, sei zunächst ein möglichst offenes Umfeld nötig, das zwar „themenbezogen“ sei, aber auch 
„Freiraum gibt, einfach sich danach auszutauschen“ (CM-P3). Mehrere Clustermanager verweisen 
diesbezüglich auf regelmäßig stattfindende vom Clustermanagement angebotene Austauschforen 
(siehe Abschnitt 6.2.3 Instrumente der Clustermanagements), die eine „ideale Plattformen“ (CM-P3) 
böten, um über die Zeit ein „Familiengefühl“ (CM-P3) im Cluster entstehen zu lassen. Dies funktioniere, 
„Eben weil man sich auch bei einem Glas Rotwein trifft und dann auch mal ganz offen spricht und dieses 
Vertrauen ganz, ganz langsam wächst und sich über die Jahre aufbaut“ (CM-P3). Jene Foren seien zudem 
nach einer Weile von einer Eigendynamik geprägt, die es ermögliche, neue Clustermitglieder 
unmittelbar auf persönlicher Ebene in das lokale Netzwerkgeflecht einzuführen und somit in den 
interorganisationalen Austausch einzubinden. Der „Schlüsselfaktor“ (CP-P11) für eine aktive 
Partizipation der regionalen Akteure am Clustergeschehen sowie einer Bereitschaft, sich durch 
entsprechende finanzielle Beiträge am Unterhalt einer Clustermanagementgeschäftsstelle zu 
beteiligen, ist sämtlichen befragten Praktikern zufolge Vertrauen – sowohl Vertrauen der 
Clusterakteure zum jeweiligen Clustermanagement als auch Vertrauen zwischen den einzelnen 
Clusterakteuren untereinander. Dieses Vertrauen erwirke man dadurch, dass „man immer viel 
miteinander redet“ (CP-P11).  Die Wichtigkeit des persönlichen Kontakts sowie eines gegenseitigen 
Verständnisses der Akteure untereinander für die langfristigen Erfolgsaussichten einer partizipativen 





Netzwerk die „Chemie […] nicht stimmt, wenn da keine Offenheit herrscht, da ist es dann schon schwierig“ (CM-
P2). In solchen Fällen helfe dann auch kein noch so gutes Instrument des Clustermanagements. Um 
auch wirklich nachhaltig wirken zu können, mahnen jedoch mehrere Gesprächspartner von beiden 
Seiten, dass eine solche Vernetzung nicht zum reinen Selbstzweck betrieben werden dürfe – ein 
Stammtisch mache schließlich noch keinen Cluster (Vgl. CP-P5) – sondern auch eine konkrete produkt- 
bzw. projektorientierte Richtung bräuchte. Ohne darstellbare volkswirtschaftliche oder 
einzelbetriebliche Wertschöpfung bestünde letzten Endes auch kein langfristiger Vorteil und damit 
kein Mehrwert in einer zwischenbetrieblichen Kooperation (Vgl. CM-P4). Entsprechend sollte parallel 
zur „Vertrauensschiene“ (CM-P3) als zweite Basis einer eigendynamischen Clusterentwicklung im 
Rahmen der jeweiligen Austauschforen zielgerichtet auf Projekte hingearbeitet werden:  
„Vertrauen, das ist wirklich wichtig für jede Zusammenarbeit, dass man auch offen miteinander sprechen 
 kann. Aber wenn man nicht gemeinsam in einem Projekt gearbeitet hat oder gemeinsam eine Idee 
verfolgt  hat und dann auch wirklich, ja, Zeit investiert, Ressourcen investiert, würde dieses Netzwerk 
nicht wachsen.“ (CM-P3)  
Im Zuge einer aktiven Beteiligung an Kooperationsprojekten steige der Erfahrung der befragten 
Clusterpolitiker zufolge auch die Zahlungsbereitschaft der Clusterakteure:  
„[…] je mehr sie bloß die allgemeinen Sachen, so wie zum Beispiel Veranstaltungen nur benutzt haben, 
 desto geringer ist auch die Bereitschaft, was zu bezahlen. Unternehmen, die bei konkreten Projekten 
dabei waren, sind vielleicht eher bereit, wieder was zu bezahlen, als die, die nicht dabei waren.“ (CP-P6) 
Die öffentliche Hand trägt dieser Zielsetzung bspw. im Falle Baden-Württembergs über die staatliche 
Projektförderung als Kooperationsanreiz explizit Rechnung (Vgl. CM-P5). Um aus der gezielten 
kollektiven Projektarbeit heraus eine über die etwaigen Förderperioden hinausgehende langfristig 
anhaltende Austauschdynamik entstehen zu lassen, sei mehreren befragten Clustermanagern zufolge 
jedoch auch die Schaffung eines konkreten räumlichen oder institutionellen Bezugspunktes als 
Ausgangspunkt einer unternehmens- und institutionenübergreifenden Zusammenarbeit für die 
Clustermitglieder von herausragender Bedeutung. Sämtliche Gesprächspartner verweisen auf die 
räumliche Nähe der Clusterakteure zueinander als einen bestimmenden Faktor in der Entstehung 
eines regionalen oder lokalen Zusammengehörigkeitsgefühls und einer gemeinsamen „Identität“ (Vgl. 
CP-P11). Nicht in allen betrachteten Fällen konzentrieren sich die mit dem jeweiligen Cluster 
verbundenen Akteure jedoch in einem eng umrissenen lokalen oder regionalen Umfeld. In anderen 
Fällen verweisen die befragten Clustermanager auf die negativen Auswirkungen bereits kleinster 
Distanzverschiebungen – oft nur im Bereich weniger Minuten Fahrzeit – auf die Anbahnung und 
Aufrechterhaltung interorganisationaler persönlicher Vernetzungen (siehe CM-P4). Vor diesem 
Hintergrund spiele die Schaffung zentraler, gemeinsam getragener und genutzter Einrichtungen wie 
Entwicklung- und Testlabors sowie Projektbüros, in denen Mitarbeiter der einzelnen Projektpartner 
für die Dauer der jeweiligen Projektlaufzeiten ihren dauerhaften Arbeitsplatz einnehmen, eine 
maßgebliche Rolle in der Schaffung eines lokalen sozialen Kitts. Einzelne Clustermanager, deren 
Cluster über entsprechende Einrichtungen verfügen, beschreiben diese „gemeinsame(n) Standorte“ (CM-
P1) als wesentliche identitätsstiftende Bezugspunkte für den gesamten Clusterverbund und sehen sie 
als bedeutende Vorteile gegenüber anderen Clustern, die über keine vergleichbaren Einrichtungen 
verfügen:  
„Also ich glaube, durch das, dass wir jetzt eben den Vorteil des gemeinsamen Standorts haben, haben 
wir einen riesen Vorteil gegenüber anderen Clustern. […] hätten wir nur ein paar, also wären wir nur so 
ein 5-Jahres-Netzwerk gewesen wo jeder an seinem Standort geblieben wäre und irgendwann wäre auch 
der Zwang für gewisse Berichte oder Projekttreffen oder gemeinsame Projekte nicht mehr da, würde sich 
das, glaube ich, verlaufen, würden sich vielleicht irgendwie ein paar irgendwie weiter, also, 





ich einfach, […] ist man dann zu weit voneinander weg und hat sich auch gar nicht kennengelernt.“ (CM-
P1) 
Die Erfahrungen der befragten Praktiker spiegeln somit die in der Literatur als neben der regionalen 
Nähe als Clusterentstehungsgrundlage identifizierte relationale Nähe der Akteure zueinander wider. 
Die einzelnen Akteure nehmen kollektiv Besitz von einem solchen Standort und internalisieren damit 
gleichsam die Vorteile aus der gegenseitigen Kooperation im Cluster. Das aus Sicht der befragten 
Praktiker für die erfolgreiche Clusterentwicklung so wichtige mitgliedschaftliche Commitment (Vgl. CP-
P11) und die Zusammenarbeit im Cluster werden auf diese Weise unabhängig von etwaigen 
clusterpolitischen Eingriffen von außen institutionell verfestigt. Eine freiwillige finanzielle Beteiligung 
sei dadurch zudem eher wahrscheinlich, als wenn es keinen unmittelbaren Bezug der Akteure zu 
entsprechenden Einrichtungen gebe. Ein nach eigener Aussage bereits zum Zeitpunkt des Interviews 
privatwirtschaftlich unabhängiger „nachhaltiger“ (CM-P1) Cluster habe sich in Erkenntnis dieser 
Grundvoraussetzung für eine langfristig selbsttragende Dynamik daher zu Beginn der Förderperiode 
entgegen aller Erwartungen des öffentlichen Fördermittelgebers eine entsprechende 
Konsortialbildung im Clusternetzwerk betrieben und sich „auf das Vertragswerk und auf den Bau der Halle“ 
(CM-P1) konzentriert. Zwar war auch in jenem Fall die Vertrauensbildung eine der „schwierigsten 
Arbeiten“ (CM-P1) und habe lange gedauert, zudem sah man sich denselben Herausforderungen in der 
Einbindung der einzelnen Clusterakteure gemäß ihren Interessen, Bedürfnissen und Erwartungen 
gegenüber. Allerdings habe der gemeinsame Standort dauerhaft das Zusammengehörigkeitsgefühl 
gestärkt, da man sich nicht nur „temporär zu Meetings sehen“ würde, sondern „runter gehen konnte zu den 
Kollegen ins Büro, und man gemeinsam Mittagspause macht, man hat gemeinsame auch Sommer- oder 
Winterferien usw.“ (CM-P1). In einem weiteren Fall beschreibt ein anderer Clustermanager ein 
weitgehend „selbsttragendes Netzwerk“ (CM-P2), welches sich neben einem genügenden Benefit für die 
beteiligten Unternehmen, Gemeinschaftsmessen und einer internationalen Sichtbarkeit als 
spezialisierter Standort ebenso durch eine gemeinsam getragene Kooperationsplattform auszeichne.   
6.3.1.2.4 Adäquate Struktur und Governance des Clustermanagements  
Im Hinblick auf die Koordination, Steuerung und Führung des Clusterentwicklungsprozesses besteht 
bei den befragten Akteuren weitgehend Einigkeit. Es gehöre „fast schon zum Allgemeingut“ (CM-P3), 
dass ein professionelles Vollzeitclustermanagement absolut notwendig sei. Dies sollte über eine klar 
formulierte Zielstellung verfügen und mit einer ausreichenden Anzahl persönlich geeigneter und 
fachlich qualifizierter Kräfte besetzt sein, die die jeweiligen Teilbereiche des Clustermanagements wie 
z.B. Marketing, Öffentlichkeitsarbeit oder das Netzwerkmanagement betreuen (siehe Abschnitt 6.2.5 
Strukturen und operative Abläufe).  
Aus den geführten Gesprächen geht hervor, dass das Vorhandensein einer institutionalisierten 
Clustergestalt, wie z.B. die in den prämierten Spitzenclustern bestehenden Clustervereine, von allen 
Interviewteilnehmern als eine bedeutende Grundlage für die langfristigen Erfolgsaussichten und die 
Nachhaltigkeit der vom Clustermanagement durchgeführten Clusterentwicklungsmaßnahmen 
betrachtet wird. Die Berlin-Brandenburger Gesprächspartner verweisen explizit auf den Mangel 
entsprechender Strukturen in ihrer Region und beziehen sich in ihren Handlungsansätzen zur 
nachhaltigeren Ausgestaltung der örtlichen Clusterförderung konkret auf die als wegweisend 
empfundenen Beispiele aus dem süddeutschen Raum. Die Clustervereine gelten den befragten 
Praktikern dabei nicht nur als strukturelle Grundlage und operative Ausgangsbasis eines 
Clustermanagements, sondern stünden in ihrer clusterspezifischen Geschlossenheit stellvertretend für 
ein aktives – auch finanzielles – mitgliedschaftliches Engagement einer gewissen Zahl regionaler 
Kernakteure, ohne welches Clusterinitiativen gleich welcher Art wohl kaum zu verstetigen wären. 
Vereine und ähnliche Institutionen schaffen Identifikation und Vertrauen in eine Gemeinschaft, in der 





oder ich zahle auch einen Mitgliedsbeitrag, beteilige mich aktiv daran“ (CP-P5). Die Clustervereine, die in der 
Regel über ihre Vorstandsgremien als unmittelbare Auftraggeber der jeweiligen 
Clustermanagementgeschäftsstellen fungieren, werden für die Mitglieder somit zu einem 
Transmissionsriemen ihrer Interessen, Bedarfe und Erwartungen an eine gemeinsam getragene 
Clusterentwicklungsmaßnahme.   
Ein Clustermanagement sollte sich nach Einschätzung der befragten Clustermanager im 
Clusterverbund stets klar und sichtbar als „Ansprechpartner“ und „Kümmerer“ (CM-P3) positionieren und 
grundsätzlich offen sein für die Belange der Mitglieder. Gleichzeitig müssen demnach die Erwartungen 
an ein Clustermanagement aktiv gemanagt werden (Vgl. CM-P3). Neben einem Grundvertrauen sowie 
einer Identifikation mit den Institutionen des Clusters sei dafür eine ausreichende Transparenz 
notwendig:  
 „[…] die Strategie, die Handlungsfelder, müssen für alle transparent sein und auf der anderen Seite muss 
 auch für jeden, der verschiedenen Stakeholder klar sein, was habe ich denn davon. Also so eine 
 Transparenz soll herrschen. Was können wir auch leisten, was wollen wir auch leisten für die einzelnen 
 Stakeholder.“ (CM-P3)  
Um die oben bereits beschriebene von den befragten Praktikern angemahnte aktive Einbindung der 
Clusterakteure in die kollektive Entscheidungsfindung im Cluster zu gewährleisten, empfehlen die 
Interviewpartner darüber hinaus eine Reihe von strukturellen Beteiligungsmöglichkeiten, die sich in 
der Praxis bereits bewährt hätten. Dazu gehören z.B. Beiräte oder Beratungsgremien, denen 
Delegierte der Akteure aus dem Cluster bzw. den jeweiligen Clusternetzwerken angehören, und die 
sich mit dem Clustermanagement turnusmäßig in regelmäßigen Abständen zusammenfinden, um 
gemeinsam mit den Clustermanagern die Zielerfüllung zu kontrollieren, Feedback zu den Leistungen 
des Clustermanagements zu geben, bestehende sowie etwaige neue Maßnahmen zu besprechen, 
Anpassungen in der strategischen Zielformulierung vorzunehmen oder ggf. gemeinsame 
Problemlösungsstrategien zu entwerfen. Im Falle der befragten Spitzencluster können aufgrund der 
den Clustern zugrundeliegenden Vereinsstrukturen neben den zur Steuerung der 
Clustermanagements eingesetzten Cluster Boards (siehe Abschnitt 6.2.5 Strukturen und operative 
Abläufe) auch die jährlich stattfindenden Mitgliederversammlungen eine solche Funktion erfüllen. 
Weitere Beispiele sind speziell auf einzelne Projekte zugeschnittene Arbeitstreffen aber auch offene, 
themenübergreifende Workshops. Maßgeblich sei in jedem Fall die Gewährung eines 
Mitspracherechts – „wie man das nennt, ist egal. Damit die das Ganze irgendwie unterstützen und dass die 
Clusterakteure auch ein bisschen mitreden können“ (CP-P9). Einzelne Gesprächspartner verweisen auf die 
positive Wirkung eines übergeordneten ehrenamtlichen Clustersprechers aus dem Kreise der 
Clusterakteure, der als oberster Repräsentant und Vertrauensperson der Mitglieder auf persönlicher 
Ebene und abseits des offiziellen Austauschprotokolls für die Berücksichtigung der Interessen der 
Akteure Sorge trägt. Das Fehlen klarer Mitgliedschaftsstrukturen als Clusterbasis und das damit 
einhergehende Fehlen institutioneller Nähe sowie eines identitätsstiftenden Zugehörigkeitsgefühls im 
Cluster wird in diesem Zusammenhang von den Gesprächspartnern aus Berlin bedauert. Eine 
Einbindung der Unternehmen im Cluster sei aufgrund der gegenwärtigen Clusterstruktur schlichtweg 
nicht möglich und Entscheidungen, die etwaige Handlungsfelder im Cluster betreffen werden durch 
das Clustermanagement auf Ebene der als Trägergesellschaften fungierenden regionalen 
Wirtschaftsfördergesellschaften getroffen (Vgl. CP-P12). Ein anderer Interviewpartner aus dem 
Bereich der öffentlichen Hand betonte, die Akteure „sollen […] nicht jedes Jahr irgendwie ein neues Projekt 
vorgesetzt bekommen, sondern die sollen von sich aus sagen, der Bereich ist uns wichtig, da würden wir gerne 
einen Schwerpunkt legen“ (CP-P9). Aus Sicht aller Gesprächspartner ist es daher wichtig, dass 
Organisation und Einbindung des Clustermanagements in das lokale Clustergefüge den partizipativen 





„den Akteur, der alleine ein Cluster entwickelt. Das ist immer das Zusammenspiel von verschiedenen 
 Ebenen, von verschiedenen Seiten und verschiedene Themen. Das wirklich wichtige ist, wenn man gezielt 
 Cluster entwickeln muss oder will, dass man diese Akteure zusammenbringt, an einen Tisch und dass 
man sich als Partner versteht.“ (CM-P7)  
Die befragten Clustermanager bestätigen diese Sichtweise und beziehen die aktive Einbindung der 
Clusterakteure dabei nicht nur auf die Alltagsarbeit, sondern ganz konkret auch auf die Erarbeitung 
der Clusterstrategien sowie die Ausgestaltung aussagekräftiger strategischer Monitoringstrukturen:  
„Die inhaltliche Erarbeitung, die wollen wir mit allen Mitgliedern, also möglichst vielen Mitgliedern 
 machen und zusätzlich ausgewählten Experten externer Natur […] Und ich erwarte mir […] aus diesem 
 Prozess heraus, dass wir dort Elemente herauskristallisieren, die jetzt den verschiedenen Stakeholdern 
 auch wichtig sind […] und wenn man die besonderen wichtigen Elemente hat dann kann man darauf 
dann auch eine Kennzahl […] fixieren. […] Und das braucht man in diesem Prozess auch nochmal 
abfragen bzw. behandeln.“ (CM-P3)         
Den befragten Praktikern zufolge ist die Geschäftsstelle eines Clustermanagements im Idealfall mit 
sechs und mehr Personen, mindestens jedoch mit zwei bis drei Mitarbeitern besetzt (Vgl. CM-P3; CM-
P10). Die letztendliche personelle Ausgestaltung richte sich aber schlussendlich nach den Aufgaben 
und Verantwortlichkeiten des jeweiligen Clustermanagements und könne daher im Zeitverlauf und in 
Abhängigkeit von den zur Verfügung stehenden finanziellen Mitteln variieren (Vgl. CM-P4, CM-P8; CM-
P10). Wichtig sei neben einem professionellen Team und den genannten Governance-Elementen, wie 
z.B. einem übergeordneten Cluster Board oder auch beratenden Gremien, ein im Clustermanagement 
angesiedelter Cluster-Geschäftsführer, welcher gewissermaßen als hauptsächlicher Clustermanager 
fungiert und die zentrale Verantwortung trägt (Vgl. CP-P9). Als Eignungskriterien für die Auswahl der 
Mitarbeiter eines Clustermanagements stehen neben den üblicherweise geforderten fachlichen 
Qualifikationen bspw. im Marketing oder aber auch der Projektverwaltung gewisse 
Persönlichkeitsmerkmale als „Grundvoraussetzung“ (CM-P3) im Vordergrund. So sollten Mitarbeiter im 
Clustermanagement kommunikativ und teamfähig sein. Dies gelte zwar als Allerweltsforderung, 
gerade im Clustermanagement sei dies jedoch unverzichtbar. Clustermanager und deren Mitarbeiter 
sollten keine „Eigenbrötler sein, die meistens mit ihrem Kittel am Schreibtisch sitzen oder sich hinter einem 
Aktenstapel verstecken, sondern die natürlich ein bisschen kommunikativ sind und […] die Fähigkeit haben, […] 
gewisse übergreifende Dinge auch zu verstehen“ (CM-P3). Die Mitarbeiter eines Clustermanagements 
müssten von sich aus rausgehen in den Cluster und aktiv und intensiv Kontakte zu den Akteuren 
aufbauen, andernfalls sei der nötige Austausch im Cluster und das grundlegende Vertrauen ins 
Clustermanagement nicht herzustellen. Einem befragten Clusterpolitiker zufolge vereine alle mit der 
betreffenden Clusterförderung befassten Mitarbeiter in Verwaltung und Clustermanagement das 
gemeinsame „Interesse an der Weiterentwicklung dieser spezifischen Branche“ (CP-P11), so dass im 
betrachteten Fall gar von einem relativ hohen intrinsischen Motivationsgrad ausgegangen werden 
könne. Zwei Clustermanager eines anderen Standorts betonten in diesem Zusammenhang die 
Leidenschaft, mit der sich ein Clustermanager für die Bedienung der Akteursinteressen einbringen 
müsse, um den erforderlichen Servicegedanken mit Leben erfüllen zu können: „Ja, das leben. Also, dass 
man halt auch einfach Spaß daran hat und das auch zeigt, also dass man wirklich so diese Begeisterung mit 
vermittelt“ (CM-P3). Um eine entsprechende Außenwirkung bzw. ein passendes Image zu entfalten, 
solle man sich als Clustermanagement daher auch unmissverständlich von der öffentlichen 
Verwaltung abgrenzen, unabhängig davon, ob diese die Geschäftsstelle finanziell fördert oder nicht. 
Um Mitarbeiter dauerhaft zu motivieren und darüber hinaus auch die oben bereits erwähnte 
personelle Kontinuität in der Netzwerkarbeit zu gewährleisten, sei es hilfreich, wenn Mitarbeiter über 
ein Engagement im Clustermanagement auch im Clusterumfeld „Karriere machen konnten“ (CM-P1), dies 
gelte zudem insbesondere für die personelle Ausgestaltung etwaiger gemeinsam getragener 





projektbezogen Mitarbeiter delegieren. Die langfristige Bindung von Mitarbeitern spielt vor dem 
Hintergrund von aus Nachhaltigkeitsgründen zu vermeidenden personellen Brüchen in der 
Netzwerkarbeit auch als Argumentationsgrundlage für eine fortgesetzte institutionelle Förderung 
durch die öffentliche Hand eine Rolle (siehe unten). So wird die häufig nur projektbezogene Befristung 
von Arbeitsverträgen im Clustermanagement aus Sicht des Clustermanagements in dieser Hinsicht als 
veritables Problem beschrieben (Vgl. CM-P2).        
Aus der vermittelnden Rolle eines Clustermanagements an der Schnittstelle zahlreicher 
unterschiedlicher Interessensphären im Cluster leiten die befragten Praktiker ein unbedingtes 
Unabhängigkeits- und Neutralitätsgebot für die Person des Clustermanagers und sein oder ihr 
gesamtes Team ab. Ein Clustermanagement müsse zu 100% die Interessen des Clusters als Ganzes 
vertreten. Einzelne Mitarbeiter bzw. der oder die Clustermanager sollten daher keinerlei 
Assoziationen und Obligationen zu einzelnen im Cluster vertretenen Akteuren haben, selbst wenn sie 
– wie im Falle einiger Gesprächspartner – in der Vergangenheit bei diesen angestellt gewesen waren. 
Um auch im Konfliktfall zwischen mehreren Clusterakteuren vermitteln und überhaupt das 
entsprechende Vertrauen bei den verschiedenen Akteuren erwirken zu können, bedürfe es einer 
neutralen Person als universellem Ansprechpartner, „der keine Zielgruppe oder keine Gruppe an sich 
befördert, sondern der für alle da ist und da auch diese Neutralität hält“ (CM-P3). Man müsse als 
Clustermanagement zwar die Interessen und Bedürfnisse aller Akteure abbilden, dem gemeinsamen 
Ansinnen einen Rahmen geben und alle Akteure mitnehmen, dürfe jedoch nicht für einzelne Akteure 
Position beziehen. Auf diese Weise könne ein neutraler Clustermanager im polyzentrischen 
Clusterverbund eine ausgleichende Wirkung haben und als Brückenbauer auch zwischen fundamental 
unterschiedlichen Denkweisen und Kulturen wie denen von Unternehmen und Hochschulen 
fungieren: 
„Also eben weil wir so neutral sind und in alle Bereiche hier auch einen sehr guten Einblick bekommen 
[…] können wir versuchen, sowas (Netzwerke – Anm. d. Verf.) auch anzustoßen […]. Wir kriegen ein ganz 
 anderes  Gespür und dadurch, dass man uns vertraut. […] Wir hören auch sehr viel, was außerhalb 
niemals  gesagt werden würde.“ (CM-P3) 
Unabhängigkeit und Neutralität ermöglichen einen ungezwungenen persönlichen Kontakt. Dieser sei  
 „Extrem wichtig, extrem. Also auch um ein Gespür zu kriegen, sonst hätten wir nicht die Übersicht, wo 
 sind überhaupt Probleme oder wie sieht es überhaupt in der Zuliefererlandschaft aus oder bei den 
 Hochschulen oder warum können die nicht miteinander, warum die lieber forschen und sind da in ihrem 
 eigenen Denkkreis und haben nicht den Blick.“ (CM-P3)  
Die gebotene Neutralität beziehe sich nach Ansicht einiger Clustermanager aber auch auf die eigene 
Position als Clustermanagementkörperschaft. Ein Clustermanagement müsse die eigenen 
institutionellen Interessen zugunsten derer des Gesamtnetzwerks zurückstellen:  
„deswegen ist es zum Beispiel auch nicht mein primäres Ziel, zu sagen, ich muss wachsen 
personalmäßig. Wenn ich sage, ich kann mit meinen fünf Leuten das, was ich mir als Ziel gesetzt habe, 
perfekt umsetzen, dann gibt es keinen Grund, zu wachsen erst mal oder Einnahmen zu generieren. Wenn 
ich aber feststelle, […] ich kann für meine Partner neue Themen umsetzen, oder ich brauche […] mehr 
Personal, dann muss ich halt probieren, auch zu wachsen. Also es geht nicht drum, meine Ziele 
umzusetzen, sondern eigentlich die Ziele, die wir uns als Netzwerk gesetzt haben […]. Und davon muss 
ich […] meine eigenen Interessen gegebenenfalls auch etwas zurückstellen.“ (CM-P10)  
Eine solche zweckorientierte Ausrichtung helfe letztendlich auch dabei, den Mehrwert des 





„Das ist […] ein wichtiger Punkt […] damit man bei den Mitgliedern als für sie arbeitend wahrgenommen 
 wird. Und die Mitglieder gehen ja ins Netzwerk, damit sie was davon haben, nicht, dass das Netzwerk 
was davon hat.“ (CM-P10) 
6.3.1.2.5 Passende Umfeldfaktoren 
Neben den oben genannten, auf die inhaltliche und strukturelle Ausgestaltung bezogenen, 
Nachhaltigkeitsdeterminanten verweisen die Gesprächspartner auf eine Reihe von Umfeldfaktoren, 
die im regionalen Einzugsgebiet einer Clusterentwicklungsstrategie gegeben sein sollten, damit für die 
entsprechenden Netzwerke bzw. die in deren Zentrum stehenden Clustermanagements eine Aussicht 
auf langfristige Eigenständigkeit bestünde. Diese werden zudem teils explizit in einen unmittelbaren 
Zusammenhang mit einer grundsätzlichen Möglichkeit zur Clusterbildung gesetzt. Dazu gehören 
zunächst die Beschaffenheit der regionalen Unternehmens- und Hochschullandschaft, die 
grundsätzliche Eignung der jeweiligen Branchen zur innovationsorientierten Vernetzung sowie die 
geografische Verteilung der führenden Clustermitglieder.  
Im Hinblick auf die Aussicht auf die Schaffung einer tragfähigen privaten Finanzierungsstruktur zeigen 
die Erfahrungen der befragten Praktiker erwartungsgemäß, dass ohne eine möglichst große Anzahl 
zahlender Unternehmen im Netzwerk, der budgettechnischen Herausforderung einer Überführung 
öffentlich initiierter Clustermanagements in private Trägermodelle kaum begegnet werden könne. 
Auch die Größe der Unternehmen spielt dabei eine wichtige Rolle. Die Beschaffenheit der 
Unternehmenslandschaft der jeweiligen Regionen rückt damit in den Vordergrund. Aus Thüringen 
wird beispielsweise berichtet, dass in den meisten Fällen ohne eine Konsolidierung einzelner 
Netzwerke keine „kritischen Massen“ (CP-P7) zur Herstellung von „stabilen nachhaltigen Strukturen“ (CP-
P7) möglich sei. Es fehle schlichtweg an größeren, finanzstarken, Firmen in der Region. Baden-
Württemberg hingegen verfügt über zahlreiche international tätige Großunternehmen, die dazu noch 
ihren Hauptsitz in der Region haben. So berichten zwei unabhängig voneinander befragte und für 
jeweils separate Cluster sprechende Clustermanager aus dem Raum Heidelberg, dass sie über eben 
jene „potenten Partner“ (CM-P2) im Netzwerk verfügen würden (Vgl. CM-P1; CM-P4). Ohne jene 
Großunternehmen als „Anker“ (CM-P4) und Aushängeschild für das Clusternetzwerk, die im 
„Machtgefüge“ (CM-P1) des regionalen Unternehmensumfelds eine Führungsrolle übernehmen 
könnten, sei es erheblich schwieriger, weitere Akteure zur Mitarbeit im Cluster und bereitwilligen 
finanziellen Unterstützung gemeinschaftlicher Maßnahmen zu bewegen: „[…] sie brauchen die Mischung. 
Wenn sie Großunternehmen nicht an Bord haben, funktioniert es nicht.“ (CM-P4).      
Ein weiterer Faktor, der im Zusammenhang mit der Beschaffenheit der Region steht, ist das 
Vorhandensein international renommierter Universitäten in der Region. Beides, eine reiche 
Unternehmens-, als auch eine international relevante Hochschullandschaft, stehen für die 
Interviewpartner aus Clustermanagement und Clusterpolitik in einem direkten Verhältnis zur 
Attraktivität des Standorts für Firmen, und „Toptalente“ (CM-P4) als Arbeitnehmer und Forschende 
(Vgl. CM-P4; CP-P5). Für die befragten Akteure sind beide Elemente der Standortattraktivität 
untrennbar mit dem Erfolg und der Nachhaltigkeit der Clusterinitiativen verbunden:  
 „Also Standorte, die zwar gute KMUs und viele Unternehmen haben, gibt’s ja ein paar auch in Baden-
 Württemberg, viele Schrauberbuden, alle herausragend tolle Patente, aber keine herausragende 
 Universität mit Weltrang im Umfeld. Auch das funktioniert nicht.“ (CM-P4)   
Letztlich fasst ein Gesprächspartner aus dem Clustermanager die aus seiner Sicht wesentlichen 
Faktoren wie folgt zusammen:  
 „Schlüsselpersonen mit der gemeinsamen Vision, die müssen da sein und eben ein paar Zutaten wie eine 






Aus Sicht einzelner Gesprächspartner ist eine lokale kritische Masse an Firmen und Top-Unis allein 
jedoch noch kein hinreichender Faktor für die Nachhaltigkeit eines Clustermanagements als 
innovationsorientiertem Instrument der Wirtschaftsförderung. Dafür sei letztlich auch die 
grundlegende Neigung der lokalen Industrie zur Innovation ausschlaggebend: „Und dann kommt hinzu – 
das ist unsere Erfahrung – dass es besonders gut da funktioniert, wo solche Branchen, industrielle Branchen, stark 
auf Innovation orientiert sind.“ (CP-P11). Interessant ist an dieser Aussage besonders, dass sie aus dem 
Munde eines Vertreters der öffentlichen Hand kommt und dieser zudem das Thema Innovation 
grundlegend als Funktion öffentlich-privater Kooperation begreift:  
„[…] wenn Branchen innovationsorientiert sind, dann gibt es eine gute Rolle auch für die öffentliche 
Hand, sie dabei zu unterstützen, weil Innovation eben etwas ist, was notwendig eigentlich eine 
Zusammenarbeit  zwischen öffentlicher Hand, also Politik und den Akteuren, der Innovationsentwicklung, 
also Unternehmen und Wissenschaft, voraussetzt.“ (CP-P11)  
Entsprechend wird an anderer Stelle auch das fortgesetzte finanzielle Engagement der öffentlichen 
Hand im örtlichen Clustermanagement begründet. Die Aussage lenkt den Blick jedoch auf eine 
grundlegende Bedingung, die auch bereits in der in der Literatur geäußerten Kritik an der Umsetzung 
des Clusterkonzepts in der wirtschaftspolitischen Praxis geäußert wurde: Eine Branche muss 
grundlegend für eine Clusterbildung geeignet sein. Den Gesprächspartnern ist dies offenbar – mehr 
oder weniger direkt – bewusst.     
Zuletzt beziehen sich mehrere Gesprächspartner beider Seiten konkret auf die förderliche Wirkung 
regionaler Nähe in der Entstehung vertrauensvoller Austauschstrukturen. So machten im 
unmittelbaren Clusterumfeld schon kleine Distanzen einen großen Unterschied (Vgl. CM-P4). Zudem 
begünstige die unmittelbare räumliche Nähe, insbesondere wenn dieses den unkomplizierten 
täglichen Umgang miteinander ermögliche, die Zusammenarbeit und persönliche Kontaktanbahnung 
(Vgl. CM-P1; CM-P2; CM-P3). Die Gesprächspartner betonen in diesem Zusammenhang die Vorteile 
gemeinsam genutzter Räumlichkeiten wie z.B. Büros oder auch Mensen, Kantinen und Cafeterias. Die 
Existenz entsprechender gemeinsam genutzter Einrichtungen oder die räumliche Überschneidung des 
Einzugsgebietes der eigenen Büros bspw. mit einem Universitätscampus – wie es in einer Stadt wie 
Heidelberg der Fall ist – spiele einer Clusterbildung in die Hände (Vgl. CM-P4).      
Ein Vertreter der öffentlichen Hand bringt die oben genannten Umfeldfaktoren aus regionalpolitischer 
Perspektive auf einen Punkt. Clusterförderung sei „ja ein regionalpolitisches Instrument. Das funktioniert 
auch nur in bestimmten regionalen Bezügen“ (CP-P11). Es bedürfe demnach eines tatsächlich vorhandenen 
spezifischen Bezuges der zu fördernden Branche zur betreffenden Region, um eine Clusteridentität 
aufzubauen. Wenn genügend innovationsorientierte Akteure einer Branche in derselben 
unmittelbaren Region vorhanden und zudem zur Zusammenarbeit bereit wären, könne man darüber 
„Identität aufbauen und das ist wichtig für so ein mitgliedschaftliches Engagement, das wir hier brauchen.“ (CP-
P11).  
6.3.2 Umgang mit speziellen Konfliktfeldern in der Verstetigung von Clustermanagement  
Der hier beschriebene Umgang mit einzelnen Konfliktfeldern betrifft Bereiche, die von den befragten 
Akteuren gesondert hervorgehoben worden sind. Die Aussagen der Interviewpartner erlauben 
wertvolle Einblicke in den Umgang mit grundlegenden Problemen einer Überführung öffentlich 
geförderter Clustermanagements in eine weitestgehend private Trägerschaft in der Praxis und 
illustrieren beispielhaft die Rolle der zuvor im Rahmen der geführten Gespräche identifizierten 
Nachhaltigkeitsfaktoren für Clustermanagements. Im Vordergrund stehen dabei die schrittweise 
Überführung von top-down initiierten und über mehrere Jahre vollständig öffentlich finanzierter 
Clusterinitiativen in eine zumindest anteilig private Trägerschaft, die organisatorische und operative 





institutionell geförderter Clusternetzwerke in eine vollständige private Trägerschaft sowie die 
Gewährleistung einer möglichst konfliktfreien Abkopplung vergleichsweise kleiner institutionell 
bezuschusster Clusternetzwerke in strukturschwachen Regionen.      
6.3.2.1 Fehlende Zahlungsbereitschaft der Clusterakteure für zuvor öffentlich finanzierte Leistungen 
Die Gesprächspartner berichteten einhellig von der Erfahrung, dass wenn Leistungen eines 
Clustermanagements über einen Zeitraum von mehreren Jahren einer zwar clusterspezifischen doch 
nichtsdestotrotz breiten Branchenöffentlichkeit unentgeltlich zur Verfügung gestellt worden sind, eine 
Bereitschaft zur anteiligen Mitfinanzierung durch die Akteure im Cluster nahezu ausgeschlossen ist, 
Das Beispiel der Berliner Clusterförderung illustriert in diesem Zusammenhang sehr anschaulich, welch 
zentrale Rolle Gewöhnungseffekte sowie fehlende Ausschlussmechanismen für die Aussichten einer 
Clusterinitiative spielen, in ihrer hergebrachten Form als zuvor vollständig öffentlich finanziertes 
Angebot der Stadt umfinanziert zu werden. Es lenkt den Blick zudem auf die zentrale Rolle von 
Mitsprachemöglichkeiten der Akteure im Cluster, der Abstimmung des Maßnahmenportfolios auf 
konkrete Bedarfe der Akteure sowie die Unverzichtbarkeit einer cluster- oder netzwerkspezifischen 
Profil- und Gemeinschaftsbildung.  
Als grundlegender Ausgangspunkt der Berliner Problematik wird die fehlende Institutionalisierung der 
Clusterstrukturen vor Ort benannt. Im Gegensatz zu den übrigen befragten Standorten, hat in Berlin 
zunächst keine Gründung von Clustervereinen oder ähnlichen themenzentrierten Netzwerken 
stattgefunden die ein autonomes Zusammengehörigkeitsgefühl im Cluster entstehen lassen könnten. 
Die Clusterförderung richtet sich konsequenterweise eher an normativ definierte Branchencluster – 
nicht ein konkretes Netzwerk aus Akteuren einer bestimmten Branche konstituiert einen Cluster, 
sondern die Gesamtheit einer Branche wird als solcher gesehen. „Clusterakteure“ im eigentlichen Sinne 
sind demnach all diejenigen Unternehmen und andere Organisationen oder Institutionen der 
jeweiligen einen Cluster konstituierenden Branchen, die „in Projekten, Vorhaben mitwirken, die zu 
Clusterkonferenzen kommen und sich an Diskussionen beteiligen“ (CP-P12). Es besteht eine Freiwilligkeit 
ohne jedwede institutionelle Reziprozität. Für die Teilnahme an vereinzelten Veranstaltungen werden 
zwar geringe Gebühren fällig, jedoch trägt die Stadt die grundlegende Finanzierung des 
Clustermanagements. Zudem existieren bzw. existierten in der Vergangenheit keine Mitsprache- und 
Steuerungsmöglichkeiten für private Clusterakteure, auch wenn diese regelmäßig an Veranstaltungen 
des idealisierten Clusters teilnahmen (siehe Abschnitt 6.2.1 für die jeweiligen Clusterdefinitionen der 
Interviewpartner).  
Aufgrund der Tradierung dieses öffentlich getragenen Modells sieht die Stadt keine Möglichkeit, das 
Clustermanagement in seiner gegenwärtigen Form privat mitfinanzieren zu lassen: „Warum sollen sie es 
tun, bislang war’s eine scheinbar öffentliche Aufgabe. [..] aus welcher Logik, aus welchem Interesse sollten 
Unternehmen das tun?“ (CP-P12). Aus diesem Grunde möchte man nun die Einbindung der 
Clusterakteure über vermehrte Mitsprache- und Feedbackmöglichkeiten, bspw. im Rahmen von 
Gestaltungsworkshops und online-Umfragen – zu denen ausgesuchte, in der Vergangenheit bereits 
besonders aktive, Akteure geladen werden (Vgl. CM-P8) – intensivieren und institutionalisieren, um 
schrittweise zumindest die Einbindung der Leitakteure zu erhöhen und eine mehrwertorientierte 
Ausgestaltung der Clusterförderung zu ermöglichen. Die Frage sei „wie kann man eigentlich […] die 
Clusterarbeit noch stärker auf die Interessen der Unternehmen ausrichten, indem man Unternehmen auch an den 
Entscheidungen beteiligt“ (CP-P12). Man wisse jedoch, dass auch diese Herangehensweise ohne 
grundlegende strukturelle Veränderungen des gesamten förderpolitischen Ansatzes, zu keiner 
höheren Zahlungsbereitschaft seitens der Akteure führen würde (CP-P12), da es trotz allem an einer 
institutionellen Clusterbasis fehle. Vielmehr müsse man einen kompletten „Neustart“ (CP-P12) wagen. 
Allerdings fürchte man dadurch große Brüche in der bisherigen Entwicklung, weshalb man zunächst 





Situation heraus zu verändern. Man möchte innerhalb der bestehenden Cluster bestimmte 
Technologiethemen nutzen, um eine technologiespezifische eigendynamische Netzwerkbildung 
anzustoßen:  
„Wenn ich jetzt aber rangehe und sage, ich habe […] ein neues Aufgabenfeld intelligente Mobilität, ich 
 löse mich sozusagen von ganz spezifischen Ausrichtungen der Vergangenheit und sage, hier […] gibt es 
 Ansatzpunkte […] wo wir neue Initiativen starten können. Warum soll eine solche Neuinitiative, die vom 
 Clustermanagement angestoßen wird, nicht in der Folge finanziert werden durch Mitwirkung der 
privaten  Seite?“ (CP-P12)  
Um erneuten Gewöhnungseffekten vorzubeugen, könne eine Einbeziehung in die Mitgliedschaft und 
Ausgestaltung dieser Initiativen von vornherein an eine finanzielle Beteiligung gebunden werden. So 
erreiche man zum einen eine adäquate Ausrichtung an den Interessen der einzelnen Unternehmen, 
zum anderen jedoch gleichzeitig eine unmittelbare privatwirtschaftliche finanzielle Teilhaberschaft. So 
sei es in einzelnen Fällen bereits gelungen über eine öffentliche Anschubfinanzierung private-public-
partnerships rund um spezifische Technologiethemen ins Leben zu rufen, die sich zu 40% aus privaten 
Beiträgen finanzieren. Über ein mitgliedschaftliches Partnerschaftsmodell nach Hamburger Vorbild 
seien in einigen Fällen zudem gestaffelte Bezahlsysteme (einfache und Premiummitgliedschaften, 
Start-up-Mitgliedschaften, Fördermitgliedschaften) etabliert worden, in denen direkte 
Beteiligungsmöglichkeiten an Steuerungskreisen und dem damit einhergehenden Kontakt zur 
Staatssekretärsebene in Berlin als Anreiz für ein entsprechend höheres finanzielles Engagement 
dienen sollen.  
Laut eigener Aussage des politischen Gesprächspartners könne man auf diese Weise auch konkret den 
Bogen zur Nachhaltigkeit der Clusterentwicklung spannen:  
„Das ist sozusagen so etwas, wo ich ein Stück weit Nachhaltigkeit auch sehen würde […], jetzt nicht nur 
 anzusetzen, ich mache Veranstaltungen, […] Projekte und so weiter, sondern stärker zu schauen, wie 
kann ich hier spezifisch auch Netzwerke entwickeln, mit Forschung zusammenarbeiten, in gegebenen 
 Themenstellungen […].“ (CP-P12)    
Vorbild dieser Maßnahmen seien die süddeutschen Clusterstrukturen, die man sich perspektivisch 
auch für den Berlin-Brandenburger Raum wünsche:  
„[…] wie kann ich eine Initiative so clustermäßig ausgestalten, wie das sozusagen in Baden-Württemberg 
 oder Bayern stärker geschieht? Unternehmen wirken mit, sind vielleicht auch Teilmitglieder einer 
Initiative, die vielleicht auch dann einfach geschlossen ist, finanzieren etwas mit und entwickeln das 
sozusagen heraus. Das Clustermanagement gibt den Impuls und lässt dann los.“ (CP-P12)    
Im Berliner Modell versucht man, aus der gegenwärtigen Entwicklung heraus, neue 
Zusammenarbeitsformen und Finanzierungsmöglichkeiten zwischen der öffentlichen und privaten 
Seite zu ergründen, um der Clusterförderung mehr Effektivität und Eigendynamik zu verleihen. Man 
geht diesen Weg, indem man über die Gründung von neuen Initiativen unterhalb der bestehenden 
„Gesamt-Cluster-Ebene“ (CP-P12) die bereits erfolgten Entwicklungen aufgreift und aktive und 
interessierte Akteure über eine institutionelle „Zwischenebene“ (CM-P12) in Entscheidungen, die die 
Clusterentwicklung mittelbar beeinflussen, einbindet und schrittweise in die Eigenständigkeit entlässt. 
Der grundlegende Förderansatz wird nicht berührt, die Finanzierung der Clustermanagements erfolgt 
nach wie vor durch die öffentliche Hand. Allerdings hat man auf die beschriebene Art und Weise ein 
Instrument (das der themenspezifischen Netzwerkbildung) geschaffen, welches nach erfolgreichem 
Anschub durch das Clustermanagement weitgehend eigendynamisch fortbestehen kann, ohne dabei 





6.3.2.2 Fortführung wesentlicher hoheitlicher Aufgaben nach Wegfall öffentlicher Zuschüsse und 
 Umlagen 
Ein von mehreren Clustermanagern beschriebenes Problem im Zusammenhang mit dem 
perspektivischen Auslaufen öffentlicher Förderprogramme ist die Herausforderung, die eigenen 
Tätigkeiten auf ein tragfähiges betriebswirtschaftliches Fundament zu stellen. Dies bedeute im 
Regelfall den Wegfall sämtlicher übergeordneter öffentlicher Dienstleistungen und Maßnahmen, für 
die aufgrund der fehlenden entsprechenden Zahlungsbereitschaft seitens der Akteure keine 
Refinanzierbarkeit mehr gewährleistet sei. Ein Clustermanagement fiele zudem, ebenfalls aus 
Kostengründen, auf ein „Rumpfkonstrukt“ (CM-P10) aus wenigen Mitarbeitern zurück, welches sich 
fortan ausschließlich der Bedienung rein privater Interessen im unmittelbaren Netzwerkumfeld 
widmen könne (Vgl. CM-P3; CM-P4). Dies bedeute zwar zwingend eine kategorische Umstellung aller 
Aktivitäten auf die unmittelbaren Bedarfe des lokalen Akteurskreises (CM-P1; CM-P2) und käme somit 
zunächst im eigentlichen Sinne der Clusterbildung dem Zusammenhalt des jeweiligen Netzwerkes 
entgegen. Im Fokus stünde dabei die intensive Projektarbeit zur Verstetigung einer 
mehrwertorientierten (und damit refinanzierbaren) interorganisationalen Zusammenarbeit im Cluster 
(CM-P3; CM-P4; CP-P6) Allerdings entfielen zahlreiche übergeordnete Maßnahmen, die eine Erfüllung 
überindividueller Interessen am Standort zum Ziel gehabt haben und man verwandle sich in ein reines 
„Projektbüro“ (CM-P2) oder eine „Beraterbude“ (CM-P4). Damit verlöre man den übergreifenden 
Charakter eines Clustermanagements, welcher zum Inhalt habe, alle für die Clusterentwicklung 
relevanten Stakeholder der Region anzusprechen und in die gemeinschaftlichen Aktivitäten 
einzubinden (CM-P3) und stünde im marktwirtschaftlichen Wettbewerb zu ganz normalen Planungs- 
und Beratungsbüros ohne jedwedes clusterspezifische Alleinstellungsmerkmal (CN-P3; CM-P4). Dabei 
sei es eben gerade der unmittelbare Draht eines Clustermanagements zur regionalpolitischen 
Entscheidungsebene, der sowohl einen großen Teil der Wirksamkeit – des „Hebels“ (CM-P4) – eines 
Clustermanagements als Vehikel einer langfristig erfolgversprechenden Regionalentwicklung94 sowie 
den Reiz einer Mitgliedschaft im Clusterverein bzw. in den clusterpolitischen Entscheidungsgremien 
rund um ein regionales Clustermanagement ausmache (CM-P3; CM-P4). Aus diesem Grund beziehen 
mehrere der befragten Personen, sowohl aus Clustermanagement als auch Politik, explizit Stellung 
zugunsten eines fortgesetzten, zumindest flankierenden, Engagements der öffentlichen Hand und 
betonen die Notwendigkeit einer Einbindung aller (noch so privatwirtschaftlichen) 
Clustermanagementaktivitäten in den jeweiligen übergeordneten wirtschaftspolitischen Kontext. Ein 
Clustermanagement könne demnach unter Umständen, die einen fortgesetzten privilegierten 
Austausch mit der politischen Entscheidungsebene erlauben sowie bei fortgesetztem ausdrücklichem 
clusterpolitischen Engagement der öffentlichen Hand95, grundsätzlich auf eigenen Füßen stehen. Zur 
Sicherung wesentlicher Umfeldfaktoren wie einer Bereitstellung adäquater 
Ausbildungsinfrastrukturen, einer gezielten Unternehmensakquise oder eines umfassenden 
Standortmarketings stehe dennoch stets die öffentliche Hand in der Verantwortung.   
Der Freistaat Thüringen liefert dafür ein illustratives Beispiel. In Thüringen entlässt der Staat 
geförderte Netzwerke samt ihrer dazugehörigen Netzwerkmanagementstellen in die finanzielle 
Eigenständigkeit, steht aber weiterhin über das landeseigene Thüringer Clustermanagement bei 
übergeordneten Fragen wie Standortmarketing, Öffentlichkeitsarbeit und Arbeitsmarktthemen zur 
Verfügung. Zudem sind sämtliche anteilig und vollständig getragenen (Cluster-)Netzwerke Thüringens 
über die entsprechenden Abstimmungsgremien institutionell in die clusterpolitische 
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 Letzten Endes sei Clusterpolitik eine Form der Regionalentwicklung, da die Vorteile eines Clusters über dessen Grenzen 
hinaus einer gesamten Wirtschaftsregion zugutekämen (CM-P4).  
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werden fortgeführt und mit dem Clustermanagement abgestimmt, eine unmittelbare Zuwendung an Clustermanagement-





Entscheidungsfindung auf wirtschaftspolitischer Landesebene eingebunden. Die einzelnen 
Netzwerkmanagements konzentrieren sich in der Wahl ihrer eigenen Instrumente zunächst lediglich 
auf die Betreuung ihrer Mitglieder und finanzieren sich ausschließlich über deren Vereins- und 
Veranstaltungsbeiträge. Zur Rückmeldung etwaiger übergeordneter Entwicklungsbedarfe an die Ebene 
der Clusterpolitik besteht trotzdem aufgrund des regelmäßigen beiderseitigen Austauschs weiterhin 
ein unmittelbarer Draht zwischen Cluster- und Netzwerkmanagement und Politik. 
6.3.2.3 Entstehung von Konkurrenzsituationen mit bestehenden Verbänden und zwischen einzelnen 
 Netzwerken innerhalb des räumlichen Bezugsbereichs der Clusterförderung   
Das Auftreten von Konflikten mit bereits bestehenden Verbänden, die eine Konkurrenzsituation um 
die Vertretung von Firmen innerhalb des Bezugsbereichs der Clusterinitiativen befürchteten, hat man 
im Falle Hamburgs durch verschiedene Instrumente zur Einbindung der jeweiligen Interessengruppen 
bewältigt. Zunächst sollte den Verbänden durch die Einführung kostenloser Doppelmitgliedschaften 
für diejenigen Clusterakteure, die bereits eine (kostenpflichtige) Mitgliedschaft in einem Branchen- 
oder Lobbyverband innehatten, die Angst genommen werden, zahlende Mitglieder an die neu 
gegründeten Clusterinitiativen als alternative Vernetzungs- und Repräsentationsplattformen zu 
verlieren (CM-P3; CP-P11). Wenn die Stimmung einmal gekippt und das wechselseitige Vertrauen 
verloren sei, würde eine Einbindung der lokalen Einzelinteressen und eine entsprechende 
Zusammenarbeit zum gemeinsamen Vorteil ansonsten erheblich erschwert. Man wollte sich folglich 
nicht als Wettbewerber zu etablierten Strukturen präsentieren, sondern den universellen 
Unterstützungsanspruch der Clusterförderung unterstreichen. Entsprechend sollte ebenso eine 
frühzeitige Einbindung von etablierten Strukturen und Verbänden vor Ort in die Konzeption der 
Clusterinitiative erfolgen, um etwaige Konkurrenzsituationen erst gar nicht entstehen zu lassen. In der 
Praxis bindet das befragte Clustermanagement der Freien und Hansestadt Hamburg daher die 
Leitungsebenen der lokal etablierten Branchenverbände in den Vorstand des Clustervereins ein: „das 
ist sozusagen die Stimme der kleinen und mittleren Unternehmen als Vorstandsmitglied“ (CM-P3). Darüber 
hinaus werden regelmäßig sämtliche regionalen Stakeholder, angefangen von den einzelnen 
Mitgliedsunternehmen und -institutionen, der Massengesellschaft der Hansestadt, 
Interessenverbänden, Kammern und Gewerkschaften, bis hin zu den Kommunalverwaltungen der 
angrenzenden Landkreise sowie der angrenzenden Bundesländer über einmal jährlich tagende 
sogenannte Kuratorien über die fortwährende strategische und operative Clusterarbeit informiert. 
Zukünftig solle dieses Gremium auch stärker partizipativ ausgestaltet werden, um die Einbindung der 
entsprechenden Stakeholder zu vertiefen.  
Ein ebenfalls auf das Auftreten von Konkurrenzsituationen bezogenes Problem in der Verstetigung von 
Clustermanagement illustriert erneut ein Beispiel aus dem Freistaat Thüringen, anders als im Falle 
Hamburgs hier jedoch bezogen auf die Konkurrenz der jeweiligen Clusternetzwerke untereinander. 
Der Thüringer Gesprächspartner hatte zuvor schon auf die Notwendigkeit der Anzahl einer 
hinreichend großen Zahl auch umsatzstarker Netzwerkpartner zur finanziellen Unterhaltung der 
jeweiligen Netzwerke verwiesen. In der Praxis sei dies nicht immer gewährleistet gewesen. Zudem 
hätten zwischen einzelnen Netzwerken thematische Überschneidungen bestanden, so dass eine 
unnötige Redundanz in der Clusterarbeit resultierte und die einzelnen Netzwerke miteinander im 
Wettbewerb um zahlungsfähige Mitglieder stünden. In der Folge sei darüber nachzudenken, einzelne, 
thematisch nah beieinanderstehende Netzwerke zusammenzuschließen, um ihnen über die somit 
erfolgende Konsolidierung die nötige kritische Masse zur Schaffung von „stabilen nachhaltigen 
Strukturen“ (CP-P7) zu verleihen.  
6.3.3 Einfluss von Faktoren jenseits der Kontrolle der Clusterakteure  
Sowohl die befragten Clusterpolitiker als auch die Clustermanager verwiesen im Hinblick auf die Frage 





unmittelbaren Einflussnahme clusterpolitischer Akteure entzögen. Im Vordergrund stehen dabei 
Umfeldbedingungen, die aus der speziellen Struktur der jeweiligen regionalen 
Unternehmenslandschaften im Hinblick auf Branchenfokus und Unternehmensgröße, aber auch aus 
unternehmensinternen strategischen Überlegungen heraus resultieren.  
Eine partizipative Clusterförderung setzt eine kritische Masse souveräner lokaler Akteure in Wirtschaft 
und Wissenschaft voraus. Zwar ist die kritische Masse als Schwellenwert zwar weder in der Theorie 
noch in der Praxis klar qualifizierbar, so wird im Gespräch mit den Repräsentanten der neuen 
Bundesländer dennoch deutlich, dass eben jene souveränen Entscheider – gerade im KMU-Bereich – 
zumindest außerhalb der Ballungsräume der großen Städte, wenig zahlreich sind. Häufig fungieren die 
lokal ansässigen Unternehmen zudem als reine Produktions- und Servicestandorte ohne jedwede 
unternehmerische Eigenständigkeit und sind daher schwer über clusterpolitische Maßnahmen zu 
erreichen. Zudem sind zahlreiche spezialisierte Hersteller von Zulieferprodukten sehr stark an 
Leitfirmen außerhalb der jeweiligen Region gebunden. Eigenständige Entwicklungen und 
Portfolioentscheidungen werden vom Abnehmer gar unterbunden. Die Gesprächspartner aus den 
neuen Bundesländern berichten in diesem Zusammenhang von einer fehlenden Bereitschaft der 
auswertigen Leitfirmen zur Aufwertung ihrer Lieferanten. Aus Sachsen wird berichtet, dass jene 
Leitfirmen die Abhängigkeit der Zulieferer ausnützen und einzelnen lokalen Auftragsherstellern mit 
eigener Entwicklungsabteilung die Einreichung entsprechender Patente unter Androhung des 
Auftragsentzugs untersagen würden (Vgl. CP-P6). Ziel sei es, eine konkrete Vermarktung technischer 
Neuerungen an Dritte, zu verhindern, sowie generell technologische Spillover zum potentiell eigenen 
Nachteil zu vermeiden. Ein Clustermanagement oder die öffentliche Hand können jedoch nicht in den 
unternehmerischen Souveränitätsbereich von Firmen, sei es lokal oder außerhalb des Clusters, 
eindringen und direkten Einfluss ausüben. Investitionsentscheidungen und Bestellverhalten liegen 
immer noch nur bei den Unternehmen selbst.   
Die beschränkte Beeinflussbarkeit clustertechnischer Mechanismen zeigt sich auch in der Anbahnung 
von Kooperationen: „wenn die Chemie nicht stimmt, wenn da keine Offenheit herrscht, da ist es dann schon 
schwierig…“ (CM-P2). Man könne lediglich die Gelegenheit schaffen, die die Akteure dann zum 
informellen Austausch und zum Kennenlernen nutzen können. Den Rest entscheiden sie selbst. 
Entsprechend viel Geduld ist in der Entwicklung eines Vertrauensklimas angebracht. Die 
Interviewpartner berichten, dass sich viele Akteure auch im engeren Clusterverbund und nach Jahren 
der Zusammenarbeit mitunter keine Idee wegschnappen lassen wollen und daher zunächst sehr 
diskret mit Neuerungen umgehen, so dass es teilweise – auch allen indirekten Spillovern zum Trotz – 
zu Dopplungen von FuE-Anstrengungen kommt. Allen Anstrengungen zur Ausbildung eines 
Kooperationsklimas zum Trotz lässt sich dieses Phänomen, welches nicht zuletzt auch innerhalb von 
Firmen anzutreffen ist, nicht gänzlich aus der Weilt schaffen (Vgl. CM-P2). Letzten Endes sei es jedoch 
Ausdruck der Gleichzeitigkeit von Wettbewerb und Kooperation in einem funktionierenden Cluster.  
6.3.4 Schlussfolgerungen für Konzeption und Aufbau nachhaltigen Clustermanagements  
Die Befragung der Interviewpartner aus Clustermanagement und Clusterpolitik bestätigt zunächst das 
gängige Bild einer Profession des Clustermanagements, die sich stetig im Laufe der vergangenen Jahre 
und auf Basis der grundsätzlichen Ideen von Michael Porter herausgebildet hat (Vgl. Terstriep 2008; 
Wrobel/Kiese 2009). Bei den Befragten ist im Allgemeinen zudem ein Bewusstsein für die 
Möglichkeiten und Grenzen des Clusteransatzes in der Förderung regionaler Wirtschaftsstrukturen 
vorhanden. Die regionalwirtschaftlichen Unterschiede des jeweiligen Umfelds der Interviewpartner 
verdeutlichen jedoch ebenso anschaulich die Persistenz bekannter Herausforderungen des Anspruchs, 
ein explizites, top-down induziertes regionales Clustermanagement auf vollständig eigenfinanzierte 
Fundamente zu stellen. Die Ergebnisse zeigen auch, dass dort, wo die clusterpolitische Praxis 





pragmatischer Umgang mit der Idee der Förderung von Clustern als nurmehr einem von mehreren 
möglichen Instrumenten einer regionalen Wirtschaftsförderung eine Vielzahl von Möglichkeiten zur 
Auflösung des grundlegenden Konflikts der Inkongruenz öffentlicher und privater Ziele in der 
Ausgestaltung von Clustermanagement eröffnet. Die Ergebnisse der vorliegenden Studie 
unterstreichen damit die Notwendigkeit einer streng regionalspezifischen Herangehensweise an die 
Förderung von Clustern, die auf Basis einiger generischer operativer und strategischer 
Hygienefaktoren in der Gestaltung etwaiger Körperschaften zum zentralen Management von Clustern 
eine Mischung aus expliziten und impliziten Elementen der Clusterförderung zulässt sowie die 
Führungs- und Finanzierungsstruktur eines Clustermanagements dem jeweiligen Verhältnis aus 
hoheitlichen und privaten Zielen und Aufgaben anpasst. In Abhängigkeit vom jeweiligen regionalen 
Entwicklungsziel einer clusterpolitischen Maßnahme erscheint nicht in jedem Fall eine vollständige 
Abkopplung aller clusterpolitischen Maßnahmen von öffentlichen Geldern ratsam oder gar möglich. 
Vielmehr sollte ab dem Punkt der anteiligen strukturellen Einbindung privaten Kapitals eine 
institutionelle Trennung entsprechender Aufgabengebiete wie z.B. Infrastrukturentwicklung und 
Netzwerkförderung aber auch unterschiedlicher Aspekte der Netzwerkentwicklung erfolgen, um eine 
differenzierte, langfristig tragfähige Finanzierungsstruktur aller clusterpolitischen Maßnahmen im 
Sinne einer erfolgreichen Wirtschaftsförderung zu gewährleisten. Insofern sollte eine konzeptionelle 


































In der Gesamtbetrachtung lässt sich festhalten, dass in der clusterpolitischen Praxis, sowohl auf Ebene 
der operativen Clustermanagements als auch auf Ebene der übergeordneten wirtschaftspolitischen 
Entscheider, klare Vorstellungen dazu herrschen, wie durch eine regionale Schwerpunktsetzung in der 
Wirtschaftsförderung langfristig tragfähige, clusterbezogene Austauschdynamiken hergestellt werden 
können. Die Sichtweisen darauf, was ein zu diesem Zwecke eingerichtetes Clustermanagement 
organisatorisch und institutionell konstituiert und welche Aufgaben es in eigener Verantwortung zu 
erfüllen hat, gehen dabei zwar punktuell und in Abhängigkeit übergeordneter wirtschaftspolitischer 
Prämissen sowie spezifischer regionalwirtschaftlicher Strukturen auseinander. Generell scheint jedoch 
ein grundsätzlich kongruentes konzeptionelles Verständnis der wesentlichen Mechanismen einer 
Clusterentwicklung sowie der Möglichkeiten und Grenzen einer effektiven Beeinflussung durch ein 
dediziertes, wirtschaftspolitisch adäquat integriertes, Clustermanagement vorhanden zu sein.  
Folgende Erkenntnisse in Bezug auf das Grundverständnis einer clusterorientierten 
Wirtschaftsförderung mithilfe institutionalisierter Clustermanagements sowie den praktischen Aufbau 
langfristig erfolgreicher und tragfähiger Clustermanagementstrukturen lassen sich zusammenfassend 
feststellen. 
7.1 Was konstituiert einen Cluster in den Augen der befragten Akteure? 
Die Interviewpartner zeichnen im Hinblick auf die Definition von Clustern ein differenziertes Bild. Sie 
beziehen sich zwar in der Regel zunächst auf die Clusterdefinition nach Michael Porter und bezeichnen 
Cluster als regionalwirtschaftliches Phänomen, betonen jedoch in vielen Fällen den instrumentellen 
Charakter von Clustern als Werkzeug einer regionalwirtschaftlichen Förderung zur Herstellung lokaler 
Kooperationsstrukturen in bestimmten, regional verstärkt vertretenen – und damit aus 
wirtschaftspolitischer Sicht interessanten – Branchen. So lässt sich zunächst zusammenfassend 
feststellen: 
 Die befragten Clustermanager sind sich der Rolle grundlegender Clustermechanismen96 und 
Umfeldfaktoren97 zur Herstellung interorganisationaler Zusammenarbeit zum gegenseitigen 
Vorteil bewusst, betrachten jedoch dabei die Rolle des zwischenbetrieblichen Wettbewerbs 
eher als Kontextvariable, vor deren Hintergrund ein austauschorientierter sozialer und 
institutioneller Brückenbau betrieben werden muss98.  
Cluster sind nach Ansicht der befragten Clustermanager regionale Zusammenballungen einer 
kritischen Anzahl von Akteuren aus Wirtschaft und Wissenschaft, die untereinander vernetzt sind und 
entlang einer möglichst vollständigen Produktionskette koordiniert handeln. Von allen 
Gesprächspartnern wird die unmittelbare räumliche Nähe als Voraussetzung für die Clusterbildung 
und Grundfacette einer Clusterzugehörigkeit hervorgehoben. Allerdings sei diese für den Aufbau 
sozialer Austausch- und zwischenbetrieblicher Kooperationsstrukturen sowie einer regionalen 
Clusteridentität zwar von zentraler Bedeutung, jedoch noch kein hinreichender Grund für eine 
Clusterzugehörigkeit. Erst im Zusammenspiel mit dem funktionalen Bezug eines Akteurs zum 
Wertschöpfungsgeflecht des Clusters, d.h. in Form komplementärer Produkte und Dienstleistungen, 
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 Genannte Mechanismen sind hier z.B. die lokale Netzwerkbildung und ein damit einhergehender interorganisationaler und 
persönlicher (sozialer) Austausch zwischen den Clusterakteuren, positive Imageeffekte des Clusterstandorts, lokale 
Konzentration von Investiv- und Humankapital, Vernetzung in der externen Clusterdimension, Zuzug und Neugründung von 
Unternehmen, Technologie- und Wissenstransfer im Rahmen institutioneller und sozialer Kontakte u.a..   
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 Hier wird bspw. auf die kritische Anzahl, Art und Größe der regional ansässigen Unternehmen Bezug genommen, sowie auf 
eine gemeinsame Identität und Strategiebildung, ein Clustermanagement als institutionelle Steuerungsebene, 
Kooperationsbereitschaft, Flankierung der Clusterentwicklung durch die öffentliche Hand sowie kennzahlenbasierte 
Monitoring- und Evaluationsprozesse in der Steuerung des Clustermanagements u.a. 
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 Bspw. durch Anregung vorwettbewerblicher Zusammenarbeit zweier oder mehrerer Konkurrenten in der Entwicklung 





entstünde eine typische Clusterdynamik. Hierbei wird der Fokus von den Befragten vornehmlich auf 
vertikale Komponenten als Kerndeterminante einer Zugehörigkeit gelegt, also eher auf Kooperation 
statt auf Wettbewerb (auf horizontaler Ebene) gesetzt. Ein Cluster kann über einen lokalen 
Clusterkern und über eine periphere laterale oder externe Dimension verfügen, in der auch 
geografisch weit entfernte Partner aufgrund ihrer relationalen Nähe in das Wertschöpfungsgeflecht 
des Clusters integriert werden. Über eine große bzw. kritische Anzahl potentieller attraktiver 
Arbeitgeber wird der Cluster attraktiv für Talente aus aller Welt, zudem entsteht ein lebendiger lokaler 
Arbeitsmarkt, der dem indirekten Wissensaustausch zugutekommt. Internationale Sichtbarkeit und 
nachgewiesene Wertschöpfung99 verleihen dem Cluster zusätzlich an Attraktivität für internationales 
Investitionskapital, Unternehmen ziehen zu und neues Wissen strömt in den Standort. Als Grundlage 
sowohl einer standorttechnischen Profilbildung als auch der Nachhaltigkeit von Clustermanagement 
wird die Institutionalisierung des Clusters als Verein betrachtet. Dieser kann in der Praxis als 
Auftraggeber und Träger des Clustermanagements fungieren.  
Für die befragten Clusterpolitiker stellt sich die Frage nach der Definition eines Clusters ähnlich dar 
wie für die oben beschriebene Sicht der Clustermanager. Allerdings vertreten sie eine eher auf 
übergeordnete branchenspezifische Merkmale ausgerichtete Perspektive. So ist für die befragten 
Clusterpolitiker ein Cluster eine lokal gehäufte Anwesenheit von Unternehmen und wissenschaftlichen 
Einrichtungen einer bestimmten Branche, die von wechselseitigen Kooperationsverflechtungen der 
einzelnen Akteure gekennzeichnet wird. Sie erkennen grundsätzlich an, dass Cluster nicht vom Staat 
geschaffen werden können, betrachten die Einrichtung von Clustermanagements unter Beteiligung 
der öffentlichen Hand jedoch als Instrument zur Erreichung clustertypischer Idealzustände. 
 Für die befragten Clusterpolitiker spielt die Schaffung clusterbezogener Kooperationsstrukturen 
entweder endogen bzw. bottom-up durch die Clusterakteure selbst oder aber aufgrund 
staatlicher Initiativen eine wesentliche Rolle in der Clusterdynamik. Ohne Clustermanagement 
sei ein Cluster kein Cluster.   
7.2. Warum müssen Cluster gefördert werden? 
Die Analyse der Grundvoraussetzungen einer langfristig erfolgreichen Clusterentwicklung hin zu einem 
eigendynamischen, sich selbst tragenden regionalen inter-institutionellen Netzwerkverbund hat 
gezeigt, dass in vielen Fällen ein förderpolitischer Eingriff seitens der öffentlichen Hand notwendig ist, 
um gegebene lokale Clusterpotentiale zur vollen Entfaltung zu bringen.  
Mehrere Interviewpartner berichten übereinstimmend von teils stark ausgeprägten 
Verflechtungsdefiziten, sowohl im Hinblick auf interorganisationale Wertschöpfung entlang der 
vertikalen Clusterdimension, als auch bezüglich koordinierter Standortentwicklungsmaßnahmen auf 
der horizontalen Ebene. Jene Defizite fänden sich sowohl in relativ strukturstarken, als auch in 
vergleichsweise schwächeren Regionen. Während sie im letzteren Fall als potentielle Gefahr für die 
gesamtwirtschaftliche Stabilität der Region (ostdeutsche Bundesländer) wahrgenommen wird, sieht 
man in den industriell geprägten westdeutschen Ballungsgebieten in der Clusterförderung hingegen 
eher eine Chance zum weiteren Ausbau der eigenen Wettbewerbsposition.  
 Die befragten Clusterpolitiker schätzen die Fähigkeit von regionalen Clusterpotentialen, sich 
eigenständig aus sich selbst heraus und unabhängig von wirtschaftspolitischen Eingriffen von 
außen, zu entwickeln, als unzureichend ein. Sie demonstrieren dabei während der Gespräche 
vielfach ein Bewusstsein für die immanente Beschränktheit endogener Austauschdynamiken 
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vor dem Hintergrund technologischer Externalitäten sowie die Rolle von regionalspezifischen 
Entwicklungspfaden.  
Demnach befänden sich selbst erfolgreiche und entlang internationaler Wertschöpfungsketten sehr 
gut vernetzte Firmen in langjährig gewachsenen selbstreferenziellen Filterblasen, welche ihnen den 
Blick auf Möglichkeiten in unmittelbarer lokaler Umgebung verbauten, so dass die einzelbetrieblichen 
Kapazitäten nicht mit nahegelegenen Unternehmen und Forschungspartnern gewinnbringend 
koordiniert werden könnten. Hinzu kämen die für Deutschland als typisch angenommenen 
Kooperationsdefizite zwischen Wissenschaft und Wirtschaft, die zu einer international vergleichsweise 
geringen Kommerzialisierungsrate wissenschaftlicher Ergebnisse durch einheimische Firmen 
beitrügen. Der Staat müsse daher in vielen Fällen unterstützend eingreifen, um durch entsprechende 
investive Vorleistungen Austauschanreize zu schaffen, und somit die Hürden (unvollständige 
Informationen, fehlendes Vertrauen, fehlender unmittelbar ersichtlicher Mehrwert etc.) eines 
interorganisationalen Austauschs verringern. Die Bewertung der Sensibilität der befragten 
Clusterpolitiker gegenüber der Beschränktheit endogener Selbstentwicklungspotentiale sollte jedoch 
stets mit Blick auf die jeweils zugrundeliegende Clusterdefinition erfolgen. So werden sowohl im 
Freistaat Bayern als auch in Berlin-Brandenburg ganze landesweit verstreute Branchenfelder als 
Cluster definiert. Es ist aus konzeptioneller Sicht nur folgerichtig, dass deren 
Eigenentwicklungspotentiale zur Herausbildung einer lokalen Identität sowie relationaler Nähe durch 
geteilte lokale Infrastrukturen und Institutionen begrenzt sind und eine wirtschaftspolitische 
Flankierung entsprechender Vernetzungsmaßnahmen daher notwendig erscheint.  
Die befragten Clustermanager bestätigen das unter Clusterpolitikern verbreitete Bild eines latenten 
Austauschdefizits, sowohl innerhalb der bis heute von Planwirtschaft und Wendebruch gezeichneten 
ostdeutschen Regionen100 als auch innerhalb der etablierten und international erfolgreichen 
westdeutschen Industriestandorte. In Abwesenheit zuvor bereits endogen erfolgter 
Vernetzungsimpulse, etwa durch einzelne Leitfirmen, sei es in den meisten Fällen nicht ohne 
koordinierende Eingriffe einer operativen Vernetzungsinstanz zu erwarten, dass Clusterpotentiale zur 
vollen Entfaltung kämen. Wie auch im Falle der befragten Clusterpolitiker, sehen die Clustermanager 
dies in der Existenz von Informationsasymmetrien, Kulturschranken und zunächst gering ausgeprägter 
Mehrwerte in den jeweiligen Anfangsphasen kooperativer Projekte.  
 Die befragten Clustermanager bestätigen das Bild eines von immanenten 
Kooperationshemmnissen geprägten lokalen Akteursumfelds welches eine endogene 
Clusterentwicklung hemmt oder gar unterbindet. Eine zentrale Netzwerkkoordination sei daher 
in vielen Fällen notwendig, um eine interorganisationale Zusammenarbeit und Koordination 
anzustoßen und zu verwalten. 
Ein clusterpolitischer Eingriff über dedizierte Vernetzungsinstitutionen, wie bspw. ein öffentlich 
initiiertes Clustermanagement (sofern dies noch nicht aufgrund einzelbetrieblicher, privater Initiative 
erfolgt ist), sei daher nicht nur sinnvoll, sondern oft notwendig, um kulturelle Schranken101 zwischen 
Wirtschaft und Wissenschaft zu überbrücken. Eine zentrale Institution, die das Projektmanagement 
macht und Ideen aufgreift, für die noch kein unmittelbarer Mehrwert ersichtlich ist, sei daher 
unverzichtbar in einem Umfeld zwischenbetrieblicher Unsicherheit und fehlender 
Kooperationserfahrungen. Aus diesem Grunde seien Regionen mit institutionalisierten 
Clustermanagements demnach auch erfolgreicher als andere. 
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7.3 Was macht ein Clustermanagement? 
Die befragten Akteure beider Seiten sehen im Clustermanagement die institutionelle Klammer des 
Clusters. Ein Clustermanagement übernimmt die administrative Betreuung des Clusters sowie dessen 
operative Führung und steuert bzw. koordiniert sämtliche Clusteraktivitäten. Da sich die strategischen 
Agenden der Clusterentwicklung in der Regel mit den allgemeinen regionalpolitischen Zielstellungen 
der öffentlichen Hand überschneiden und Clustermanagements daher häufig von der politischen 
Ebene entsprechend instrumentalisiert werden, kann es grundsätzlich zu Überschneidungen von 
öffentlichen und privaten Zielen und Interessen kommen. So dienen Clustermanagements aus Sicht 
der öffentlichen Hand in der Regel als lokale Moderatoren zur Integration aller relevanten Akteure und 
bestehenden Netzwerke vor Ort in den übergeordneten Regionalentwicklungsprozess. Die 
strategischen Agenden werden dabei teils als konkrete Visionen hinsichtlich einer Positionierung im 
weltweiten Standortwettbewerb formuliert102, die Erhöhung der Leistungsfähigkeit und 
Innovationskraft der ansässigen Unternehmen ist dabei meist eine zentrale Zielvariable.  
 Clustermanagement wird von den befragten Praktikern die Rolle einer formalen Repräsentanz 
der im jeweiligen Clusternetzwerk vertretenen Akteure zugeschrieben, die über die 
Bereitstellung bestimmter Dienst- und Unterstützungsleistungen auf die kollektiven Bedarfe 
der lokalen Clustermitglieder eingehen und als Schnittstelle zum Informationsaustausch 
zwischen allen Stakeholdern fungieren kann. In der Funktion als Informationsschnittstelle leitet 
sie ebenfalls Informationen zum wirtschaftspolitischen Handlungsbedarf aus der betreffenden 
Region in die entsprechend verantwortlichen Kreise auf der politischen Entscheidungsebene 
weiter und fungiert oftmals als dessen operativer Erfüllungsmechanismus.   
Der Leitansatz clusterpolitischer Maßnahmen eines Clustermanagements liegt dabei stets in der 
Gewährleistung eines effektiven Technologietransfers, um eine produktive Kommerzialisierung am 
Standort zu ermöglichen und somit Wachstum und Beschäftigung zu sichern. Im Kern geht es dabei 
um die ergebnisorientierte Vernetzung aller Akteure am Standort, sprich, um die konkrete 
Zusammenarbeit in organisationsübergreifenden Projekten. Ferner umfasst das Tätigkeitsprofil der 
Clustermanagements in den vorliegenden Fällen die Unterstützung des strukturellen Ausbaus der 
regionalen FuE-Infrastruktur – bspw. durch die Schaffung gemeinsam genutzter FuE-Plattformen und 
Labors – sowie die Gewinnung neuer Ansiedler, Talente und Innovationskapital. Ebenso gehören 
Standortmarketing und Öffentlichkeitsarbeit zum Aufgabenspektrum. Das jeweils tatsächliche 
Aufgaben- und Tätigkeitsprofil variiert in Abhängigkeit der regionalen Ausgangslage, dem 
politökonomischen Hintergrund sowie der Lebenszyklusphase der einzelnen Cluster.  
 Die befragten Clustermanager eint ein grundlegender Dienstleistungsgedanke in der 
Selbsteinschätzung. Sie orientieren sich nach eigener Aussage stets am jeweiligen Bedarf und 
Mehrwert für die lokalen Akteure. Letzterer wird meist in der erfolgreichen Anbahnung 
produktorientierter FuE-Projekte gesehen, die in der vorwettbewerblichen Phase einer 
Produktentwicklung auch zwischen Wettbewerbern am Standort einen wirkungsvollen Hebel 
zur Realisierung endogener Innovationspotenziale darstelle.  
Die im Rahmen der vorliegenden Untersuchung geführten Gespräche haben gezeigt, dass im Hinblick 
auf die Frage der Nachhaltigkeit von Clustermanagement bei den mit der operativen Durchführung 
betrauten Clustermanagern sowie den auf politischer Entscheidungsebene an einer wirtschaftlichen 
Entwicklung des jeweiligen clusterpolitischen Bezugsraumes interessierten Akteuren gleichermaßen 
ein ausgeprägter Fokus auf eine anzustrebende eigenständige, von Clustermitgliedern durch ein 
entsprechendes operatives und finanzielles Engagement mitgetragene, langfristig beständige 
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Fortführung der administrativen und koordinierenden Tätigkeiten im Clusterverbund ein 
selbstverständlicher Bestandteil der strategischen und operativen Zielstellungen ist. Diese Zielsetzung 
spiegelt sich in der bewussten Auseinandersetzung mit einer mehrwertgerechten und dadurch 
refinanzierbaren Ausgestaltung des jeweiligen Dienstleistungsportfolios. Allgemeines 
Standortmarketing und Öffentlichkeitsarbeit zur Generierung einer Akzeptanz bestimmter 
Technologien in der Region, sowie die Organisation von Veranstaltungen, die potentiell einem 
breiteren Nutzerkreis über den Cluster hinaus zugutekommt, werden dabei eher dem öffentlichen 
Aufgabenbereich zugerechnet. Nichtsdestotrotz könne in der Regel nicht auf entsprechende 
Maßnahmen verzichtet werden, wolle man die Entwicklungsgrundlage des Clusterverbunds effektiv 
stabilisieren und verbessern. Die die jeweiligen Clustermanagements beauftragenden Clustervereine 
bilden die Gesamtheit der clusterbezogenen Verflechtungen und komplementären Interaktionen an 
den jeweiligen Standorten zudem nach Aussage der Clustermanager nur unzureichend ab, so dass der 
Bezugsmaßstab für clusterpolitische Maßnahmen in vielen Fällen über die institutionellen Grenzen der 
Cluster hinausgeht. Eine klare Trennung öffentlicher und privater bzw. einzelbetrieblicher 
Interessensphären wird dadurch erschwert und eine Umwandlung öffentlicher bzw. quasi-öffentlicher 
Güter in Klubgüter zur Refinanzierung clusterpolitischer Maßnahmen sei dadurch oftmals kaum 
möglich. Solange ein Clustermanagement Maßnahmen zur Verfügung stelle, die einer potentiell 
breiteren Öffentlichkeit innerhalb und außerhalb des Clusters zugutekommt, müsse die öffentliche 
Hand einen entsprechenden finanziellen (Sockel-)Beitrag leisten. 
 Sowohl die befragten Clustermanager als auch die Clusterpolitiker beurteilen eine vollständig 
auf private Refinanzierbarkeit ausgelegte Gestaltung von Clustermanagementportfolios als 
problematisch, sofern eine umfassende Bereitstellung clustertechnisch nutzbringender 
Instrumente allein durch das Clustermanagement erfolgen soll.  
7.4 Wann ist ein Clustermanagement nachhaltig? 
Der zentrale Gradmesser des clusterpolitischen Erfolges im Hinblick auf die Tätigkeit eines 
Clustermanagements wird von den befragten Akteuren in der dauerhaft beständigen Überwindung 
lokaler Austausch- und Kooperationshemmnisse zwischen unternehmerischen und wissenschaftlichen 
Akteuren und einer damit einhergehenden pro-aktiven Mitgestaltung der ansässigen Akteure 
gesehen. Ausdruck dieses Erfolges sei es, wenn es einem Clustermanagement gelänge, Akteure 
zusammenzubringen, die, weil sie etwa in Konkurrenz zueinanderstehen oder schlichtweg nichts 
voneinander wüssten, zuvor nicht zusammengearbeitet haben um im Zuge jener Zusammenarbeit zu 
der Erkenntnis kommen zu lassen, dass eine fortgesetzte Kooperation auch unabhängig von etwaigen 
Förderanreizen von außen, sinnvoll sei. Ein Clustermanagement kann demnach dann als nachhaltig im 
Sinne seiner Zielstellung betrachtet werden, wenn es durch eine bedarfsgerechte Ausgestaltung seiner 
täglichen Arbeit auf die Belange der ansässigen Clusterakteure erreichen würde, dass die 
Clustermitglieder die Angebote des Clustermanagements annehmen und bereitwillig mitgestalten, 
zunächst einmal unabhängig von einer etwaigen Zahlungsbereitschaft. Von einzelnen 
Interviewpartnern wird in diesem Zusammenhang darauf verwiesen, dass sich ein Clustermanagement 
im ultimativen Erfolgsfall, d.h. sobald sich eine eigenständige Interaktionsdynamik zwischen den 
ansässigen Clusterakteuren entfaltet hätte, als Institution zur Steuerung und Koordination des Clusters 
sogar überflüssig machen würde. Eine positive Zahlungsbereitschaft für Leistungen des 
Clustermanagements wird in diesem Zusammenhang jedoch als mittelbarer Indikator für die 
bedarfsgerechte und im Sinne der Generierung eines Mehrwerts für die Clusterakteure wirksamen 
Ausgestaltung der Clustermanagementarbeit gesehen.  
Das Thema Verstetigung wird von den befragten Praktikern nicht nur privatwirtschaftlich interpretiert 
und auf das bloße Weiterbestehen lokaler Netzwerke bzw. die Zahlungsbereitschaft der 





Clusterdynamik neben einer sich selbst tragenden Netzwerkdynamik ebenso einer langfristigen 
partnerschaftlichen Flankierung durch öffentlich getragene wirtschaftspolitische Maßnahmen im 
Bereich der öffentlichen Dienstleistungen oder zumindest eines unmittelbaren institutionellen 
Schnittpunktes mit der Politik. Die Akquise von Neuansiedlungen, wesentliche Maßnahmen zur 
Fachkräftesicherung und -ausbildung sowie die institutionelle Forschungsförderung fallen in den 
Bereich der öffentlichen bzw. hoheitlichen Aufgaben, sind jedoch für eine nachhaltige Entfaltung der 
regionalen Wirtschaftspotentiale nach Ansicht der befragten Akteure unverzichtbar. So bestünden 
nachhaltige Entwicklungen im Cluster nicht zuletzt aus der konsequenten Steigerung der Attraktivität 
des Standorts für spezialisierte Arbeitnehmer aus Wirtschaft und Forschung.  
Es solle vielmehr der übergeordnete Zweck der clusterpolitischen Maßnahmen im Auge behalten 
werden. Und ob dieser Zweck nun vom Clustermanagement höchst selbst, quasi in öffentlich-privater 
Funktion erfüllt würde oder ob die öffentliche Hand, wie im Fall von Thüringen durch übergeordnete 
öffentliche Körperschaften die Bereitstellung auch regionalwirtschaftlich bedeutender öffentlicher 
Güter sicherstellen würde, sei für die Nachhaltigkeit der Maßnahmen insgesamt irrelevant. Wesentlich 
sei lediglich die grundsätzliche „Verstetigung“ eines gemeinschaftlichen Engagements im Cluster, 
sowohl im Hinblick auf die Strukturen des Clustermanagements, als auch die aktive Partizipation und 
Interaktion der Clusterakteure untereinander. 
7.5 Welche Rolle wird dem Staat zuteil? 
Die oben aufgeführten Aussagen legen nahe, dass die Interviewteilnehmer sich selbst im Falle einer 
Bereitstellung von Klubgütern einer mangelnden Zahlungsbereitschaft seitens der Akteure 
gegenübersehen, da viele Klubgüter in den Augen der nutznießenden Akteure aufgrund der 
Heterogenität des Clusternetzwerks oder möglichen Wechselwirkungen mit der Region (oder auch der 
allgemeinen Clustergesamtheit) nicht hinreichend in ihrem Nutzerkreis einschränken lassen. Wie 
schon zuvor aus der Literatur abgeleitet und in Abschnitt 4.3.5.1 Schwierigkeiten einer Umwandlung 
öffentlicher Netzwerke in private Klubs dargelegt, hängt die Möglichkeit zur Wahrung des 
beitragswürdigen Mehrwerts einer Dienstleistung im Wesentlichen von der Gesamtheit der 
Mitgliedschaft im Clusternetzwerk ab sowie davon, ob die Auswirkungen der Bereitstellung in 
ausreichendem Maße von Ausschließbarkeit geprägt bleiben. Die offiziellen Clusterverbünde – 
institutionalisierte Clusternetzwerke oder die ein Clustermanagement beauftragenden Clustervereine 
– decken die Clustergesamtheit im Allgemeinen nur ungenügend ab. Wie die Untersuchung gezeigt 
hat, sind die Clusterakteure nicht unbedingt willens, etwaig notwendige investive Maßnahmen zur 
Entwicklung von clusterspezifischen Dienstleistungen mitzutragen. Dies kann etwa die Generierung 
von Inhalten einer Fortbildungsmaßnahme im Sinne aller Clustermitglieder betreffen, weil die 
Auswirkungen der Bereitstellung ebenso einer mehr oder weniger großen Zahl weiterer 
Clustermitglieder zugutekommen sowie potentiell einen über den zur Refinanzierung herangezogenen 
Kreis der unmittelbaren (Klub-)Mitglieder hinausgehenden Nutzen haben. Das Problem ist, dass 
Schulungs- und Studieninhalte – seien sie noch so clusterspezifisch – nach ihrer Erstellung potentiell 
jedem zur Verfügung stehen. Dies gilt insbesondere dann, wenn die betreffenden Inhalte Bestandteil 
von Ausbildungsprogrammen in Berufsschulen oder Universitäten sind. Selbst innerhalb des 
Clusternetzwerks zeigt sich dieses Problem.  Der Bedarf an bestimmten Schulungsinhalten ist nicht für 
jeden Clusterteilnehmer gleich, so dass auch eine Umlage der Erstellungskosten auf alle (zahlenden) 
Mitglieder im Netzwerk nicht auf uneingeschränkte Befürwortung stößt. Teils werden jene investiven 
Komponenten einer Generierung clusterspezifischer Dienstleistungen daher von den Mitgliedern der 
Clustervereine als hoheitliche Aufgaben betrachtet – auch, wenn lediglich die Gesamtheit der 
Clustermitglieder, also gewissermaßen der Klub, die relevante Bezugsgesamtheit ist. Gelingt es nicht, 
die nötigen Erstellungskosten bspw. durch entsprechend üppig ausfallende Umsätze aus Nutzungs- 





möglicherweise eine strukturelle Finanzierungslücke. Um einen aus Geldmangel erzwungenen Verzicht 
auf die Entwicklung sinnvoller oder im Sinne der Clusterentwicklung notwendiger Maßnahmen bzw. 
deren Einstellung zu verhindern, muss der Staat diese Lücken füllen. Aufgrund des im Laufe der 
Gespräche häufig betonten starken Regionalbezugs der Clusterentwicklung bringen die befragten 
Interviewpartner in diesem Zusammenhang ihre Befürchtungen über den Wegfall positiver 
Externalitäten (Spillover) zum Ausdruck, wenn der Staat sich an dieser Stelle aus der Finanzierung 
zurückzieht und somit auf Maßnahmen mit ganzheitlicher regionalwirtschaftlicher Wirkung verzichtet 
werden muss.  
In den Gesprächen kommt klar zum Ausdruck, dass Angebote und Maßnahmen, die aus 
konzeptioneller Sicht als Klubgüter bezeichnet werden können, dem clusterspezifischen 
Ausschlussmechanismus zum Trotz in der Praxis nicht unbedingt in ihrer Gesamtheit (Erstellung und 
Bereitstellung) von einer Zahlungsbereitschaft erfasst werden. So wird die Gestaltung von Studien- 
und Ausbildungslehrgängen im Einzugsbereich der jeweiligen Clusterinitiativen meist nur über die 
finanzielle Beteiligung der öffentlichen Hand ermöglicht, da eine Konzeption der entsprechenden 
Inhalte meist einer grundsätzlich breiteren Öffentlichkeit zugutekommt. Für eine Teilnahme an 
entsprechenden clusterspezifischen Fort- und Ausbildungsmaßnahmen wiederum wird im 
Allgemeinen bereitwillig gezahlt. Den befragten Clustermanagements gelingt es meist – in 
Abstimmung mit den jeweiligen Partnern auf Seiten der öffentlichen Hand und unter Wahrung einer 
entsprechenden Transparenz innerhalb des Clusternetzwerkes – über die Gestaltung eines 
entsprechenden Finanzierungsmixes die einzelnen Instrumente zielgruppengereicht zu bepreisen und 
ggfs. vollständig oder anteilig vom staatlichen Fördermittelgeber bezuschussen zu lassen, so dass stets 
genügend Geld zur Fortführung der Maßnahmen in der Kasse ist. Neben der meist in der 
Anfangsphase notwendigen Finanzierung von Clusterinitiativen durch die öffentliche Hand ergibt sich 
aus der obigen Erläuterung die Notwendigkeit zu einer grundsätzlich dauerhaften Unterstützung der 
Clusterentwicklungsdynamik durch den Staat. Diese sollte die Bereitstellung öffentlicher Güter sowie 
die finanzielle Bezuschussung von Klubgütern, die über Teilkomponenten mit potentiell als 
öffentliches Gut wahrgenommenem Charakter verfügen, umfassen und institutionell klar vom 
Clustermanagement getrennt sein. Da, wo eine geringe Zahlungsbereitschaft für einzelne 
Komponenten der Leistungserbringung evident ist, weil der mögliche Nutzerkreis innerhalb des 
Clusters zu groß ist oder aber über das unmittelbare bzw. institutionalisierte Clusternetzwerk 
hinausgeht, sollte der Staat stets eine Fehlbedarfsfinanzierung tragen. 
7.6 Schlussfolgerungen für den Aufbau nachhaltiger Clustermanagements  
Die Befragung der Interviewpartner bestätigt die bisherige Literatur auf vielfältige Weise, wenngleich 
sie wesentliche Aspekte des bisherigen Konsenses erheblich in Zweifel zieht. So kann die 
Notwendigkeit einer streng regionalspezifischen Herangehensweise in der Förderung von Clustern an 
dieser Stelle nur betont werden. Der Anspruch einer rein privat finanzierten Verstetigung von 
Clustermanagementstrukturen als Gradmesser der Nachhaltigkeit von Clustermanagement ist jedoch 
grundsätzlich in Frage zu stellen.  
Die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit führen zu folgenden Schlussfolgerungen: 
 Es besteht grundsätzlich die Notwendigkeit zu einer dauerhaften Unterstützung der 
Clusterentwicklungsdynamik durch den Staat.  
 Öffentliche und private Zielstellungen sollten institutionell separiert werden, sobald privates 
Finanzierungskapital anteilig in die Trägerschaft eines Clustermanagements mit einfließt. 
 Die Maßgabe der perspektivisch vollständigen Eigenfinanzierung sollte unbedingt vom Begriff 





Den Schlussfolgerungen der vorliegenden Arbeit liegt die grundlegende Erkenntnis zugrunde, dass sich 
der Konflikt zwischen öffentlichen und privaten Zielstellungen in einer auf private Refinanzierung von 
Clustermanagement abstellenden öffentlichen Clusterförderung in der Praxis nicht auflösen lässt. Dies 
bezieht sich zunächst auf den Bereich der öffentlichen Dienstleistungen: Clusterentwicklung ist immer 
auch Regionalentwicklung. Zur effektiven Stabilisierung und Verbesserung der Entwicklungsgrundlage 
des Clusterverbunds kann auf Maßnahmen, die potentiell einem breiteren Nutzerkreis zugutekommen 
nicht verzichtet werden103. Der Bezugsmaßstab für clusterpolitische Maßnahmen geht über die 
institutionellen Grenzen von Clusterorganisationen hinaus, da Clustervereine die Gesamtheit der 
clusterbezogenen Verflechtungen und komplementären Interaktionen am jeweiligen Standort nur 
unzureichend abbilden. Private Netzwerke sind keine clusterbezogenen Instrumente, der 
Regionalentwicklungscharakter geht verloren. Dadurch erfolgt ebenso der Verlust der 
regionalwirtschaftlichen Geltungsmacht als Interessenvertretung der Clustermitglieder. Ein dergestalt 
konzipiertes Clusternetzwerk besäße keine wirtschaftspolitischen Einflussmöglichkeiten und verlöre 
somit sein Alleinstellungsmerkmal gegenüber Verbänden und Branchennetzwerken. Im Wettstreit um 
zahlende Mitglieder wäre man nur noch eine beliebige Beratungsinstitution unter vielen. Aber auch im 
Falle einer Bereitstellung von Klubgütern durch ein Clustermanagement lässt sich in der 
clusterpolitischen Praxis das Problem der fehlenden Zahlungsbereitschaft privater Akteure für Güter 
und Dienstleistungen nicht immer vollständig umgehen: Klubgüter können aufgrund der Heterogenität 
des Clusters oder möglicher Wechselwirkungen mit der Region mitunter ebenso von beschränkter 
Zahlungsbereitschaft seitens der Clusterakteure betroffen sein – so z.B. im Ausbildungsbereich. Es 
entstehen strukturelle Finanzierungslücken, für deren Kompensation wiederum der Staat einspringen 
muss. Werden diese Lücken nicht vom Staat gefüllt, droht ggf. der Wegfall positiver Externalitäten.  
Im Hinblick auf den Aufbau nachhaltiger Clustermanagementstrukturen wird die Ausrichtung auf eine 
vollständig private Trägerschaft im Ergebnis dieser Arbeit daher als problematisch eingestuft. Eine 
100%ige Eigenfinanzierung für ein vollumfängliches Clustermanagement, d.h. 
Netzwerkdienstleistungen und zusätzlich Maßnahmen mit gesamtwirtschaftlicher Wirkung, ist 
aufgrund der Art und Intensität der Maßnahmen und Aufgaben nahezu ausgeschlossen. Zum einen 
stellt das Erreichen einer sowohl zahlenmäßig hinreichenden als auch finanziell potenten 
Mitgliederbasis eine für viele Clusternetzwerke ohnehin schwer überwindbare Barriere dar, 
insbesondere in relativ strukturschwachen und von finanzschwachen KMU geprägten Regionen. Zum 
anderen persistieren Probleme mit der Zahlungsbereitschaft der Clusterakteure, die auch die 
Bereitstellung von Klubgütern betreffen. Darüber hinaus stellt sich die Frage der clusterpolitischen 
Bezugsebene eines solchen komplett privat finanzierten Clustermanagements. Um in den Worten der 
befragten Clustermanager zu sprechen: 100% privates Geld bedeutet 100% private Ziele. Im Resultat 
spräche man zwar von einer im Sinne der lokalen industriellen Auftraggeber aktiven 
Clusterentwicklung, jedoch nicht von einer über spezifische private Interessen hinausgehende richtige 
Standortentwicklung. Staatliche Unterstützung sollte demzufolge die Bereitstellung öffentlicher Güter 
sowie die finanzielle Bezuschussung von Klubgütern, die über Teilkomponenten mit möglicherweise 
als öffentlich wahrgenommenem Charakter verfügen, umfassen und institutionell klar vom privat zu 
verstetigenden Teil des Clustermanagements getrennt sein. Der Autor plädiert konkret für eine 
Flankierung privatwirtschaftlich zu verstetigender Clustermanagements durch die öffentliche Hand: 
Ein privat refinanziertes lokales Netzwerkmanagement mit institutionellem Schnittpunkt zur Politik 
und der entsprechenden Möglichkeit, öffentliche Dienstleistungen clusterbezogen zu koordinieren. 
Eine solcherlei gestaltete Verknüpfung der privaten und öffentlichen Sphären würde zudem eine 
bedeutende Signalwirkung hinsichtlich der Gestaltungsmacht und Langlebigkeit des 
                                                          
103
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Clustermanagements entfalten und die Beteiligungsbereitschaft potentieller Mitglieder – gemessen in 
Zeit, Personal und Geld – positiv beeinflussen.    
In letztendlicher Konsequenz bedeuten die obigen Ausführungen, dass die Frage der Nachhaltigkeit 
von Clustermanagement nicht rein privatwirtschaftlich begriffen werden sollte. Vielmehr sollte die 
Nachhaltigkeit eines Clustermanagements im Sinne der übergeordneten Zielstellung clusterbezogener 
Maßnahmen, z.B. der einer langfristigen Regionalentwicklung, nicht nur im Sinne des 
Instrumentariums selbst – wie bspw. eines rein privat finanzierten Clustermanagements – verstanden 
werden. Zentraler Gradmesser des clusterpolitischen Erfolgs ist die dauerhaft beständige 
Überwindung lokaler Austausch- und Kooperationshemmnisse zwischen unternehmerischen und 
wissenschaftlichen Akteuren – auch ohne Förderanreize von außen. Dies bedeutet überdies, dass eine 
dauerhafte Unterstützung der Clusterdynamik durch den Staat grundsätzlich als notwendig zu 
betrachten ist. Die Verstetigung von Clustermanagement ist nicht nur privatwirtschaftlich zu 
interpretieren und auf das Weiterbestehen lokaler selbstfinanzierter Netzwerke zu reduzieren. Die 
langfristige Absicherung einer erfolgreichen Clusterdynamik bedingt umfeldorientierte 
wirtschaftspolitische Maßnahmen im Bereich der öffentlichen Dienstleistungen, um die volle und 
nachhaltige Entfaltung der regionalen Potentiale zu gewährleisten.  
7.7 Handlungsempfehlungen für den Aufbau nachhaltiger Clustermanagements  
Die Analysen und Untersuchungen haben gezeigt, dass ein nachhaltiges Clustermanagement über die 
reine Netzwerkbildung hinausgeht. Sowohl in der Literatur als auch in der Praxis der befragten Akteure 
steht die Frage der Nachhaltigkeit in direktem Zusammenhang mit der Entwicklung der gesamten 
einen Cluster umgebenden Region. Um den damit einhergehenden grundsätzlichen Konflikt zwischen 
öffentlichen und privaten Zielstellungen und Ansprüchen miteinander zu versöhnen, bietet sich, wie 
oben bereits betont, eine institutionelle Trennung beider Sphären an. Im Falle Thüringens erfolgt dies 
recht anschaulich über die Einrichtung einer übergeordneten staatlichen Clustermanagement-
Körperschaft, die über die Bereitstellung übergreifender Dienstleistungen und Hilfestellungen – 
sowohl öffentlicher Güter als auch Klubgüter ohne hinreichenden privaten Charakter – die 
freistaatweiten Clusternetzwerke in solchen Bereichen unterstützt, in denen diese Kapazitäts- oder 
Kompetenzlücken haben. Dies kann ein Standortmarketing oder auch Öffentlichkeitsarbeit betreffen, 
aber auch Veranstaltungsmanagement, internationale Vernetzung und Fachkräftegewinnung 
beinhalten. Das Thüringer Clustermanagement dient zudem aus Rückkopplungsplattform hinsichtlich 
einer gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in den jeweiligen Regionen und Standorten der Netzwerke 
und wird mitsamt seinen Maßnahmen vom Freistaat sowie aus EU-Mitteln dauerhaft finanziert. Die 
Clusternetzwerke selbst erhalten jedoch maximal eine staatliche Anschubfinanzierung, sind darüber 
hinaus aber finanziell auf sich allein gestellt. Thüringen vermag es auf diese Weise, zwischen 
allgemeinen wirtschafts- und industriepolitischen Interessen auf der einen Seite und clusterpolitischen 
Interessen auf der anderen Seite zu trennen. Öffentliches bleibt öffentlich und Privates bleibt privat. 
Die jeweiligen Netzwerkmanager selbst stellen in Folge dessen ihren Mitgliedern stets entweder 
private oder aber Klubgüter mit hinreichend privatem Charakter bedarfsgerecht zur Verfügung und 
können sich über Mitgliedsbeiträge und Gebühren usw. refinanzieren.       
Hinsichtlich der kostenfreien Zurverfügungstellung von clusterbezogenen Maßnahmen zeigen die 
Erfahrungen der Interviewpartner deutlich, dass zunächst öffentlich gestützte Maßnahmenportfolien 
nicht „von Anfang an umsonst“ angeboten werden sollten, da ansonsten Gewöhnungseffekte und 
damit mittel- bis langfristig ein partielles Crowding-out von privatem Kapital die Folge sein kann. 
Vielmehr müssen von Anbeginn der Initiative an Mechanismen etabliert sein, die zumindest eine 
anteilige Finanzierung durch privates Kapital, bspw. in Form einer Teilnahmegebühr o.ä., 
voraussetzen. Ist dies nicht erfolgt, sehen sich clusterpolitische Entscheider später meist außer Stande, 





Form zu überführen, selbst dann, wenn die Leistungen des Clustermanagements hinreichend 
mehrwertige Angebote umfassen. Berlin sah und sieht sich dieser Herausforderung gegenüber und hat 
ein Mittel gefunden, über die Gründung technologieorientierter, thematisch fokussierter und 
institutionalisierter „Netzwerke im Clusternetzwerk“ einen funktionierenden Ausschlussmechanismus 
zu etablieren, der es erlaubt, einen inhaltlich interessierten Kreis an Akteuren pro-aktiv in eine 
konkrete produktorientierte Kooperation einzubinden. Das jeweilige Clustermanagement (der in Berlin 
kostenlosen und vergleichsweise amorphen Cluster) definiert dabei in Zusammenarbeit mit relevanten 
Leitakteuren  technologiespezifische Themen und etabliert entsprechende Initiativen rund um deren 
Bearbeitung, zieht sich nach erfolgter Gründung jedoch langsam aus der Governance der Initiativen 
zurück. Eine Teilnahme und Mitsprache in der Gestaltung und Führung der jeweiligen Initiativen ist für 
die Akteure dabei von Anfang an eine finanzielle Beteiligung gebunden. Berlin gelang es auf diese 
Weise bisher bereits mehrere solcher Initiativen als öffentlich-private Kooperationsmodelle zu 
initiieren. Jene Initiativen formen nun zudem die einzelnen, für eine eigendynamische und nachhaltige 
Entwicklung unverzichtbaren, institutionellen Netzwerkkerne, die zuvor fehlten. 
7.8 Weiterer Forschungsbedarf 
Im Verlauf der vorliegenden Arbeit konnten wertvolle Einblicke in den praktischen Umgang mit 
verschiedenen Herausforderungen einer nachhaltigen Gestaltung von Clustermanagement gewonnen 
werden. Gleichzeitig sind neue Fragen aufgeworfen worden. Die Arbeit stützte sich in der Generierung 
der Daten auf die Auswertung von mündlich geführten Interviews anhand teilstrukturierter, d.h. 
relativ offener Interviewleitfäden, da im Bereich der gestellten Forschungsfragen zum Zeitpunkt der 
Formulierung des Forschungsinteresses noch keine hinreichende Literatur existierte. Durch die 
Verschiedenheit der jeweiligen institutionellen und wirtschaftspolitischen Hintergründe sowie 
persönlichen Erfahrungen der einzelnen Interviewpartner gelang es, eine Vielzahl an verschiedenen 
Perspektiven auf die Gestaltung langfristig effektiver und tragfähiger Clustermanagementstrukturen zu 
sammeln und thematische Schwerpunkte für eine tiefergehende Analyse zu identifizieren. Es war im 
Rahmen dieser Erhebung naturgemäß leider nicht möglich, jeden Aspekt in hinreichender Tiefe zu 
erörtern, so dass die Analyse und Schlussfolgerung dieser Arbeit als Ausgangsbasis einer sich 
idealerweise hieran anschließenden detaillierten wissenschaftlichen Ergründung spezieller 
Einzelaspekte mittels schriftlicher Befragung eines repräsentativen Akteurskreises betrachtet werden 
sollte.     
Konkreter weiterer Forschungsbedarf besteht demnach in der Differenzierung von öffentlichen, 
privaten und Klubgütern in der gelebten clusterpolitischen Praxis der Clustermanagements. Die 
Aussagen der Interviewpartner lassen in ihrer jeweiligen Verwendung der Begriffe eine bewusste oder 
unbewusste Verwischung der einzelnen Facetten vermuten. Vielfach klang es so, also ob 
Clustermanagements lediglich entweder öffentliche oder private Güter bereitstellen würden. Somit 
steht die Frage im Raum, ob die befragten Akteure aus dem Clustermanagement durch die 
Verwendung des Begriffes öffentlicher Güter anstelle von Klubgütern eine mögliche Bequemlichkeit 
im Hinblick auf den Anspruch auf fortgesetzte Bezuschussung durch den Staat kaschieren wollten oder 
aber eine unmerkliche Gewöhnung an den Status-quo eingesetzt hat. Um dieser Vermutung 
nachzugehen und somit die Schlussfolgerungen der vorliegenden Arbeit zu validieren oder falsifizieren 
sollte eine erneute strukturierte Befragung durchgeführt werden.   
Der Fokus der vorliegenden Arbeit lag explizit auf qualitativen Aspekten der Clustermanagementpraxis 
sowie clusterpolitischer Grundsätze. Eine quantitative Erfassung deskriptiver Eckdaten der befragten 
Clustermanagements (Gründungsjahr, Mitgliederzahl, Organisationsstruktur, Personal, finanzielle 
Ausstattung, Anteil öffentlicher Mittel am Budget, Gebührenordnung etc.) hat nicht in erschöpfendem 
Maße stattgefunden. Eine neuerliche Beschäftigung mit dem Spannungsverhältnis zwischen 





und Beitragsstruktur anteilig öffentlich und privat finanzierter Clustermanagementkörperschaften 















































ALECKE, B.; UNTIEDT, G. (2005): Zur Förderung von Clustern. „Heilsbringer“ oder „Wolf im Schafspelz“? 
GEFRA – Gesellschaft für Finanz- und Regionalanalysen GbR Münster 
ANDERSSON, T. (2004): The Cluster Policies Whitebook; Sweden: IKED 
ANLANGER, R. (2002): Factbook Cluster in Österreich. Definition, empirische Untersuchungen, 
Erfolgsfaktoren, Fallbeispiele; Wirtschaftsverlag Carl Ueberreuter: Wien 
ANSELL, C.; GASH, A. (2007): Collaborative governance in theory and practice; in: Journal of Public 
Administration Research and Theory, November, S. 1-29 
ASHEIM, B.T.; ISAKSEN, A: (2002): Regional Innovation Systems: The Integration of Local “Sticky” and 
Global “Ubiquitous” Knowledge; in: Journal of Technology Transfer (27), S.77-86 
ATHERTON, A.; JOHNSTON, A. (2008): Clusters formation from the “bottom-up”: a process perspective; 
in: C. Karlsson (Hrsg.), Handbook of Research on Cluster Theory, Edward Elgar: Cheltenham, UK, 2008 
AUDRETSCH, D.B.; FELDMAN, M.P. (1996): Innovative clusters and the Industry life cycle; in: Review of 
Industrial Organization, 11, S. 253-273 
AUDRETSCH, D.B.; LEHMANN, E.E. (2005): Does the Knowledge-Spillover Theory of Entrepreneurship 
hold for Regions?; In: Research Policy Vol. 34, Nr. 8, S. 1191-1202  
AZIZ, K. A.; NORHASHIM, M. (2008): Cluster-Based Policy Making: Assessing Performance and 
Sustaining Competitiveness; in: Review of Policy Research; Vol. 25, Nr. 4; The Policy Studies 
Organization 
BASYUK, A. S.; ANISIMOV, A. Yu.; PROKHOROVA, V. V.; KOLOMYTS, O. N.; SHUTILOV, F. V. (2016): 
Administration Management in the Innovation Cluster; in: International Review of Marketing 
Management, Nr. 6 (S6), Special issue on “Management of Systems of Socio-Economic and Legal 
Relations in Modern Conditions of Development of Education and Society”, S. 180-184  
BATHELT, H.; DEWALD, U. (2008): Ansatzpunkte einer relationalen Regionalpolitik und 
Clusterförderung; in: Zeitschrift für Wirtschaftsgeographie, Jhg. 52, H 2/3, S.163-179 
BATHELT, H.; GLÜCKLER, J. (2002): Wirtschaftsgeographie in relationaler Perspektive: Das Argument 
der zweiten Transition; In: Geographische Zeitschrift, Jhg. 90, Nr. 1, S.20-39  
BATHELT, H.; MALMBERG, A.; MASKELL, P. (2004): Clusters and knowledge: local buzz, global pipelines 
and the process of knowledge creation; In: Progress in Human Geography, Vol. 28, Nr. 1, S. 31-56 
BECK, R. C.; WÄLTRING, F. (2008): The Cluster Cosmos with Change Vision: From a linear to a 
reflection-oriented cluster promotion approach in Germany; in: mesopartner (Hrsg.): Milestones in a 
process of innovation, change and development. A birthday anthology for Dr. Jörg-Meyer Stahmer; 
Buenos Aires, Dortmund 2008 
BECKORD, C. (2007): Clusterbasierte Entwicklungsstrategien in der Wirtschaftsförderung aufgezeigt am 
Fallbeispiel Sachsens - Vorschläge zur Umsetzung eines integrativen Clustermanagements; 
Dissertationsschrift, Technische Universität Chemnitz, veröffentlicht unter: http://archiv.tu-
chemnitz.de/pub/2007/0022 
BEER, C.; TERSTRIEP, J. (2010): Clusterinitiativen unter Druck? Finanzierungsmodelle helfen 






BEIJE, P.R.; NUYS, O. (1995): The Dutch Diamond: The Usefulness of Porter in Analyzing Small 
Countries; Apeldoorn: Garant 
BENNER, M. (2012): Clusterpolitik – Wege zur Verknüpfung von Theorie und politischer Umsetzung; 
Dissertationsschrift, Universität Heidelberg; LIT-Verlag, Berlin 
BERGMAN, E. M. (2008): Cluster life-cycles: an emerging synthesis; in in: C. Karlsson (Hrsg.), Handbook 
of Research on Cluster Theory, Edward Elgar: Cheltenham, UK, 2008 
BESLEY, T. (2006): Principled Agents? The Political Economy of Good Government; Oxford: Oxford 
University Press 
BLUM, U. (2008): Institutions and Clusters; in: C. Karlsson (Hrsg.), Handbook of Research on Innovation 
and Clusters – Cases and Policies. Edward Elgar: Cheltenham, UK, 2008. 
BMBF (2009): Forschung und Innovation für Deutschland – Bilanz und Perspektive; BMBF, Referat 111 
– Innovationspolitische Querschnittsfragen, Rahmenbedingungen; Bonn, Berlin 2009 
BOEKHOLT, P.; THURIAUX, B. (1999): Public Policies to Facilitate Clusters. Background, Rationale and 
Policy Practices in International Perspective; in: OECD (Hrsg.): Boosting Innovation. The Cluster 
Approach; Paris; S. 381-412 
BORRÁS, S.; TSAGDIS, D. (2008): Cluster Policies in Europe: Firms Institutions, and Governance; 
Cheltenham, Northampton (Massachusetts): Edward Elgar 
BOSCHMA, R.A. (2005): Proximity and Innovation: A Critical Assessment; in: Regional Studies, 39(1), S. 
61-74 
BRAKMAN, S.; van MARREWIJK, C. (2012): Reflections on Cluster Policies; CESifo Working Papers, Nr. 
3963; CESifo GmbH – Münchener Gesellschaft zur Förderung der Wirtschaftswissenschaft; online 
verfügbar unter: https://www.cesifo.org/en/publikationen/2012/working-paper/reflections-cluster-
policies; zuletzt geprüft am 10.11.2019 
 
BRAND, K.-W.; JOCHUM, G. (2000): Der deutsche Diskurs zu nachhaltiger Entwicklung; 
Abschlussbericht eines DFG-projekts zum Thema „Sustainable Development/Nachhaltige Entwicklung 
– Zur sozialen Konstruktion globaler Handlungskonzepte im Umweltdiskurs“; MPS-Texte 1/2000, 
Münchner Projektgruppe für Sozialforschung e.V. 
BRENNER, T.; FORNAHL, D. (2003): Politische Möglichkeiten und Maßnahmen zur Erzeugung lokaler 
branchenspezifischer Cluster; in: Jahrbuch für Wirtschaftswissenschaften 54, 73-100. 
BRENNER, T. (2004): Local Industry Cluster: Existence, Emergence and Evolution; London und New 
York: Routledge 
BROEKEL, T.; MEDER, A. (2008): The Bright and the Dark Side of Cooperation for Regional Innovation 
Performance; in: Jena Economic Research Papers 2008-053 
BRUCH-KRUMBEIN, W.; HOCHMUTH, E. (2000): Cluster und Clusterpolitik. Begriffliche Grundlagen und 
empirische Fallbeispiele aus Ostdeutschland; Schüren, Marburg 
BUCHHOLZ, F. (2006): Kooperative Regionalentwicklung durch Regionalmanagement? Eine Analyse am 
Beispiel der Regionen Chemnitz-Zwickau, Magdeburg und Braunschweig; Schriftenreihe des Instituts 





BÜHRER, S.; KROLL, H.; STAHLECKER, T.; BRANDT, T.; ZIMMERMANN, A.; KULICKE, M.; KOSCHATZKY, K.; 
BAIER, E. (2008): Zwischenevaluation der Cluster-Offensive Bayern. Abschlussbericht; München: 
Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung 
BUHL, C. M. (2010): Kontinuität, Stabilität und Effektivität – Wie Netzwerke und Cluster nachhaltig 
erfolgreich sein können!; Geschäftsstelle der Kompetenznetze Deutschland c/o VDI/VDE Innovation + 
Technik GmbH; Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (Hrsg.), Berlin   
BUHL, C. M.; MEIER zu KÖCKER, G. (2009): Innovative Netzwerkservices. Netzwerk- und 
Clusterentwicklung durch maßgeschneiderte Dienstleistungen; Geschäftsstelle der Kompetenznetze 
Deutschland c/o VDI/VDE Innovation + Technik GmbH; Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie (Hrsg.), Berlin   
CAMAGNI, R. (1991): Local “Milieu”, Uncertainty and Innovation Networks: Towards a New Dynamic 
Theory of Economic Space; In: Camagni, R. (Hrsg.), Innovation Networks: Spatial Perspectives, Belhaven 
Stress, London, UK and New York, USA 
CAMAGNI, R. (1995): Global network and local milieu: towards a theory of economic space; in: S. 
CONTI, E. MALECKI, P. OINAS (eds.), The Industrial Enterprise and its Environment: Spatial 
Perspectives; Aldershot: Avebury, S.195-216 
CASSIMAN, B.; VEUGELERS, R. (2002): R&D cooperation and spillovers: Some empirical evidence from 
Belgium; in: The American Economic Review, 92, S. 1169-1184 
CHRISTENSEN, T. A.; LÄMMER-GAMP, T.; MEIER ZU KÖCKER, G. (2012): Let’s make perfect Cluster 
Policy and Cluster Programme – Smart Recommendations for Policy Makers; VDI/VDE Innovation + 
Technik GmbH, Berlin/Copenhagen 
COHEN, W.; LEVINTHAL, D. (1990): Absorptive Capacity: A New Perspective on Learning and 
Innovation; in: Administrative Science Quarterly, 35, S. 128-152 
CORNES, R.; SANDLER, T. (1996): The Theory of Externalities, Public Goods and Club Goods; 2nd Ed., 
Cambridge: Cambridge University Press 
CORTRIGHT, J. (2006): Making Sense of Clusters: Regional Competitiveness and Economic 
Development; Discussion paper prepared for The Brookings Institution Metropolitan Policy 
Programme: https://www.brookings.edu/program/metropolitan-policy-program/; The Brookings 
Institution, Washington, DC; online verfügbar: https://www.brookings.edu/research/making-sense-of-
clusters-regional-competitiveness-and-economic-development/; zuletzt geprüft am 10.11.2019 
DAHL, M. S. (2001): What is the essence of geographic clustering?; Paper prepared for the DRUID 
Nelson & Winter Conference (Electronic Papers) 12-15 June 2001 in Aalborg, Denmark 
DELGADO, M.; PORTER, M. E.; STERN, S. (2016): Defining Clusters of related Industries; in: Journal of 
Economic Geography, Vol. 16(1), S. 1-38 
DESROCHERS, P.; SAUTET, F. (2004): Cluster-based Economic Strategy, Facilitation Policy and the 
Market Process; in: The Review of Austrian Economics, 17:2/3, S. 233-245 
DHANARAJ, C.; PARKHE, A. (2006): Orchestrating Innovation Networks; in: Academy of Management 
Review, Vol. 31(3), S. 659-669 
DOHSE, D. (2005): Clusterorientierte Technologiepolitik in Deutschland: Konzepte und Erfahrungen; in: 





DURANTON, G. (2009): California Dreamin‘: The feeble case for cluster policies; in: Review of Economic 
Analysis 3 (2011); S. 3–45 
EDELMAN, M. (1964): The Symbolic Uses of Politics; Illini Books, 42; Urbana, IL: University of Illinois 
Press 
EDER, W.; SCHEER, G. (1999): Clusterentwicklung in Österreich; ÖAR Regionalberatung GmbH im 
Auftrag des Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr, Wien 
EDLER, J.; KUHLMANN, S.; STEGMAIER, P. (2010): Fragmentierung und Koordination – Governance der 
Wissenschafts- und Innovationspolitik in Deutschland; in: SECKELMANN, M.; LANGE, S.; HORSTMANN, 
T. (Hrsg.): Die Gemeinschaftsaufgaben von Bund und Ländern in der Wissenschafts- und Bildungspolitik 
– Analysen und Erfahrungen; Interdisziplinäre Schriften zur Wissenschaftsforschung, Band 11, 2010 
EICHHORN, P.; GREILING, D. (1995): Die europäische Industriepolitik zur Förderung von Forschung und 
technologischer Entwicklung; in: Aus Politik und Zeitgeschichte B 24/95 (9. Juni 1995), S. 18-25 
ENDRES, E. (2001): Erfolgsfaktoren des Managements von Netzwerken; in: HOWALDT, J.; KOPP, R.; 
FLOCKEN, P. (Hrsg.): Kooperationsverbünde und regionale Modernisierung. Theorie und Praxis der 
Netzwerkarbeit; Gabler: Wiesbaden, S. 103-119 
ENQUETE-KOMMISSION “Schutz des Menschen und der Umwelt – Ziele und Rahmenbedingungen 
einer nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung (1998): Konzept Nachhaltigkeit. Vom Leitbild zur 
Umsetzung; Drucksache 13/11200, Deutscher Bundestag – 13. Wahlperiode 
ENRIGHT, M. J. (2000): Survey on the Characterization of Regional Clusters: Initial Results; Working 
Paper; Hong Kong Institute of Economic Policy and Business Strategy  
 
ENRIGHT, M. J. (2003): Regional Clusters: What we know and what we should know; in: BRÖCKER, J.; 
DOHSE, D.; SOLTWEDEL, R. (Hrsg.): Innovation Clusters and interregional competition (Advances in 
Spatial Science), Berlin u.a.: Springer, S. 99-150 
ERBER, G.; HAGEMANN, H. (2007): Deutsche Innovationspolitik: Herausforderungen im Zuge der 
Globalisierung; 2. Bericht, DIW Berlin, Wochenbericht Nr. 16, 18. April 2007, S. 231 – 234 
ETZKOWITZ, H. & LEYDESDORFF, L. (1997): Universities and the Global Knowledge Economy: A Triple 
Helix of University–Industry–Government Relations; in: Science, Technology, and the International 
Political Economy Series; London: Pinter 
EUROPÄISCHE KOMMISSION (2003): Cluster von Clustern; in: Regionale Innovation in Europa, Nr. 5, S.2 
FEAR, J.; KETELS, C. H.M. (2006): Cluster Mobilization in Mitteldeutschland; Harvard Business School 
Case 707-004, August 2006. (Revised March 2007.) 
FESTING, M.; ROYER, S.; STEFFEN, C. (2010): Können Unternehmen durch Cluster Wettbewerbsvorteile 
realisieren? Eine ressourcenbasierte Analyse des Uhrenclusters Glashütte; Z Manag (2010) 5, S. 165-
185; Gabler-Verlag 
FISCHEL, W. A. (2000): Zoning and Land Use Regulations; in: Boudewijn, B.; De Geest, G. (Hrsg.): 
Encycolopedia of Law and Economics, Volume 2, Cheltenham, Edward Elgar. 





FLOETING, H. (2008): Darf’s ein bisschen mehr sein? Clusterstrategien und kommunale 
Wirtschaftsförderung; in: SCHRENK, M.; POPOVICH, V. V.; ENGELKE, D. (Hrsg.): REAL CORP 2008 
Proceedings / Tagungsband; Wien, 19.-21. Mai 2008, S.227-233; www.corp.at 
FORAY, D.; DAVID, P. A.; HALL, B. H. (2011): Smart specialization – From academic idea to political 
instrument, the surprising career, of a concept and the difficulties involved in its implementation; MTEI 
– Management of Technology and Entrepreneurship Institute Working Paper Nr. 2011-001; College of 
Management of Technology, EPFL, Lausanne 
FRITSCH, M.; WEIN, T.; EWERS, H.-J. (1999): Marktversagen und Wirtschaftspolitik: Mikroökonomische 
Grundlagen staatlichen Handelns; 3. Auflage, Vahlens Handbücher der Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften, München 
FRITSCH, M. (2003): Von der innovationsorientierten Regionalförderung zur regionalisierten 
Innovationspolitik; Working Paper Nr. 2003/06; Freiberger Arbeitspapiere; Fakultät für 
Wirtschaftswissenschaften, Technische Universität Bergakademie Freiberg; online verfügbar unter: 
http://hdl.handle.net/10419/48395, zuletzt geprüft am 11.11.2019  
FRITSCH, M.; ANDREAS, S.; WERWATZ, A. (2004): Regionalisierte Innovationspolitik sinnvoll; in DIW 
Berlin Wochenbericht Nr. 27, 71. Jahrgang, 1.Juli 2004, S.383-387 
FREY, B. S.; KIRCHGÄSSNER, G. (2002): Demokratische Wirtschaftspolitik: Theorie und Anwendung; 3. 
Edition, München: Vahlen 
FROMHOLD-EISEBITH, M.; EISEBITH, G. (2005): How to institutionalize innovative clusters? Comparing 
explicit top-down and implicit bottom-up approaches; in: Research Policy, Jhg. 34, H. 8, S. 1250-1268 
FROMHOLD-EISEBITH, M.; EISEBITH, G. (2008): Clusterförderung auf dem Prüfstand. Eine kritische 
Analyse; in: Zeitschrift für Wirtschaftsgeographie, Nr. 52 2-3, S. 79-94 
GLASER, B. G.; STRAUSS, A. L. (2008): The Discovery of Grounded Theory: Strategies for qualitative 
research; Transaction Publishers, Rutgers, New Jersey 
GRAFFENBERGER, M.; ULRICH, J.; RAUCH, M. (2011): Der Clusterbegriff in Theorie und Politik. 
Teilbericht des Forschungsprojektes „Identifikation und Aufbau von Forschungsclustern in den MOEL 
vor dem Hintergrund der Internationalisierungsstrategie der Bundesrepublik“; Working Paper; 
Fraunhofer MOEZ, Leipzig 
GÜNTHER, J.; MEISSNER, D. (2017): Clusters as Innovative Melting Pots? – The Meaning of Cluster 
Management for Knowledge Diffusion in Clusters; in: J Knowl Econ; Springer Science+Business Media, 
New York 
HAMM, R.; GOEBEL, C. (2010): Identifying Regional Cluster Management Potentials – Empirical Results 
from three Northrhine-Westphalian Regions; in: Regional Science Inquiry Journal, Vol. II (2), S. 83-94 
HANTSCH, S.; KERGEL, H.; LÄMMER-GAMP, T.; MEIER ZU KÖCKER, G.; NERGER, M. (2013): Cluster 
Management Excellence in Germany – German Clusters in comparison with European peers; Institute 
for Innovation and Technology (iit), European Secretariat for Cluster Analysis (ESCA), Berlin  
HÄFNER, K. (2014): Clusterplattformen in Bayern zwischen Theorie und Praxis. Möglichkeiten und 
Begrenzungen für eine clustertheoretisch orientierte Wirtschaftsförderung; Dissertationsschrift, Julius-





HÄFNER, K. (2016): Clusterorganisationen in der Praxis. Strukturelle und institutionelle Einflussfaktoren 
auf eine clustertheoretisch orientierte Wirtschaftsförderung; in: Raumforschung Raumordnung (2016),  
Jhg. 74, S. 421-436 
HEIDENREICH, M.; MILJAK, V. (2005): Die Erneuerung regionaler Fähigkeiten. Clusterpolitik in Leipzig 
und Nürnberg; In: Initiative für Beschäftigung OWL e.V., Universität Bielefeld et al. (Hrsg.) 2005 – 
Net'swork. Netzwerke und strategische Kooperationen in der Wirtschaft; Bielefeld: Kleine, S. 101-112 
HEIMPOLD, G. (2011): Clusterpolitiken in Bayern und Thüringen: Förderpraxis nimmt wenig Rücksicht 
auf theoretische Vorbehalte; in: Wirtschaft im Wandel, Jhg. 17 (10); IWH Leibniz-Institut für 
Wirtschaftsforschung Halle; S. 356-363 
HENCKEL, D.; SPARS, G.; PÄTZOLD, R.; WUKOVITSCH, F.; BESECKE, A.; WAGNER, A.; HEINZE, W.; 
BUSCH, R.; NAISMITH, I.-C.; KÜPPER, U. I. (2007): Möglichkeiten und Grenzen einer 
länderübergreifenden Förderpolitik zur „Stärkung von wirtschaftlichen Stärken“ (Cluster) in 
Ostdeutschland; Endbericht des Forschungsprojektes, angefertigt im Auftrag des Bundesministeriums 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung; Technische Universität Berlin / Bergische Universität 
Wuppertal; Berlin; online verfügbar: https://esf.brandenburg.de/media_fast/667/Studie-
Clusterpolitik-in-Ostdeutschland.pdf; zuletzt geprüft am 11.11.2019  
HEUSER, T. (2007): Stärkung der Wirtschaftskraft von Regionen; in: KIESE, M.; SCHÄTZL, L. (Hrsg.): 
Cluster und Regionalentwicklung. Theorie, Beratung und praktische Umsetzung; Dortmund: Verlag 
Dorothea Rohn, 2007, S. 9-50 
HOSPERS, G.-J.; BEUGELSDIJK, S. (2002): Regional Cluster Policies: Learning by Comparing?; in: Kyklos, 
Vol. 55, Fasc. 3, S. 381-402 
INGSTRUP, M. B.; DAMGAARD, T. (2013): Cluster Development through Public Sector Facilitation; in: 
BROWN, K.; BURGESS, J.; FESTING, M. & ROYER, S. (Hrsg.): Resources and Competitive Advantage in 
Clusters; Mering: Rainer Hampp Verlag, S. 46-65 
Innovationsbericht des Landes Berlin (2006): Kompetenzfelder stärken – Wachstum beschleunigen; 
online verfügbar: https://www.berlin.de/sen/wirtschaft/wirtschaft/konjunktur-und-
statistik/wirtschafts-und-innovationsbericht/ (letzter Zugriff am 02.07.2018). 
JACOBSEN, B. P. (2009): Wirkungsanalysen und Erfolgsmessung in der Wirtschaftsförderung; in: 
Strategische Wirtschaftsförderung und die Gestaltung von High-Tech-Clustern: Beiträge zu den 
Chancen und Restriktionen von Clusterpolitik, Tagungsband zur Fachtagung am 08.02.2008 in 
Dortmund; Baden-Baden: Nomos, S. 161-172 
JAPPE-HEINZE, A.; BAIER, E.; KROLL, H. (2008); Clusterpolitik: Kriterien für die Evaluation von regionalen 
Clusterinitiativen; Arbeitspapiere Unternehmen und Region, Nr. 3/2008; Fraunhofer-Institut für 
System- und Innovationsforschung (Fraunhofer ISI), Karlsruhe 
JUNGWIRTH, C.; GRUNDGREIF, D.; MÜLLER, E. (2010): Governance-Regimes von regionalen Clustern – 
Ein Vergleich der Strategien staatlich und privat initiierter Cluster; in: zfbf Sonderheft Nr. 62; S. 42-62 
JUNGWIRTH, C.; GRUNDGREIF, D.; MÜLLER, E. (2011a): How to Turn Public Networks into Private 
Clubs? The Challenge of Being a Cluster Manager; In: International Journal of Entrepreneurial 
Venturing, 3/3; S. 262-280 
JUNGWIRTH, C.; MÜLLER, E.; RUCKDÄSCHEL, S. (2011b): Clustertypen – Eine Typologisierung und 






JUNGWIRTH, C.; MÜLLER, E. (2010): The sustainability of clusters – Consequences of different 
governance regimes of top-down and bottom-up cluster initiatives; Working Paper, Universität Passau; 
Präsentation auf der  Babson College Entrepreneurship Research Conference, Lausanne, 10.-12. Juni 
2010; online verfügbar unter: https://ssrn.com/abstract=1615380; zuletzt geprüft am 18.05.2019 
JUNGWIRTH, C.; MÜLLER, E. (2014a): Comparing top-down and bottom-up Cluster Initiatives from a 
Principal-Agent Perspective: What can we learn for designing Governance Regimes?; in: sbr Nr. 66; S: 
357-381 
JUNGWIRTH, C.; MÜLLER, E. (2014b): Innovationen durch Clustermanagement; in: BURR, W. (Hrsg.): 
Innovation: Theorien, Konzepte und Methoden der Innovationsforschung; Kohlhammer, Stuttgart, S. 
320-344  
KALNINS, A.; CHUNG, W. (2004): Resource-seeking agglomeration: A study of market entry in the 
lodging industry; in: Strategic Management Journal, Vol. 25, Issue 7, S. 689-699 
KAMINSKI, S. (2009): Zusammenarbeit im regionalen Cluster; in: Die regionale Clustermarke. Konzept 
strategischer Markenführung; Gabler Verlag, Wiesbaden  
KETELS, C. (2003): The Development of the cluster concept – present experiences and further 
developments; conference paper; prepared for the NRW conference on clusters, Duisburg, Germany, 
05.12.2003 
KETELS, C. (2007): Wege zu mehr Wettbewerbsfähigkeit. Stärken stärken durch clusterorientierte 
Wirtschaftspolitik; in: Ratio Nr. 4, 2007, S. 8 
KETELS, C. (2011): Cluster Policy: A Guide to the State of Debate; in: Knowledge and Economy, Springer 
Publishing 
KETELS, C.; LINDQVIST, G.; SÖLVELL, Ö. (2008): Clusters and Cluster Initiatives; Center for Strategy and 
Competitiveness, Stockholm School of Economics 
KIESE, M. (2008): Clusterkonzepte zwischen Theorie und Praxis; in: Floeting, Holger (Hrsg.), Cluster in 
der Wirtschaftsförderung – Vom Marketingbegriff zum Prozessmanagement. (= Edition Difu – Stadt 
Forschung Praxis). Berlin: Deutsches Institut für Urbanistik 2008 
KIESE, M. (2009): Die Clusterpolitik deutscher Länder und Regionen als Herausforderung für die 
Evaluation; in: WESSELS, Jan (Hrsg.) (2009): Cluster- und Netzwerkevaluation. Aktuelle Beispiele aus der 
Praxis; Berlin: Institut für Innovation und Technik 
KIESE, M. (2012): Regionale Clusterpolitik in Deutschland. Bestandsaufnahme und interregionaler 
Vergleich im Spannungsfeld von Theorie und Praxis; Marburg 
KIESE, M.; WROBEL, Martin (2011): A Public Choice Perspective on Regional Cluster and Network 
Promotion in Germany; in: European Planning Studies Vol. 19 (10), S: 1691-1712 
KIRCHGEORG, M.; WURPTS, K. (2011): Die Wettbewerbsfähigkeit Mitteldeutschlands – Statusbericht 
und Handlungsansätze: Endbericht; im Auftrag der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland GmbH; 
Leipzig: Handelshochschule Leipzig; online verfügbar: https://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:kobv:109-
opus-176013; zuletzt geprüft am 20.05.2019  
KNOP, L. (2015): The Process of Cluster Management; in: SROKA, W.; HITTMÁR, Š. (Hrsg.): 





KOSCHATZKY, K. (2011): Cluster quo vadis?; Präsentation auf der 4. Österreichischen Clusterkonferenz 
der Nationalen Clusterplattform am 1. April 2011 in Innsbruck 
Koschatzky, K. (2012): Cluster quo vadis? The future of the cluster concept; Arbeitspapiere 
Unternehmen und Region, Nr. R1/2012, Fraunhofer ISI, Karlsruhe 
KRÄTKE, S.; SCHEUPLEIN, C. (2001): Produktionscluster in Ostdeutschland. Methoden der Identifikation 
und Analyse; VSA-Verlag, Hamburg 
KRUGMAN, P. R. (1991): Geography and Trade; Leuven University Press, Leuven, Belgium; The MIT 
Press, Cambridge, Massachusetts, London, England; (Gaston Eyskens lecture series) 
 
KUJATH, H. J. (1999): Institutionelle und interorganisationale Bedingungen der Bildung von 
Unternehmensclustern - das Beispiel der west- und ostdeutschen Schienenfahrzeugindustrie; in: BISS 
public, 1999, Heft 28, S. 139-160; online verfügbar unter: http://www.irs-
net.de/download/berichte_7.pdf  
KVALE, S. (2007): Doing Interviews; SAGE Publications, London 
LAMNEK, S. (1995): Qualitative Sozialforschung; Band 1: Methodologie, Weinheim 
LANG, C.; SAUER, D. (1997): Paradoxien der Innovation; in: Mitteilungen Heft 19/1997; Verbund 
Sozialwissenschaftliche Technikforschung, online verfügbar (PID): http://nbn-
resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-100096, zuletzt geprüft am 21.02.2016  
LEHMANN, T.; JUNGWIRTH, C. (2016): Cluster Support Across Europe: A Smart Tool for Mitigating 
Perceived Local Problems?; Kapitel in: Clusters as a Driving Power of the European Economy; Editors: 
DREWELLO, H.; HELFER, M.; BOUZAR, M. (Hrsg.), Nomos Verlag; S. 66-79 
LEOW, T.; ANKELE, K.; BRAUN, S.; CLAUSEN, J. (2004): Bedeutung der internationalen CSR-Diskussion 
für Nachhaltigkeit und die sich daraus ergebenden Anforderungen an Unternehmen mit Fokus 
Berichterstattung; Endbericht and das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit; future e.V. – Umweltinitiative von Unternehme(r)n, Münster; Institut für 
ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) gGmbH, Berlin  
LERCH, F. (2009): Netzwerkdynamiken im Cluster: Optische Technologien in der Region Berlin-
Brandenburg; Dissertationsschrift, Freie Universität Berlin, veröffentlicht unter: http://d-
nb.info/1023750600/34  
LIN, N. (1999): Building a Network Theory of Social Capital; in: CONNECTIONS, Nr. 22(1), S.: 28-51, 
INSNA 
LINDQVIST, G.; KETELS, C.; SÖLVELL, Ö. (2013): The Cluster Initiative Greenbook 2.0; Stockholm: Ivory 
Tower Publishers 
LUBLINSKI, A. E. (2003): Does Geographic Proximity matter? Evidence from clustered and non-clustered 
aeronautic firms in Germany; in: Regional Studies, Vol. 37, S. 453-467 
MALMBERG, A.; SÖLVELL, Ö.; ZANDER, I. (1996): Spatial Clustering, Local Accumulation of Knowledge 
and Firm Competitiveness; in Geografisker Annaler, Series B, Human Geography, Vol 7, No 2, S. 85-97 
MALMBERG, A.; MASKELL, P. (2002): The elusive concept of localisation economies – towards a 
knowledge-based theory of spatial clustering; in: Environment and Planning A, Vol. 34 (3), S. 429-449 
MARTIN, P.; MAYER, T.; MAYNERIS, F. (2011): Public support to clusters – A firm level study of French 





MARTIN, R.; SUNLEY, P. (2003): Deconstructing clusters: chaotic concept or policy panacea? In: Journal 
of Economic Geography 3(1), S. 5–35 
 
MARSHALL, A. (1890): Principles of Economics. An introductory volume; The Macmillan Press LTD, 
London and Basingstoke 
MASKELL, P. (2001): Towards a Knowledge-based Theory of the Geographical Cluster; in: Industrial and 
Corporate Change 10 (4), S. 921-943. 
MASKELL, P.; KEBIR, L. (2005): What qualifies as a cluster theory?; DRUID Working Paper No 05-09; 
DRUID, Copenhagen Business School, Department of Industrial Economics and Strategy / Aalborg 
University, Department of Business Studies  
MAYER, H. O. (2009): Interview und schriftliche Befragung; Oldenbourg Wissenschaftsverlag, München 
MAYRING, P. (2001): Kombination und Integration qualitativer und quantitativer Analyse; in: Forum 
Qualitative Sozialforschung 2. 
MAYRING, P. (2010): Qualitative Inhaltsanalyse. Grundlagen und Techniken; 11. Auflage, Weinheim 
MEIER zu KÖCKER, G. (2009): Clusters in Germany – An empirical based Insight View on Emergence, 
Financing, Management and Competitiveness of the most innovative Clusters in Germany; Institute for 
Innovation and Technology, Berlin 
MEUSER, M.; NAGEL, U. (1991): Experteninterviews – vielfach erprobt, wenig bedacht. Ein Beitrag zur 
qualitativen Methodendiskussion; in: GARZ, D.; KRAIMER, K. (Hrsg.): Qualitativ-empirische 
Sozialforschung; Opladen, S. 441-468 
MILES, M. B.; HUBERMANN, A. M.; SALDANA, J. (2014): Qualitative Data Analysis. A Methods 
Sourcebook; 3rd Ed.; SAGE Publications 
MORGULIS-YAKUSHEV, S.; SÖLVELL, Ö. (2017): Enhancing dynamism in clusters: A model for evaluating 
cluster organizations’ bridge-building activities across cluster gaps; in: Competitiveness Review: An 
International Business Journal, Vol. 27 Issue: 2, S. .98-112  
MÜLLER, E. (2009): The efficient governance of clusters – An analysis of different modes of cluster 
management; Paper presented at the EMNet 2009 Conference, 03.09.-05.09.2009, School of 
Economics and Business, University of Sarajevo, Bosnia-Herzegowina 
MÜLLER, Elisabeth; JUNGWIRTH, Carola (2011): The Performance of Clusters - an Analysis of the 
Impact of Cluster Context, Structure, and Functioning on Cluster Performance; September 14, 2011; 
Available at SSRN: http://ssrn.com/abstract=1927275 or http://dx.doi.org/10.2139/ssrn.1927275  
MÜLLER, Elisabeth; JUNGWIRTH, Carola (2016): What drives the effectiveness of industrial clusters? 
Exploring the impact of contextual, structural and functioning determinants; in: Entrepreneurship & 
Regional Development, Vol 28, Nos. 5-6, S.: 424-447  
MÜLLER, Lysann; LÄMMER-GAMP, Thomas; MEIER zu KÖCKER, Gerd; CHRISTENSEN, Thomas Alslev 
(2012): Clusters are individuals. New Findings from the European Cluster Management and Cluster 
Program Benchmarking; VDI/VDE Innovation + Technik GmbH, Berlin; Bericht veröffentlich vom 
Dänischen Ministerium für Wissenschaft, Innovation und Hochschulbildung, Kopenhagen  
NAUWELAERS, C. (2001): Path-dependency and the role of institutions in cluster policy generation; in: 






NESTLE, Volker (2011): Open Innovation im Cluster. Eine Wirkungsanalyse zu Clusterinitiativen in 
forschungsintensiven Industrien; Gabler Verlag, Wiesbaden 
NISKANEN, W. A. (1971): Bureaucracy and Representative Government; Chicago: Aldine-Atherton 
NORTH, D. (1990): Institutions, Institutional change and Economic Performance; Cambridge: 
Cambridge University Press 
OLSON, M. (1971): The logic of collective action; Cambridge: Harvard University Press 
OTTAVIANO, G. (2003): Regional Policy in the Global Economy: Insights from the New Economic 
Geography; in: Regional Studies 37, S. 665-673 
PATCHELL, J. (1993): From production systems to learning systems: Lessons from Japan; in: 
Environment and Planning A25, S. 797-815 
PAYER, H. (2002): Wieviel Organisation braucht das Netzwerk? Entwicklung und Steuerung von 
Organisationsnetzwerken mit Fallstudien aus der Cluster- und Regionalentwicklung; 
Dissertationsschrift; Universität Klagenfurt; November 2002 
PERRY, M. (1999): Clusters Last Stand; in: Planning Practice & Research, Vol. 14(2), S. 149-152 
PORTER, M. E. (1990): The Competitive Advantage of Nations; New York: Free Press.  
PORTER, M. E. (1998): On Competition; The Harvard business review book series; Boston  
PORTER, M. E. (2003): The Economic Performance of Regions; in: Regional Studies, 37, S. 549-578 
PREISSL, B.: Deutsches Institut für Wirtschaftsförderung e.V.: „Cluster und Vernetzung – Netzwerke 
und Wettbewerb“; S. 1-6; https://www.diw.de/sixcms/detail.php?id=42419 (letztes Zugriffsdatum: 
30.06.2018) 
PREISSL, B. (2003): Innovation Clusters: Combining Physical and Virtual Links; DIW Discussion Papers 
Nr. 359, Berlin  
RAMSENTHALER, C. (2013): Was ist „Qualitative Inhaltsanalyse?“; in: SCHNELL, M.; SCHULZ, C.; KOLBE, 
H.; DUNGER, C. (Hrsg.): Der Patient am Lebensende. Palliative Care und Forschung; Springer VS, 
Wiesbaden 
REHFELD, D. (2005): Perspektiven des Clusteransatzes – Zur Neujustierung der Strukturpolitik zwischen 
Wachstum und Ausgleich; in: IAT-Report 2005-06, Institut Arbeit und Technik, Wuppertal  
ROSENFELD, S. A. (1997): Bringing Clusters into the Mainstream of Economic Development; in: 
European Planning Studies, Vol. 5(1) 
ROSENFELD, M.T.W.; FRANZ, P.; HEIMPOLD, G. (2007): Economic ‘Clusters’ in East Germany: Evidence 
on the Location and Characteristics of spatially concentrated Industries; in: Post-Communist 
Economies, Vol. 19, Nr. 1, Taylor & Francis 
SABEL, C. (1989): Flexible specialisation end the re-emergence of regional economies; in: P. Hirst und J. 
Zeitlin (Hrsg.): Reversing Industrial Decline: Industrial Structure and Policies in Britain and Her 
Competitors; Oxord: Berg, S. 17-70 
SALDERN, M. v. (1995): Qualitative versus quantitative Forschung; in: KÖNIG, E.; ZEDLER, P. (Hrsg.): 





SCHÄTZL, L.; KIESE, M. (2008): Cluster und Regionalentwicklung: Schlussfolgerungen und Ausblick; in: 
SCHÄTZL, L.; KIESE, M. (Hrsg.): Cluster und Regionalentwicklung – Theorie, Beratung und praktische 
Umsetzung; Dortmund: Rohn, S: 261-274 
SCHMIDT, A. (2007): CO-Opera – Kooperationen mit Leben füllen. Ein multiperspektivischer Blick auf die 
Entwicklung von Unternehmenskooperationen innerhalb von Clustern und Netzwerken; Carl-Auer-
Verlag, Heidelberg 
SCHRETLEN, J.-H.; DERVOJEDA, K.; JANSEN, W.; SCHAFFMEISTER, B. (2011): Uncovering excellence in 
cluster management; PricewaterhouseCoopers  
SCOTT, A.J. (1983): Industrial organisation and the logic of intra-metropolitan location – 1. Theoretical 
considerations; in: Economic Geography, 59; S. 233-250 
SCOTT, A.J. (1988): New industrial spaces: Flexible production organisation and regional development 
in North America and Western Europe; Pion, London 
SCOTT, A.J. (1998): Regions and the World Economy; Oxford: Oxford University Press  
SCOTT, A.J. (1995): The geographic foundations of industrial performance; in: Competition & Change. 
The Journal of Global Business and Political Economy 1; S. 51-66 
SEMLINGER, K. (2006): Effizienz und Autonomie in Zulieferungsnetzwerken; in: SYDOW, J. (Hrsg.): 
Management von Netzwerkorganisationen. Beiträge aus der Managementforschung; 4. Auflage, 
Wiesbaden: Gabler. S. 29-74. 
SMITH, D. M. (1971): Industrial Location. An economic geographical analysis; New York: Wiley 
SMITH, M.; BROWN, Ross (2009): Exploratory Techniques for Examining Cluster Dynamics: A Systems 
Thinking Approach; in: Local Economy, Vol. 24, Nr. 4, June 2009, S. 283-298 
SÖLVELL, O.; LINDQVIST, G.; KETELS, C. (2003): The Cluster Initiative Greenbook; Stockholm: Ivory 
Tower 
SPÖHRING, W. (1995): Qualitative Sozialforschung; Stuttgart 
STERNBERG, R. (2005): Clusterbasierte Regionalentwicklung der Zukunft. Kriterien für die Gestaltung; 
in: CERNAVIN, O.; FÜHR, M.; KALTENBACH, M.; THIEßEN, F. (Hrsg.): Cluster und Wettbewerbsfähigkeit 
von Regionen. Erfolgsfaktoren regionaler Wirtschaftsentwicklung; Berlin, S. 119-138 
(Volkswirtschaftliche Schriften, 543) 
STERNBERG, R.; KIESE, M.; SCHÄTZL, L. (2004): Clusteransätze in der regionalen Wirtschaftsförderung. 
Theoretische Überlegungen und empirische Beispiele aus Wolfsburg und Hannover; in: Zeitschrift für 
Wirtschaftsgeographie, Jhg. 48, Nr. 3-4, S. 164-181 
STORPER, M.; VENABLES, A. (2004): Buzz: face-to-face contact and the urban economy; in: Journal of 
Economic Geography, 4(4), 351-370 
SWANN, G.M.P. (2002): Towards a model of clustering in high-technology industries; in: SWANN, 
G.M.P.; PREVEZER, M.; STOUT, D. (eds.): The Dynamics of Industrial Clustering; Oxford: Oxford 
University Press  
SYDOW, J. (2001): Management von Unternehmensnetzwerken – Auf dem Weg zu einer reflexiven 
Netzwerkentwicklung?; in: HOWALDT, J.; KOPP, R.; FLOCKEN, P: (Hrsg.): Kooperationsverbünde und 





SYDOW, J. (2006): Management von Netzwerkorganisationen – Zum Stand der Forschung; in: SYDOW, 
Jörg (Hrsg.): Management von Netzwerkorganisationen; 4. Aufl.; Wiesbaden, S. 385-469 
SYDOW, J.; LERCH, F.; HUXHAM, C.; HIBBERT, P.(2011): A silent cry for leadership: Organizing for 
leading (in) clusters; in: Leadership Quarterly, 22  
TERSTRIEP, J. (2007): Cluster Management – Status Quo & Perspektiven; IAT / Institut Arbeit und 
Technik 
TERSTRIEP, J. (2008): Clustermanagement: Standards einer neuen Profession; Hrsg. v. IAT Institut 
Arbeit und Technik (Forschung Aktuell, Institut Arbeit und Technik (IAT), Westfälische Hochschule, 3). 
Online verfügbar unter http://hdl.handle.net/10419/57231, zuletzt geprüft am 04.10.2014 
TICHY, G. (2001): Regionale Kompetenzzyklen. Zur Bedeutung von Produktlebenszyklus- und 
Clusteransätzen im regionalen Kontext; in: Zeitschrift für Wirtschaftsgeographie, 45(3-4), S. 181-201 
TITZE, M.; BRACHERT, M.; KUBIS, A. (2011): The Identification of Regional Industrial Clusters Using 
Qualitative Input–Output Analysis (QIOA); in: Regional Studies, Vol. 45 (1), S. 89-102 
TITZE, M.; BRACHERT, M.; KUBIS, A. (2009): Die horizontale und vertikale Dimension industrieller 
Cluster; in: Wirtschaft im Wandel, 15. Jhg., Nr. 7/2009, Institut für Wirtschaftsforschung Halle 
TORRE, A; RALLET, A. (2005): Proximity and Localization; in: Regional Studies 39, S. 47-59 
VANBERG, V. J.; BUCHANAN, J. M. (1991): Constitutional choice, rational ignorance and the limits of 
reason; in: Jahrbuch für Neue Politische Ökonomie, 10(1), S. 61-78 
VON HIPPEL, E. (1987): Cooperation between Rivals: Informal Know-how Trading; in: Research Policy 
16, 1987, S. 291-302. 
VON THÜNEN, J. H. (1826): Der isoli[e]rte Staat in Beziehung auf Landwirtschaft und 
Nationalökonomie, oder Untersuchungen über den Einfluß, den die Getreidepreise, der Reichthum des 
Bodens und die Abgaben auf den Ackerbau ausüben; Hamburg : Perthes 
WEBER, A. (1909): Über den Standort der Industrien. 1.Teil: Reine Theorie des Standorts; 2. Auflage, 
Tübingen  
WILLIAMSON, O. E. (1964): The Economics of Discretionary Behaviour: Managerial Objectives in a 
Theory of the Firm; Englewood Cliffs, NJ: Prentice-Hall 
WROBEL, M.; KIESE, M. (2009): Aus den Augen, aus dem Sinn? Zum Verhältnis von Clustertheorie und 
Clusterpraxis; In: R. Häußling (Hrsg.), Grenzen von Netzwerken, (Netzwerkforschung, 03), Wiesbaden: 
VS Verlag für Sozialwissenschaften, S. 155-182. 
Online-Quellen: 
Bekanntmachung der Richtlinien zur Förderung der "Internationalisierung von Spitzenclustern, 
Zukunftsprojekten und vergleichbaren Netzwerken". Bundesanzeiger vom 02.12.2014: 
https://www.bmbf.de/foerderungen/bekanntmachung-985.html 
Informationen zur Hightech-Strategie des Bundes: https://www.hightech-strategie.de/ 






Anhang 1: Fragebogen zur Expertenbefragung 
Themenbereiche / Einzelfragen 
1. Erfassung personen- und tätigkeitsbezogener Hintergrundinformationen: 
 Welche Position bzw. Funktion haben Sie innerhalb Ihrer Behörde/des Clustermanagements? 
 Könnten Sie mir bitte Ihr Aufgabenfeld beschreiben (Haupttätigkeiten, Routinen)? 
 Wie lange üben Sie diese Tätigkeit schon aus? 
 Was ist Ihr fachlicher Hintergrund (Ausbildung, vorherige Tätigkeiten)? 
 In welchem konkreten Bezug steht Ihre Tätigkeit zur Clusterförderung? 
 Mit wem kooperieren Sie in ihrer clusterbezogenen Arbeit? Wie intensiv?  
2. Cluster im Allgemeinen: 
 Wie würden Sie einen Cluster beschreiben? 
 Welche Erwartungen in Bezug auf die wirtschaftliche Entwicklung einer (Ihrer) Region 
verbinden Sie mit dem Clusterkonzept (Chancen / Risiken etc.)? 
 Bei wem sehen Sie die Hauptverantwortung für die Clusterentwicklung? 
 Welche Rolle kommt der öffentlichen Hand in diesem Zusammenhang zu (z.B. Förderer, 
Träger, Initiator, Mentor, Kontrolleur, Lenker, usw.)? 
 Welche Rolle spielen institutionelle Verwaltungskörperschaften wie z.B. ein professionelles 
Clustermanagement in der Clusterentwicklung? 
2.1 Funktion, Leistungsfähigkeit und Entwicklung von Clustern  
 Wie funktionieren Cluster (Mechanismen, Dynamiken)? 
 Was macht Cluster „erfolgreich“? 
 Warum müssen Cluster gefördert bzw. gemanagt werden? 
 Welche Aspekte würden Sie als besonders bedeutend für die Entstehung und das 
anschließende Wachstum von Clusterformationen beurteilen? 
o Wie stark können Sie diese einzelnen Aspekte der Clusterentwicklung gestalten? [Wie 
stark können Sie in die Clustergenese eingreifen?] 
 Wie sollten Cluster Ihrer Meinung nach gefördert werden? 
 Was ist Ihrer Meinung nach ausschlaggebend für die erfolgreiche Umsetzung eines 
Clustervorhabens (= Projekt zur Clusterförderung, Clusterinitiativen, Clustermanagement 
usw.)? 
 Wie schätzen Sie die entsprechende Lage am hiesigen Standort ein? 
 Erfassen/messen Sie die Effektivität der Clusterförderung? (Und wie?) 
2.2 Clusterförderung durch die öffentliche Hand / Clusterpolitik  
[Fragen nur an Vertreter der öffentlichen Hand] 
 Nach welchen Grundsätzen betreiben Sie Clusterpolitik? 





 Wie ist Clusterpolitik in den wirtschaftspolitischen Rahmen eingebunden (d.h. als Teil der 
Strukturpolitik, Innovationspolitik o.ä.)? 
3. Strategische Zielsetzungen:  
 Was sind Ihre übergeordneten Zielvorgaben? (konkrete und allgemeine Ziele, Zeitrahmen, 
Zielerreichung) 
o Was wollen Sie erreichen? 
 Wie verfolgen Sie Ihre Ziele?  
o [Stellgrößen, operative Handlungsfelder] 
 Wem gegenüber sind Sie Ihre Zielvorgaben betreffend rechenschaftspflichtig? (Wer gibt Ihnen 
Ihre Ziele vor?) 
 Welche Zeitmaßstäbe legen Sie in der Verfolgung Ihrer Ziele an? 
o [Zielerreichung, Entwicklungskennzahlen, Wachstum etc.] 
 Wer sind die Stakeholder Ihrer Ziele (Anspruchsgruppen)? 
o Mit wem kooperieren Sie in Ihrer Zielverfolgung? 
o Gibt es eine gemeinsame Zielerarbeitung bzw. -abstimmung im Cluster? 
- Welche Erwartungen haben Sie an die anderen Stakeholder? 
- Wie sehen Sie deren Rolle? 
 Stoßen Sie in Ihrer Arbeit auf Konflikte?  
o Wenn ja, wie wirken sich diese Konflikte auf Ihre Arbeit bzw. auf die Effektivität der 
Clusterförderung aus? 
 Orientieren Sie sich in Ihrer Arbeit an einer „gängigen Praxis“ bzw. sog. „Best Practices“? 
o [identifizierte Erfolgsfaktoren etablierter, wettbewerbsfähiger Clusterformationen]
  
o An wem oder was orientieren sich die Akteure in ihrer Arbeit (Vorbilder, Beispiele)? 
 Wie hat sich Ihre Aufgabe im Zeitverlauf verändert? 
o [geänderte Aufgabenstellungen im Zuge der Entwicklung des Clusters, 
Kurskorrekturen, Lerneffekte] 
 Wie wird die Zielerreichung beurteilt? 
o Existieren Monitoring- und Evaluationsroutinen? 
4. Funktion und Aufgaben/Maßnahmen eines Clustermanagements: 
  Welche Rolle spielt das Clustermanagement in der Entwicklung / Förderung des Clusters? 
o Warum wird ein Clustermanagement gebraucht? 
o Welche Erfahrungen haben Sie in Ihrer Arbeit im Hinblick auf Clustermanagement 
dabei im Umgang mit den übrigen Stakeholdergruppen gemacht? 
- Welche Erwartungen werden an Sie herangetragen (Politik und 
Clustermitglieder sowie Clustermanager)? 
- Wie sieht die Zusammenarbeit in der Clusterförderung aus? 
- Wie aktiv sind die Mitglieder?  
- Wie erreichen Sie die Akteure? 
- Wer geht auf wen zu? Wie intensiv sind die Kontakte? 
- Wie hoch ist die Qualität der Beziehungen? 





- Wie gestaltete sich das Engagement der Clustermitglieder im Zeitverlauf? 
 Wo setzt Ihrer Meinung nach die Arbeit eines effektiven Clustermanagements an?  
o Welche Aufgaben sollte ein effektives Clustermanagement wahrnehmen? 
o Auf welche Zielgrößen sollte mit welchen Maßnahmen eingewirkt werden 
(Instrumentarium)? 
o Wie können die Clustermitglieder aktiviert werden (wecken von Eigeninitiative)? 
o Verändern sich die Aufgaben / Maßnahmen im Zeitverlauf? 
5. Nachhaltigkeit von Clustermanagement 
 Wie würden Sie ein wirtschaftlich nachhaltiges Clustermanagement beschreiben? 
o Welche Clustermanagementstrukturen sind für den Clustererfolg notwendig? 
o Woran würden Sie den Erfolg von Clustermanagement festmachen (im Kontext der 
Clusterentwicklung)? [Kriterien] 
o Was „macht“ Clustermanagement „nachhaltig“? 
- Organisation, Finanzierung (Mitgliederfinanzierungsquote / 
Selbstträgerschaft), Aktivierungsgrad der Mitglieder, Zufriedenheit, 
Souveränität, Legitimierung / Anerkennung der Geschäftsstelle, Personal etc. 
- Was sehen Sie als ausschlaggebend für den effektiven Aufbau bzw. die 
Etablierung eines wirtschaftlich nachhaltigen CMs an? 
- Welche Rolle spielen in diesem Zusammenhang die anderen Stakeholder 
(Politik und Clustermitglieder)? 
 Welche Rolle spielt die öffentliche Hand in diesem Prozess? 
 Welche Rolle spielen die übrigen Clusterakteure bzw. die 
Clustermitglieder in diesem Prozess? 
- Welche Rolle spielen hierbei spezifische Standortfaktoren (bereits vor 
Gründung etwaiger Cluster)? 
 Gibt es in Ihrerseits Bestrebungen zur Überführung der Finanzierung der 
Clusterentwicklungsmaßnahmen (Clustermanagement) vom öffentlichen in den privaten 
Bereich? 
- Wenn ja, auf welche Hürden stoßen Sie dabei? 
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